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VIERTELJAHRSHEFTE FÜR ZEITGESCHICHTE 
28. Jahrgang 1980 Heft 2 

ENNIO DI NOLFO 

DAS PROBLEM DER EUROPÄISCHEN EINIGUNG ALS EIN ASPEKT 
DER ITALIENISCHEN AUSSENPOLITIK 1945-1954* 

Eine entschiedene Hinwendung zu Europa als vorherrschendes Merkmal der italieni­
schen Außenpolitik nach dem Zweiten Weltkrieg vorauszusetzen, mag geradezu 
selbstverständlich erscheinen, da die Jahre, von denen hier die Rede ist, auch mit der 
Tätigkeit Alcide De Gasperis an der Spitze des Außenministeriums oder als Regie­
rungschef - von Dezember 1944 bis Juni 1953 - zusammenfallen. Diese Tatsache 
gewinnt eine ganz besondere Bedeutung, denn De Gasperi ist - zusammen mit Robert 
Schuman und Konrad Adenauer - stets als einer der „Väter" des kleinen Europa 
angesehen worden. Man muß jedoch das Problem einer näheren Prüfung unterziehen, 
will man nicht bei stereotypen Betrachtungsweisen und durch die spätere Entwick­
lung der europäischen Einigung bedingten Analogien stehen bleiben, und die tatsäch­
lichen Beweggründe und Haltungen der italienischen Außenpolitik, denen unmittel­
bar nach dem Zweiten Weltkrieg eine europäische Zielrichtung innewohnte, wahr­
nehmen. Mit anderen Worten, wir wollen hier weniger eine längere oder kürzere 
Aufzählung von Glaubensbekenntnissen liefern, als untersuchen, ob den großen Li­
nien der italienischen Außenpolitik jener Jahre eine politische Logik zugrundelag, in 
der europäische Triebkräfte ihren mehr oder weniger wichtigen Platz fanden, oder ob 
sich diese Außenpolitik, abgesehen von rituellen Bekundungen, von Motiven leiten 
ließ, in denen die Hinwendung zu Europa am Ende nur unverbindlich war und 

* Wie die beiden in den vorhergehenden Heften veröffentlichten Aufsätze von Hans-Peter Schwarz 
und Pierre Guillen befaßt sich auch die folgende Untersuchung mit der europäischen Integrations­
politik in den späten vierziger und den fünfziger Jahren. In den kommenden Heften des Jahrgangs 
1980 werden weitere entsprechende Aufsätze von Wissenschaftlern aus verschiedenen Ländern der 
Europäischen Gemeinschaft folgen. Die Multilateralisierung der Innen- und Außenpolitik im west­
europäischen Raum verlangt von der Zeitgeschichtsforschung in verstärktem Maße transnationale 
Perspektiven und auch die Zusammenarbeit mit Forschern aus den beteiligten Staaten. Aus diesem 
Grund haben sich die Herausgeber entschlossen, im laufenden Jahrgang einen gewissen themati­
schen Schwerpunkt zu setzen, der diesem forschungsstrategischen Postulat Rechnung trägt. Die 
Initiative zu diesem Anfang einer integrierten Erforschung der Europapolitik ist von Professor 
Lipgens am Europäischen Hochschulinstitut, Florenz, und vom Arbeitskreis Europäische Integra­
tion ausgegangen. Bei der Gestaltung jenes Teils der Vierteljahrshefte, der der Zeitgeschichte nach 
1945 gewidmet ist, werden die Herausgeber auch weiterhin den multilateralen Zusammenschlüs­
sen bei Heranziehung entsprechender Wissenschaftler aus den Nachbarländern besondere Beach­
tung schenken. Ebenso wird angestrebt, innerhalb der einzelnen Jahrgänge bestimmte thematische 
Schwerpunkte zu setzen. 
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angesichts der realen Tatsachen dringenderen und näherliegenden Erfordernissen ge­
opfert wurde. 

Dies setzt die Klärung zweier Probleme voraus, und zwar zuerst des italienischen 
Anteils an der Ausbildung der europäischen Einigungsideologie. Es ist allgemein be­
kannt, daß dieser Beitrag beträchtlich war. Auch wenn man nicht auf fernere Zeiten 
wie das Risorgimento zurückgehen möchte und damit nicht auf die Handlungen und 
Verheißungen Giuseppe Mazzinis oder den kühnen theoretischen Entwurf Carlo 
Cattaneos, so darf doch nicht der Anteil vieler bedeutender Persönlichkeiten des 
italienischen Antifaschismus an der Ausbildung eines allgemeinen Europabewußt­
seins, aber auch an der Formulierung einer konsequenten föderalistischen Theorie 
übergangen werden. Altiero Spinelli, Ernesto Rossi, Eugenio Colorni, Silvio Trentin, 
Luigi Einaudi, Ignazio Silone und viele andere mehr verdienen unter den Männern 
genannt zu werden, die dem Föderalismus genauere Umrisse verliehen haben. Ihrem 
Denken lag vor allem die Zurückweisung des überspitzten Nationalismus zugrunde, 
wie ihn der Faschismus darstellte, sowie die Suche nach neuen Werten, die eine 
Alternative zu den Wertvorstellungen bilden konnten, die zum Zweiten Weltkrieg 
geführt hatten. Ihre Suche war sozusagen ein Sühneakt gegenüber der Verantwortlich­
keit Italiens am Ausbruch des Konflikts. Sie kam dem Bedürfnis entgegen, zu zeigen, 
daß die politische Kultur Italiens auch bessere Ergebnisse für die europäische Demo­
kratie hervorzubringen vermochte als jene Manifestationen, die während der Periode 
des Faschismus für die politische Mentalität der Italiener kennzeichnend waren1. 
Dieser föderalistischen Theorie fehlte zudem nicht ein gegen den Staat gerichteter und 
in gewisser Weise anarchistischer Zug, soweit sie - ausgehend von den Polemiken 
gegen das bürokratische Regime, zu deren Urhebern Bruno Rizzi zählte2 - eine Ein­
schränkung der staatlichen Souveränität gerade in den Bereichen verfocht, die der 
Staat am eifersüchtigsten zu hüten pflegt. 

Erkennt man die Bedeutung dieses ideologischen Anteils an, so besagt das jedoch 
noch nicht, daß er auch eine reale politische Rolle gespielt hätte. In Wirklichkeit 
scheint die theoretische Analyse nur eine Episode gewesen zu sein, was auch für die 
Persönlichkeiten gilt, die später, wie etwa Luigi Einaudi und Carlo Sforza, besonders 
einflußreiche politische Positionen innehatten. Die anderen Exponenten des föderali­
stischen Denkens bewegten sich, wie man meinen möchte, in einem verhältnismäßig 
engen Umkreis und waren letztlich isolierte Vorboten, die im Verhältnis zu den zen­
tralen Problemen des politischen Lebens Italiens ziemlich am Rande standen. Diese 
Feststellung mag übertrieben einschränkend klingen, denkt man an die Auffassungen, 
die sich später herausgebildet haben, oder an das Ausmaß, mit dem die Formel „euro-

1 Zu diesem Problemkreis vgl. D. Cofrancesco, Il contributo della Resistenza italiana al dibattito 
teorico sull'unificazione europea, in: L'idea dell'unificazione europea dalla prima alla seconda 
guerra mondiale, Turin 1975, S. 123-170. 

2 Von Bruno Rizzi, einem Vorläufer des Zweigs der Soziologie, der die Heraufkunft von Diktaturen 
der Techniker prophezeit, stammt vor allem: La bureaucratisation du monde, Paris 1939. Das 
Thema wurde später von anderen Autoren aufgegriffen, unter denen James Burnham der bekann­
teste ist. 
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päische Einigung" in der heutigen politischen Diskussion Italiens verwendet wird. Die 
einzige zu diesem Thema vorhandene Studie - sie stammt von 1966 - , die sich 
ausdrücklich mit dem Einfluß der Föderalisten auf die italienische Außenpolitik be­
schäftigt, gelangt zu dem Schluß, daß, mit Ausnahme von 1953, die Antwort der 
italienischen Regierungspolitiker auf den Druck der Föderalisten stets von Realismus, 
von Sinn für Maß, von kühler, mit Worten unverbindlicher Zustimmung bemäntelter 
Zurückhaltung und von einer Bevorzugung der durch die internationalen Bündnisse 
aufgeworfenen Probleme getragen war3. Eine Analyse der italienischen Europapolitik, 
die vom Anteil der italienischen Föderalisten ausgehen würde, kann letzten Endes nur 
abwegig sein. Sie kann höchstens als äußerer Bezugspunkt dienen, sozusagen als 
politischer Parameter, um die Richtung der tatsächlich gefällten politischen Entschei­
dungen zu messen. 

Das zweite Problem besteht darin, daß man zunächst die Beschaffenheit und Rolle 
der italienischen Außenpolitik kennzeichnen muß, um den Stellenwert der europä­
ischen Zielrichtung angemessen bestimmen zu können. Es ist sicher unmöglich, an 
dieser Stelle eine ins einzelne gehende Untersuchung zu diesem Thema vorzunehmen, 
das den Gegenstand nur weniger Studien gebildet hat, zu denen der vor nunmehr über 
zehn Jahren veröffentlichte Band von Norman Kogan zählt4. Jedoch ist es unerläß­
lich, einige Grundzüge anzugeben, die sich aus der Untersuchung des politischen 
Bedeutungsgehalts der italienischen Außenpolitik ergeben5. 

1. Die ständige Notwendigkeit, durch Instrumente der internationalen Politik an 
sich im Innern liegende Interessen zu schützen, mit anderen Worten: das Überwiegen 
innenpolitischer Zielsetzungen im Gestaltungsprozeß der italienischen Außenpolitik. 
Dies geht sehr klar aus der Tatsache hervor, daß die einzelnen sozialen Gruppen, statt 
sich auf die Entwicklung von nationalen Werten und ihre Behauptung nach außen mit 
den Mitteln der internationalen Beziehungen zu konzentrieren, ihre Probleme - je 
nach der Epoche - lieber durch die Suche nach einem internationalen Bündnis zwi­
schen Dynastien, Regimen, Machtgruppen, Klassen zu lösen suchen. Für keine der 
politischen Gruppen Italiens, auch wenn sie lautstark das Gegenteil verkünden, stellt 
die Außenpolitik eine Gesamtheit sozialer Werte von solcher Relevanz dar, daß sie 
eine autonome Entwicklung beanspruchen könnte. Dies ist natürlich mit den chrono­
logischen und sozialen Schranken zu erklären, in denen der italienische Staat den 
Einigungsprozeß (oder die ausgebliebene Einigung) erlebt hat. 

2. Die jahrhundertealte Tendenz aller sozialen und politischen Gruppen, zur Errei-

3 E. Rogati, L'influenza dei federalisti sulla politica europea dell'Italia, in: La politica estera della 
Repubblica Italiana, 3 Bde., Mailand 1966, Bd. 2, S. 455-84. 

4 N. Kogan, The Politics of Italian Foreign Policy, New York 1963. Ferner allgemein: C. J. Lowe/ 
F. Marzari, Italian Foreign Policy 1870-1940, London und Boston 1975; R. J. B. Bosworth, Italy. 
The Least of the Great Powers. Italian Foreign Policy before the First World War, London 1979, 
besonders S. 1-67. 

5 E. Di Nolfo, I problemi politici della politica estera italiana (maschinenschriftliches Manuskript, in 
dem die politischen Grundmotivationen der außenpolitischen Entscheidungen Italiens untersucht 
und Klassifizierungen vorgeschlagen werden; wird demnächst veröffentlicht). 
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chung bestimmter Ziele die notwendige Unterstützung außerhalb Italiens zu suchen. 
Diese Tendenz geht zumindest auf den Beginn der Neuzeit zurück. Sie verlieh der 
Außenpolitik der italienischen Staaten vor der Einigung schon frühzeitig eine europä­
ische Dimension, eine Art Gewohnheitszwang, die italienischen Probleme zugleich im 
Maßstab europäischer Diplomatie zu betrachten und daraus die notwendigen 
Schlüsse zu ziehen, im Guten wie im Schlechten. Es genügt hierbei, um nur auf jüngere 
Epochen zurückzugehen, an die lehrreiche Erfahrung Cavours zu erinnern, der das 
italienische Problem jedesmal dann zu stellen und dafür eine diplomatische Lösung zu 
finden vermochte, wenn er es als eine dem Wesen nach der gesamten europäischen 
Diplomatie offenstehende Frage und als einen für die Außenpolitik Napoleons III. 
verbindlichen Schritt zu definieren verstand6. 

3. Die jahrhundertealte Tendenz aller italienischen Staaten vor der Einigung wie 
auch des italienischen Staates danach - eine Ausnahme von dieser Regel bildet zum 
Teil die Periode des Faschismus - , unilaterale und isolierte Initiativen zu vermeiden 
und sich auf Bündnisse zu stützen, um dadurch ein Gewicht zu erlangen, wie es allein 
nie erreichbar wäre, und dieser Linie auch dann noch treu zu bleiben, wenn dies eine 
Verminderung des eigenen Handlungs- und Entscheidungsspielraums bedeutete. 

Diese einleitenden Klärungen, die auf einige permanente Aspekte hinweisen, gestatten 
nun die Untersuchung der Außenpolitik der italienischen Regierungen während der 
neun Jahre der Ära De Gasperi, d. h. vom Ende des Zweiten Weltkriegs bis zum Tode 
De Gasperis kurz vor dem Scheitern der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft 
19547. 

Die neun Jahre können in drei recht klar voneinander abgehobene Phasen unterteilt 
werden: 

- eine erste Phase von 1945 bis Mai 1947, die gewissermaßen die Prämisse oder 
Vorgeschichte der europafreundlichen Ausrichtung der italienischen Regierung dar­
stellt; 
- eine zweite Phase von Juni 1947 bis April 1949, die von der entschiedenen Einord­
nung Italiens in den Bereich der entstehenden Koalition der westeuropäischen Länder 
und des atlantischen Systems gekennzeichnet ist; 
- eine dritte Phase von 1949 bis Sommer 1954, in der die Haltung Italiens zu den 
europäischen Institutionen im Vordergrund steht. 

In den Jahren vom Ende des Zweiten Weltkriegs bis zum Friedensvertrag mit den 
Alliierten (10. Februar 1947) befand sich Italien in einer ungewöhnlichen rechtlich­
politischen Lage. Wie man weiß, wurde die italienische Nation seit dem 13. Oktober 
1943 als Nation betrachtet, die an der Seite der Alliierten im Kriege stand (nazione 
cobelligerante), ohne daß Italien damit aufhörte, juristisch als feindliches Land zu 
gelten8. Der Friedensvertrag, über den von Herbst 1945 bis Ende 1946 verhandelt 

6 Hierzu E. Di Nolfo, Europa e Italia 1855-1856, Rom 1967; F. Valsecchi, L'unificazione italiana e 
la politica europea 1858-1861, Mailand 1941. 7 De Gasperi starb am 19. August 1954. 

8 Hierzu insgesamt D. W. Ellwood, L'alleato nemico. La politica dell'occupazione anglo-americana 
in Italia 1943-1946, Mailand 1977; E. Collotti, La collocazione internazionale dell'Italia dall'ar-
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wurde, war daher das Ergebnis eines deutlichen Willens, dem postfaschistischen Ita­
lien die Verantwortung für die Handlungen des Faschismus aufzubürden. Das von 
Churchill verkündete Axiom, die gesamte Verantwortung für den Krieg falle auf 
Mussolini („Ein Mann, ein einziger Mann" war nach seinen Worten schuld, Italien in 
den Konflikt gezogen zu haben), wurde in dem Moment umgeworfen, als die Unter­
scheidung von italienischem Volk und Faschismus wichtig war und sich in greifbarer 
Weise hätte äußern müssen. Die ausgebliebene Zulassung italienischer Vertreter zu 
den Friedensverhandlungen war Ausdruck der Tatsache, daß die Kriegführung an der 
Seite der Alliierten praktisch unwirksam geblieben war. 

Diese Verhandlungen boten im Gegenteil, wie Guillen richtig hervorgehoben hat9, 
Franzosen und Engländern Gelegenheit, noch vorhandene feindliche Gefühle gegen­
über Italien zur Schau zu stellen. Der Wunsch, wenn nicht gar der Wille, die Italiener 
für ihre Irrtümer büßen zu lassen, der Wunsch, Frankreich eine Grenze nach Italien zu 
sichern, die keine der militärisch schwachen Stellen mehr bot, wie sie während der 
wenigen Tage des Feldzugs von 1940 deutlich geworden waren, und vor allem die 
französische, mehr noch die britische Absicht, jeder italienischen Bedrohung im Mit­
telmeer ein für alle Mal ein Ende zu bereiten, all diese Elemente trugen zur Entstehung 
einer Atmosphäre bei, die Italien gegenüber wenig freundschaftlich war. 

Diese Atmosphäre wurde nicht dadurch ausgeglichen, daß sich eine angemessene 
amerikanische Unterstützung ankündigte. In den Vereinigten Staaten war damals eine 
tiefgreifende Revision der Mittelmeerpolitik und zumal der Italienpolitik im Gange, 
aber der Moment für Entscheidungen war noch nicht gekommen10. Die Tatsache, daß 
gleichzeitig die Verhandlungen für den Friedensvertrag liefen, stand ja in bestimmter 
Hinsicht der Entwicklung einer solchen Politik entgegen, denn die amerikanische 
Regierung war gezwungen, gerade wegen der konkreten Umstände des Verhandlungs-
verlaufs das Maß der Italien gewährten Unterstützung beschränkt zu halten. Eine zu 
offene Unterstützung Italiens vor der Beendigung seines rechtlichen Status als feindli­
ches Land wäre unmittelbar auf die erwähnte Stimmung in den europäischen Sieger­
ländern gestoßen. Zudem bestand die Notwendigkeit, durch einen Kompromiß, an 
dem auch die Sowjet-Union hätte teilhaben können, zu einem positiven Ergebnis zu 
kommen; das zwang zu erheblicher Vorsicht. 

Die Haltung der Sowjet-Union bildete ein Element, das unmittelbaren Einfluß auf 
die Bedingungen der italienischen Außenpolitik ausübte. Solange sich die italienische 
Regierung gezwungen sah, die feindselige Haltung der Sowjet-Union (die in der Unter­
stützung der jugoslawischen Ansprüche auf die Venezia Giulia und in der Härte in der 
Reparationsfrage zutage trat11) in Rechnung zu stellen, mußte sie auch in ihrer Euro-

mistizio alle premesse dell'alleanza atlantica (1943-1947), in: L'Italia dalla Liberazione alla Re-
pubblica, Mailand 1977, S. 27-118. 

9 P. Guillen, I rapporti franco-italiani dall'armistizio alla firma del Patto atlantico, in: L'Italia dalla 
Liberazione alla Repubblica, S. 145-180. 

10 E. Di Nolfo, The United States and Italian Communism 1942-1946. World War II to the Cold 
War, in: The Journal of Italian History I (1978), S. 74-94. 

11 A. Sterpellione, Vent'anni di politica estera, in: La politica estera della Repubblica Italiana, Bd. 2, 
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papolitik eine äußerst vorsichtige Haltung einnehmen. Ab 1943 waren sich die So­
wjets wohl bewußt, daß Italien fortan zur westlichen Einflußzone gehören würde. 
Nichtsdestoweniger hatten sie, spätestens seitdem sie im März 1944 als erste unter 
den alliierten Mächten gegenüber der postfaschistischen Regierung des Marschalls 
Badoglio die diplomatische Anerkennung ausgesprochen hatten12, darüber hinaus 
auch eine alternative Politik entwickelt, die der Sowjet-Union wenigstens einen gewis­
sen Grad an Einfluß in Italien sichern sollte. Und dies konnte entweder durch direkte 
diplomatische Aktion oder durch die Zusammenarbeit mit der Kommunistischen 
Partei Italiens geschehen, die nach ihrem unmittelbar auf die sowjetische Anerken­
nung Badoglios erfolgten Eintritt in dessen Regierung energisch für eine internationale 
Politik eintrat, die den Fortbestand der großen antifaschistischen Allianz voraussetzte, 
und zwar auch dann noch, als diese Politik unstimmig zu werden begann13. All diese 
Umstände fanden ihren Ausdruck darin, daß die römische Regierung die Haltung der 
Sowjets mildern mußte, was möglich war, wenn sie es vermied, die Rolle Italiens in 
Westeuropa eindeutiger festzulegen und die bei einem guten Teil der politischen 
Kräfte Italiens vorhandene Neigung zu einer Option hervortreten zu lassen, die Italien 
zu einem ständigen Verbündeten des Westens gemacht hätte. 

Zusammengenommen lassen somit die beiden Jahre unmittelbar nach dem Kriege 
faktische Bedingungen sichtbar werden, die jeder italienischen Regierung äußerste 
Vorsicht in der Führung der Außenpolitik auferlegen mußten. Insoweit und insofern 
darf man sich fragen, worin nun die Ziele der italienischen Außenpolitik bestanden 
und ob diese mit einer wie auch immer gearteten Initiative zugunsten einer europä­
ischen Einigung zu vereinbaren waren. 

Man kann die Definition dieser Ziele vielleicht einem einzigen Wort anvertrauen, 
dem Wort „Normalzustand". Es galt den Normalzustand wiederzuerlangen, nach den 
exzessiven Autarkiebestrebungen und dem imperialistischen Nationalismus der Fa­
schisten zu beweisen, daß Italien wieder ein normales Mitglied der internationalen 
Gemeinschaft war, nach der drastischen und dramatischen Unterbrechung durch den 
Krieg zu zeigen, daß Italien ein normaler Staat war: mit gleichen Rechten wie jeder 
andere, mit gleichen Beziehungen wie jeder andere, mit vorhersehbaren Verhaltens-

S. 171-204; B. Cialdea, L'Italia e il trattato di pace, ebenda, S. 364-411. Eine mäßige Aufarbei­
tung edierter Quellen stellt der Beitrag von G. Filatov dar, La politica dell' Unione Sovietica nei 
confronti dell'Italia alla fine della Seconda guerra mondiale, in: L'Italia dalla Liberazione alla 
Repubblica, S. 133-144. 

12 Vgl. M. Toscano, La ripresa delle relazioni diplomatiche fra l'Italia e l'Unione Sovietica nel corso 
della seconda guerra mondiale, in: Pagine di storia diplomatica contemporanea, 2 Bde., Mailand 
1963, Bd. 2, S. 299-358. Der Beitrag Toscanos wurde später (vervollständigt durch amerikanische 
Dokumente aus dem Band Designs in Diplomacy. Pages from the European Diplomatic History in 
the Twentieth Century, Baltimore-London 1970, S. 253-304) noch einmal gedruckt unter dem 
Titel Resumption of Diplomatic Relations between Italy and the Soviet Union during World War 
TL; ferner P. Spriano, Storia del Partito comunista italiano. La Resistenza. Togliatti e il Parito 
nuovo, Turin 1975, S. 110-177, 282-337; G. Warner, Italy and the Powers 1943-1949, in: 
S. J.Woolf (Hrsg.), The Rebirth of Italy. 1943-50, London 1972, S. 52-63. 

13 Hierzu S. Galante, La politica del PCI e il Patto atlantico, Venedig 1973, S. 11-58 
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weisen, mit der Regel entsprechenden diplomatischen und wirtschaftlichen Beziehun­
gen. Italien mußte also deutlich machen, daß es sich normal in das ökonomisch­
politische System der internationalen Gemeinschaft eingegliedert hatte oder, genauer 
gesagt, in das ökonomisch-politische System des Westens, in den Teil der industriali­
sierten Welt, dem sich Italien trotz Mussolini und dessen Absonderungspolitik zuge­
hörig fühlte. 

War eine Politik oder, mehr noch, jede Handlungsweise, die die europäische Eini­
gung begünstigte, mit dem Ziel der Wiedererlangung des Normalzustandes vereinbar? 
Von einem völlig abstrakten Gesichtspunkt aus könnte die Antwort sogar positiv 
ausfallen. Italien hätte von einer bestehenden Struktur, die auf die europäische Eini­
gung hinzielte, alles zu gewinnen gehabt, unabhängig von ihrer juristischen Beschaf­
fenheit, denn sie hätte ja gerade die Gleichheit und den Normalzustand für alle 
Mitglieder vorausgesetzt. Anders ausgedrückt, das Vorhandensein einer europäischen 
Struktur wäre im Hinblick auf die Hauptziele der italienischen Außenpolitik völlig 
funktional gewesen. Zudem hätte eine entschiedene Aneignung der europäischen 
Einigungsvorstellungen durch die italienische Regierung den anderen Ländern vor 
Augen geführt, daß mit dem Sturz des Faschismus der italienische Nationalismus 
tatsächlich überwunden und der Faschismus folglich an seiner ideologischen Wurzel 
getroffen war, daß Italien mithin Achtung und Vertrauen verdiente. 

Es ist daher leicht verständlich, weshalb einige italienische Politiker dazu neigten, 
sich der proeuropäischen Schlagworte zu bedienen, die sie mit einer gewissen Unbe­
kümmertheit der föderalistischen Literatur entliehen. Männer wie De Gasperi, Sforza, 
Luigi Einaudi, Ferruccio Parri wetteiferten sozusagen darin, ihre vorbehaltlose Emp­
fänglichkeit für das europäische Einigungsprinzip deutlich werden zu lassen. Der 
Einfluß dieser Tendenz kann sogar bis zur Ausarbeitung der neuen Verfassung zu­
rückverfolgt werden, mit der die italienische Verfassunggebende Versammlung von 
der zweiten Hälfte 1946 bis Ende 1947 beschäftigt war. In Artikel 11 dieser Verfas­
sung heißt es ausdrücklich: „Italien stimmt auf gleicher Ebene mit anderen Staaten 
den Beschränkungen der Souveränität zu, die für eine Ordnung notwendig sind, die 
den Frieden und die Gerechtigkeit unter den Nationen gewährleistet." Die Formel, die 
einen allgemeinen Bezugspunkt enthielt, war nicht nur in Erwartung der Auflagen, die 
sich aus der künftigen Teilnahme Italiens an den Vereinten Nationen ergeben würden, 
in die Verfassung aufgenommen worden, sondern vor allem weil man die Entstehung 
einer europäischen Föderation annahm14, was prinzipiell eine nicht zu unterschät­
zende, vielsagende Hinwendung zur Hypothese einer Föderation darstellte. 

Dies vorausgesetzt, gilt es jedoch mit Sinn für reale Sachverhalte sowohl die Verfas­
sungsformeln als auch die Reden mit prinzipiellen Bekräftigungen erneut zu lesen. Das 
Problem, das sich bei ihrer Analyse notgedrungen stellt, betrifft nicht ihren formalen 
Wortlaut, sondern ihren praktischen Wert. Eine solche Fragestellung führt zu weniger 

14 Vgl. A. Gambino, Storia del dopoguerra dalla Liberazione al potere DC, Bari 1976, S. 349 f.; 
S. Galante, La fine di un compromesso storico. PCI e DC nella crisi dell 1947, Mailand 1979, 
S. 150-157. 
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eindeutigen und problematischen Schlüssen. Man faßt die Möglichkeit ins Auge, daß 
Verfassungsformeln und Reden feierliche Erklärungen sind, die gutgemeinte Prinzi­
pien ausdrücken, aber kaum direkte Wirkung erzielt haben, ja daß sie gerade ihrem 
rein programmatischen und unverbindlichem Charakter ihre Entstehung verdanken 
und eher Ausdruck guten Willens als anwendbare Vorschläge sind. 

Zu diesen Folgerungen gelangt man, wenn man diese anfängliche Einstellung zu 
Europa sowohl von der Innen- als auch von der Außenpolitik Italiens her betrachtet. 
Innenpolitisch stieß die Idee einer europäischen Föderation auf Ablehnung durch die 
Kommunistische Partei, die in ihr eine ungeeignete und fragwürdige Form von Inter­
nationalismus sah. Die Kommunistische Partei gehörte aber in diesen Jahren noch der 
Regierungskoalition an und war deshalb imstande, jede praktische Handlung, die 
man etwa hätte vornehmen wollen, zu blockieren. Außenpolitisch wäre jede italieni­
sche Europainitiative auf eine doppelte Opposition gestoßen: auf die der Sowjet-
Union, die allen Plänen ohne klare Abgrenzung, d. h. Plänen, die der Festigung ihrer 
Vorherrschaft über Osteuropa hätten im Wege stehen können, feindlich gesonnen 
war, und auf die anderer europäischer Länder, die nicht geneigt waren, selbständige 
Initiativen Italiens zu einem Zeitpunkt zu unterstützen, als auf französischer wie auf 
englischer Seite mehr oder weniger hartnäckige Hoffnungen fortbestanden, die frü­
here internationale Rolle zurückzugewinnen. Auf eine europäische Einigung hin tätig 
zu werden, hätte für die Italiener einen Alleingang gegen die diplomatischen Realitä­
ten bedeutet. 

Man muß sich also fragen, ob sich die führenden italienischen Politiker darüber 
Rechenschaft abgelegt haben. Und da es unlogisch wäre, anzunehmen, daß sie die 
bestehenden Hemmnisse nicht wahrgenommen haben, erhebt sich unvermeidlich eine 
Frage: Hatten diese Politiker die Absicht zu handeln oder wollten sie nur Reden 
halten? Sie waren sich wohlbewußt, daß die Lage für eine echte Europa-Initiative 
keineswegs reif war, wie auch immer sie aussehen mochte. Ihre Worte waren dazu 
bestimmt, die öffentliche Meinung auf Entscheidungen vorzubereiten, die vielleicht in 
Zukunft in Aussicht standen, eine Bevölkerung geistig zu erziehen, die sicher Lehren 
aus der Niederlage gezogen hatte, aber vielleicht noch nicht gänzlich zur Aufgabe 
nationalistischer Denkweisen bereit war, die in der italienischen Vergangenheit wur­
zelten und durch zwanzig Jahre faschistischer Verheißungen verfestigt worden waren. 
Will man die italienische Haltung zu Europa in den zwei ersten Nachkriegsjahren 
zusammenfassend definieren, so bietet sich ohne weiteres das Wort Roberto Duccis 
von der Prähistorie der italienischen Europagesinnung an. 

Die zweite Phase der italienischen Hinwendung zu Europa fiel mit den großen Ent­
scheidungen zusammen, durch die nicht nur im übrigen Europa, sondern auch in 
Italien die Grundlagen für die Errichtung des integrierten Systems Westeuropas und 
der Vereinigten Staaten gelegt wurden. Diese Phase, die den Höhepunkt des gesamten 
hier untersuchten Prozesses bildet, kann dem Zeitraum von Anfang 1947 bis April 
1949 zugeordnet werden: von der Truman-Doktrin bis zum Atlantik-Pakt. 

Es braucht nicht daran erinnert zu werden, daß das erste Halbjahr 1947 zu den 
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Augenblicken im politischen Leben der Welt zählte, in denen sich die Ereignisse 
plötzlich überschlagen und Entscheidungen getroffen werden, die für einige Jahr­
zehnte die Zukunft bestimmen. Einer der Protagonisten dieser Entscheidungen, der 
amerikanische Diplomat Joseph Jones, hat von „fifteen weeks" gesprochen, und zwar 
von den fünfzehn Wochen zwischen der Nachricht über die englische Krise und der 
Rede des amerikanischen Außenministers Marshall mit der Vorankündigung der 
Wirtschaftshilfe für Europa15. 

Auch für Italien war dieses Halbjahr reich an dramatischen Ereignissen. Sie bilden 
die Grundlage für alle späteren Probleme des italienischen politischen Lebens. Das 
Halbjahr begann mit der ersten Reise De Gasperis in die Vereinigten Staaten Anfang 
Januar16 und erreichte seinen Höhepunkt mit der Bildung - wie immer durch De 
Gasperi - der ersten Nachkriegsregierung, die unter Ausschluß der Kommunisten 
unverzüglich den Willen zu bekräftigen bereit war, alle durch den Ernst der interna­
tionalen Lage gebotenen Entscheidungen zu treffen, wie es dann auch Außenminister 
Graf Sforza tat, als er die Bereitwilligkeit Italiens zur Annahme des Marshall-Plans 
ankündigte, bevor noch die Regierung in Rom förmlich dazu aufgefordert wurde17. 

Diese Ereignisse ließen etwas offen zutage treten, was bisher nur unter der Oberflä­
che des italienischen Lebens gegärt hatte: das Aufbrechen eines eindeutig mit dem 
Kalten Krieg verbundenen Gegensatzes, die Verwandlung Italiens in einen, wenn auch 
nicht den wichtigsten Schauplatz der Auseinandersetzung zwischen der Sowjet-Union 
und den Vereinigten Staaten. In Wirklichkeit war Italien schon seit 1943 ein Terrain 
der Auseinandersetzung gewesen, als zum ersten Mal zwischen den Westalliierten und 
der Sowjet-Union ein Gegensatz in der Frage auftrat, welche Maßstäbe hinsichtlich 
der zukünftigen Stellung der früheren Achsenländer anzulegen seien. Der „italienische 
Präzedenzfall" - nämlich die Entscheidung der Westmächte, die Sowjet-Union von 
der Kontrolle des Italien auferlegten Waffenstillstands auszuschließen - bildete den 
ersten Grund für einen Dissens innerhalb der antifaschistischen Allianz. Er hinterließ 
tiefe und dauerhafte Spuren, die jedoch nicht offen zutage lagen und der Öffentlich­
keit verborgen blieben18. Sogar bis in die letzten Monate des Jahres 1946 war die 
Illusion am Leben geblieben, daß zumindest in Italien etwas von der antifaschistischen 
Allianz erhalten werde19. Hingegen eröffnete die jäh, aber nicht unerwartet eingetre­
tene Wendung vom Mai 1947 eine der längsten und tiefgreifendsten Konfliktperioden 
der italienischen Geschichte. Das politische Leben des Landes begann damals Züge 
eines Kampfes gegen oder für den Kommunismus anzunehmen. Diese Züge sollten 
das vorherrschende Kennzeichen und das Hauptanliegen aller Entscheidungen wer­
den, wenn nicht gar das Paradigma, nach dem man alle Ereignisse bewertete. 

15 J. M. Jones, The Fifteen Weeks (February 21st - June 5th 1947), New York 1955. 
16 Vgl. S. Galante, La fine, S. 21-28 und die dort angegebenen Quellen. 
17 Vgl. C. Sforza, Cinque anni a Palazzo Chigi. La politica estera italiana dal 1947 al 1951, Rom 

1952, S. 43 f. 
18 Zu der gesamten Frage G. Kolko, The Politics of War. The World and the United States Foreign 

Policy 1943-1947, New York 1970, S. 128-131. 
19 S. Galante, La fine, S. 13 ff. 
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Auch die Europapolitik der italienischen Regierung konnte sich dieser Lage nicht 
entziehen, ja sie muß an erster Stelle unter diesem Gesichtspunkt betrachtet werden. 
Erst in zweiter Linie kann sie als Wert an und für sich analysiert werden. 

Diese Feststellung ist eigentlich eine Schlußfolgerung, die eine kurze Untersuchung 
zu ihrer Erklärung und Begründung vorwegnimmt. Bis 1947 wurde die europäische 
Einigungspolitik als Prinzip in den Himmel gelobt, in der Praxis kam ihr jedoch nur 
die Rolle eines generösen, utopischen Traums zu. Sicher gab der offenkundige Zusam­
menbruch Europas diesem Traum eine im Vergleich zu sonstigen Utopien ungewöhn­
liche Stärke. Auf der politischen Ebene trug das Erbe des Zweiten Weltkriegs zusam­
men mit dem Auftreten neuer Konflikte jedoch dazu bei, jedem Programm einer 
integralen europäischen Einigung den praktischen Boden zu entziehen. Stattdessen 
wurde, wie bereits bemerkt, der Kalte Krieg zum vorherrschenden Kennzeichen im 
Leben des europäischen Systems. 

Und doch konnte gerade der Kalte Krieg mit seinen Anforderungen an die Koordi­
nation im Innern und an die Rationalisierung der antisowjetischen Front für die 
Europapolitik neue Chancen und neue Dimensionen eröffnen. Wie bisher von der 
Vereinigung des gesamten Kontinents zu sprechen, wurde durch die von der Sowjet-
Union in Osteuropa ins Werk gesetzte Bildung von Satellitenstaaten unmöglich. Die 
sowjetische Handlungsweise hatte Europa in zwei Teile geteilt und Osteuropa so 
etwas wie eine Einigung oder, besser gesagt, eine Vereinheitlichung aufgezwungen. 
Die Antwort des Westens bestand darin, daß er die Notwendigkeit erkannte, West­
europa auch für sich allein neu zu organisieren und neu zu ordnen. Anfang 1948 sagte 
der englische Außenminister Ernest Bevin: „Wir müssen . . . die ethischen und geisti­
gen Werte dieser westlichen Zivilisation, deren Protagonisten wir sind, organisieren 
und konsolidieren. Dies kann meiner Überzeugung nach nur durch die Schaffung von 
so etwas wie einer Westeuropäischen Union geschehen, möge sie formal oder informal 
sein, die von den Amerikanern und den Dominions gestützt wird.. . Die Russen üben 
einen beständig wachsenden Druck aus, der das gesamte Gebäude des Westens be­
droht . . . Alle fühlen stärker oder schwächer die unmittelbare kommunistische Gefahr 
und suchen Mittel zu ihrer Rettung. Ich glaube deshalb, daß der Moment für eine 
Konsolidierung Westeuropas reif ist."20 Dies ist nur eines der zahlreichen Zitate, die 
zur Bestätigung derselben Geisteshaltung angeführt werden könnten. Sie unterstrei­
chen die damals seit einiger Zeit bestehende Verknüpfung zwischen dem Prozeß der 
europäischen Zusammenarbeit und dem Bemühen, der Sowjet-Union Einhalt zu ge­
bieten. Der Plan einer europäischen Einigung verlor zum Teil seinen utopischen Cha­
rakter, denn er erhielt eine Funktion innerhalb der Reorganisierung Westeuropas, das 
durch ihn eine größere Widerstandsfähigkeit gegenüber den Gefahren einer befürchte­
ten sowjetischen Infiltration entwickeln sollte. 

Die Italiener hatten zahlreiche gute Gründe, sich mit zunehmender Begeisterung 
dieser Linie zu verschreiben, trotz der vielfältigen Schwierigkeiten, mit denen es De 
Gasperi bei der Durchführung seines Konzepts zu tun hatte. Die Regierung in Rom 

20 Vgl. Foreign Relations of the United States (künftig zit.: FRUS), 1948, Bd. 3, S. 4 ff. 
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wurde sowohl aus Gründen der Außen- wie der Innenpolitik in diese Richtung getrie­
ben. Im Innern mußte eine stärkere Integration in das westliche System - um den 
bereits verwendeten Ausdruck wieder aufzunehmen: eine fortgeschrittenere Normali­
sierung in den Beziehungen zum Westen - die knappe und schwankende Mehrheit 
kräftigen, auf die sich die Regierung De Gasperi nach dem Ende der antifaschistischen 
Großen Koalition stützte21. Auf der internationalen Ebene bot die Möglichkeit, eine 
europäische Sprache zu sprechen, De Gasperi und seinem Außenminister Graf Sforza 
mit einem Male die Gelegenheit, Italien sofort die volle Gleichberechtigung mit den 
anderen europäischen Staaten zurückzugeben, die es bis dahin trotz der Unterzeich­
nung und Ratifizierung des Friedensvertrags noch nicht erreicht hatte, weil viele der 
aus dem Kriege stammenden Gefühle fortbestanden und nach wie vor die mißtraui­
sche Frage gestellt wurde, ob die Bekehrung der Italiener zur Demokratie aufrichtig 
gemeint und wie stabil die Regierung De Gasperis war. Das Klima äußerer Gefahr 
begünstigte den Wechsel von Bündnissen und das Ende von Verdacht und Mißtrauen. 
Nachdem Italien nützlicher geworden war, wurde es automatisch auch loyaler. Die 
allgemeine Orientierung Europas wies also der italienischen Außenpolitik einen gün­
stigeren Platz zu und verlieh den italienischen Proklamationen europäischer Gesin­
nung zudem größere Glaubwürdigkeit. Erschienen solche Proklamationen bis dahin 
nur als Instrumente eines früher zu den Feinden zählenden Landes auf der Suche nach 
Legitimationsformeln, so fügten sie sich jetzt tatsächlich in ein breiter angelegtes 
Konzept ein und waren daher weniger unilateral ausgerichtet. 

Aber wie sollte das Europa aussehen, um das sich damals die Diskussion drehte? 
Welcher Europapolitik wollte sich die italienische Regierung anschließen? War es eine 
föderalistische Europapolitik, die dem Diktum der frühesten theoretischen Ansätze 
verbunden blieb, oder eine graduelle und funktionalistische Europapolitik, wie sie 
jetzt von vielen Seiten verfochten wurde? Eine angemessene Antwort erfordert vorweg 
eine andere Fragestellung. Welches Element herrschte im Konzept der Italiener, im 
Kopf der Regierenden in Rom vor? Wurde die europäische Einigung als Antwort auf 
die Herausforderung des Kommunismus aufgefaßt, war sie instrumental in bezug auf 
die Erfordernisse der Verteidigung oder boten der Antikommunismus und die Vertei­
digungsprobleme nur eine gute Gelegenheit, die es mit Blick auf ein höheres Ziel, die 
europäische Einigung, klug auszunutzen galt? 

Die beiden Aspekte dieser Politik getrennt und differenziert zu behandeln, ist sicher 
nicht einfach. Vielleicht ist eine genauere Orientierung nur möglich, wenn man eine 
Unterscheidung zwischen den verschiedenen Aspekten und den verschiedenen Gele­
genheiten dieser Politik trifft. Es treten dann fünf voneinander abgehobene Perioden 
hervor, von denen eine jede Sinn und Richtung der italienischen Europapolitik zu 
illustrieren vermag. Es sind dies die Phasen des Marshall-Plans, der OEEC, der West­
europäischen Union, der französisch-italienischen Zusammenarbeit und des Atlantik-
Pakts. 

21 E. Di Nolfo, Problemi della politica estera italiana. 1943-50, in: Storia e politica, 1975, 
S. 306-309. 
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Graf Sforza kündigte, wie erwähnt, die italienische Entscheidung zur Annahme des 
Marshall-Plans an, noch bevor Italien dazu aufgefordert wurde, ja selbst noch bevor 
die Zweifel beseitigt waren, ob es nützlich sei, die Aufforderung zur Teilnahme auch 
auf Italien auszudehnen. Solche Zweifel gingen sicher nicht von den Vereinigten 
Staaten aus, sondern von Frankreich und Großbritannien, wo sie unübersehbar wa­
ren. Trotz einer entsprechenden Bestimmung des Friedensvertrages war Italien noch 
nicht in die Vereinten Nationen aufgenommen worden und hätte wahrscheinlich noch 
ziemlich lange darauf warten müssen. So hätte die Teilnahme am Marshall-Plan 
gerade den Rang internationaler Aufwertung erhalten, den die Regierung zur Stär­
kung ihrer Position benötigte, indem sie zeigte, daß Italien von der internationalen 
Gemeinschaft nicht mehr wie ein „Paria" angesehen wurde, sondern in vollkommener 
Gleichheit am wirtschaftlichen Wiederaufbau Europas teilnehmen konnte. 

Mehr noch als auf die politischen und ökonomischen Aspekte des Plans legte Sforza 
nunmehr den Nachdruck auf seinen europäischen Charakter22. Als er sich im Juni 
1947 an die Pariser Konferenz wandte, behauptete er, die Italiener seien sich der 
Tatsache wohl bewußt, daß man an einem der bedeutendsten Wendepunkte der 
Weltgeschichte stehe. Folglich gelte es, mit den „alten Egoismen" Schluß zu machen 
und in die Geburt Europas einzuwilligen. Sforza - und mit ihm De Gasperi - ließ 
keine Gelegenheit vergehen, die europäische Einigung zu beschwören23. Keiner der 
beiden fügte jedoch diesem Begriff besondere Merkmale hinzu, dessen Umrisse daher 
undeutlich blieben. Indes geizten sie nicht mit Argumenten, weshalb Italien den Plan 
annehmen müsse. „Für uns Italiener", sagte Sforza, „handelt es sich um eine histori­
sche Stunde. Hungernd, verarmt und nur um ein Haar dem Abgrund von Schmerz 
und Scham entronnen, in den uns der Faschismus gestürzt hat, können wir Ehre, 
Unabhängigkeit und Wohlstand wiedererlangen, wenn wir zu Herolden der neuen 
Ordnung werden, auf die sich diese Welt letztlich zubewegen wird."24 Bei seiner 
Rückkehr aus Paris im Juli 1947 wies Sforza die Anschuldigungen der Linken mit den 
folgenden Argumenten zurück: „Niemand hat in Paris daran gedacht oder denkt 
daran, einen Westblock zu errichten . . . Italien hat sich nicht blind hinter jemandem 
eingereiht. Es hat nur an sich selbst gedacht. Denn der beste Weg, an sich selbst zu 
denken — ich sage es deutlich - besteht darin, die eigenen Interessen mit dem entste­
henden internationalen Panorama in Einklang zu bringen."25 

Ohne länger bei diesem Punkt verweilen zu wollen, bietet sich bereits eine erste 
Schlußfolgerung an. Aus den Worten Sforzas - aber auch, es sei wiederholt, aus 
anderen analogen Zitaten - geht unmißverständlich hervor, wie die Entscheidung, 
dem Marshall-Plan beizutreten, dargelegt wurde: als eine „historische Stunde", eine 
gute Gelegenheit, die Italien im eigenen Interesse nicht auslassen dürfe. Wenn es 
darum ging, die Unabhängigkeit wiederzuerlangen und nur an sich selbst zu denken, 
so ist daraus zu schließen, daß der Gesichtspunkt des nationalen Interesses weiterhin 

22 FRUS 1948, Bd. 3, S. 45 ff., 53 f., 61f., 164f., 200 ff., 252f., 260ff., 330f., 794ff. 
23 C. Sforza, Cinque anni, S. 52. 
24 C. Sforza, O federazione europea o nuove guerre, Florenz 1948, S. 79f. 
25 C. Sforza, O federazione europea, S. 79 f. 
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überwog, wenn auch offensichtlich der Versuch gemacht wurde, diese Erfordernisse 
mit einer einigermaßen unbestimmten, doch alles in allem echten Europakonzeption 
zu verbinden. War nicht etwa der Gedanke an die von den internationalen Realitäten 
dargebotenen Gelegenheiten eine der Konstanten der italienischen Außenpolitik? 

Am 16. April 1948 unterzeichneten die Marshall-Plan-Länder die Konvention zur 
Errichtung der OEEC. Ende Juni des gleichen Jahres wurde die italienisch-amerikani­
sche Übereinkunft unterzeichnet, die die Grundlage für die praktische Durchführung 
des Hilfsprogramms schuf. Beide Instrumente stellten Momente zur Verwirklichung 
des ursprünglichen von dem amerikanischen Außenminister lancierten Programms 
dar. Zudem drückte die OEEC-Konvention die europäische Bereitschaft aus, eine 
amerikanische Anregung aufzugreifen und die über das European Recovery Program 
(ERP) gewährte Hilfe durch eine Organisation inter-europäischer Zusammenarbeit 
verwalten zu lassen26. Dadurch wurde zum ersten Male nach dem Krieg die Fähigkeit 
der europäischen Mächte zur Zusammenarbeit ernsthaft auf die Probe gestellt. 

Als die zwei Verträge dem italienischen Parlament zur Ratifizierung vorgelegt wur­
den, trat ihnen sowohl die Kommunistische als auch die Sozialistische Partei mit 
ganzer Härte entgegen, da beide die Verträge als einen Schritt ansahen, der eine 
spätere Entscheidung zugunsten eines politischen und wirtschaftlichen Bündnisses mit 
den Vereinigten Staaten vorbereiten sollte27. Sforza verteidigte die Thesen der Regie­
rung hauptsächlich mit europapolitischen Argumenten und bediente sich dabei einer 
recht merkwürdigen Mischung von Europaideen und nationalem Stolz. Er sagte, die 
Regierung habe im Interesse der Nation gehandelt, die wirtschaftlich so schwach sei, 
daß die einzige Rettung in der Ermutigung zu europäischer Zusammenarbeit und 
Interdependenz bestehe. Italien habe nichts zu verlieren und alles zu gewinnen, wenn 
es zum Herold der europäischen Idee würde: „Italien muß für Europa werden, was 
Piemont für Italien gewesen ist."28 

In den Worten Sforzas wurde Europa zu einem ansehnlichen Ziel nationaler Politik 
aufgewertet. Wer die italienische Geschichte kennt, wird in dieser Mischung sofort die 
Idee des italienischen „Primats" wiedererkennen, welche die politische Kultur des 
Risorgimento beseelt hat. Obwohl besiegt, konnte Italien weiterhin eine dominierende 
Rolle spielen. Es genügte, daß es diesmal unter europäischer Flagge geschah. Aber wie 
könnte man die politische Seite dieser Europagesinnung bezeichnen? Noch einmal 
zeigte sich in der Mischung von nationalen Motivationen und internationalistischen 
Formeln ein klares Übergewicht der ersteren29. 

Es ist allgemein bekannt, daß gleichzeitig mit den Erörterungen über die wirtschaft­
liche Reorganisation Europas Gespräche über die Möglichkeit militärischer Abkom­
men begannen. Ende 1947 ergriffen zuerst die Engländer die Initiative zu den langen 

26 Vgl. hierzu R. Mayne, The Recovery of Europe 1945-1973, New York 1973, S. 145-62. 
27 Vgl. S. Galante, La politica del PCI, S. 59-86; D. Ardia, Il Partita socialista ed il patto atlantico, 

Mailand 1976, S. 11-15. 
28 Rede Sforzas vom 2. Juli 1948, in: Corriere della Sera, 3. Juli 1948. 
29 E. Di Nolfo, Motivi ispiratori e genesi diplomatica dell'Alleanza atlantica, in: Trent'anni di Alle-

anza atlantica, Rom 1979, S. 9-39 und dort angeführte Quellen. 
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diplomatischen Verhandlungen, die später zum Abschluß des Atlantik-Pakts führten 
und deren erstes Ergebnis die Unterzeichnung des Vertrags über die Westeuropäische 
Union war. Es ist weniger bekannt, wird aber heute weitgehend durch die amerikani­
schen Akten belegt, daß unmittelbar vor der Unterzeichnung unter den vertragschlie­
ßenden Parteien eine bis in die politische Welt Italiens nachhallende Diskussion im 
Gange war, ob auch Italien zur Unterzeichnung des Vertrags aufgefordert werden 
sollte. Als Bevin die Idee lancierte, aus der später der Brüsseler Vertrag hervorging, 
bezog er auch Italien in die Liste der Teilnehmerstaaten ein. Graf Sforza antwortete 
auf Bevins Andeutungen mit der Behauptung, daß die römische Regierung gern zu 
jeder Anstrengung beitragen wolle, die eine Politik größeren gegenseitigen Verständ­
nisses unter den europäischen Staaten begünstige30. Trotzdem erhielt der italienische 
Botschafter in London, Gallarato Scotti, Instruktionen, Bevin zu informieren, daß die 
italienische Regierung keinem Vertrag beitreten könne, der Verpflichtungen militäri­
scher Art enthalte31. 

Diese Episode liegt in vieler Hinsicht noch ziemlich im Dunkeln. Vielleicht sollte 
man sie auch nur zweideutig nennen, denn zweideutig war die Lage Italiens zu diesem 
Zeitpunkt und in dieser Sache. Es wurde später bekannt, daß der Brüsseler Vertrag 
von Anfang an der erste Schritt zur Schaffung einer umfassenderen Verteidigungsor­
ganisation war, die nicht sofort errichtet werden konnte, weil sofortigen Entschlüssen 
von amerikanischer Seite traditionelle und verfassungsrechtliche Bedenken entgegen­
standen32. Dieses weiterreichende Ziel sofort offen darzulegen, stieß damals nicht nur 
auf Schwierigkeiten, sondern war geradezu unmöglich, wollte man nicht eine ungenü­
gend vorbereitete öffentliche Meinung und unvorhersehbare sowjetische Reaktionen 
herausfordern. Ebenso erfuhr man erst später, daß schon zu Beginn der Verhandlun­
gen auch die Einbeziehung Italiens in die größere Organisation, den Atlantik-Pakt, in 
Betracht gezogen wurde33. Es ist daher zu vermuten, daß Bevin bei seinen ersten 
Anspielungen diesen meinte und nicht den Brüsseler Pakt. 

Auf der anderen Seite war das Widerstreben Italiens gegen die Idee einer sofortigen 
Beteiligung an der Westeuropäischen Union durch mehrere Umstände bestimmt. Zum 
einen kannte die italienische Regierung die zahlreichen Einwände der Engländer, 
Franzosen und Belgier. Zum anderen - und dies war der vorrangige Gesichtspunkt -
lasteten auf den Italienern die Restriktionen des Friedensvertrags. Deshalb waren sie 
zusätzlichen Verpflichtungen äußerst abgeneigt, solange die Vorbehaltsklauseln be­
standen, die seinerzeit von denselben Mächten gewünscht worden waren, die nun die 
Frage einer militärischen Zusammenarbeit mit Italien aufwarfen. Letztlich hätte die 

30 Vgl. A. Sterpellione, a. a. O., S. 216-217. 
31 M. Toscano, The Foreign Policy of Italy, in: Foreign Policies in a World of Change, hrsg. von 

J. Black und K. Thompson, New York 1963, S. 193. 
32 E. Di Nolfo, Motivi ispiratori, S. 36-38; vor allem auch M. Toscano, Appunti sui negoziati per la 

partecipazione dell'Italia al Patto atlantico, in: Pagine di Storia diplomatica, Bd. 2, S. 445-519; 
A. Breccia, L'adesione dell'Italia al Patto atlantico, in: Rivista di studi politici internazionali, XLI 
(1974), S. 65-80. 

33 E. Di Nolfo, Motivi ispiratori, S. 36-38 und dort angeführte Dokumente. 
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Übernahme militärischer Verpflichtungen, allerdings nur innerhalb der Schranken des 
Friedensvertrags, eine finanzielle Belastung mit sich gebracht, der sich die kaum gene­
sene italienische Wirtschaft nicht aussetzen durfte, ohne erneut einen vollständigen 
Zusammenbruch zu riskieren34. 

Aber diese Gründe waren auch noch einige Monate später gültig, als die italienische 
Regierung beschloß, um den Beitritt zum Atlantik-Pakt nachzusuchen. Man darf sich 
daher fragen, warum es zu dieser Veränderung kam, warum wenig später mögliche 
und überdies gewollte Entscheidungen nicht schon einige Monate früher getroffen 
werden konnten. Die Antwort, die der Wahrheit am nächsten kommt, dürfte sich am 
ehesten aus der inneren Lage Italiens ergeben. Auch nach dem unumstößlichen Erfolg 
der Democrazia Cristiana bei den Wahlen vom 18. April 1948 - sie hatte für sich 
allein fast die Hälfte der Stimmen und über die Hälfte der Sitze in der Abgeordneten­
kammer gewonnen - blieben nicht leicht zu überwindende Hindernisse bestehen. In 
einem Interview mit dem englischen Journalisten Hugh Baillie sagte De Gasperi Ende 
April: „Einerseits hat Italien den starken Wunsch, eine aktivere Kontinentalpolitik an 
der Seite der anderen Nationen zu führen. Andererseits hindern uns die Restriktionen 
des Friedensvertrags und die Verpflichtungen aus den Demilitarisierungs- und Abrü­
stungsbestimmungen daran, selbst das Minimum dessen zu tun, was Europa von uns 
erwartet."35 Aus diesen Worten ist klar ersichtlich, daß die delikaten Verhandlungen 
zur Bildung einer Koalitionsregierung unter Beteiligung der Sozialdemokratischen 
Partei, ferner die Probleme der internationalen Lage des Landes, trotz des Wahlsiegs 
weiterhin zur Vorsicht gemahnten und folglich - vielleicht auch nur vor der Öffent­
lichkeit - Abneigung gegen eine eindeutigere Zielrichtung erzeugten. Toscano hat 
geschrieben, die Absicht De Gasperis bei diesem Interview leite sich eher aus einer 
Mischung von inneren und internationalen Motiven her als aus dem Wunsch, Bedin­
gungen für die Teilnahme Italiens an der neuen Allianz zu stellen. In diesem Zusam­
menhang ist eine Bemerkung unerläßlich. 

Solange man von Wirtschaftsproblemen und Wirtschaftszusammenschlüssen, vom 
Marshall-Plan und von der OEEC gesprochen hatte, war die italienische Einstellung 
vorbehaltlos positiv gewesen und — um alle Motivationen auf eine Formel zu bringen 
- davon ausgegangen, daß „sich Italien eine gute Gelegenheit bot". So war die euro­
päische Wirtschaftszusammenarbeit als eine „gute Gelegenheit" hingestellt worden, 
der sich Italien nicht entziehen durfte, weil sie viele Vorteile mit sich brachte. Nun­
mehr verlagerte sich aber die Diskussion auf die politische Ebene. Konnte man jetzt 
noch von einer „guten Gelegenheit" sprechen? Die Antwort war - vielleicht gezwun­
genermaßen - stark von einer nationalen Einschätzung des Problems abhängig. Damit 
ist gemeint, daß man das Problem, alles in allem, hauptsächlich im traditionellen 
Sinne des nationalen Interesses betrachtete und erst an zweiter Stelle - zumindest 
logisch gesehen - als eine Chance für Europa. Für Europa bot sich eine „gute Gelegen­
heit" nur, insofern und insoweit man die Gelegenheit auch für eine Chance zur 

34 Vgl. M. Toscano, Appunti sulla participazione dell'Italia, S. 448-449. 
35 M. Toscano, a. a. O., S. 451. 
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Lösung der inneren Probleme Italiens hielt. Andererseits stimmten die Probleme Ita­
liens zumindest teilweise mit den Problemen anderer europäischer Länder überein, 
bestanden sie doch im wesentlichen in der Kommunismusfrage und in der Notwen­
digkeit, die Widerstandskräfte gegen den sowjetischen Druck zu stärken. 

Es fällt insofern schwer zu sagen, ob der Brüsseler Vertrag im Verhältnis zu diesen 
inneren Zielen Italiens instrumental gewesen ist, und zwar vor allem deshalb, weil sich 
Italien in einer ganz besonderen Lage befand. Doch erscheint die Feststellung gerecht­
fertigt, daß die führenden Politiker Italiens in dem Moment, als sich der Prozeß der 
europäischen Reorganisierung von der wirtschaftlichen auf die politische Ebene verla­
gerte, plötzlich wesentlich mehr zögerten. Die erwähnte Mischung von nationalen 
und internationalistischen Elementen trat in diesem Fall besonders klar hervor. 

Manch weiteren Hinweis vermittelt ein für die italienische Europapolitik weniger 
wichtiger Aspekt, die von Toscano und Guillen sorgfältig untersuchten Ansätze zur 
Errichtung einer Zollunion zwischen Italien und Frankreich36. Sie waren ein Test für 
den beiderseitigen guten Willen und für eine neue Gesinnung, durch welche die natio­
nalistischen Aporien und die vom Kriege hinterlassenen Ressentiments überwunden 
werden konnten. Die feindliche Haltung Frankreichs gegenüber Italien infolge des 
Angriffs vom Juni 1940, des „Dolchstoßes in den Rücken", verschwand verhältnis­
mäßig rasch und sicherlich viel rascher, als es Mussolinis Handlungsweise befürchten 
ließ. Nach 1945 und zumal seit 1947 zeigten sich die Franzosen zunehmend bereit, die 
Freundschaft Italiens anzunehmen. Bereits im Dezember 1946 war ein Handelsvertrag 
geschlossen worden, der den Güterverkehr zwischen beiden Ländern regelte. 1946 
und 1947 wurden Übereinkünfte über die Niederlassung italienischer Arbeitskräfte in 
Frankreich erzielt. Im Juli 1948 akzeptierte die Pariser Regierung einige Forderungen, 
an denen den Italienern besonders gelegen war, indem sie sich mit beschränkten 
Grenzkorrekturen, die an sich zur Lösung zweitrangiger Fragen dienten, psycholo­
gisch aber wichtig waren, einverstanden erklärte und auf die Ablieferung eines Teils 
der Frankreich im Friedensvertrag zugesprochenen italienischen Flottenkontingente 
verzichtete. Darüber hinaus konnten die Italiener eine grundsätzlich größere Aufge­
schlossenheit der Franzosen als der Engländer bei der Bestimmung des Status der vor 
der faschistischen Zeit erworbenen Kolonien, zumal Libyens, feststellen. In Wahrheit 
erklärt sich das französische Entgegenkommen auch dadurch, daß die Franzosen nicht 
zuletzt die Zukunft ihrer eigenen Kolonien in Nordafrika im Auge hatten und be­
fürchteten, von einer sofortigen Unabhängigkeit Libyens könne eine Ansteckungsge­
fahr für Algerien, Tunesien und Marokko ausgehen. Trotzdem sollte man die Über­
einstimmung der Interessen oder der Standpunkte nicht unterschätzen. In der Tat 
erwies sich bei einem Treffen Sforzas und Schumans, das im Dezember 1948 in 
Cannes stattfand, gerade die Anerkennung gemeinsamer Interessen als entscheidend. 
Noch stärker aber fiel sie im Februar-März 1949 ins Gewicht, als die französische 
Unterstützung für den Erfolg der italienischen NATO-Kandidatur den Ausschlag gab. 

Betrachtet man diese Episode des europäischen Einigungsprozesses, so gewahrt 

36 P. Guillen, a. a. O., S. 176-180. 
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man klar die Gründe für die wiederentdeckte Freundschaft der zwei „lateinischen 
Schwestern". Guillen hat die französischen Gründe hervorgehoben, die sich in der 
Entschlossenheit der Pariser Regierung kristallisierten, zum Führer und Sprecher der 
europäischen Länder gegenüber den Vereinigten Staaten zu werden. Guillen schreibt: 
„Paris und Rom lassen dieselbe Musik erklingen, doch entstammt die Melodie nicht 
derselben Eingebung."37 Für Italien haben Quaroni, damals italienischer Botschafter 
in Paris, und Toscano diese Freundschaft — erneut - als Mittel beschrieben, eine 
gleichberechtigte Stellung in Europa wiederzuerlangen38. Der von 1947 bis 1948 
erörterte Vorschlag einer Zollunion zwischen beiden Ländern wurde jedoch nie in die 
Tat umgesetzt, weil die französische Ratifizierung ausblieb. 

Der europäische Bedeutungsgehalt dieser Periode blieb also in engen Grenzen. 
Weniger ein europäischer Geist als eine von nationalen Interessen oder zumindest von 
beiden Faktoren beherrschte Sicht stand am Anfang der Versöhnung. Aber wäre es 
richtig, dieses Moment realer Einigung als eine belanglose Periode abzutun? Eine 
solche Folgerung ginge sicher zu weit und wäre zu einseitig. Gegen das Vorhandensein 
wechselseitiger konvergierender Interessen ist an sich nichts einzuwenden. Das Vor­
handensein eines nationalen Willens, der europäische Schemata für nationale Ziele 
verwenden möchte, schließt nicht aus, daß neben oder zugleich mit diesen nationalen 
Zielen eine europäische Dimension besteht. Wenn es zwei europäische Länder für 
zweckmäßig halten, ihre Ziele über eine europäische Linie ihrer Außenpolitik und 
unter Verwendung europafreundlicher Formeln zu verfolgen, so könnte man darin 
unter Umständen die instrumentale Konzeption eines Plans von höherem Wert als 
einfache partikularistische Pläne erblicken. Man kann auch nicht leugnen, daß eine 
bestimmte Sprache, bestimmte Symbole und bestimmte Formeln einen inneren Wert 
und einen Gebrauchswert haben, ja daß sie gerade durch ihren Gebrauch zusätzliche 
Glaubwürdigkeit erlangen. Dies scheint der Wahrheit umso näher zu kommen, als der 
Übereinkunft eine reale Konvergenz von politischen Interessen und Bedingungen zu­
grunde lag, die einen graduellen und funktionalen Schritt auf ein Integrationsziel hin 
nützlich erscheinen ließ. 

Die Verhandlungen über den Atlantik-Pakt betrafen nicht direkt den Prozeß der 
europäischen Einigung. Dennoch stellten sie einen Schlüssel zum Verständnis der 
italienischen Haltung gegenüber diesem Prozeß dar, weil die italienische Regierung 
beide Ereignisketten ständig miteinander verquickte. 

De Gasperi und Sforza waren sich bewußt, daß Italien dem Atlantik-Pakt beitreten 
mußte. Botschafter Quaroni schrieb 1948 nicht ohne Verbitterung: „Die Realität will 
es, daß wir wie alle anderen Länder Europas nicht mehr unabhängig sind . . . wir sind 
so frei, ins Gravitationsfeld Rußlands einzutreten, wie Polen frei ist, dies gegenüber 
Amerika zu tun . . . Die italienische Politik kann nicht auf der Grundlage der Neutrali­
tätsidee entwickelt werden, denn wir besitzen nicht die Kraft, sie durchzusetzen."39 

37 P. Guillen, a. a. O., S. 170. 
38 M. Toscano, Appunti sulla partecipazione dell'Italia, S. 455 ff.; P. Quaroni, Il Patto atlantico. 

Sicurezza nella libertà, Rom 1966. 
39 Vgl. A. Tarchiani, Dieci anni tra Roma e Washington, Mailand 1955, S. 154—155. 



162 Ennio Di Nolfo 

Kein anderer als De Gasperi sagte im September 1948 zum amerikanischen Botschaf­
ter in Rom, James Dunn, daß „für Italien unter den bestehenden Umständen irgend­
eine Neutralität nicht in Frage kam. Es bestand für Italien keine Wahl zwischen Ost 
und West. Es befand sich bereits in der westlichen Gruppierung... und stand gänzlich 
auf der Seite der westlichen Staaten, was seinen ideologischen Standort und die ge­
meinsamen Ziele der Unabhängigkeit und der persönlichen Freiheit anbelangt"40. Es 
bestand daher kein Zweifel, daß Italien, entsprechend den damals gerade in der 
Ausarbeitung befindlichen Bedingungen, an dem westlichen Bündnis teilzunehmen 
beabsichtigte, und zwar entweder als vollberechtigtes Mitglied des Atlantik-Pakts 
oder als Mitglied einer unabhängigen, mit dem Atlantik-Pakt verbundenen Allianz. 
Die Lösung dieses Problems brachte manche Schwierigkeiten mit sich, denn eine so 
eindeutige Entscheidung mußte auf nicht geringe Widerstände stoßen. De Gasperi 
wußte in der Tat, daß er mit der Opposition nicht nur der Linksparteien, sondern 
auch vieler Kräfte in der Regierungsmehrheit zu rechnen hatte. Zunächst ist hier die 
Sozialdemokratische Partei (Partito Socialista Democratico) zu nennen, die in zwei 
fast gleich große Teile gespalten war, von denen der eine die Entscheidung für unab­
dingbar hielt und der andere ihr aus Treue zur Tradition des sozialistischen Pazifismus 
entgegenstand. Auch bei den Christdemokraten gab es eine starke Linksgruppe, an 
deren Spitze sich damals Guiseppe Dossetti befand, zu der aber auch Männer wie 
Aldo Moro gehörten, die eine Festlegung bekämpfte, von der sie die Lähmung des 
politischen Lebens Italiens im konservativen Sinne befürchtete41. In der bereits er­
wähnten Unterredung mit Botschafter Dunn sagte De Gasperi, im Bewußtsein der 
Kompliziertheit der Situation: „Das Problem bestand für die Regierung darin, das 
Volk auf die Notwendigkeit hin zu erziehen, die Zukunft an der Seite der Westmächte 
zu suchen."42 

Das Problem lag also darin, wie man die öffentliche Meinung Italiens „erziehen", 
d. h. langsam darauf vorbereiten konnte, daß es erst drei Jahre nach Kriegsende für 
Italien notwendig geworden war, sich einem militärischen Bündnis anzuschließen. 
Aber wie das italienische Volk „erziehen"? Wie es mit der Idee versöhnen, daß die 
Allianz mit dem Westen unumgänglich war? Bedenkt man die Präzedenzfälle und die 
Rahmenbedingungen der politischen Diskussion in Italien, so erfolgte die Antwort 
geradezu spontan. Traf es etwa nicht zu, daß der Prozeß der europäischen Einigung 
erst als Teil der Strategie des „Containment" Gestalt angenommen hatte? Warum 
sollte man sich nun nicht des Teils bedienen, um das Ganze zu erklären? Warum sollte 
man nicht die europäische Einigung, den europäischen Bedeutungsgehalt des Bündnis­
ses, voranstellen, der weniger anfechtbar erschien? Warum nicht die Allianz als be­
langvollen Schritt zur europäischen Einigung darstellen und ihre militärischen Impli­
kationen beiseitelassen? In dem Gespräch mit Botschafter Dunn meinte De Gasperi, 

40 FRUS 1948, Bd. 3, S. 252-253. 
41 Vgl. D. Ardia, a.a.O., S. 131-186; S. Galante, La politica del PCI, S. 133-171; G.Di Capua, 

Come l'Italia aderi al Patto atlantico, Rom 1969, S. 115-171. 
42 FRUS 1948, Bd. 3, S. 252-253. 
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„die beste Annäherung" an das Problem" sei „die OEEC in Paris", und zwar „im 
Hinblick auf die Entwicklung und Ausweitung dieser Organisation von einer rein 
wirtschaftlichen zu einer politischen und der Verteidigung dienenden Gruppie­
rung"43. De Gasperi gab damit exakt den Weg an, wie man sich dem Problem nähern 
konnte, den die italienischen Regierungspolitiker dann auch beharrlich und konse­
quent beschritten, wenn sie sich bis unmittelbar vor Abschluß des Atlantik-Pakts nicht 
zu leugnen scheuten, daß die im Gange befindlichen Verhandlungen irgendwie auf 
eine Militärallianz hindeuteten44. 

In dieser Politik lag ein gewisses Maß an Machiavellismus. Es ist nicht zu bestreiten, 
daß die italienische Regierung während der Verhandlungen in ihren außenpolitischen 
Stellungnahmen wie in ihren nach innen gerichteten Erklärungen häufig zögernd 
auftrat und eine zweideutige Haltung an den Tag legte. Bei der Bewertung dieser 
Dinge dürfen jedoch die Schwierigkeiten nicht übersehen werden, denen die italieni­
sche Regierung gegenüberstand. Ein Problem von seiner einfachsten Seite her anzuge­
hen, bedeutet noch keineswegs einen Irrtum oder ein Verbrechen. Zudem segelten die 
Italiener nicht nur deshalb unter europäischer Flagge, weil sie eine geheime und auf 
einen anderen Gegenstand bezogene Verhandlung verbergen wollten. Sie suchten die 
Verhandlungen zum Atlantik-Pakt tatsächlich in einen deutlichen Zusammenhang 
mit der Einigung Europas zu stellen. De Gasperi sprach von nichts anderem. Im 
Spätsommer 1948 und im folgenden Herbst machte er den Versuch, seine Ideen mit 
einer entschiedenen Initiative voranzutreiben. Am 24. August und am 27. Oktober 
wurde zunächst an die Franzosen, dann an alle Regierungen der Marshall-Plan-Län­
der ein Memorandum gesandt, das die Umwandlung der OEEC in eine ständige 
Organisation - mit dem Ziel einer europäischen Zollunion - und innerhalb dieser 
Organisation die Bildung eines politischen Komitees vorschlug, das die Streitfragen 
der internationalen Politik auf die Möglichkeit gemeinsamer Positionen überprüfen 
sollte45. 

In dem Memorandum vom 24. August nahm die italienische Regierung an, daß die 
europäische Union von der Wirtschaft ausgehen müsse, „um schrittweise zu Formen 
politischer, ökonomischer und sozialer Zusammenarbeit zu gelangen, die die europäi­
schen Länder in immer engere Berührung zueinander bringen"46. Das Memorandum 
enthielt ferner die Ansicht, daß eine auf der OEEC beruhende Organisation noch 
weitere Vorteile bieten würde. Sie würde zum Beispiel einen größeren Reiz auf die 
Länder Nordeuropas ausüben, die sich nicht sofort einer Organisation anschließen 
wollten, der die Propaganda der anderen Seite fälschlich nachsage, sie verfolge militä­
rische und offensive Ziele, auch wenn ihr defensiver Charakter klar sei. 

Dieser Nachdruck auf der Idee der europäischen Einigung als Vorbedingung einer 
Verteidigungsallianz stellt deshalb, wie man wohl behaupten darf, den ernsthaftesten 
Versuch der italienischen Regierung dar, die zwei Aspekte des Problems miteinander 

43 Ebenda. 
44 Vgl. G. Di Capua, a. a. O., S. 110 ff. 
45 Vgl. Relazioni internazionali, 1948, 6. Nov., S. 744f., und 4. Dez., S. 800f. 
46 Ebenda. 
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zu verbinden. Graf Sforza sagte: „Die europäische Föderation ist das einzig sichere 
Mittel zur Gewährleistung eines beständigen Friedens."47 

So generös aber, gut gemeint und instrumental dieser Versuch auch gewesen sein 
mag, so blieb er doch wirkungslos. Die Italiener waren nicht in der Lage, jedem 
Partner ihre Regeln und ihre Bedingungen für Verhandlungen aufzuzwingen. Bot­
schafter Quaroni antwortete auf das Memorandum seiner Regierung ziemlich schroff: 
„Die europäische Idee ist schon von anderen lanciert worden. Die Primadonnenrollen 
sind alle schon vergeben . . . Wenn wir tatsächlich die europäische Union wollen, 
müssen wir es dadurch beweisen, daß wir uns zunächst mit einer zweit- oder drittran-
gigen Rolle abfinden. Statt italienische Pläne auszuhecken, sollten wir uns damit 
begnügen, die Pläne der anderen anzunehmen . . . Es mag richtig sein, daß man besser 
von der europäischen Regierung ausgehen und von dort zur Außenpolitik und zum 
Heer übergehen sollte. Aber wenn heute eine europäische Regierung unmöglich ist, 
während eine europäische Außenpolitik und ein europäisches Heer möglich sind, 
warum sollte man sich ihnen verweigern? . . . Man mag vielleicht sagen, wir verwei­
gern uns, weil sie gegen Rußland gewandt sind. Aber ebenso richtig ist, daß die 
europäische Union westlicher Zivilisation heute nur gegen Rußland geschaffen und 
erhalten werden kann."48 

Die Folge der so angelegten Vorbereitung auf den Beitritt Italiens zum Atlantik-
Pakt war eine ernste innere Krise, denn am Ende stand die Regierung gegenüber der 
rauhen Wirklichkeit mit leeren Händen da, ohne sich irgendeines diplomatischen 
Erfolgs im Zusammenhang mit einleuchtenden europäischen Projekten rühmen zu 
können, während sie eingestehen mußte, daß es tatsächlich nur um die Teilnahme 
oder Nichtteilnahme an einem militärischen Verteidigungsbündnis ging. Man muß 
jedoch anerkennen, daß die italienische Regierung zu diesem Zeitpunkt - betrachtet 
man die diplomatische Seite - die größten Anstrengungen unternahm, um die Grund­
interessen Italiens und die Suche nach politischen Formeln, die ohne allzu tiefe Trau­
matisierung des Landes zur Annahme der Entscheidungen durch die Bevölkerung 
führen konnten, in Einklang mit den Regeln und Erfordernissen der Teilnahme am 
westlichen System zu bringen. 

Fortschritt in Frieden, geordnetes politisches Leben im Innern, Vermeidung zu 
tiefgehender politischer Konflikte und umgekehrt die Suche nach Formeln nationaler 
Versöhnung, um die inneren Konflikte der Kriegs- und Nachkriegszeit zu absorbieren 
- dies waren die politischen Grundinteressen Italiens. Man wollte — um den bereits 
verwendeten Ausdruck noch einmal aufzunehmen - die Rückkehr zum Normalzu­
stand. Auf der anderen Seite trieb der Beitritt zum atlantischen Bündnis, die Sicherung 
des Rückhalts, der die Alternative zum fehlenden Normalzustand darstellte und für 
das Überleben der Regierungskoalition unerläßlich war, die italienische Regierung in 
die entgegengesetzte Richtung und machte ein überkommenes historisches Muster der 
italienischen Außenpolitik wieder aktuell. 
47 Sforza in einem Artikel in Il Corriere della Sera vom 29. 8. 1948. 
48 Brief Quaronis an Einaudi vom 21.9.1948 in Bd. 1 der vom italienischen Außenministerium 
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Die europäische Formel war im Hinblick auf diese entgegengesetzten Tendenzen so 
etwas wie ein Kompromiß, der eine leichtere oder zumindest weniger konflikthaltige 
Lösung bot. Das Scheitern des Versuchs, ihren Erfolg zu gewährleisten, war also eine 
erhebliche diplomatische Niederlage. Nichtsdestoweniger verdient dieser Versuch ge­
rade wegen des Bedeutungsgehalts Aufmerksamkeit, den er im Rahmen der italieni­
schen Europapolitik annimmt. Zum ersten Mal in den fünf bisher untersuchten Pha­
sen wurde die antikommunistische und die verteidigungspolitische Motivation wenn 
schon nicht für ein in sich positives Ziel ausgenutzt, so doch zumindest mit ihm 
kombiniert. Der Mißerfolg verringert nicht das Verdienst des Versuchs. 

Die große Aufmerksamkeit, die hier der Analyse der italienischen Europapolitik zwi­
schen 1947 und 1949 gewidmet worden ist, wird dadurch gerechtfertigt, daß wäh­
rend dieser Periode die Grundentscheidungen der Westintegration gefällt wurden. Es 
können einige erste Schlußfolgerungen gezogen werden. 

Bedenkt man die Lage Italiens nach dem Kriege, so überrascht es nicht, daß die 
italienischen Staatsmänner so behutsam vorgingen. Sie hatten insbesondere drei poli­
tische Ziele: die Beseitigung des Kriegserbes, den wirtschaftlichen Wiederaufbau und 
die Anerkennung der legitimen Rolle Italiens im internationalen System der Nach­
kriegszeit. Man darf wohl behaupten, daß sie dabei, so paradox das klingen mag, von 
der Niederlage begünstigt wurden. Nach der Niederlage lag der Schluß auf der Hand, 
daß die Epoche nationalistischer Größe Italiens ein für allemal vorüber war. Deshalb 
war es für Italien im Vergleich zu anderen europäischen Ländern, die formal als Sieger 
aus dem Krieg hervorgegangen waren, sehr viel leichter, sich Rechenschaft darüber 
abzulegen, daß alle Probleme eine europäische Dimension angenommen hatten oder 
annehmen mußten. 

Obwohl es die italienische Außenpolitik mit einer besonders schwierigen Lage und 
einem sehr komplizierten internationalen Kontext zu tun hatte, glückte es ihr nicht 
nur, eine vollständige Reintegration in die internationale Gemeinschaft und vorteil­
hafte Bedingungen für den wirtschaftlichen Wiederaufbau zu erreichen, sondern auch 
die Atlantik- und die Europapolitik miteinander zu kombinieren, sei es nur als Mittel 
oder als Mittel und als Ziel. Die italienischen Politiker waren somit imstande, der 
Allianz die Bedeutung beizulegen, die ihren realen Interessen entgegenkam. Wenn 
auch die europäische Färbung, die De Gasperi und Sforza dem Atlantik-Pakt verleihen 
wollten, die am tiefsten in den politischen Prinzipien verwurzelten Widerstände nicht 
abzubauen vermochte, so gelang es mit ihrer Hilfe doch, einen größeren Konsensus 
gegenüber der italienischen Außenpolitik herzustellen. Ihr ist es auch zu verdanken, 
daß man die italienische Innen- und Außenpolitik nicht allein in Kategorien eines 
reinen Antikommunismus betrachten kann. 

Die Jahre zwischen 1950 und 1954 gelten gewöhnlich als Höhepunkt der italieni­
schen Hinwendung zu Europa und als der Zeitraum, in dem sich die Regierung in 
ihren Initiativen durch größte Entschlossenheit und Bestimmtheit auszeichnete. Sie 
werden hier jedoch nur gestreift, gewissermaßen als Epilog behandelt. Wenn man in 
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der Tat annimmt, daß die Errichtung des integrierten Systems des „Europa der Sechs" 
- und zumal die Schaffung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und 
die versuchte Bildung der Europäischen Verteidigungsgemeinschaft - logisch mit der 
Entscheidung zur Restrukturierung Europas als Antwort auf die sowjetische Politik in 
Osteuropa zusammenfällt, wenn man, anders ausgedrückt, eine Verbindung zwischen 
der Politik des „Containment" und der Politik der Errichtung des „Europa der Sechs" 
herstellt, kann man nicht umhin anzunehmen, daß die Entscheidungen von 1947—49 
die eigentliche Grundlage der neuen Ordnung bildeten, zu der sich Europa aufmachte. 
Folglich waren die Montan-Union und mehr noch die EVG von den vorangegangenen 
Entscheidungen abhängige und stark von ihnen geprägte Episoden. Nachdem einmal 
die Entscheidung getroffen war, eine Richtung einzuschlagen und einer Hauptroute 
zu folgen, haben die Pausen und die hervorstechenden Ereignisse auf dieser Route 
doch nur bedingte Bedeutung, falls sie nicht den Willen ausdrücken, umzukehren oder 
die Route zu wechseln. Wenngleich man andererseits daran zweifeln kann, daß die 
atlantische Option von entscheidender Bedeutung war, ist doch nachzuweisen, daß 
zumindest die Entscheidung, die EVG ins Leben zu rufen, mit der Verwirklichung des 
Atlantik-Pakts logisch eine Einheit bildet. Ist es denn nicht wahr, daß die EVG als 
europäische Antwort auf die amerikanische Forderung entstand, die Bundesrepublik 
Deutschland in das atlantische Verteidigungssystem einzugliedern? Daß auf diesen 
Hauptumstand bald der - vergebliche - Versuch folgte, das Wesen des Ereignisses mit 
europäischem Flitter zu umgeben, hieß den Schnitt eines Anzugs verändern statt die 
Körpermaße. 

In diesem Rahmen stellte das neue Ziel der Schaffung europäischer Sonderbehör­
den jedoch eine gewisse Bestätigung der italienischen Thesen dar, die eine Betonung 
des europäischen Charakters des Atlantik-Pakts vorweggenommen hatten. Anderer­
seits erklärt die Anerkennung der Tatsache, daß Italien größeres Gewicht und größe­
ren Einfluß innerhalb einer Gemeinschaft der Sechs haben mußte als innerhalb einer 
umfassenderen Gemeinschaft von 12 Ländern, das beständige Interesse Italiens an 
allen ökonomischen, politischen und militärischen Integrationsformen. Es wäre je­
doch ein Irrtum, daraus folgern zu wollen, Italien hätte die Schaffung dieser beiden 
Gemeinschaften ununterbrochen begeistert unterstützt. 

Obwohl die italienischen Staatsmänner nicht mit Formeln sparten, die ihre Unter­
stützung der Montan-Union und der EVG zum Ausdruck brachten, und obwohl sich 
aus ihren Äußerungen leicht der Anschein einer begeisterten Hinwendung Italiens zu 
Europa herleiten ließe, muß man sich fragen, ob diese Äußerungen von ebenso bedin­
gungslos der europäischen Sache ergebenen Handlungen begleitet waren. Man wird 
dann feststellen, daß die italienische Seite ein immer vorsichtigeres und bisweilen 
sogar zögerndes Verhalten an den Tag legte. Mit den Entscheidungen von 1947-49 
hatte die italienische Regierung schon das Ziel der vollen Rückgliederung Italiens in 
die internationale Gemeinschaft erreicht. Welch anderes dringendes Bedürfnis hätte 
sie veranlassen können, auch weiterhin, wie Quaroni gesagt hätte, die Rolle der 
„Primadonna" zu spielen? Derselbe Quaroni schrieb gegen Ende 1952: „Von unserer 
Seite aus scheint das Größtmögliche getan. Jetzt würde es uns zustehen, zu diesem 
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Thema zu schweigen."49 Zu schweigen, das besagte so viel, wie keine entschiedene 
Leadership zu übernehmen. Man könnte dagegen einwenden, daß De Gasperi zu den 
Urhebern des Artikels 38 im Gründungsvertrag der EVG gehörte, der den Weg zur 
Schaffung der Ad-hoc-Versammlung und zu den ersten Diskussionen über einen euro­
päischen Verfassungsentwurf bahnte50. Aber abgesehen von jeder Bewertung der Ad-
hoc-Versammlung, bleibt doch die Tatsache bestehen, daß der Europapolitik der 
Worte eine zaghafte Europapolitik der Fakten gegenüberstand. In der Tat muß man 
sich vor Augen halten, daß das italienische Parlament, als die französische National­
versammlung im August 1954 den Gründungsvertrag der EVG zum Scheitern 
brachte, den Ratifizierungsprozeß selbst noch nicht abgeschlossen hatte. 

Kehren wir zu unserer Ausgangsfrage zurück. War die italienische Europapolitik 
Instrument einer Vision nationaler Interessen oder gelang es ihr umgekehrt, die natio­
nalen Interessen nach und nach zu absorbieren und in eine primär internationalisti­
sche Vision aufzunehmen? 

Eine erste Antwort darauf fällt einfach, wenn nicht gar simpel aus. Bei jedem 
politischen Prozeß mit mehreren Antriebselementen wäre es verfehlt, den Anteil der 
einzelnen Elemente künstlich und abstrakt vom Zustandekommen des Ergebnisses zu 
trennen. Man kann nur von der Vielfalt der Elemente Kenntnis nehmen und die 
Bewertung des Gewichts eines jeden Faktors der empirischen Überprüfung der einzel­
nen Fälle überlassen. Eine solche Feststellung vermeidet jedoch ein historisch-politi­
sches Urteil. Wie in jedem anderen Land gab es in Italien Persönlichkeiten, die in 
engen Kategorien nationalen Interesses zu argumentieren gewohnt waren. Europa 
war reich an solchen Persönlichkeiten, denn die in der Nachkriegszeit agierende Politi­
kerklasse hatte sich seit den Jahren vor dem Kriege im Grunde nicht erheblich verän­
dert, besonders nicht in Westeuropa. Zu phantasievollen und kreativen politischen 
Programmen war sie nicht imstande. Aber daneben traten auch bisher unbekannte 
oder jedenfalls erst vor kurzem zur freien politischen Betätigung zurückgekehrte Män­
ner auf. Sie waren gewohnt, in strategischen Kategorien zu denken und den Wert auch 
sehr ehrgeiziger Pläne zu erkennen. In Frankreich gab es einen Monet. In Italien 
waren Männer wie Sforza trotz ihrer Grenzen zu strategischen Überlegungen großen 
Stils fähig. Monet und Sforza waren keine Einzelgänger, die auf einsamen Posten für 
die Verwirklichung ihres politischen Traums kämpften, sondern - wie viele andere 
auch — in die EntScheidungsprozesse ihres Landes verwickelt. So traten sie für eine 
nationale Politik ein, die jedoch in zunehmendem Maße neue Elemente und einen 
europäischen Geist zur Entfaltung brachte. Eine Mischung von Elementen also! Aber 
nach so vielen Jahrzehnten des Nationalismus war auch dieses begrenzte Resultat ein 
Erfolg. 

49 Brief Quaronis an De Gasperi vom 8.10.1952, ebenda, S. 54. 
50 Hierzu E. Rogati, L'influenza, S. 472—477 und dort angegebene Quellen. Keine wesentlich neuen 

Elemente bietet die vor kurzem erschienene Sammlung: De Gasperi e l'Europa. Scritti e discorsi, 
hrsg. von M. R. De Gasperi, Brescia 1979. 
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ARBEITSKONFLIKTE IM RUHRBERGBAU 1919-1922 

Zur Politik von Zechenverband und Gewerkschaften in der Überschichtenfrage* 

Robert F. Wheeler zum Gedächtnis 

Eine historische Erklärung und Analyse des industriellen Systems und der Industriebe­
ziehungen in der Weimarer Republik ist ohne einen Rückgriff auf die Schwerindustrie, 
insbesondere aber den Ruhrbergbau kaum denkbar. Hans Mommsen hat schon auf 
die eigenartigen Widersprüchlichkeiten des Ruhrbergbaus hingewiesen: „Der Ruhr­
bergbau stellt einen Wirtschaftszweig dar, der von sozio-ökonomischem Wandel, der 
Verlagerung der Produktivität von den Rohstoff- zu den Verarbeitungsindustrien am 
stärksten betroffen worden ist und in dem sich, verzögert durch den englischen Berg­
arbeiterstreik von 1926, die rückläufige Rentabilität mit am schärfsten geltend ge­
macht hat."1 Dieser Feststellung ist ebenso beizupflichten wie der anderen: „Der 
Ruhrbergbau hat fast durchweg im Zentrum der innen- wie außenpolitischen Ausein­
andersetzungen der Weimarer Zeit gestanden."2 Gleichzeitig ist Hans Mommsens 
These zuzustimmen, die eigentliche historische Bedeutung des Ruhrbergbaus beruhe 
darauf, daß „die für die Weimarer Republik typische Spannung zwischen Tradition 
und Anpassung an eine grundlegend veränderte außenpolitische Umwelt und eine sich 
rasch verändernde gesellschaftliche Struktur . . . sich beim Ruhrbergbau in exemplari­
scher Zuspitzung (findet)"3. 

Will man die von Hans Mommsen angegangene Aufgabe, das Verständnis für die 
Geschichte des Ruhrbergbaus, für seine soziale und politische Rolle zu vertiefen, 
weiterführen, stellt sich als erstes die Frage, wie diese schon 1918 „alte Industrie" zu 
einer derartigen Bedeutung gelangen konnte, was ganz offensichtlich in einem dispro­
portionalen Verhältnis stand zu der ihr eigentlich gemäßen wesentlich bescheideneren 
Stellung. Obwohl sich darauf leicht eine Antwort geben läßt, hat diese in der einschlä­
gigen Literatur bisher nicht die ihr gebührende Berücksichtigung gefunden. Aufgrund 
der nachteiligen Auswirkungen des Krieges auf die Zechenanlagen und die Bergarbei­
ter standen die ersten Jahre der Weimarer Republik unter dem Vorzeichen einer 
großen Kohlenknappheit. Zudem verlangte Frankreich deutsche Kohlenimporte, ein­
mal, um dadurch die eigene Energieversorgung sicherzustellen, zum anderen, um auf 

* Ich möchte dem Institute of International Studies der University of California, Berkeley, und der 
National Endowment for the Humanities für ihre finanzielle Unterstützung danken, Frau Irmgard 
Steinisch für die Übersetzung. Ebenso möchte ich mich bei Dr. Evelyn Kroker vom Bergbau-Archiv 
Bochum herzlich für ihre Hilfsbereitschaft bedanken. 

1 Hans Mommsen, der Ruhrbergbau im Spannungsfeld von Politik und Wirtschaft, in: Blätter für 
deutsche Landesgeschichte 108 (1972), S. 160-175, Zitat S. 162. 

2 Ebenda, S. 163. 3 Ebenda, S. 163. 
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diesem Wege einen schnellen wirtschaftlichen Wiederaufbau Deutschlands zu verhin­
dern. Somit bestand eine enge Verknüpfung zwischen der deutschen Kohlenproduk­
tion und dem Reparationsproblem, wobei letzteres erheblich zur Verschärfung des 
Kohlenmangels im Deutschen Reich beitrug. Solange aber die Energiekrise andauerte, 
fielen die langfristigen Probleme der Überproduktion und Profitabilität nicht ins Ge­
wicht, vielmehr übertrumpfte die Steigerung der Kohlenproduktion jede andere wirt­
schaftliche Überlegung4. 

Engpässe in der Energieversorgung, das beweisen die Energieprobleme der Gegen­
wart zur Genüge, haben meistens hochpolitischen Charakter, denn sie führen zu 
verstärkten Diskussionen sowie nicht selten zu Veränderungen im Entscheidungspro-
zeß über das „richtige" Gleichgewicht zwischen sozialen und wirtschaftlichen Priori­
täten und lösen zumindestens temporäre, wenn auch nicht unbedingt permanente 
Verschiebungen in der jeweiligen wirtschaftlichen und sozialpolitischen Rangordnung 
aus. Zu dem grundlegenden Problem, welche Auswirkungen die Kohlenkrise auf die 
Beziehungen zwischen Konsumenten und Produzenten in der Weimarer Republik 
hatte, gesellt sich dabei die nicht minder wichtige Frage, wessen Interessen, der Indu­
strie oder der organisierten Arbeiterschaft, der Kohlenmangel kurz- und langfristig 
diente. Rein theoretisch hätte die organisierte Arbeiterschaft durchaus von der Koh­
lenkrise profitieren können, da deren Lösung weitgehend vom guten Willen der Berg­
arbeiter abhing. Ebenso hätte die Forderung nach Sozialisierung des Bergbaus auf 
stärkere Unterstützung stoßen können, denn der Kohlenmangel legitimierte insbeson­
dere das Argument, das öffentliche sei dem privaten Interesse übergeordnet. In realiter 
jedoch, so haben verschiedene Studien gezeigt, blockierte 1918/20 der Kohlenmangel 
alle radikalen politischen Lösungsversuche und Experimente5. Zwar demonstrieren 
die beachtlichen Erhöhungen der Bergarbeiterlöhne, eine Schichtzeitverkürzung von 
8 1/2 auf 8 Stunden während der Revolution und auf 7 Stunden nach den Frühjahrsun­
ruhen im Ruhrgebiet im April 1919 sowie die Verabschiedung des Kohlenwirtschafts­
gesetzes im März 1919, das Arbeitern und Konsumenten, besonders aber den staatli­
chen Instanzen ein wirtschaftspolitisches Mitspracherecht vor allem in bezug auf die 
Preispolitik im Kohlenbergbau einräumte, daß weder die Arbeitsfreudigkeit der Berg­
arbeiter noch die allgemeine Forderung nach öffentlicher Kontrolle des Kohlenberg­
baus einfach ignoriert werden konnte6. Dennoch lieferte gerade der Kohlenmangel 

4 Zum Kohlenmangel und seine politischen Auswirkungen vgl. Ferdinand Friedensburg, Kohle und 
Eisen im Weltkriege und in den Friedensschlüssen, München 1934, sowie Charles Maier, Coal 
and Economic Power in the Weimar Republic. The Effects of the Coal Crisis of 1920, in: Hans 
Mommsen, Dietmar Petzina und Bernd Weisbrod (Hrsg.), Industrielles System und politische 
Entwicklung in der Weimarer Republik. Verhandlungen des internationalen Symposiums in Bo­
chum vom 12.-17. Juni 1973, Düsseldorf 1974, S. 530-542. 

5 Ebenda; ferner Hans Schieck, Der Kampf um die deutsche Wirtschaftspolitik nach dem Novem­
berumsturz 1918, Phil. Diss. Heidelberg 1958, S. 46-74, 91-99, und Peter Wulf, Die Auseinan­
dersetzungen um die Sozialisierung der Kohle in Deutschland 1920/21, in: VfZ 25 (1977), 
S. 46-98. 

6 Gesetz über die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 23. März 1919, Reichsgesetzblatt 1919, 
S.341. 
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den Grund für die militärische Intervention im Ruhrgebiet zur Unterdrückung der 
dortigen radikalen Aktionen und verhinderte ebenfalls eine Besitzumschichtung im 
Kohlenbergbau. Konkret resultierte die Kohlenkrise daher in einer Förderung konser­
vativer Tendenzen, schützte insbesondere die wichtigsten Interessen der Zechenbesit­
zer und bestärkte die Bergarbeitergewerkschaften, vor allem den sozialistischen Alten 
Verband, in ihrer Kollaborationspolitik mit den Unternehmern, wie sie durch das 
Stinnes-Legien-Abkommen vom 15. November 1918 erstmalig und formell inaugu­
riert worden war7. 

Allerdings erschöpft sich das Problem, welche Konsequenzen sich aus der Energie­
krise für die Beziehungen zwischen Industrie und organisierter Arbeiterschaft erga­
ben, keinesfalls mit der Niederlage der radikalen revolutionären Strömungen und der 
Sozialisierungsbewegung. Vielmehr stellt sich die weniger dramatische, aber kaum 
weniger bedeutende Frage nach dem Warum und Wie des 1923 offensichtlichen 
Verlustes aller taktischen Vorteile für die Bergarbeiterverbände, der die Zechenunter­
nehmer zu dem Versuch ermutigte, durch eigenmächtiges Vorgehen zur Vorkriegsar­
beitszeit zurückzukehren und dabei noch für sich in Anspruch zu nehmen, daß sie mit 
dieser Aktion den Gewerkschaften zu „Hilfe" eilen wollten8. Das Problem, warum die 
Kräfte der Reform nicht obsiegten, und das damit einhergehende Problem, warum 
diejenigen, die zunächst die Reform akzeptierten, sich später wieder abwandten, sind 
zentrale historische Probleme in der Geschichte der Weimarer Republik, falls man der 
Meinung ist, daß nicht nur die Anfänge und der Zusammenbruch der Weimarer 
Republik historische Relevanz besitzen. Dann stellt sich die Geschichte der Weimarer 
Republik nämlich als ein unaufhörlicher Kampf mit einer ganzen Serie von taktischen 
Erfolgen und Niederlagen dar, deren kumulative Wirkung im entscheidenden Mo­
ment der Krise den konservativen Kräften den ausschlaggebenden strategischen Vor­
teil in die Hand gab. Im Falle des Bergbaus kam dieses Kämpfen um taktische Positio­
nen besonders deutlich zum Ausdruck in einer Reihe von Verhandlungen, die 1920 
bis 1922 über die Frage der Überschichten geführt wurden. Diese Verhandlun­
gen sind bisher von den Historikern kaum beachtet worden, hielten aber die Auf­
merksamkeit der damals Regierenden gefangen9. Sicherlich waren diese Verhandlun-

7 Zur Politik der Bergarbeiterführer in dieser Zeit vgl. Manfred Dörnemann, Die Politik des Ver­
bandes der Bergarbeiter Deutschlands von der Novemberrevolution 1918 bis zum Osterputsch 
1921 unter besonderer Berücksichtigung der Verhältnisse im rheinisch-westfälischen Industriege­
biet, Phil. Diss. Würzburg 1966. Eine ausführliche Darstellung und Dokumentation der Verhand­
lungen über die Arbeitsgemeinschaft im Bergbau von Gerald D. Feldman unter Mitwirkung von 
Irmgard Steinisch, The Origins of the Stinnes-Legien Agreement. A Documentation, in: Interna­
tionale Wissenschaftliche Korrespondenz zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 19/20 
(1972), S. 45-102. 

8 Gerald D. Feldman und Irmgard Steinisch, Die Weimarer Republik zwischen Sozial- und Wirt­
schaftsstaat. Die Entscheidung gegen den Achtstundentag, in: Archiv für Sozialgeschichte XVIII 
(1978), S. 353-439, besonders S. 388 ff. 

9 Neben der schon genannten Arbeit von Dörnemann, der die Überschichtenfrage aus der Sicht der 
Bergarbeiterführer behandelt, geht auch eine Darstellung von Unternehmerseite auf dieses Pro­
blem ein, vgl. Paul Osthold, Die Geschichte des Zechenverbandes 1908 bis 1933. Ein Beitrag zur 
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gen weit weniger dramatisch als die Ereignisse von 1918/19 oder 1923, doch hatten 
sie folgenschwere Nachwirkungen auf die Entwicklung der Sozialbeziehungen in In­
dustrie und Wirtschaft während der Weimarer Republik. 

I 

Am 16. Februar 1920 trafen sich die Vertreter der vier Bergarbeiterverbände, des 
Zechenverbandes und eine Anzahl hoher Regierungsbeamter unter der Führung des 
mehrheitssozialistischen Reichskanzlers Gustav Bauer in Essen, um unter dem Vorsitz 
des Reichskommissars für Westfalen, dem ebenfalls mehrheitssozialistischen Carl Se-
vering, über die „Verlängerung der Arbeitzeit im Bergbau" zu beraten10. Angesichts 
der Umstände war dieses Sitzungsthema durchaus bemerkenswert, denn noch im Jahr 
zuvor hatte eine Verkürzung statt einer Verlängerung der Arbeitszeit im Mittelpunkt 
der öffentlichen Diskussion im Bergbau gestanden. Sowohl die Zechenunternehmer 
als auch die Regierung hatten noch im April 1919 einer Schichtzeitverkürzung auf 
sieben Stunden zustimmen müssen. Trotzdem ließ die Agitation für eine sechsstündige 
Schicht nicht nach, und die Möglichkeit einer weiteren Schichtzeitverkürzung wurde 
zumindestens formell offengehalten durch die Einsetzung eines Untersuchungsaus­
schusses über diese Frage, dessen Vorsitz der bekannte Sozialpolitiker Prof. Ernst 
Francke innehatte. Der Untersuchungsausschuß trat im Sommer und im Dezember 
1919 zusammen. Man war sich einig darüber, daß die Arbeitszeitverkürzung sich 
positiv auf den Gesundheitszustand der Bergarbeiter ausgewirkt hatte, und sprach 
sich ebenfalls für eine internationale Einführung der Sechsstundenschicht aus. Aller­
dings konnte sich der Untersuchungsausschuß nicht dazu durchringen, konkret eine 
weitere Arbeitszeitverkürzung zu empfehlen, so daß Anfang 1920 die Frage im Mittel­
punkt stand, ob die Bergarbeiter der radikalen Agitation folgen und zum 1. Februar 
versuchen würden, die Sechsstundenschicht mit Gewalt durchzusetzen11. Dennoch 
diskutierten Regierungs-, Zechen- und Gewerkschaftsvertreter in der genannten Sit­
zung schon am 16. Februar die Modalitäten einer Schichtverlängerung, und am 
18. Februar stimmte der Zechenverband dem ersten einer ganzen Kette von Über­
schichtenabkommen zu. Wie so häufig während der Revolution und danach über­
tönte der Lärm der Linksradikalen die tatsächliche Entwicklung, die von den Ent­
scheidungen derer bestimmt wurde, die an den Schalthebeln der Macht saßen. 

deutschen Sozialgeschichte, Berlin 1934, S. 343-354, und Hans Spethmann, Zwölf Jahre Ruhr-
bergbau. Aus seiner Geschichte vom Kriegsanfang bis zum Franzosenabmarsch 1914-1925, 
Bd. 2, Berlin 1929, S. 66. 

10 Das recht lange Protokoll dieser Sitzung befindet sich im Bergbau-Archiv, Bochum, Bestand 15, 
Bd. 73. 

11 Die Verhandlungsberichte des Ausschusses zur Prüfung der Frage der Arbeitszeit im Bergbau des 
Ruhrgebiets liegen im Zentralstaatsarchiv der DDR, ABt. I. Potsdam (ZStA I), Reichsarbeitsmini­
sterium (RAM), Nr. 2049, Bl. 167 ff. u. 313 ff., und im Bundesarchiv Koblenz (BA), R43 I/2170, 
Bl. 60 ff. Siehe auch den interessanten Briefwechsel zwischen Prof. Francke und dem Reichsar­
beitsministerium, in: ZStA I, RAM, Nr. 2049, Bl. 358, Nr. 2050, Bl. 1260. 
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Sicherlich verdienen die Bergarbeiter unsere Sympathie, ist ihre Erschöpfung nach 
langen Jahren verstärkter Ausbeutung und höchster physischer Belastung ebenso ver­
ständlich wie ihre Enttäuschung über die Revolution, die die erhofften einschneiden­
den Veränderungen in den Eigentumsverhältnissen des Bergbaus und in seiner autori­
tären Befehlshierarchie nicht realisierte12. Trotzdem darf man nicht verkennen, daß 
die Forderung der Bergarbeiter nach der Sechsstundenschicht vor allem zu diesem 
Zeitpunkt unsinnig war und selbst später, als der Kohlenmangel behoben war, nie 
ernsthaft an ihre Einführung gedacht wurde13. Zwar waren die Befürworter einer 
Sechsstundenschicht insofern im Recht, als bessere Qualität und größere Quantität 
von Lebensmittelzuteilungen an die Bergarbeiter, eine Vergrößerung der Belegschaf­
ten, die Einführung technischer Verbesserungen und Neuerungen sowie ein besserer 
Kohlentransport in der Tat die Produktivität im Bergbau erhöht hätten, wodurch die 
Arbeitszeitverkürzung hätte wettgemacht werden können. Allerdings scherte sich 
diese Beweisführung wenig um die tatsächlichen Gegebenheiten, die kurz- und lang­
fristigen Folgen. Aufgrund der territorialen Verluste (Saargebiet), der niedrigen Pro­
duktivität und der Qualitätsminderungen in der abgebauten Kohle verfügte das Deut­
sche Reich 1919 nur noch über die Hälfte der Kohlenproduktion von 1913. Die 
Produktivität der Bergwerke im Ruhrgebiet war auf 71% des Vorkriegsstandes gesun­
ken, obwohl sich die Belegschaft von 390647 Bergarbeitern im Jahre 1913 auf 
447359 Bergarbeiter im Dezember 1919 erhöht hatte. Demgegenüber aber hatte die 
Produktivität der Bergarbeiter pro Stunde schon im Oktober 1919 den Stand der 
Vorkriegszeit wieder erreicht, so daß der Rückgang in der Produktivität des einzelnen 
Bergarbeiters nur mit der verkürzten Schichtzeit zu erklären ist sowie durch die Tatsa­
che, daß 1913 eine kleinere Anzahl von Bergarbeitern in weniger Arbeitstagen es auf 
einen monatlichen Durchschnitt von 10 443 539 verfahrenen Schichten brachte, wäh­
rend 1919 die größere Zahl von Bergarbeitern in mehr Arbeitstagen nur einen gering­
fügig höheren monatlichen Durchschnitt von 10 713 529 Schichten erzielte. Ange­
sichts des großen Kohlenmangels 1919/20 konnte eine weitere Arbeitszeitverkürzung 
nur zu einer Verschärfung der Situation beitragen, denn erstens war der Einstellung 
von Bergarbeitern durch den Mangel an Wohnungen Grenzen gesetzt, zweitens 
brauchten technische Innovationen ihre Zeit, und drittens mußte unter den bestehen­
den Umständen eine weitere Schichtzeitverkürzung zu Lasten einer Verkürzung der 
5-6stündigen produktiven Arbeitszeit der Bergarbeiter gehen, bedeutete also eine 
Verkürzung der reinen Arbeitszeit14. Viertens und letztens gibt es auch, langfristig 

12 Für eine ausgezeichnete Darstellung der Motive und Ziele der Bergarbeiter während der 
Frühjahrsunruhen 1919 vgl. Peter von Oertzen, Die großen Streiks der Ruhrbergarbeiterschaft im 
Frühjahr 1919, in: VfZ 6 (1958), S. 231-262. 

13 Noch heute ist die Achtstundenschicht im Bergbau die Regel, allerdings verfuhren die Bergarbei­
ter in den 50er Jahren eine 7 1/2 Stundenschicht. 

14 Diese Analyse basiert auf den Berichten des Reichswirtschaftsministers an den Reichspräsidenten 
vom 23. Januar und 18. Februar 1920, BA, R43 I/1147, Bl. 57ff. u. 81ff. Die Schätzung von 5-6 
Stunden reiner Arbeitszeit ist wahrscheinlich zu hoch gegriffen. Ein Bericht der Preußischen 
Berginspektion in Buer vom 9. August 1919 veranschlagte die reine Arbeitszeit der Vorkriegs-
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gesehen, in der späteren wirtschaftlichen Entwicklung des Ruhrkohlenbergbaus kei­
nerlei Anhaltspunkte dafür, daß die Sechsstundenschicht technisch oder wirtschaft­
lich rationell war. Deshalb muß unbedingt eine Trennungslinie zwischen der wün­
schenswerten und gerechtfertigten Arbeitszeitverkürzung gegenüber der Vorkriegszeit 
und den lauten Forderungen nach einer Sechsstundenschicht gezogen werden. Letz­
tere reflektierten einmal den schlechten Gesundheitszustand der Bergarbeiter, zum 
anderen ihre revolutionäre Gesinnung und Hinwendung zum sozialen Protest, aber 
auch ihre Forderung nach Revolutionsgewinnen, die für sie direkt und unmittelbar am 
Arbeitsplatz erfahrbar waren. 

Statt sozialer Verbesserungen zog die letztlich unsinnige, wenn auch von den Berg­
arbeitern getragene Forderung nach Einführung der Sechsstundenschicht schwerwie­
gende historische Konsequenzen nach sich, die weder vom Standpunkt der Bergarbei­
ter noch der übrigen Industriearbeiterschaft wünschenswert waren. Schließlich war 
das Argument, das Julius Rosemann vom Alten Verband zur Verteidigung der gefor­
derten Arbeitszeitverkürzung im Sonderausschuß vorbrachte, „die Bergleute bestän­
den auf ihrer Forderung, weil sie bei der Revolution zu kurz gekommen seien"15, zwar 
im Frühjahr 1919 noch durchaus berechtigt gewesen, jetzt aber überholt. Da die 
allgemeine Einführung des Achtstundentages den Bergarbeitern eine wesentlich ge­
ringere Arbeitszeitverkürzung beschert hatte als der übrigen Industriearbeiterschaft, 
letztere aber größtenteils einen weniger anstrengenden Beruf ausübte, war die Erre­
gung unter den Bergarbeitern verständlich, denen statt einer durchweg 1—1 1/2stündi-
gen Arbeitszeitverkürzung lediglich eine halbstündige Verkürzung der Schichtzeit zu­
teil wurde. Unter den widrigen Umständen der Jahreswende 1919/20, als Fabriken 
wegen Kohlenmangels geschlossen werden mußten, die Hausbrandversorgung völlig 
ungesichert war und die Entente auf Kohlenlieferungen drang, nahm sich die Forde­
rung nach Einführung der Sechsstundenschicht jedoch äußerst egoistisch aus. Sogar 
der sozial so aufgeschlossene Prof. Francke vertrat die Ansicht, daß die Bergarbeiter 
ihre Arbeitszeitforderungen nur stellen konnten, „weil sie mitten in der Kohle säßen 
und vorläufig noch eine warme Stube hätten"16. Wie konnten die Ruhrbergarbeiter 
die Sechsstundenschicht fordern, wenn die Arbeiter in den anderen Industriezweigen 
auf mehr Kohle angewiesen waren, damit ihre Betriebe nicht stillgelegt und sie arbeits­
los wurden? Natürlich versuchten die Zechenunternehmer von dieser Situation zu 
profitieren, die Ruhrbergarbeiter zu isolieren und unter massiven Druck zu setzen. So 
schrieb der Geschäftsführer des Zechenverbandes, v. Loewenstein, an Hugenberg: 
„Ich gebe mir eben Mühe, die Presse etwas mobil zu machen, und hoffe auch, daß es 

und Kriegszeit auf den Zechen Bergmannsglück und Westerholt für eine 8 1/2 Stundenschicht auf 
6V4 Stunden. Die Siebenstundenschicht reduzierte die reine Arbeitszeit auf 43/4 Stunden. Zweiein­
halb Stunden würden für die Seilfahrt (30 Minuten), Hin- und Rückweg einschließlich Umkleiden 
vor Ort und Heran- und Fortschaffen des Gezähes (45 Minuten X 2 = 1 1/2 Stunden), Pause und 
Frühstück (1/2 Stunde) benötigt. Eine Sechsstundenschicht hätte daher die reine Arbeitszeit auf 
diesen Zechen auf 33/4 Stunden vermindert. Vgl. dazu den Bericht im Bergbau-Archiv, Hibernia 
Akten, Schrank 4, 2/701(2). 

15 Ausschuß zur Prüfung der Frage der Arbeitszeit im Bergbau des Ruhrgebiets, Sitzung vom 9. De­
zember 1919, BA, R 43 I/2170, Bl. 157. 16 Ebenda, Bl. 158. 
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mir gelingt, die Arbeiterschaft anderer Industrien, Kommunalverwaltungen und son­
stige an der Kohle interessierte Kreise zu veranlassen, Stellung zu dem geradezu uner­
hörten Verhalten der Arbeitnehmervertreter zu nehmen."17 Demgegenüber konnte die 
Rechtfertigung der Ruhrbergarbeiter und ihrer Vertreter, daß nämlich die Angestell­
ten der „öffentlichen Behörden und anderer Verwaltungen die gleiche, zum Teil sogar 
eine kürzere Arbeitszeit hätten, obwohl deren Arbeit wesentlich leichter sei als die der 
Bergarbeiter", kaum als Gegenargument ausreichen, doch war die Forderung der 
Bergarbeiter nach einer kürzeren Arbeitszeit als die der übrigen Arbeiterschaft eine 
gute Gelegenheit zur Verkehrung ihrer Argumentation in die weiterreichende Forde­
rung, daß zwar die Bergarbeiter nicht weniger, dafür aber die anderen Arbeiter länger 
arbeiten sollten. Mit anderen Worten bot der von den Arbeitern angestellte Vergleich 
erste gute Möglichkeiten für einen generellen Angriff auf den Achtstundentag. Ganz 
eindeutig zielte zum Beispiel die Feststellung Peter Klöckners in diese Richtung: „Die 
Einführung des 8-Stunden-Arbeitstages nach dem verlorengegangenen Kriege halte er 
für das größte nationale Unglück, das je ein Volk getroffen habe. Wenn alle Berufe 
über Tage 8 Stunden Arbeitszeit hätten, gewiß, dann könne der Mann unter Tage mit 
Recht sagen, er habe die schwerste Arbeit, er müsse weniger arbeiten."18 Sicherlich 
waren die Forderungen der Bergarbeiter nach kürzerer Arbeitszeit und höheren Löh­
nen in gewissen Grenzen gerechtfertigt, doch rief ihr Beharren auf einer Sonderstel­
lung erhebliche Verstimmung unter den anderen Industriearbeitern hervor, was letzt­
lich nur den Interessen der Arbeitgeber zugute kam. Vor allem aber gelang es der 
ohnehin schon überforderten Gewerkschaftsführung nicht, das Problem der Sechs­
stundenschicht in den Griff zu bekommen, so daß eine Situation entstand, die ein 
gegen die Arbeiterschaft gerichtetes und zunehmend gefährlicheres Bündnis zwischen 
Regierung und Industrie möglich machte. 

Wenn man sich nicht den außerordentlichen Druck vergegenwärtigt, dem die Ge­
werkschaftsführer ausgesetzt waren, dann bleibt deren häufig inkonsequentes Verhal­
ten, das selbst die Autorität des beliebten und respektierten Bergarbeiterführers Otto 
Hue unterminierte, unverständlich. Zunächst einmal kannten die Gewerkschaftsfüh­
rer nur zu genau die Gründe, die die Bergarbeiter so aufgebracht und mißtrauisch 
gemacht hatten. Während des Krieges hatten die Funktionäre der Bergarbeiterver­
bände Stapel von Bittschriften und Beschwerden über den Mangel an Lebensmitteln, 
Seife und Kleidung verfaßt sowie über die Ausbeutung der Bergarbeiter durch aufge­
zwungene Überstunden, ihre schlechte Behandlung durch die Vorgesetzten und das 
autoritäre Regime der Zechenbesitzer, die jede Art der Mitbestimmung durch die 
Arbeiterschaft strikt ablehnten und die Gewerkschaften erst unter dem Einfluß der 
militärischen Niederlage und der revolutionären Entwicklung im Herbst 1918 aner­
kannten19. Ferner wußten die Gewerkschaftsführer auch um die großen Erwartungen, 

17 Loewenstein an Hugenberg, 26. Dezember 1919, BA, Nachlaß Hugenberg, Nr. 45, Bl. 36. 
18 Ausschuß zur Prüfung der Frage der Arbeitszeit im Bergbau des Ruhrgebiets, Sitzung vom 20. Au­

gust 1919, BA, R 43 I/2170, Bl. 94. 
19 Material zur Lage der Bergarbeiter während des Weltkrieges, hrsg. vom Vorstand des Verbandes 

der Bergarbeiter Deutschlands, Bochum 1919. 
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die gerade die Bergarbeiter in die Revolution gesetzt hatten, nicht nur in bezug auf 
unmittelbar materielle Vorteile wie zum Beispiel höhere Löhne, kürzere Arbeitszeiten 
und bessere Lebensmittelversorgung, sondern auch in bezug auf stärker „ideelle" 
Ziele wie die Sozialisierung des Bergbaus und Einführung der Arbeitermitbestim­
mung, Maßnahmen zur Hebung des Bergarbeiterstandes; endlich sollte die alte Forde­
rung nach einem Reichsberggesetz verwirklicht werden, die Reform der Knappschaft, 
das Recht auf Pensionierung nach 25 Dienstjahren mit gutem Rentenbezug, der be­
zahlte Urlaub usw. All dies waren Forderungen nach besonderen Vergünstigungen, 
die die Härten und Gefahren des Bergarbeiterberufes ausgleichen sollten20. Die Ent­
täuschung der Bergarbeiter über die noch nicht einmal ansatzweise erzielte Realisie­
rung der meisten dieser Forderungen machte sich daher deutlich bemerkbar, schlug 
sich zum Teil in völlig unbegründeten Verdächtigungen nieder — z. B. erhob man 
während der Revolution des öfteren den Vorwurf, daß die Zechenverwaltungen mut­
willig Arbeiter und Maschinen am falschen Arbeitsplatz einsetzten, um die niedrige 
Kohlenproduktion der verkürzten Arbeitszeit anzulasten21 - und zum Teil in überzo­
genen Forderungen wie dem nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten unvertretbaren 
Verlangen nach Einführung der Sechsstundenschicht. Deutlich stand das emotionsge­
ladene Verhalten der Basis im Gegensatz zu der langen Tradition der Bergarbeiterver­
bände, durch Abschluß kollektiver Arbeitsverträge und Konfliktregelung durch Ver­
handlungen eine Rationalisierung der Industriebeziehungen herbeizuführen22. Kaum 
zu Unrecht kennzeichneten die Bergarbeiterführer daher gegenüber den Arbeitgebern 
die irrationalen und überspannten Forderungen der Bergarbeiter als eine Nachwir­
kung der langjährigen Traditionen selbstherrlichen Unternehmertums, denn die Aner­
kennung der Gewerkschaften sei viel zu spät erfolgt, noch immer würden die Betriebs­
räte auf Widerstände stoßen, und selbst den gerechtfertigten Forderungen der Bergar­
beiter würde meist nur langsam und zögernd stattgegeben. Dennoch machten sich die 
Gewerkschaftsführer an die schwierige und undankbare Aufgabe, die Bergarbeiter 
davon zu überzeugen, daß die gesamte Wirtschaft von einer Erhöhung der Kohlenpro­
duktion abhing, Opfer der Bergarbeiter nicht nur nötig, sondern auch angebracht 
seien angesichts der schon erzielten oder noch bevorstehenden Vergünstigungen, wie 
z. B. der Einrichtung von Betriebsräten, dem Kohlenwirtschaftsgesetz usw.23. Ver­
ständlicherweise verlangten die Bergarbeiter Beweise, inwieweit ihre Wünsche sicher­
gestellt waren. Da deren Erfüllung zum großen Teil weder erreicht noch absehbar 

20 Zu diesen Forderungen vgl. die aufschlußreichen Mitteilungen des Dortmunder Stadverordneten-
vorstehers und späteren Staatskommissars für Westfalen, Mehlich, an Reg.Präs. Bake, 14. Juli 
1919, Staatsarchiv Münster, Oberbergamt Dortmund, Bd. 1160. 

21 Bergrat Nollender an Oberbergamt Dortmund, 11. Dezember 1918, ebenda, Bd. 1814. 
22 Vgl. Klaus Tenfelde, Gewalt und Konfliktregelung in den Arbeitskämpfen der Ruhrbergleute bis 

1918, in: Friedrich Engel-Janosi u. a. (Hrsg.), Gewalt und Gewaltlosigkeit. Probleme des 
20. Jahrhunderts, Wien 1977, S. 185-236, und Stephen Hickey, The Shaping of the German 
Labour Movement. Miners in the Ruhr, in: Richard J. Evans (Hrsg.), Society and Politics in 
Wilhelmine Germany, London 1977, S. 215-240. 

23 Vgl. Otto Hue an das Oberbergamt Dortmund, 2. September 1919, Staatsarchiv Münster, Ober­
bergamt Dortmund, Bd. 1715. 
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war, mußten die Gewerkschaftsführer zumindesten glaubhaft machen, daß sie für 
deren Verwirklichung energisch und lautstark fochten. Ganz offensichtlich befanden 
sich die Bergarbeiterführer dabei in einer Zwickmühle. Auf der einen Seite fürchteten 
sie die Auswirkungen einer niedrigen Kohlenproduktion, auf der anderen Seite die 
Folgen, falls durch eine konsequente Vertretung wirtschaftlich staatsmännischen Den­
kens und der Unterstützung der Arbeitgeber- und Regierungsforderungen die Kon­
trolle über die Mitgliederschaft verlorengehen sollte. Aus diesem Grunde grenzte das 
Verhalten der Bergarbeiterführer nicht selten an Heuchelei und Scheinheiligkeit, die 
letztlich aber nur das Spannungsverhältnis reflektierten, in dem sich die Gewerk­
schaftsführer befanden und das sie völlig überforderte. Diese Überforderung wurde 
jedoch noch weiter verschärft durch die Intransigenz der Arbeitgeber, die ihre langfri­
stigen Interessen nicht aus den Augen verloren, und durch das geringe Verständnis, 
das selbst die sozialistischen Regierungsmitglieder in Berlin den Bergarbeitern entge­
genbrachten. 

In der Tat wußten die Gewerkschaftsführer nicht, wie sie sich aus der Defensive 
gegenüber der Arbeiterschaft und dem Unternehmertum befreien konnten. Dadurch 
jedoch kamen die Arbeitgeber in den Genuß eines erheblichen Verhandlungsvor­
sprungs und manipulatorischer Vorteile, da sie überaus gut über die relative Glaub­
würdigkeit bestimmter Gewerkschaftsforderungen orientiert waren. Zum Beispiel 
wußten sie nur zu genau, daß die Spitze der Gewerkschaftsführung die sofortige 
Einführung der Sechsstundenschicht ablehnte und sich nicht nur entschieden gegen 
ein eigenmächtiges Vorpreschen der Bergarbeiter in dieser Frage wandte, sondern 
auch gegen überstürzte Aktionen der Verbände und Verbandsfunktionäre. Diese Hal­
tung der obersten Verbandsführung war im Juni 1919 auf der Bielefelder Generalver­
sammlung des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands deutlich zutage getreten, 
denn die Verbandsleitung hatte eine Resolution durchgesetzt, die sich zwar für die 
Sechsstundenschicht aussprach, gleichzeitig aber die Notwendigkeit ihrer internatio­
nalen Einführung hervorhob. Damit war das Problem, ein offenes Bekenntnis zur 
sofortigen Einführung der Sechsstundenschicht ablegen und Maßnahmen zu ihrer 
Durchführung benennen zu müssen, geschickt umgangen worden, und auf der Be­
triebsrätekonferenz in Bochum am 27. Dezember 1919 wurde diese bewußt zu nichts 
verpflichtende Formel mit 69 gegen 10 Stimmen erneut bestätigt. Allerdings waren 
scharfe Angriffe gegen den Sprecher der radikalen Richtung, das USPD-Mitglied Ju­
lius Rosemann, vonnöten, der den Einsatz aller gewerkschaftlichen Kampfmittel for­
derte, um bis zum 1. Februar die Sechsstundenschicht zu erzwingen. Obwohl es die 
Verbandsleitung schaffte, die Mehrzahl der Delegierten auf ihre Seite zu ziehen, 
konnte dieser Erfolg nicht verhehlen, daß Rosemann und die Genossen links von ihm 
einen erheblichen Rückhalt an der Basis besaßen. Diese Tatsache war denn auch der 
eigentliche Grund für den Zickzackkurs in der Politik der Bergarbeiterverbände, vor 
allem da die Gewerkschaftsspitzen die Sechsstundenschicht für untragbar hielten und 
sie unter einer Flut von nichtssagenden Resolutionen zu begraben suchten24. 

24 Betriebsräte und Sechsstundenschicht, in: Die Bergarbeiterzeitung (BAZ), 10. Januar 1920, und 
Dörnemann, a. a. O., S. 131 ff. 
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Im Januar 1920 trat die unter den Bergarbeiterverbänden allgemeine und keines­
wegs auf den Alten Verband beschränkte Verwirrung erneut deutlich zutage, denn 
während die Frage der Schichtzeitlänge zusehends in den Mittelpunkt rückte, mußten 
gleichzeitig die Tarifverhandlungen zum Abschluß gebracht werden. Offensichtlich 
lag dem Alten Verband nicht daran, das Arbeitszeitproblem in den Tarifverhandlun­
gen aufzurollen, doch wurde er aus „Konkurrenzrücksichten"25 von den anderen drei 
Bergarbeiterverbänden dazu gezwungen. Allerdings stieß ihre Forderung nach Einfüh­
rung der Sechsstundenschicht auf die ernste Kritik der Spitzenverbände in Berlin, vor 
allem des Zentralvorstandes der ZAG. Dort jedoch versuchte Sachse vom Alten Ver­
band, dem Christlichen Bergarbeiterverband die Schuld zuzuschieben, so daß der 
anwesende Bergassessor Hölling der Fachgruppe Bergbau erzürnt vermerkte: Sachse 
„hatte sogar die Stirn" zu erklären, daß der christliche Bergarbeitervertreter im Unter­
suchungsausschuß über die Einführung der Sechsstundenschicht der stärkste Befür­
worter einer Verkürzung der Arbeitszeit gewesen sei. Sachse verdränge augenschein­
lich, daß er selbst sich gelegentlich für die Einführung der Sechsstundenschicht stark 
gemacht und sein Gewerkschaftskollege Rosemann sich in dieser Hinsicht besonders 
profiliert hatte. Unter dem Einfluß von Hugo Stinnes verzichtete aber Hölling „aus 
taktischen Gründen" auf eine Berichtigung der Ausführungen Sachses, da „die Haupt­
sache sei, daß sich der Alte Verband wenigstens augenblicklich auf dem rechten Wege 
befinde"26. Dies schien in der Tat der Fall zu sein, denn Sachse und ein weiteres 
Vorstandsmitglied des Alten Verbandes, Löffler aus Oberschlesien, deuteten auf die­
ser ZAG-Sitzung Stinnes und Hölling gegenüber an, daß die Bergarbeiter unter der 
Bedingung eines hundertprozentigen Überstundenzuschlages bereit sein könnten, an 
die bestehende reguläre Siebenstundenschicht eine Überstunde anzuhängen. Stinnes 
und Hölling sollten versuchen, die Arbeitgeber im Bergbau für diesen Plan zu gewin­
nen. Etwas zurückhaltend erklärte sich Stinnes lediglich dazu bereit, seine Kollegen 
über diesen neuen Vorschlag zu informieren, ließ gleichzeitig aber Hölling privat 
wissen, daß er dafür sei, denn einmal könne die Kohlenproduktion sehr wahrschein­
lich um 20 bis 25 Millionen Tonnen gesteigert werden, zum anderen sei die positive 
Entwicklung eines Zuzugs von Arbeitskräften aufgrund der Lohnzugeständnisse zu 
erwarten. Aus diesen Überlegungen heraus und „um die Sache nicht scheitern zu 
lassen", war Stinnes daher durchaus bereit, in den geforderten hundertprozentigen 
Überstundenzuschlag einzuwilligen; „selbstverständlich müßte es so gedreht werden, 
daß die Arbeiter mit diesem Vorschlag an uns herantreten"27. Es hatte sich somit eine 
eigenartig widersprüchliche Situation entwickelt. Während die führenden Gewerk­
schaftler laut die Einführung der Sechsstundenschicht forderten, suchten sie gleichzei­
tig nach Wegen, um zu einer achtstündigen Schichtzeit zurückzukehren. 

In gewisser Hinsicht verwickelten sich die christlichen Gewerkschaftsführer in we-

25 Aktennotiz über die Sitzungen vom 19., 20., 22. u. 23. Januar 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 15, 
Bd. 73. 

26 Hölling an Loewenstein, 8. Januar 1920, und Loewenstein an Hölling, 15. Januar 1920, ebenda. 
27 Aktennotiz Hölling, 8. Januar 1920, ebenda. 
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niger eklatante Widersprüche, denn sie hofften, durch die Zusage einer späteren 
Einführung der Sechsstundenschicht die Bergarbeiter für eine vorübergehende Ar­
beitszeitverlängerung gewinnen zu können. Allerdings wollten die Arbeitgeber ein 
derartiges Versprechen wie überhaupt jede Andeutung über eine mögliche weitere 
Verkürzung der Siebenstundenschicht unter allen Umständen vermeiden. Deshalb 
kam ihnen die unerwartet vernünftige Haltung des Alten Verbandes auf der Sitzung 
der Reichsarbeitsgemeinschaft Bergbau am 10. Januar sehr gelegen, da man sich den 
Vorschlägen des christlichen Bergarbeiterverbandes nun völlig entziehen konnte. Des­
sen Vertreter, Steger, ergriff dabei die Gelegenheit, die Behauptung, daß der christli­
che Bergarbeiterverband die Einführung der Sechsstundenschicht wolle, entschieden 
zurückzuweisen. Vielmehr gab er unumwunden zu, daß man sich zur Unterstützung 
der Forderung nach Arbeitszeitverkürzung gezwungen gesehen habe, um einen Streik, 
„den man bei der Stimmung der Ruhrbergleute befürchten müsse"28, zu vermeiden. 
Ohne offensichtlich die Tragweite seiner Ausführungen zu erkennen, beklagte Steger 
dann „die allgemeine Einführung des 8-stündigen Arbeitstages, wobei die Bergarbei­
ter zu kurz gekommen seien"29, und ließ die mittlerweile üblichen Angriffe auf die 
leichten Arbeitsbedingungen der Büroangestellten im öffentlichen Dienst folgen. Un­
ter dem Eindruck der sich auf der Sitzung deutlich manifestierenden Feindseligkeit 
gegen die Einführung der Sechsstundenschicht unterbreitete Steger dann einen tak­
tisch geschickten Kompromißvorschlag. Um den Arbeitsfrieden im Bergbau sicherzu­
stellen und gleichzeitig weiteren Arbeitszeitverkürzungen zu entgehen, sollte die Sie­
benstundenschicht unangetastet bleiben, doch die siebte Stunde wie eine Überstunde 
behandelt und mit einem Zuschlag vergütet werden. Zur Freude der Arbeitgeber 
lehnten Sachse und Löffler vom Alten Verband den Vorschlag ihres christlichen Ge­
werkschaftskollegen als eine in sich widersprüchliche „Halbheit" ab und warnten, 
„der Kampf um die 6-stündige Schicht werde nach eventueller Annahme des Steger-
schen Vorschlages erst recht losgehen"30. Ihrer Meinung nach waren die Bergarbeiter 
nicht bereit, Überstunden zu leisten, und würden die siebte Stunde nicht verfahren, 
wenn diese plötzlich zur Überstunde deklariert würde. Das Fazit der Sitzung war 
schließlich, daß der Alte Verband nicht nur die Arbeitgeberposition ausgezeichnet 
verteidigt hatte, sondern die Gewerkschaftsführer sich sogar bereit erklärt hatten, sich 
der Führung der Reichsregierung, des Reichsverbandes der deutschen Industrie und 
der ZAG anzuschließen und gemeinsam mit den Arbeitgebern einen Aufruf gegen die 
Einführung der Sechsstundenschicht zu erlassen. 

Am 16. Januar wurden die Tarifverhandlungen in Essen erneut aufgenommen, und 
zu ihrer großen Überraschung stellten die Arbeitgeber fest, daß die schon erzielten 
Übereinkünfte nicht länger galten. Angesichts der steigenden Unruhe unter den Berg­
arbeitern und einer Welle syndikalistischer Aktionen, die über das Ruhrgebiet hin­
wegrollte, hatte sich die Führung der Bergarbeiterverbände offensichtlich eines ande-

28 Aus der Niederschrift der Ausschuß-Sitzung der Reichsarbeitsgemeinschaft für den Bergbau am 
10. Januar 1920, ebenda. 

29 Ebenda. 
30 Ebenda. 
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ren besonnen. Erneut forderte man die Einführung der Sechsstundenschicht und wei­
gerte sich, den gemeinsam erstellten Aufruf gegen eine Arbeitszeitverkürzung zu un­
terzeichnen; darüber hinaus unterstützte jetzt auch der Alte Verband den Vorschlag 
des christlichen Bergarbeiterverbandes, die siebte Stunde der täglichen Schichtzeit als 
Überstunde zu behandeln. Der Vorsitzende des Alten Verbandes, Hue, rückte damit 
von der nur eine Woche vorher vertretenen Position seiner Verbandskollegen Sachse 
und Löffler völlig ab und nahm außerdem jetzt die gleiche Haltung ein wie sein 
christlicher Gewerkschaftskollege Steger zuvor. Auch Hue bestand nun darauf, daß 
den Bergarbeitern nicht zugemutet werden könne, länger zu arbeiten als die Angestell­
ten in den Büros. Zu guter Letzt verweigerte er die Unterschrift unter den mit dem 
Zechenverband gemeinsam verfaßten Aufruf, denn „es würde seitens der Bergarbei­
terschaft als ein Verrat an der Arbeitersache aufgefaßt werden"31. 

In der Tat war es für die Gewerkschaftsführer wesentlich einfacher, den „Staats­
mann" in Berlin als in Essen zu spielen, doch die Art und Weise, in der sich die 
Gewerkschaftsführer gegenseitig bloßstellten und in ständige Widersprüche verwik-
kelten, tat ihrem Ansehen bei den Arbeitgebern großen Abbruch und führte zu einer 
weiteren Schwächung ihrer ohnehin äußerst schwierigen Position. Die NichtUnter­
zeichnung des gemeinsamen Aufrufs veranlaßte die Arbeitgeber, den Sinn der Arbeits­
gemeinschaft mit den Gewerkschaften ernsthaft in Frage zu stellen, obwohl letztere 
immer wieder deren Nutzen und ihr Interesse an ihrem Bestand beteuerten32. Deutlich 
wurde den Arbeitgebern auch bewußt, daß die Gewerkschaftsführer nicht Herr ihrer 
Mitglieder waren und deshalb Konzessionen zu erreichen versuchten, von denen sie 
weder genaue Vorstellungen hatten noch in ihrem Innern überzeugt waren. Die Ge­
werkschaftsvorschläge, nach denen die siebte Schichtstunde wie eine Überstunde be­
handelt werden sollte oder die Bergarbeiter für eine Siebenstundenschicht den Lohn 
für 7 1/2 Stunden bekommen sollten, waren in ihrer Absicht, den Bergarbeiterforderun­
gen möglichst weit entgegenzukommen, allzu durchsichtig und in Anbetracht der 
Stimmung unter den Bergarbeitern keineswegs so „harmlos", wie die Gewerkschafts­
vertreter sie darzustellen trachteten. Deshalb bestanden die Arbeitgeber verständli­
cherweise nur um so energischer darauf, daß die Lohnfrage scharf von der Arbeitszeit­
frage getrennt blieb33. Klar erkannten sie auch, daß ihre bisherige Politik der Arbeits­
gemeinschaft und des Vertrauens auf die Gewerkschaften als Bollwerk gegen radikale 
Einflüsse nicht ausreichte. Diese Einsicht führte Hugenberg und Hölling schon am 
20. Januar 1920 zum Reichsarbeitsminister Schlicke in Berlin, dem Hugenberg vor-

31 Loewenstein an Hugenberg und Stinnes, 19. Januar 1920, ebenda, Bestand 13, Bd. 303. Vgl. 
Dörnemann, a. a. O., S. 133, für die Unruhe, die die Bergarbeiter zu dieser Zeit erfaßte. Für die 
Verhandlungen in der Zentralarbeitsgemeinschaft über den Aufruf: Niederschrift über die Sitzung 
des engeren Vorstandes der ZAG am 14. Januar 1920, ZStA I, Zentralarbeitsgemeinschaft, 
Nr. 29, Bl. 61-68. 

32 Hölling an das Vorstandsmitglied der ZAG, Hans Krämer, 21 . Januar 1920, Krämer an Hölling, 
22. Januar 1920, Hölling an Krämer, 26. Januar 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 73. 

33 Hölling an Krämer, 26. Januar 1920, und Aktennotiz über die Sitzungen vom 19.-23. Januar 
1920, ebenda. 
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trug, „er habe den Eindruck, daß die Bergarbeiterführer wohl genügend Einsicht 
besäßen, die Situation zu durchschauen, und daß es ihnen seiner Ansicht nach letzten 
Endes nur erwünscht sein könnte, wenn sie durch eine feste, unzweideutige Haltung 
der Regierung in ihrer Aufgabe erleichtert würden, den Bergarbeitermassen begreif­
lich zu machen, daß ihre Forderungen unannehmbar seien"34. Offensichtlich zeigte 
sich Schlicke äußerst zugänglich, denn er teilte den beiden Industriellen kurz und 
bündig mit: „Wenn zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern keine Einigung zu 
erzielen sei, so werde in dieser Frage die Regierung mit den Arbeitgebern zusammen­
gehen."35 Auf die Frage, was denn die Regierung zu tun gedenke, sollte der Versuch 
einer gewaltsamen Einführung der Sechsstundenschicht gemacht werden, schlug 
Schlicke einen noch drohenderen Ton an und bemerkte, „die Regierung werde unter 
allen Umständen festbleiben, das übrige müsse Noske machen"36. Die Unterredung 
Hugenbergs und Höllings mit dem Reichsarbeitsminister Schlicke war von erheblicher 
Tragweite, denn nur zwei Tage zuvor, am 18. Januar 1920, waren die Vertreter der 
Bergarbeiter, darunter Hue und der christliche Gewerkschaftsführer Heinrich Im-
busch, mit dem Reichsarbeitsminister und Vertretern des Reichswirtschaftsministe­
riums zusammengetroffen, um diese für ihren Plan einer finanziellen Zulage für die 
siebte Stunde der täglichen Schichtzeit zu gewinnen. Obwohl es sich um eine unver­
bindliche, sozusagen private Aussprache gehandelt hatte, zirkulierten bald Gerüchte 
über die Zustimmung der Regierungsvertreter zum Vorschlag der Bergarbeiterver­
bände. Trotz ihrer Verärgerung über derartige Nachrichten sahen die Industriellen 
davon ab, ihrerseits nun die Zusagen des Reichsarbeitsministers gegenüber Hugen-
berg und Hölling in Umlauf zu bringen37. Ohne sich von den angeblichen ministeriel­
len Versprechungen an die Gewerkschaftsführer beirren zu lassen und augenschein­
lich mit gestärktem Selbstbewußtsein, beschlossen die Industriellen, alle Gewerk­
schaftsversuche, an der Integrität der Siebenstundenschicht zu rütteln, entschieden 
abzuwehren. Zwar waren sie lohnpolitisch zu einem Entgegenkommen bereit, jedoch 
nicht in Form einer besonderen Vergütung für die siebte Schichtstunde. In der Hoff­
nung, die kompromißlose Haltung der Arbeitgeberseite, die ein weiteres Verhandeln 
aussichtslos erscheinen ließ, aufzubrechen und endlich Konzessionen zu erreichen, 
stellten die offensichtlich ahnungslosen Gewerkschaftsführer schließlich den Antrag, 
zu den nächsten Verhandlungen am 23. Januar 1920 Severing als Vertreter des 
Reichsarbeitsministers und Direktor Jung als Vertreter des Reichswirtschaftsministe­
riums einzuladen. In deren Anwesenheit erläuterten die Tarifkontrahenten dann noch 
einmal ihre gegensätzlichen Positionen, wobei die Gewerkschaftsführer ausdrücklich 
betonten, daß die Forderung nach Einführung der Sechsstundenschicht nicht nur von 
den Radikalen ausgehe und es unbedingt notwendig sei, den Bergarbeitern Verbesse­
rungen über reine Lohnzugeständnisse hinaus einzuräumen. Hier hakte Severing ein 

34 Aktennotiz Hölling, 22. Januar 1920, ebenda. 
35 Ebenda. 
36 Ebenda. 
37 Aktennotiz über die Sitzungen vom 19.-23. Januar 1920, ebenda; vgl. auch Dörnemann, a. a. O., 

S. 133. 
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und machte - in den Worten des Verhandlungsprotokolls der Arbeitgeberseite - eine 
„eindrucksvolle Ausführung"38, die Schlickes Zusagen gegenüber Hugenberg und 
Hölling offensichtlich mehr als gerecht wurde. Zunächst erinnerte Severing die Berg­
arbeiterführer an ihre Haltung im April 1919, als sie gemeinsam mit der Regierung 
gegen jede Kürzung der Siebenstundenschicht Front gemacht hatten. Dann lehnte er 
mit dem Hinweis darauf, daß sich die wirtschaftlichen Verhältnisse keineswegs gebes­
sert hätten, rundweg jede Vereinbarung ab, die in irgendeiner Weise auf eine mögliche 
weitere Verkürzung der Siebenstundenschicht schließen lassen könnte. Auch sagte er 
den Gewerkschaftsführern, sie wüßten ebenso wie er, daß sich die Unionisten nicht 
mit der Sechsstundenschicht zufriedengeben würden, sondern schon die Abschaffung 
der Samstagsschichten auf ihr Banner geschrieben hätten. Im Verlauf seiner Ausfüh­
rungen sparte Severing zudem nicht mit Warnungen, die dazu angetan waren, den 
Gewerkschaftsführern alle Illusionen über eventuelle Möglichkeiten einer Verkürzung 
der Siebenstundenschicht zu nehmen. U. a. führte er aus: 

„Eine Verkürzung der Arbeitszeit bedeute daher nichts anderes als den gänzlichen 
Zusammenbruch des Wirtschaftslebens. Dahin dürfte es die Regierung nicht kom­
men lassen, soweit sie die Macht habe, es zu verhindern. Sie hat nicht bloß die 
äußere Ruhe aufrecht zu erhalten, ihre Aufgabe besteht auch darin, das Wirt­
schaftsleben in Gang zu halten, gewaltsame Eingriffe in dasselbe könne und werde 
sie nicht dulden und dagegen alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel zur Anwen­
dung bringen, evtl. auch gegen die Gewerkschaften selbst. Er hoffte, daß die Ge­
werkschaftsvertreter sich diesem unbeugsamen Entschluß der Regierung nicht wi­
dersetzten."39 

Severings Worte verfehlten nicht ihre Wirkung. Der Versuch der Gewerkschaftsfüh­
rer, die Lohn- und Schichtfrage miteinander zu verknüpfen, verlief völlig erfolglos, so 
daß ihnen letztlich nichts weiter übrigblieb, als die Hoffnung auszudrücken, daß die 
Bergarbeiter sich mit den Lohnzugeständnissen zufriedengeben würden40. Selbst unter 
Berücksichtigung der vielen Bedenken, die die Bergarbeiterführer in bezug auf die 
Einführung der Sechsstundenschicht verschiedentlich artikuliert hatten, und ihres 
häufig recht widersprüchlichen Verhaltens wäre es unrichtig, den Ausgang der Ver­
handlungen dahin zu interpretieren, die Regierung sei mit ihrer entschiedenen Inter­
vention den Gewerkschaftsführern zu „Hilfe" geeilt41. Das Gegenteil dürfte eher der 
Fall gewesen sein, denn die beiden Mehrheitssozialisten, Bauer und Severing, hatten 

38 Aktennotiz über die Sitzungen vom 19.-23. Januar 1920, a. a. O. 
39 Zitiert nach dem Sonderbericht Höllings an seine Kollegen über die Bemerkungen Severings am 

24. Januar 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 73. 
40 Aktennotiz über die Sitzungen vom 19.-23. Januar 1920, ebenda. Severing telegraphierte am 

23. Januar 1920 an Reichskanzler Bauer: „Nach meiner Erklärung, daß Regierung keinem der 
Kompromißvorschläge zustimmen könne und Erzwingung der Sechsstundenschicht mit streng­
sten Maßnahmen begegnen würde, haben Vertreter der vier Gewerkschaften in heutiger Verhand­
lung Kompromißvorschläge fallen lassen. Bitte Arbeitsminister verständigen. Reichskommissar 
Severing." In: BA, R 43 I/2170, Bl. 184. 

41 Siehe Dörnemann, a. a. O., S. 134. 
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die Bergarbeiterführer, die sich endlich für eine Politik der Erfüllung der Bergarbeiter­
forderungen entschieden hatten, nicht nur im Stich gelassen, sondern auch gedemü­
tigt, indem sie ihnen sagten: „Die Herren Vertreter der Gewerkschaften sollen Führer 
der Massen sein und das sind sie nur, wenn sie nicht den Stimmungen der Massen 
nachgeben."42 Offensichtlich hatten Hugenberg und Hölling mit ihrer rechtzeitigen 
Intervention beim Reichsarbeitsminister Schlicke die Gewerkschaftsführung geschickt 
ausgebootet. Regierungsvertreter und Arbeitgeber hatten sich zu einer gemeinsamen 
Front zusammengefunden, die jetzt die Bedingungen bestimmte, an denen die Reprä­
sentanten der Bergarbeiter ihre Führung der Arbeitermassen zu orientieren hatten. 

Die wichtigste Aufgabe, die sich Ende Januar stellte, war die Aufrechterhaltung der 
Siebenstundenschicht. Streiks, passive und militantere Formen des Arbeiterwiderstan­
des, die darauf abzielten, am 2. Februar die Sechsstundenschicht mit Gewalt einzufüh­
ren, mußten verhütet werden. Hue und seine Vorstandskollegen reagierten auf die 
drohenden Gefahren mit einem großen Propagandafeldzug, der den Bergarbeitern 
einhämmern sollte, daß nur durch die Arbeit der Bergarbeiter die Kohlenproduktion 
gehalten und erhöht werden konnte, was dringend notwendig sei, denn angesichts der 
Zeitbedrängnis stehe kein anderer, sofort wirksamer Ausweg aus der Kohlenkrise 
offen. Am 24. Januar trat eine außerordentliche Generalversammlung des Alten Ver­
bandes in Bochum zusammen, und erneut gelang es der Verbandsführung, die Oppo­
sition von Rosemann, seine USPD-Kollegen und radikalen Befürworter taktisch zu 
überspielen. Mit starker Unterstützung der Generalkommission und der anwesenden 
Regierungsvertreter bekannte sich der Vorstand des Alten Verbandes abermals prinzi­
piell zur Sechsstundenschicht und würgte zugleich jede Maßnahme für deren sofortige 
Einführung ab. Die Abstimmung über die von Rosemann eingebrachte Resolution, die 
die Durchsetzung der Sechsstundenschicht mit gewerkschaftlichen Kampfmitteln for­
derte, zeigte deutlich, in welch einer prekären Situation sich die Verbandsleitung 
befand. Von den 182 Nein-Stimmen stammten 62 von Gewerkschaftsfunktionären, 
dagegen kamen von den 36 Delegiertenstimmen für die Annahme der Resolution 22 
aus dem im Mittelpunkt des Konfliktes stehenden Ruhrgebiet. Weder die Regierungs­
vertreter noch die Gewerkschaftsführer machten sich daher Illusionen über die Bedeu­
tung, die die Kongreßreden und die Resolutionen für die Aufrechterhaltung von Ruhe 
und Ordnung Anfang Februar haben würden. Schließlich waren es die öffentlich 
bekanntgegebenen und allseits bekannten Vorkehrungen und Maßnahmen des Staats­
kommissars Severing sowie anderer Staats- und Militärbehörden, die die Radikalen 
und ihr Gefolge Anfang Februar in Schach hielten43. Severing hatte nämlich die Ze­
chenbesitzer angewiesen, jeden Bergarbeiter zu entlassen, der sich weigerte, die volle 

42 Notiz Hölling, 24. Januar 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 73. 
43 Vgl. Dörnemann, a. a. O., S. 134 ff.; Carl Severing, 1919/1920 im Wetter- und Watterwinkel. 

Aufzeichnungen und Erinnerungen, Bielefeld 1927, S. 117ff.; Bericht Severings an den Reichsar­
beitsminister, 27. Januar 1920, ZStA I, RAM, Nr. 2050, Bl. 101-103; Protokoll der außerordent­
lichen (22.) Generalversammlung des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands. Abgehalten zu 
Bochum vom 24. bis 26. Januar 1920, Bochum 1920. 
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Siebenstundenschicht zu verfahren, und ihn unter Verlust sämtlicher Dienstalters­
rechte erst dann wieder einzustellen, wenn er sich zur Leistung einer vollen Schicht 
bereit erkläre. Passiver Widerstand ganzer Arbeitergruppen sollte mit der sofortigen 
Aussperrung beantwortet werden. Ferner wurden den Kommunalverwaltungen die 
Namen der Streikenden mitgeteilt, damit letztere zu Notstandsarbeiten herangezogen 
oder, sollten diese verweigert werden, verhaftet und mit Verurteilung zu Gefängnis­
strafen gemäß dem Erlaß des Militärbefehlshabers vom 12. Januar 1920 bestraft 
werden konnten44. 

Natürlich versuchten die Gewerkschaftsführer mit anderen Mitteln als dem von 
Severing und General v. Watter eingeschlagenen Weg des massiven Drucks, die Unter­
stützung der Arbeiterschaft zu gewinnen. Mit dem Beistand der Regierungsvertreter 
rangen sie den Arbeitgebern einen Tarifvertag ab, der eine Erhöhung des Wochenloh­
nes um acht Mark und eine Schichtzulage von drei Mark vorsah, dazu eine Erhöhung 
des Kindergeldes und eine Verlängerung des Jahresurlaubs von 6 auf 9 Tage45. Im 
Gegensatz zu den vorangegangenen Verhandlungen konnten die Bergarbeiterführer 
während dieser sich vom 26. Januar bis 2. Februar hinziehenden Verhandlungen ganz 
auf Severing und Dr. von Bodenstein, den Vertreter des Reichsarbeitsministeriums, 
bauen, strittige Punkte zu ihren Gunsten zu entscheiden. Allerdings hatte die finan­
zielle Seite der Tarifverhandlungen von Anfang an eine untergeordnete Rolle gespielt 
und dem Abschluß der Tarifverhandlungen nie ernsthaft im Wege gestanden. Erstens 
hatten sich die Arbeitgeber für den 1. Februar 1920 eine kostenkompensatorische 
Preiserhöhung genehmigen lassen, und zweitens hatte der Vorsitzende des christlichen 
Bergarbeiterverbandes schon zu Anfang die „bemerkenswerte Äußerung" getan, „daß 
es in Deutschland an Waren fehlt und daß die Löhne noch so hoch geschraubt werden 
könnten, deswegen bekomme man keine Ware mehr"46. Die Gewerkschaftsführer 
waren sich also über den zweifelhaften Erfolgscharakter von Lohnzugeständnissen 
nur zu genau im klaren. An der Jahreswende 1919/20 geriet die Mark nämlich in 
besonderem Maße in Druck, während gleichzeitig der Export in die Höhe schnellte. 
Offensichtlich hatte sich die Regierung entschlossen, lieber die Gefahren des Markver­
falls in Kauf zu nehmen als auf die Vorteile des Exportbooms zu verzichten. Der 
Export brachte die dringend zum Ankauf von Lebensmittellieferungen benötigten 
harten Devisen, womit sich die Versorgung der Bevölkerung sicherstellen ließ. Ver­
traulich vertrat der Postminister und christliche Gewerkschaftsführer Giesberts die 
Meinung: „Nicht die Preis- sondern die Arbeitsfrage steht jetzt im Vordergrund. Ob 
die Bergleute 20 oder 30 M pro Tag verdienen, spielt keine Rolle, wenn sie nur 
arbeiten und Kohle fördern wollten."47 

Auf diesem Hintergrund erklärt sich, warum die Regelung der Lohnfrage relativ 

44 Zechen-Verband, Rundschreiben, 29. Januar 1920, Staatsarchiv Münster, Oberbergamt Dort­
mund, Bd. 1795, Bl. 227. 

4 5 Dörnemann, a. a. O., S. 144. 
46 Aktennotiz über die Sitzungen vom 19.-23. Januar 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 73. 
47 Giesberts an Breuer, 20. Dezember 1919, BA, Kleine Erwerbungen, Nr. 461, Bd. 6, Bl. 10 f. Für 

die wirtschaftliche Situation am Jahresende 1919 vgl. Costantino Bresciani-Turroni, The Econo-
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mühelos vonstatten ging. Allerdings dürfte die kompromißbereite Haltung der Arbeit­
geber, vor allem in der Urlaubsfrage, entscheidend davon beeinflußt gewesen sein, daß 
die neue Kräftekonstellation und der Ausgang der Tarifverhandlungen einen vielver­
sprechenden Übergang vom gewonnenen Kampf gegen die Einführung der Sechsstun­
denschicht zum bevorstehenden Kampf um eine Arbeitszeitverlängerung im Bergbau 
durch das Einlegen von Überschichten darstellten. In diesem Punkt erwiesen sich die 
Bergarbeiterführer, allen voran der Alte Verband, in der Tat erstaunlich zugänglich. 
Als die Überschichtenfrage zum ersten Mal zur Debatte stand, unterstrichen die 
christlichen Gewerkschaftsführer zumindestens die allgemeine Unwilligkeit der Berg­
arbeiter, Überstunden einzulegen, während die Vertreter des Alten Verbandes fest­
stellten, „daß die Mehrzahl der Bergleute sich auf einer Reihe von Schachtanlagen 
zum Verfahren von Überschichten bereit erklärt hätten", und stark bedauerten, daß 
diesen arbeitswilligen Bergarbeitern gegenüber „einer oft sehr geringen Zahl Radika­
ler" nicht genügend Schutz gewährt werde48. Severing, der bei den Verhandlungen 
zugegen war, bot sogleich weitgehende Schutzmaßnahmen an und betonte ausdrück­
lich, daß der Tarifvertrag Überschichten „aus Gründen des allgemeinen Wohles" 
erlaube, diese aber unter den gegebenen Umständen kaum der weiteren Rechtferti­
gung bedürften. Offensichtlich hatte der neue Tarifvertrag die Möglichkeit geschaf­
fen, daß das Verfahren von Überschichten zwischen Werksleitung und Betriebsräten 
ausgemacht werden konnte und diese staatlichen Schutz genossen49. 

Noch bemerkenswerter aber war die allgemeine Reaktion auf die Ausführungen 
Stinnes', der unumwunden erklärte, daß mehr als das Einlegen von Überschichten 
notwendig sei, um den wirtschaftlichen Zusammenbruch Deutschlands zu verhin­
dern; „ein solcher sei vielmehr nur dadurch abzuwenden, daß wir wieder zu der alten 
Schichtzeit zurückkehrten"50, also zur 8V2Stündigen Schicht einschließlich Ein- und 
Ausfahrt. Obwohl in erster Linie ein ausgezeichnetes Beispiel für den fast sprichwört­
lichen Spekulationsdrang von Stinnes sowie für sein Unverständnis und seine Gleich­
gültigkeit gegenüber der Bedeutung, die den revolutionären Errungenschaften in den 
Augen der Arbeitermassen beigemessen wurde, kam ihm seine Fähigkeit, Wagemut 
mit rücksichtsloser Offenheit und innerer Überzeugung zu verbinden, gegenüber sei­
nen Verhandlungspartnern erneut gut zu statten, deren entscheidende Schwächen er 
entweder intuitiv erfaßte oder rational erkannte. Statt auf die Barrikaden zu gehen 
und die durch die Revolution erreichten Arbeitszeitverkürzungen auf das Entschie­
denste zu verteidigen, „war (es) sehr bemerkenswert, daß daraufhin Vertreter der 
Bergarbeiterverbände erklärten, auch sie erkennten selbst grundsätzlich die Notwen-

mics of Inflation. A Study of Currency Depreciation in Post-War Germany 1914-1923, London 
1937, S.29ff., 192ff., 224 ff. 

48 Niederschrift über die Verhandlungen mit den Bergarbeiter- und Tagesarbeiter-Verbänden vom 
26., 28., 29., und 30. Januar und 2. Februar 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 73. 

49 Ebenda; siehe auch Osthold, a. a. O., S. 350. Der Tarifvertrag vom 25. Oktober 1919 erlaubte 
Überschichten, wenn man darüber zu einer Vereinbarung kam. Der Überstundenzuschlag sollte 
25 Prozent betragen. 

50 Niederschrift über die Verhandlungen vom 26. Januar bis 2. Februar 1920, a. a. O. 
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digkeit dieser Schichtverlängerung an, doch ergeben sich große Schwierigkeiten, auf 
die große Masse der Bergarbeiter in dieser Hinsicht einzuwirken. Sie ließen keinen 
Zweifel darüber, daß ihr Stand den Arbeitern gegenüber um so leichter sein werde, je 
mehr Entgegenkommen bei Abschluß des Tarifvertrages von Arbeitgeberseite gezeigt 
werde"51. Diese „unerwartet günstige Stellungnahme der Bergarbeiterverbände in der 
Frage der Schichtverlängerung"52, auch der Druck, der von Regierungsseite ausgeübt 
wurde, bewog augenscheinlich die Arbeitgeber, weitgehende Zugeständnisse zu ma­
chen, so in der Urlaubsfrage. Allerdings konnten die Arbeitgeber die Gewerkschafts­
führer nicht dafür gewinnen, sich öffentlich für eine 1 1/2 stündige Schichtverlängerung 
auszusprechen, was aber kaum bedeutet, die Gewerkschaftsführer hätten durch fal­
sche Versprechungen die Arbeitgeber konzessionsbereiter machen wollen. Vielmehr 
hatte ihre positive Reaktion auf den wagemutigen Vorstoß von Stinnes die Tür für ein 
weiteres Drängen der Arbeitgeber in diese Richtung geöffnet. Letztere ließen sich 
nämlich von Bodenstein die verbindliche Zusage geben, daß die Regierung die Not­
wendigkeit einer Arbeitszeitverlängerung bis zu 1 1/2 Stunden täglich zumindest für das 
Jahr 1920 prüfen werde. Nachdem Bodenstein, der von der Regierung weitgehende 
Entscheidungsbefugnisse erhalten hatte, die Bergarbeiterführer Husemann, Schmidt 
und Imbusch sowie den Staatskommissar Severing konsultiert hatte, bejahte er die 
Notwendigkeit einer Arbeitszeitverlängerung, doch unter der Bedingung, daß die Ar­
beitgeber mit den Gewerkschaften zu einer tariflichen Einigung kämen. Darüber hin­
aus versprach Severing, eine besondere Verordnung zum Schutz der unter dem neuen 
Tarifvertrag vereinbarten Überschichten zu erlassen. Zum guten Schluß wurde eine 
Sitzung für den 16. Februar 1920 anberaumt, auf der über Mittel und Wege einer 
Schichtverlängerung verhandelt werden sollte. Unzweideutig hatten also die Tarifver­
handlungen die Weichen für den Abschluß eines formellen Überschichtenabkommens 
in naher Zukunft gestellt53. 

Seit dem Sommer 1919 hatten sich führende Industrielle und Regierungsvertreter 
darum bemüht, die Bergarbeiter für eine freiwillige Arbeitszeitverlängerung zu gewin­
nen. Im Juli hatte Bergwerksdirektor K. Russell dem Reichsarbeitsminister Schlicke 
privat vorgeschlagen, den Bergarbeitern für das Verfahren einer Achtstundenschicht 
Lohnerhöhung und Sonderrationen an Nahrungsmitteln zu gewähren54. Einen ähnli­
chen Plan hatte Generaldirektor Vögler der Nationalversammlung im August unter­
breitet55. Darüber hinaus faßte am 10. September das Reichskabinett eine Resolution, 
die sich für eine siebte Wochenschicht im Bergbau aussprach. Das Reichsarbeitsmini­
sterium wurde angewiesen, gemeinsam mit dem Reichswirtschaftsministerium die 
Einzelheiten der praktischen Umsetzung der Resolution zu klären. Der Vorschlag des 

51 Ebenda. 
52 Ebenda. 
53 Ebenda; vgl. auch den Bericht Bodensteins an Schlicke, 6. Februar 1920, BA, R 43 I/2170, 

Bl. 320 f. 
54 Russell an Schlicke, 28. Juli 1919, BA, R 43 I/2182, Bl. 179-183. 
55 80. Sitzung, 15. August 1919, Verhandlungen der verfassunggebenden Nationalversammlung. 

Stenografische Berichte und Drucksachen, Berlin 1919, S. 678. 
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Reichsarbeitsministeriums sah besondere Zulagen an Nahrungsmitteln und wichtigen 
Versorgungsgütern für jene Bergarbeiter vor, die eine zusätzliche siebte Wochen­
schicht verfuhren. Die anfallenden Kosten sollten durch den Export eines Teils der 
Mehrproduktion an Kohle gedeckt werden. Zu dieser Zeit setzte die Regierung noch 
ganz auf die „Freiwilligkeit" der Arbeiter, denn große Propaganda oder Zwangsmittel 
hätten angesichts der bestehenden Agitation für die Sechsstundenschicht sicherlich 
nur den Widerstand der Bergarbeiter herausgefordert. Demgegenüber hoffte die Re­
gierung, durch materielle Versprechen „die in der Bergarbeiterschaft unzweifelhaft 
vorhandene Neigung, gegen bessere Verpflegung Überschichten zu leisten, zu för­
dern"56. In Bergwerken, wo mindestens drei Viertel der Belegschaft Überschichten 
verfuhren, sollten den arbeitswilligen Bergarbeitern nach Plänen des Reichsarbeitsmi­
nisteriums Fett, Brot und Textilien zu stark verbilligten Preisen überlassen werden. 
Daß dieses Vorhaben nicht zur Ausführung gelangte, lag in erster Linie an bürokrati­
schen Hindernissen, und zwar insbesondere von seiten des RWM, das ständig einen 
Vertreter ohne Entscheidungsbefugnis in die Beratungen entsandte. Bis Ende Dezem­
ber kam die Regierung mit ihren Plänen nicht über das Sitzungsstadium hinaus, so 
daß die zur Mehrarbeit bereiten Bergarbeiter zu Recht über das Ausbleiben der ver­
sprochenen Zuwendungen an Kleidung und Lebensmitteln enttäuscht und verärgert 
waren. Um zu retten, was noch zu retten war, verkündete das RWM, 2 Mark der 
geplanten Kohlenpreiserhöhung würden an die Staatskasse abgeführt, und zwar zur 
Finanzierung einer verbilligten Nahrungsmittelabgabe an die zu Überschichten berei­
ten Bergarbeiter57. Die Zusatzversorgung mit Nahrungsmitteln sollte beginnen, so­
bald die Bergarbeiter Überschichten verfuhren, um „ein Vertrösten auf später"58 zu 
vermeiden. Ohne die Schwierigkeiten einer Mehrarbeitsregelung minimalisieren zu 
wollen, bestand ihre eigentliche Bedeutung und politische Brisanz jedoch in der Tatsa­
che, daß der Versuch, Überschichten einzuführen, zeitlich parallel lief mit der ent­
schiedenen Abwehr einer weiteren Schichtzeitverkürzung auf sechs Stunden. Wäh­
rend die Bergarbeiter einerseits auf diese Arbeitszeitverkürzung pochten, war anderer­
seits gleichzeitig ein guter Teil unter ihnen bereit, länger zu arbeiten, um sich auf diese 
Weise bessere Lebens- und Einkommensbedingungen zu verschaffen. Dieses wider­
sprüchliche Verhalten der Bergarbeiterschaft muß bei der Einschätzung der Lage, in 
der die Gewerkschaftsführer sich befanden, unbedingt berücksichtigt werden. Letz­
tere sahen mit Recht in der Lebensmittelversorgung den zentralen Faktor, von dem 
Produktivität und Arbeitsmoral der Bergleute weitgehend abhingen. Zwar gab es 
Bergleute mit einem Stück Land oder mit Verwandten auf dem Lande, die unter der 

56 Schlicke an Unterstaatssekretär in der Reichskanzlei, 20. Dezember 1919, BA, R. 43 I/2170, 
Bl. 127-130. Es gibt Beispiele dafür, daß die Bergarbeiter bereit waren, Mehrarbeit zu leisten, 
falls diese entsprechend gut bezahlt würde. Siehe z. B. die Sitzung zwischen Zechenleitung und 
Betriebsratsmitgliedern der Zeche Möller und Rheinbaben am l l . Februar 1920, Bergbau-Ar­
chiv, Hibernia Akten, Schrank 4, 2/7.1(2). 

57 Chefbesprechung, 22. Dezember 1919, BA, R 43 I/2170, Bl. 132-134, 147; Reichsfinanzminister 
an RAM, 27. Dezember 1919, ZStA I, RAM, Bd. 240, Bl. 14. 

58 RAM an Bergbau-Verein, 31. Dezember 1919, ebenda, Bd. 238, Bl. 10-12. 
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Lebensmittelknappheit weniger litten und deren physische Kräfte daher einem Ver­
gleich mit der Vorkriegszeit durchaus standhielten, doch war die Mehrheit der Berg­
leute mit den ihnen täglich zustehenden 1900 Kalorien, falls sie diese überhaupt 
erhielten, eindeutig unterernährt59. Anders als nach dem Zweiten Weltkrieg, wo die 
Besatzungsmächte den Bergleuten 4000 Kalorien täglich zuteilten, konnten von den 
Bergleuten nach dem Ersten Weltkrieg nicht so ohne weiteres Überschichtenleistun­
gen erwartet werden60. Aufgrund der miserablen Lebensmittelversorgung machten 
daher Aussichten auf ihre Verbesserung nicht unerheblichen Eindruck auf die Bergar­
beiter. Auf die Versprechen der Regierung Ende 1919, Überschichten mit Lebensmit­
telzulagen und Kleidung zu entlohnen, wozu noch die von den Werken gewährte 
Überstundenbezahlung trat, reagierten die Bergleute in verschiedenen Bezirken mit 
„wilde(r) Überarbeit". Nicht zu Unrecht zeigte sich die Gewerkschaftsführung über 
diese Entwicklung beunruhigt, die die Differenzen unter den Bergarbeitern nur ver­
schärfen konnte. Eine der heftigsten Klagen vor 1914 und während des Krieges hatte 
sich gegen das Überstundenunwesen gerichtet, das ihnen von den Arbeitgebern aufge­
zwungen wurde und das nun in anderer Form wiederzukehren drohte. Als nämlich 
Anfang Januar 1920 die Regierung ihren Plänen endlich Taten folgen ließ, begann ein 
„wilde(s) Wettrennen" nach Überschichten, gleichzeitig aber wurde die Absicht der 
Regierung immer deutlicher, durch Gesetz oder Verordnung das generelle Verfahren 
von Überschichten zu erzwingen61. 

Dieses neue Ziel war sozusagen ein Resultat der am 2. Februar 1920 zu Ende 
gegangenen Tarifverhandlungsrunde. Getreu seinem den Arbeitgebern gegebenen 
Versprechen erließ Severing zusammen mit dem Militärbefehlshaber, General v. Wat­
ter, eine Verordnung, die die Zechenverwaltungen und Betriebsräte aufforderte, Ver­
einbarungen über Überschichten oder Überstunden zu treffen. Falls ein Übereinkom­
men nicht erzielt werden konnte, entschied der Reichskommissar als Schlichter. Nicht 
ohne Grund stieß die Verordnung samt ihrer Durchführung auf massive Kritik in den 
Gewerkschaften, machte letztere gleichzeitig aber geneigter, ein Überschichtenabkom­
men auf freiwilliger Basis einzugehen62. Ein Abkommen, dessen Inhalt und Gestalt sie 
weitgehend mitbestimmen konnten, war vom Standpunkt der Gewerkschaftsführer 
sicherlich Vereinbarungen vorzuziehen, die letztlich von Severing und Watter ent­
schieden wurden. 

Ohne Zweifel hatten ferner die Berichte, die den Zusammenbruch der deutschen 

59 Vgl. dazu den informativen Zeitungsartikel von Bergrat Witte in der Vossischen Zeitung, abge­
druckt in der BAZ, Nr. 37, 13. September 1919. 

60 Vor dem Zweiten Weltkrieg bekamen die Bergarbeiter ca. 5000 Kalorien. Im März 1946 wurde 
die Lebensmittelration von 3430 auf 2860 Kalorien herabgesetzt und Anfang 1947 wieder auf 
4000 Kalorien erhöht. Hinzu kam das sogenannte Punktsystem für Textilien und andere Ver­
brauchsgüter. Vgl. Ferdinand Friedensburg in: Tatsachen und Probleme. Die deutsche Wirtschaft 
zwei Jahre nach dem Zusammenbruch, hrsg. von dem Deutschen Institut für Wirtschaftsfor­
schung, Berlin 1947, S. 150. 

61 Vorstand des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands, Jahrbuch für 1920, Bochum 1920, 
S. 189ff. 

62 Severing, a. a. O., S. 125-127; Spethmann, a. a. O., S. 66. Verordnung General von Watters vom 
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Wirtschaft prophezeiten, falls die Kohleförderung nicht zunahm, wohl auch die Ge­
werkschaftsführer überzeugt, die sich zudem - wie auf der Sitzung über die Über­
schichtenfrage am 16. Februar 1920 in Essen deutlich wurde - bewußt waren, daß die 
Bergleute isoliert dastanden und in der deutschen Bevölkerung, selbst in der Arbeiter­
schaft, kaum Unterstützung besaßen. Reichskanzler Bauer erklärte zum Beispiel, daß 
bei erfolgreicher Einführung der Sechsstundenschicht die Bergarbeiter „gewisserma­
ßen sich zu Feinden des ganzen deutschen Volkes"63 gemacht hätten, und er erinnerte 
die Bergarbeiterführer daran, wie notwendig es sei, die Bergarbeiter davon zu über­
zeugen, daß das Schicksal Deutschlands in ihren Händen liege und eine Siebenstun­
denschicht verfahren werden müsse. Zwar verurteilte auch die Regierung verschie­
dene Zeitungsartikel, in denen die Bergarbeiter wegen mangelnder Kohlenförderung 
und ihrer Unwilligkeit, Überstunden zu leisten, heftig angegriffen wurden, doch tat sie 
wenig zur Unterdrückung dieser massiven Pressekritik. Hugo Stinnes bemerkte recht 
bissig: „. . . es würde sehr zweckmäßig sein, wenn Viktor Hahn und Mosse zwangs­
weise zum Kohlenhauer verurteilt würden. Das wäre das einzig Richtige. Sie würden 
sich zwar wenig dazu eignen, aber es würde ihnen nicht schaden."64 Diese Manifestie­
rung des Arbeitsgemeinschaftsgeistes war wohltuend, und die Gewerkschaftsführer 
teilten auch völlig die Ansicht Stinnes', daß die Arbeitsgemeinschaft das „Vertu­
schungssystem" des RWM und der Regierung nicht länger dulden könne, sondern auf 
definitive Zusagen über die angekündigten Sonderrationen an Lebensmitteln und 
Kleidung für die Bergarbeiter bestehen müsse. Auch die weitere Forderung Stinnes', 
der Eisenbahntransport sei in Ordnung zu bringen, damit die Bergarbeiter wüßten, 
daß ihre Mehrförderung auch dorthin gelange, wo die Kohle benötigt werde, fand 
ihre volle Unterstützung. 

Allerdings hatte der Arbeitsgemeinschaftsgeist seine Grenzen, denn die Bergarbei­
terführer konnten der Stimmung unter ihren Mitgliedern kaum mit der verschlagenen 
Zuversicht eines Stinnes begegnen. Wie vorausgesehen, kam letzterer auch erneut auf 
seinen schon vor zwei Wochen vorgebrachten Plan zurück, die Überschichten so zu 
regeln, daß die Bergarbeiter täglich anderthalb Stunden länger arbeiten sollten, damit 
sie statt bisher fünf Stunden volle sechseinhalb Stunden vor Ort verbringen konnten. 
Nach seiner Schätzung würde eine derartige Regelung zu einer Mehrproduktion von 
30 Millionen Tonnen pro Jahr führen, und da zusätzliche Ein- und Ausfahrten weg­
fielen, würden weder weitere Nebenkosten anfallen noch wertvolle Zeit vergeudet 
werden. Das Überschichtenabkommen sollte für ein Jahr gelten, am 1. März in Kraft 
treten und statt der bisherigen 25prozentigen Überstundenvergütung mit einen 
100prozentigen Zuschlag entlohnt werden. Recht typisch für Stinnes war, daß er 
gleichzeitig die ganze Vereinbarung davon abhängig zu machen suchte, inwieweit sie 

6. Februar 1920 sowie zur Kollaboration zwischen Severing und Watter in: Staatsarchiv Münster, 
Oberbergamt Dortmund, Nr. 1161. 

63 Niederschrift über die am Montag, den 16. Februar 1920, stattgefundene Verhandlung zwischen 
Vertretern der Regierung, der Bergarbeiterverbände und des Zechenverbandes betreffend evtl. 
Verlängerung der Arbeitszeit im Bergbau, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 73. 

64 Ebenda. 
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den seiner Meinung nach gemeinsamen Interessen der Arbeitsgemeinschaft Bergbau 
dienlich war. Deshalb sah sein Vorschlag bei Einhaltung einer monatlichen Kündi­
gungsfrist eine Modifizierung oder Kündigung des Überschichtenabkommens zum 
jeweiligen Monatsende vor, falls gewisse Bedingungen nicht gegeben waren, z. B. die 
Tagesarbeiter nicht bereit sein sollten, ihre Arbeitszeit entsprechend zu verlängern, die 
Eisenbahner sich weigern sollten, länger zu arbeiten, der Eisenbahntransport nicht 
funktionierte, die versprochenen Nahrungsmittel und Bekleidungslieferungen für die 
Bergarbeiter ausblieben oder die Mehrproduktion an Kohle nicht vorrangig der deut­
schen Industrie und Wirtschaft zugute kam. Offensichtlich hoffte Stinnes, durch das 
Überschichtenabkommen innen- und außenpolitische Ziele durchsetzen zu können. 
Zum Beispiel war eine Bedingung für den längeren Bestand des Überschichtenabkom­
mens die Forderung an Frankreich, direkte Verhandlungen zwischen der Arbeitsge­
meinschaft Bergbau und der französischen Industrie zuzulassen, damit über die Koh­
lenlieferungen zum Wiederaufbau Nordfrankreichs entschieden werden könne. Dar­
über hinaus verbat er sich von seiten der Franzosen jeden Eingriff in das private und 
wirtschaftliche Leben der französisch-besetzten Gebiete sowie in den dortigen Eisen­
bahnverkehr. Seine beachtliche Liste von Bedingungen endete mit der Forderung: 
„Die Eingriffe des Reichswirtschaftsministeriums in die Kohlenwirtschaft, die den 
Selbstverwaltungskörper entgegen der Ansicht des Gesetzgebers zu einer überflüssigen 
und wertlosen Einrichtung machen, müssen aufhören."65 Auf Stinnes' völlig überzo­
genes Programm wurde jedoch kaum eingegangen, denn das Augenmerk der Gewerk­
schaftsführer richtete sich zuallererst und mit besonderem Nachdruck auf seinen Plan 
der Schichtverlängerung. Rein sachlich konnte dem Vorschlag kaum widersprochen 
werden. Eine anderthalbstündige tägliche Schichtverlängerung war vom Standpunkt 
der Produktivität und der Kosten in der Tat jeder anderen Überschichtenregelung 
vorzuziehen, doch war, wie so häufig bei Stinnesschen Vorschlägen, sein Plan poli­
tisch nicht umsetzbar. Ohne viel Umschweife erklärte daher auch Husemann vom 
Alten Verband: „. . . wenn wir mit diesem Programm an unsere organisierten Bergar­
beiter herantreten wollten, dann wäre das die stärkste Belastungsprobe, die wir in den 
Organisationen je durchgemacht haben, und ich glaube, wir werden diese Belastungs­
probe nicht bestehen können"66. Der Kampf gegen die Einführung der Sechsstunden­
schicht und um den Erhalt der Siebenstundenschicht war noch kaum vorbei, da 
sollten die Gewerkschaftsführer die Bergarbeiter auffordern, zur Schichtlänge der 
Vorkriegszeit zurückzukehren. Außerdem war die Arbeitsgemeinschaft in den Augen 
der Bergarbeiter weder ausreichend etabliert noch akzeptiert, um eine derart risikorei­
che Vereinbarung eingehen zu können. Diese Tatsache brachte Imbusch klar zum 
Ausdruck: „Die Bergleute befürchten - ob mit Recht oder Unrecht brauchen wir 
heute nicht zu untersuchen - , daß man auf diesem Wege ihnen wieder eine Verlänge­
rung ihrer Arbeitszeit für immer aufbrummen wird. Die Bergleute haben keine Lust, 

65 Ebenda. 
66 Ebenda. Eine ähnliche Haltung nahmen die Betriebsratsmitglieder in den Verhandlungen mit den 

Arbeitgebern über die praktische Umsetzung der Überschichtenverordnung Severings ein, s. die 
Sitzung vom 11. Februar 1920, Bergbau-Archiv, Hibernia Akten, Schrank 4, 2/7.11 (2). 
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in der Zeit des Achtstundentages für die Herrschaften über Tage unter Tage 8 1/2 

Stunden zu arbeiten. (Sehr richtig!) Und ich glaube, dieser Standpunkt ist zu verste­
hen."67 Hue erinnerte alle Anwesenden daran, daß nicht nur die Radikalen, sondern 
die breite Masse der Bergarbeiter hinter der Forderung nach Einführung der Sechs­
stundenschicht standen, weshalb es besser sei, die vorhandene Bereitschaft zur Über­
schichtenleistung auszunützen, als diese „durch plötzliche Anordnungen oder plötzli­
ches Aufdrängen der Achtstundenschicht"68 zu verprellen. Mit der Zeit und wachsen­
dem Vertrauen würden die Bergarbeiter vielleicht von selbst die Vorteile des Stinnes-
schen Vorschlages für Produktivität und Arbeitstechnik einsehen. Auf jeden Fall aber 
müßten die Bergarbeiter sicher sein können, daß die Überschichten lediglich eine 
Notmaßnahme seien. Eventuell müsse dies sogar durch „ein schnell zu beschließendes 
Gesetz"69 demonstriert werden, das die seit der Revolution erzielte Arbeitszeitverkür­
zung gesetzlich verankere. 

Ganz offensichtlich suchten die Gewerkschaftsführer zu einer Überschichtenrege­
lung zu kommen, die weder auf einem Gesetz oder einer Verordnung basierte noch die 
Gefahr einer Rückkehr zur Vorkriegsarbeitszeit in sich barg, und in diesem Bemühen 
waren sie erfolgreich. Am 18. Februar 1920 wurde das erste Überschichtenabkommen 
unterzeichnet, das in seiner langen Präambel die schwierige Lage der Nation in drasti­
schen Farben schilderte; doch wurde auch deutlich, daß die Regierung zwar als Bitt­
steller nach Essen gekommen, doch keineswegs hilflos den Verhandlungen ausgelie­
fert war: „Herzbewegend war ihr Appell an die Bergarbeiter zur Rettung des Volkes. 
Zwar konnte die Regierung in dieser höchsten Not des Volkes und des Vaterlandes 
angesichts des Hungertodes Hunderttausender ein Gesetz machen zur Verlängerung 
der Arbeitszeit. Sie hat diesen Weg verschmäht und sich dafür persönlich an die 
Einsicht und den Opfermut der Bergarbeiter gewandt."70 Ab 23. Februar 1920 sollten 
die Bergarbeiter pro Woche zwei Überschichten von je 3 1/2 Stunden an die reguläre 
Schichtzeit anhängen und die Tagesarbeiter die notwendige Zahl von Überstunden 
leisten. Während die Bergarbeiter unter Tage einen 100prozentigen Zuschlag erhiel­
ten, betrug er bei den Tagesarbeitern nur 50 Prozent. Die Versorgung mit Brot und 
Fett sollte erhöht, weitere Nahrungsmittel sollten zu normalen Preisen angeboten 
werden. Das Abkommen war für alle Bergarbeiter verbindlich und lief zunächst nur 
bis zum 14. März, doch sollten in der zweiten Märzwoche Verhandlungen über einen 
Neuabschluß beginnen. Die Regierung hielt das Überschichtenabkommen für einen 
großen Erfolg. Nach Meinung des Vertreters vom Reichsarbeitsministerium, v. Bo­
denstein, gebührte dafür dem Reichskanzler Bauer sowie Hugo Stinnes besonderer 
Dank, da ohne ihre Kooperation das Abkommen kaum zustande gekommen wäre. 
Die Überschichtenvereinbarung hielt man für geeignet, sich die notwendigen Nah­
rungsmittel auf dem Weltmarkt zu beschaffen, da Nahrungsmittel gegen teure Kohle 

67 Verhandlungen vom 16. Februar 1920, a. a. O. 
68 Ebenda. 
69 Ebenda. 
70 Jahrbuch des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands für 1920, S. 191 f. 
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getauscht werden konnten. Darüber hinaus schien das Abkommen den Beginn des 
wirtschaftlichen Gesundungsprozesses in Deutschland zu verkünden, was die Aktien­
börsen positiv registrierten und was die Verhandlungen um einen holländischen Kre­
dit günstig beeinflußte71. Allerdings ging die Durchführung des Überschichtenabkom­
mens nicht reibungslos vonstatten. Streiks und Widerstände seitens der Belegschaften 
mußten gebrochen werden, und in einem Fall sah sich Reichskommissar Severing 
gezwungen, die Aussperrung der Belegschaft anzuordnen, da sie sich weigerte, Über­
schichten zu verfahren. Dieses harte Durchgreifen nahm der christliche Bergarbeiter­
führer zum Anlaß, Severing die Nachahmung der „Allüren der alten Regierung"72 

vorzuwerfen, doch ließ sich Severing nicht in seinem harten Kurs beirren. Da sich die 
große Mehrheit der Bergarbeiter den wirtschaftlichen Sachzwängen gebeugt hatte, 
war Severing gewillt, auf die widerstrebende Minderheit „einen gewissen Zwang"73 

auszuüben. Ebenso unbeugsam war Reichskanzler Bauer, der Drohungen mit einer 
NichtVerlängerung des Überschichtenabkommens nicht hinzunehmen bereit war. Das 
Argument des schlechten Kohlentransports, der ein weiteres Verfahren von Über­
schichten nicht rechtfertige, hielt er für indiskutabel und warnte ernsthaft vor den 
katastrophalen in- und ausländischen Folgen, die ein Ende des Überschichtenabkom­
mens nach sich ziehen würde. Sein Brief an die Bergarbeiterverbände vom 6. März 
schloß mit der scharfen Bemerkung: 

„Das Gesamtwohl erfordert, daß die Bergarbeiterschaft das Opfer der Überschich­
ten bringt, dessen Schwere ich voll erkenne. Im Interesse der Aufrechterhaltung der 
guten Beziehungen von Regierung und Gewerkschaften wie auch im Interesse ihres 
Ansehens gebe ich daher der Hoffnung Ausdruck, daß das Abkommen über das 
Verfahren von Überschichten erneut im Wege freiwilliger Vereinbarung getroffen 
und die Reichsregierung somit der Notwendigkeit enthoben wird, das unbedingt 
notwendige Ziel auf anderem Wege zu erreichen."74 

Danach dürften die Verhandlungen über ein neues Überschichtenabkommen am 
8. März in der Tat nicht mehr als ein „Sturm im Wasserglas" gewesen sein, wie 
Reichsarbeitsminister Schlicke sich in einem Brief an den Reichskanzler ausdrückte75. 
Zwar kamen Klagen über mutwilliges Arbeitgeberverhalten und Pressionen gegen­
über kranken Bergarbeitern zur Sprache, doch waren gewisse Mißstände und Miß­
bräuche fast kaum zu umgehende Begleiterscheinungen des hastig abgeschlossenen 
Überschichtenabkommens, das für 500000 Bergarbeiter und 20000 Beamte galt. 
Vom Standpunkt der Regierung war der schwächste Punkt der neuen Vereinbarung -

71 Bericht des Bayerischen Reichsratsvertreters von Rohmer über ein Gespräch mit von Bodenstein, 
Bayerisches Hauptstaatsarchiv München, Bay. Gesandtschaft, Bd. 1947. Das Kritische bei den 
Überschichtenabkommen war die Veränderung des relativen Wertes von Kohle und Fett seit 
1914. Vor dem Krieg konnte man 8-9 Kilogramm Fett für den Preis von 2 Tonnen Kohlen 
bekommen, 1920 dagegen 50-55 Kilogramm Fett. 

72 Spethmann, a. a. O., S. 68 f. 
73 Ebenda. 
74 Bauer an die Bergarbeiterverbände, 6. März 1920, BA, R 43 I/2170, Bl. 306-308. 
75 Schlicke an Bauer, 9. März 1920, a. a. O., Bl. 326 f. 
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die ansonsten dem ersten Überschichtenabkommen weitgehend glich — die einwö­
chentliche Kündigungsfrist, die dem bis zum 1. Mai abgeschlossenen Abkommen ein 
vorzeitiges Ende bereiten konnte. Zusammen mit den Gewerkschaftsführern hatte 
Stinnes diese Klausel durchgesetzt. Er wollte die Kündigung des Überschichtenabkom­
mens als Waffe einsetzen, sollten die Verhandlungen mit der Wiedergutmachungs­
kommission für Deutschland ungünstig auslaufen76. Offensichtlich hatte das Über­
schichtenabkommen also nicht nur die Funktion, die Kohlenproduktion zu erhöhen, 
und von Anfang an stand die Frage im Mittelpunkt, für welche Zwecke es einge­
spannt würde und zu wessen Vorteil. 

Dabei war der Entstehungsprozeß des Überschichtenabkommens an sich ein außer­
ordentliches Ereignis. Innerhalb weniger Wochen hatte die Frage, unter welchen Be­
dingungen Überschichten geleistet werden würden, das zentrale Problem der Sechs­
stundenschicht im Bergbau verdrängt. Den Umschlag hatte eindeutig der herrschende 
Kohlenmangel bewirkt, der es erlaubte und sozusagen legitimierte, Druck auf die 
Bergarbeiter auszuüben. Andererseits war es die schlechte Lebensmittelversorgung, 
die die Bergarbeiter bewog, lieber mehr als weniger zu arbeiten. Hinzu kam die 
Drohung der staatlichen Intervention. Die Regierung war bereit, sowohl die Einfüh­
rung der Sechsstundenschicht zu verhindern als auch die Leistung von Überschichten 
zu erzwingen. Im großen und ganzen profitierten besonders die Arbeitgeber, die der 
Vorteil der Überschichten kaum mehr als ständig in seinem Werte sinkendes Geld 
kostete, da sie es sorgfältig vermieden, sich in irgendeiner Weise für die Zukunft zu 
binden. Die Bergarbeiterführer dagegen waren vollständig isoliert, zum einen auf­
grund der Allianz zwischen der Regierung und den Arbeitgebern, zum anderen aber 
auch von ihren Gewerkschaftskollegen in der ZAG und aus anderen Industriezwei­
gen, die darauf bestanden, daß die Bergarbeiter zum Wohle der Wirtschaft und Allge­
meinheit Opfer bringen müßten, ohne gleichzeitig Anspruch auf die Erfüllung ihrer 
Wünsche zu haben. Wie diese Wünsche konkret aussahen, blieb allerdings auch recht 
unklar und verschwommen. Darüber hinaus schienen die Bergarbeiterführer unter 
dem Druck aus den verschiedensten Richtungen so stark gelitten zu haben, daß sie 
kaum zu mehr als Reflexreaktionen und der Forderung nach materieller Verbesserung 
fähig waren. Ob sie sich aus dieser reaktiven und defensiven Position befreien konnten 
und es verstanden, den Kohlenmangel zu ihrem Vorteil und dem der Bergarbeiter­
schaft auszunutzen, bleibt eine zentrale Frage, die noch zu klären sein wird. 

II 

Fünf Tage nach Abschluß des Überschichtenabkommens brach der Kapp-Putsch aus, 
und zu ihrem Leidwesen wurde die Situation der Arbeitgeber und Gewerkschaftsfüh­
rer dadurch wesentlich komplizierter. Ganz unabhängig von ihrer Einstellung zur 
Weimarer Republik hielten die Industriellen das Vorgehen Kapps und seiner Gefolgs-

76 Ebenda. 



Arbeitskonflikte im Ruhrbergbau 1919-1922 193 

leute für eine ärgerliche Störung des wirtschaftlichen Aufwärtstrends, der nicht zuletzt 
dem Abschluß des Überschichtenabkommens zu verdanken war. Obwohl die Indu­
striellen, darauf bedacht, aus dem politischen Rechtsruck, den sie moralisch und 
finanziell unterstützt hatten, Kapital zu schlagen, über die Weigerung der Regierung, 
Neuwahlen auszuschreiben, sehr erzürnt waren, verurteilten sie in ihrer Mehrheit den 
Putsch als Mißgriff und unerwünschte Störung77. Für die Gewerkschaftsführer stellte 
sich die Situation weit schwieriger dar. Die seit längerem zu beobachtende zuneh­
mende Agitation auf der politischen Rechten hatte das Mißtrauen der Bergarbeiter 
gegenüber Überschichten intensiviert und die Überschichtenverhandlungen entspre­
chend erschwert. Husemann hatte sich deshalb veranlaßt gefühlt, eine direkte Auffor­
derung an die Industriellen zu richten, diesen Zustand zu ändern. 

„Sie haben Einfluß auf die Presse und die Ihnen nahestehenden Parteien, bei unse­
ren Bergleuten eine andere Stimmung hervorzurufen. Was antworten uns die Berg­
leute, wenn wir mit der Mehrleistung, mit höherer Kohlenförderung, wenn wir mit 
einer solchen Verlängerung der Schicht, wenn sie auch als Überstunde bezahlt wird, 
kommen? Jetzt machen wir das. Nach kurzer Zeit sitzen wir bei dem Widerstreben 
der Leute von rechts, der deutschnationalen Partei, unter anderem, auch der deut­
schen Volkspartei, drin. Die Regierung wird gestürzt. Die kommen ans Ruder, dann 
kommt die Reaktion und die zwingen uns die alte Schichtzeit wieder auf. Sorgen Sie 
dafür, daß die beständigen Angriffe von Rechts auf die Regierung unterbunden 
werden."78 

Durch den Kapp-Putsch schienen die schlimmsten Befürchtungen der Radikalen 
wie der Bergarbeiter bestätigt worden zu sein. Dennoch blieben die Mehrheitssoziali­
sten ihrer bisherigen politischen Linie treu und bekräftigten ihre Loyalität gegenüber 
der politischen Demokratie und ihre Verantwortung für die Wirtschaft. Die Bergar­
beiterzeitung vom 20. März 1920 reflektierte deutlich die Schwierigkeiten einer sol­
chen Haltung. In ein und derselben Spalte wurden die Bergarbeiter sowohl zum 
geordneten Widerstand gegenüber Kapp aufgerufen als auch ausführlich über die 
Verhandlungen über das Überschichtenabkommen informiert, das ab 15. März gelten 
sollte, jedoch durch den Generalstreik verschoben werden mußte. Darüber hinaus 
wurde berichtet, daß die versprochenen Nahrungsmittellieferungen, die die Grund­
voraussetzung für das Verfahren von Überschichten bildeten, sich ebenfalls verzögern 
würden79. Die Absicht hinter dem Zeitungsartikel war mehr als deutlich. Die Bergar­
beiter sollten darauf hingewiesen werden, daß eine Verteidigung ihrer politischen 
Interessen ihre wirtschaftlichen Interessen schädigte und es daher im allgemeinen 
Interesse lag, so schnell wie möglich den politischen Frieden wiederherzustellen. Im 
Gegensatz zu Stinnes waren die Gewerkschaftsführer jedoch nicht der Meinung, daß 
die „Macht der Kohle", also die Drohung, bestimmte Gebiete von der Kohlenversor-

77 Vgl. Gerald D. Feldman, Big Business and the Kapp Putsch, in: Central European History 4 
(1971), S. 99-130. 

78 Verhandlungen vom 16. Februar 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 73. 
79 BAZ, 20. März 1920. 
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gung auszuschließen, politisch neutral zu sein hatte und nur in den Gebieten einge­
setzt werden sollte, wo separatistische Bewegungen und Unruhen überhand zu neh­
men drohten. Die Gewerkschaftsführer bestanden vielmehr auf einer aktiven Unter­
stützung der rechtmäßigen Regierung, nicht zuletzt durch den Einsatz der Kohlen­
waffe gegenüber Kapp und seinen Gefolgsleuten. Dieser politisch brisante Meinungs­
unterschied verzögerte den Abschluß einer allseitig annehmbaren Vereinbarung, die 
schließlich nur durch die Vermittlung Severings am 16. März zustande kam80. Sowohl 
Severing als auch die Gewerkschaftsführer sahen sich zu dieser Zeit harten Bela­
stungsproben ausgesetzt. Auf die Erschütterung durch den Kapp-Putsch und den von 
den Gewerkschaften als Antwort darauf ausgerufenen Generalstreik folgte im Ruhr­
gebiet der Bürgerkrieg, der zwar mit dem Bielefelder Abkommen vom 24. März 1920 
sein Ende fand, doch nur durch die gewaltsame militärische Unterdrückung der auf­
ständischen Linksradikalen und das Zugeständnis, den Bergbau zu sozialisieren81. 

Kurzfristig hatten diese Ereignisse nur geringe Auswirkungen auf das Überschich­
tenabkommen. Wie zur Zeit der revolutionären Erhebungen 1918/19 milderte das 
Spiel der Kräfte und Gegenkräfte die Folgen der gesunkenen Kohlenproduktion, denn 
der Generalstreik reduzierte den Bedarf an Kohle, und dadurch wurde wiederum der 
Produktionsausfall an Kohle weniger fühlbar. Allerdings scheinen da und dort Über­
schichten selbst noch während der Zeit größter Erschütterungen verfahren worden zu 
sein. Auf jeden Fall hielt der Kohlenmangel weiter an, doch verfuhren die Bergarbeiter 
in der zweiten Aprilhälfte schon wieder regelmäßig Überschichten, so daß bald die 
Produktionshöhe von Ende Februar, dem Beginn der Überschichten, erreicht war82. 
Während der Monate Mai und Juni verlief das Verfahren von Überschichten weiter­
hin problemlos. An diese positive Entwicklung schlossen sich Bemühungen, Preise 
und Löhne im Bergbau in den Griff zu bekommen, und zwar mit dem Ziel, auf diesem 
Wege eine allgemeine wirtschaftliche Stabilisierung herbeizuführen83. 

Trotzdem war das Überschichtenabkommen keineswegs frei von Problemen. Schon 
im Mai offerierten einige Bergwerksgesellschaften eine 150prozentige Überstundenzu-

80 Feldman, Big Business and the Kapp Putsch, S. 108-110. 
81 Vgl. Erhard Lucas, Märzrevolution im Ruhrgebiet, März/April 1920, Frankfurt 1970, und Seve­

ring, a. a. O., S. 177 ff. 
82 Gerald D. Feldman, Eberhard Kolb, Reinhard Rürup, Die Massenbewegungen der Arbeiterschaft 

in Deutschland am Ende des Ersten Weltkrieges (1917-1920), in: Politische Vierteljahresschrift 
13 (1972), S. 84—105, bes. S. 89f.; Bericht des Reichswirtschaftsministers an den Reichspräsiden­
ten, 29. April 1920, BA, R 43 I/1147, Bl. 127 ff., sowie den Bericht von Rohmer, 15. September 
1920, Bayerisches Hauptstaatsarchiv München, Bay. Gesandtschaft Bd. 1947. Siehe auch: Jahr­
buch für Nationalökonomie und Statistik. Volkswirtschaftliche Chronik 1920, S. 239. 

83 Deshalb wurde in den Lohnverhandlungen Ende Mai die Lohnerhöhung von 7-7.80 M. pro 
Schicht derart durchgeführt, daß eine Lohnerhöhung praktisch vermieden wurde. Die Arbeitgeber 
trugen nur 3 Mark der Lohnerhöhung, die Regierung dagegen übernahm den Rest und zahlte mit 
Gutscheinen aus dem Fond, der eigentlich zur verbilligten Nahrungsmittelbeschaffung für die 
Bergarbeiter dienen sollte. Vgl. ebenda und Chefbesprechung, 21. Mai 1920, Akten der Reichs­
kanzlei. Weimarer Republik. Das Kabinett Müller I. 27. März bis 21. Juni 1920, bearbeitet von 
Martin Vogt, Boppard am Rhein 1971, S. 272-275. 
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lage für die Leistung einer dritten Überschicht, doch wurde dieses Angebot wegen der 
mangelhaften Versorgung der Bergarbeiter mit Lebensmitteln abgelehnt, denen unter 
den bestehenden Bedingungen nicht noch längere Arbeitszeiten zugemutet werden 
könnten. Die Tatsache, daß jeweils einen Tag nach der Leistung der Überschichten die 
Produktivität der Bergarbeiter merklich abfiel, sprach für sich selbst84. 

Die zweimal in der Woche abzuarbeitende Schichtzeit von 10 1/2 Stunden aufgrund 
der an die reguläre Siebenstundenschicht angehängten Überschicht führte zu einer 
völligen Erschöpfung der Bergarbeiter, was sich in den letzten Schichtstunden und 
noch am nächsten Tag auswirkte. Zu dieser Erkenntnis kamen auch die Behörden, die 
feststellten: „Im Haushalt des Bergmanns mache sich die verlängerte Arbeitszeit unan­
genehm bemerkbar."85 Zudem verursachte die Mehrförderung erhebliche Schwierig­
keiten im Transport, sowohl in den Bergwerken selbst als auch im Abtransport, was 
die Nebenkosten ansteigen ließ. Deshalb intensivierten sich auf Arbeitgeberseite ver­
ständlicherweise die Forderungen nach einer rationelleren, d. h. gleichmäßigen Vertei­
lung der Überschichten über die Woche, doch waren die Bergarbeiter dazu nicht zu 
bewegen, da eine derartige Überschichtenregelung einer Rückkehr zur alten Arbeits­
zeit gleichkam86. 

Im Juni und Juli wurde sichtbar, wie stark das Überschichtenabkommen in seinem 
Bestand gefährdet war, denn zunehmend verfuhren die Bergarbeiter keine Über­
schichten mehr. Für die mangelnde Bereitschaft der Bergarbeiter, länger zu arbeiten, 
dürfte zunächst einmal die Sommerhitze ausschlaggebend gewesen sein, aber die sehr 
schlechte Versorgung mit Nahrungsmitteln und Kleidung spielte ebenfalls eine wich­
tige Rolle. Klagen über die elende Qualität der Brotzuweisungen waren häufig. Offen­
sichtlich versuchten die Kommunen, auf diese Weise ihre Vorräte an Ersatzmehl los zu 
werden. Die zusätzliche Verteilung von Kleidung an die Bergarbeiter ließ ebenfalls 
sehr zu wünschen übrig, und die Behörden selbst gaben zu, daß die Beschwerden der 
Bergarbeiter gerechtfertigt waren87. Dennoch rief das sich abzeichnende Ende der 
Überschichten große Bestürzung hervor, denn durch die Mitte Juli stattfindenden 
Verhandlungen mit den Siegermächten in Spa und die Vereinbarung über deutsche 
Kohlenlieferungen von zwei Millionen Tonnen Qualitätskohle hatte das Überschich­
tenabkommen erheblich an Bedeutung gewonnen. Allerdings begannen sich jetzt die 

84 Volkswirtschaftliche Chronik 1920, S. 327. 
85 Bericht von Bodenhausens auf einer Sitzung des Bayerischen Handelsministeriums, nach von 

Rohmer, 15. September 1920, Bayerisches Hauptstaatsarchiv München, Bay. Gesandtschaft 
Bd. 1947. 

86 Ebenda; vgl. auch den langen Bericht des Delegierten des Reichswirtschaftsministeriums für den 
Steinkohlenbergbau West, 15. Juli 1920, Staatsarchiv Münster, Oberbergamt Dortmund, 
Nr. 116. 

87 Die Kohlenproduktion fiel im Juli, einmal wegen der Sommerferien, zum anderen wegen der 
Entsendung polnischer Bergarbeiter nach Osten, um an der Abstimmung über Oberschlesien 
teilzunehmen. Für die Situation im Sommer vgl. die Berichte Mehlichs vom 16. und 30. Juli 1920, 
ZStA I, RAM, Nr. 347, Bl. 16-23, und Sitzung im Reichswirtschaftsministerium, 16. August 
1920, BA, R 43 I/2171, Bl. 96-103. 
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Bergarbeiter zu fragen, warum sie Überschichten einlegen sollten, um die Franzosen 
mit Kohlen zu beliefern, so daß sich aufgrund des Spa-Abkommens die Überschich­
tenfrage insgesamt und mehr als je zuvor zu einem Politikum ersten Ranges entwik-
kelte88. 

Vertreter der Bergwerksgesellschaften und der Gewerkschaften hatten an den Ver­
handlungen in Spa als Experten teilgenommen. Stinnes hatte sich dabei durch seinen 
aggressiven Ton ausgezeichnet, den er sowohl gegenüber den Siegermächten als auch 
gegenüber den Bergarbeitern anschlug. Sein harter Konfrontationskurs zielte auf eine 
Ablehnung des Verhandlungsergebnisses durch Deutschland hin, was ihn nicht daran 
hinderte, von den Bergarbeitern unabhängig vom Ausgang der Konferenz die Rück­
kehr zur Vorkriegsarbeitszeit zu verlangen89. In den Überlegungen von Stinnes und 
einiger seiner Kollegen standen die beiden Stoßrichtungen keineswegs unverbunden 
nebeneinander, vielmehr wurde in gewisser Weise eine Besetzung des Ruhrgebietes 
antizipiert, vor der man nicht zurückscheute. Loewenstein, der mit den Gedanken von 
Stinnes und anderen Bergwerksbesitzern vertraut war, schrieb kommentierend an 
Hugenberg: „Allgemein ist die Stimmung aber die, man hätte es nur ruhig darauf 
ankommen lassen sollen. Es wären ja bitterschwere Jahre geworden, sie hätten ande­
rerseits für eine Bereinigung der Atmosphäre gesorgt, den Gedanken der rettungslos 
Unzufriedenen eine andere Richtung gegeben und auch der Arbeiterschaft die not­
wendige Klärung in die Köpfe gehämmert90. Demgegenüber war den Gewerkschafts­
führern daran gelegen, die Bergarbeiter nicht auch noch der Drangsal einer feindli­
chen Besatzung auszuliefern. Sie unterstützten eine gemäßigtere Linie der Verhand­
lungsführung, die schließlich im Abkommen von Spa resultierte. Während der Ver­
handlungen hatte Hue jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, daß ohne die Koope­
ration der Bergarbeiter das Abkommen nicht zu erfüllen sei, was auf Lloyd George, 
dem die englischen Bergarbeiter gerade genügend Schwierigkeiten bereiteten, einigen 
Eindruck gemacht haben dürfte. Hue wollte ganz offensichtlich den deutschen Stand­
punkt stützen, daß die Kohlenforderungen nur dann erfüllt werden könnten, wenn die 
Bergarbeiter mehr und besser zu essen bekämen. Schließlich erklärten sich die Sieger­
mächte dann auch bereit, 5 Goldmark pro Tonne für die Lebensmittelversorgung der 
Bergarbeiter zu zahlen91. Die Gewerkschaftsunterstützung für das Abkommen von 
Spa implizierte eine Beibehaltung der Überschichten, zu denen die Bergarbeiter zu 
diesem Zeitpunkt schon kaum mehr bereit waren. Erstens waren sie über die schlechte 
Durchführung ihrer Sonderversorgung verärgert, zweitens hatte sie der Rechtsrutsch 
in den Reichstagswahlen vom Juni 1920 tief enttäuscht, und der neuen bürgerlichen 
Regierung standen sie äußerst mißtrauisch gegenüber; vor allem wuchs ihre Sorge, ob 

88 Über das Spa-Abkommen Charles Maier, Recasting Bourgeois Europe. Stabilization in France, 
Germany, and Italy in the Decade After World War I, Princeton 1975, S. 203 ff. 

89 Ebenda. 
90 Loewenstein an Hugenberg, 19. Juli 1920, BA, Nachlaß Hugenberg, Nr. 45, Bl. 24 f. 
91 „Spa und das Kohlenproblem", BAZ, 24. Juli 1920; „Spa und Genf", ebenda, 31. Juli 1920; 

„Deutscher Kohlenbeschaffungsplan", ebenda, 7. August 1920. 
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die Regierung ihr nach dem Kapp-Putsch gegebenes Versprechen halten würde, den 
Bergbau zu sozialisieren. Wiederum sahen sich daher die Bergarbeiterführer mit der 
vordringlichen Aufgabe konfrontiert, ihre Mitglieder zu überzeugen und bei der 
Stange zu halten. Am 25. Juli versammelten sich die Vertrauensleute und Betriebsrats­
mitglieder des Alten Verbandes in Bochum. Mit seltener Einstimmigkeit wurde die 
Resolution zur Unterstützung des Spa-Abkommens angenommen, doch trat daneben 
die Erklärung, daß seine Erfüllung von dem baldigen Beginn der Sozialisierung ab­
hänge. Einstimmigkeit herrschte auch über die Resolution, keine Kohlen an separati­
stische Gebiete zu liefern. Damit sollte offensichtlich Bayern getroffen werden, das 
sich der im Spa-Abkommen festgelegten Auflösung aller Einwohnerwehren wider­
setzte. Um die materiellen Interessen der Bergarbeiter besser wahren zu können, for­
derte man ferner die Verteilung der Sonderrationen an die Bergarbeiter durch die 
gewerkschaftlichen Konsumgenossenschaften sowie die Aufnahme technischer Vor­
bereitungen für die Einführung der Sechsstundenschicht. Wichtiger war jedoch die 
Niederlage der Resolution, die für die Einstellung der Überschichten plädierte92. Den­
noch schwebten die Überschichten in einiger Gefahr, da zu der syndikalistischen und 
kommunistischen Agitation die Weigerung des christlichen Bergarbeiterverbandes 
trat, ohne die Ordnung der Lebensmittellieferungen und weitere Konzessionen das 
Verfahren von Überschichten zu unterstützen93. Darüber hinaus gefährdete der Weg­
fall des staatlichen Lohnzuschusses von 4.50 M, der die Lohnerhöhung im Mai ge­
deckt hatte94, den Bestand der Überschichten, denn die Arbeitgeber erklärten, nur 
dann die zusätzlichen Lohnkosten übernehmen zu können, wenn das Überschichten­
abkommen, um Kosten zu sparen, dahingehend verändert würde, daß die Bergarbei­
ter pro Tag 1 1/2 Stunden länger arbeiteten. Stinnes und die übrigen Bergwerksbesitzer 
hofften sichtlich, mit dem Hebel des Spa-Abkommens und des Lohnzuschusses eine 
Neugestaltung des Überschichtenabkommens in ihrem Sinne durchsetzen zu können. 
Die Gewerkschaftsführer konterten mit dem Mißtrauen der Bergarbeiter, die eine 
solche Neuregelung nicht akzeptieren würden, und forderten die strikte Trennung der 
Lohnfrage vom Überschichtenproblem. Unterdessen hatten die Arbeitgeber jedoch die 
Überzeugung gewonnen, daß auch die Bergarbeiterführer die vorgeschlagene Neure­
gelung der Überschichteneinteilung für notwendig hielten, und in dieser Meinung 
wurden sie von Severings Nachfolger, Reichskommissar Mehlich, bestärkt, der an die 
Haltung Schlickes und Severings Ende 1919/1920 erinnerte, als er erklärte: „Das Spa-
Abkommen zwinge zu einer Mehrförderung und seine Erfüllung müsse gegebenenfalls 
auch gegen die Gewerkschaften durchgesetzt werden."95 

92 Verband der Bergarbeiter Deutschlands an den Reichskanzler, 31. Juli 1920, BA, R 43 I/2171, 
Bl. 28-35, und „Für Einheit, Freiheit, Fortschritt-Gegen Gewalt und Versklavung", BAZ, 31. Juli 
1920. 

93 Bericht über die Arbeiterbewegung im Ruhrrevier, 14. August 1920, BA, R 43 I/2171, Bl. 144 f. 
94 Siehe Anm. 83. 
95 Loewenstein an Hugenberg und Stinnes, 6. August 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 13, Bd. 304. 

Zur Neugestaltung des Reichskommissariats unter Mehlich siehe: Kabinett Müller I, S. 306, 
327f. 
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Während der Verhandlungen am 18. und 19. August sahen sich die Arbeitgeber 
jedoch herb enttäuscht. Die Regierung schien nämlich zwei Ziele anzusteuern, die eine 
Erfüllung der Arbeitgeberwünsche ausschlossen. Erstens hielt die Regierung an ihrer 
Absicht fest, die Kosten zu senken und die Kohlenpreise niedrig zu halten, um Arbeit 
und Produktion in anderen Industriezweigen zu stimulieren. Daher auch ihre Weige­
rung, den Lohnzuschuß von 4,50 Mark weiter zu zahlen oder den Bergwerksbesitzern 
als Kompensation für die neue Lohnbürde höhere Preise zu bewilligen. Zweitens war 
die Regierung überzeugt, die Gewerkschaftsführer und ihre Mitgliedschaft mit Kon­
zessionen besänftigen zu müssen. Zunächst hatte der Vertreter der Regierung, Unter­
staatssekretär Hirsch vom RWM, noch versucht, den Unternehmern entgegenzukom­
men, doch scheiterte sein Kampf für eine Kohlenpreiserhöhung am Kabinett. Auf 
seinen Vorschlag, die Siebenstundenschicht gesetzlich zu verankern, um durch diese 
Gesetzesgarantie den Widerstand der Bergarbeiter gegen eine Neuregelung der Über­
schichten zu überwinden und sie für eine Verlängerung der Schicht auf 83/4 Stunden zu 
gewinnen, reagierten dagegen die Gewerkschaftsführer ausweichend, die erst die 
Bergarbeiter selbst konsultieren wollten. Trotzdem erreichten sie weitgehende Zusi­
cherungen der Regierung. Die Sozialisierungsfrage sollte ohne Verzögerung in Angriff 
genommen und ein technischer Untersuchungsausschuß aus Arbeitnehmern und Ar­
beitgebern gebildet werden, der Vorschläge für technische Verbesserungen und Inno­
vationen machen sollte; der Lohnzuschuß von 4,50 Mark sollte von den Arbeitgebern 
übernommen werden, hingegen wollte man die Überschichtenzulagen von dem neuen 
und allgemein verhaßten Lohnabzug ausnehmen sowie die Bergarbeiter, die nach den 
politischen Unruhen im Ruhrgebiet keine Arbeit mehr finden konnten, wieder einstel­
len. Diese Versprechen der Regierung waren sozusagen gleich dem Verhandlungsre­
sultat, und den Arbeitgebern blieb nichts weiter übrig, als die 4,50 Mark Lohnzu­
schuß für August zu übernehmen, doch machten sie dieses Zugeständnis mit dem 
Vorbehalt, daß die zusätzlichen Kosten wirtschaftlich nur bei einer Neuregelung der 
Überschichten tragbar seien. Davon nahmen die Gewerkschaftsführer zwar Kenntnis, 
weigerten sich jedoch, neben der Zusage einer Verlängerung des Überschichtenab-
kommens vom 8. März irgendwelche anderen bindenden Verpflichtungen einzu­
gehen96. 

Während die Bergarbeiter in Niederschlesien und in Aachen in die achtstündige 
Schicht einwilligten, blieben die Bergarbeiter im ausschlaggebenden Ruhrgebiet fest 
und verfuhren ihre Überschichten wie bisher. Daraus folgerten die Arbeitgeber, „daß 
die Arbeitervertreter entweder Angst vor den Linksradikalen haben oder daß sie erst 
weitere Zugeständnisse auf dem Gebiet der Sozialisierung haben wollen, bevor sie in 
der Überschichtenfrage die Regelung anerkennen, die kommen muß, wenn nicht das 
Chaos in Deutschland schon in nächster Zeit vollkommen werden soll"97. Trotz 

96 Niederschrift über die Verhandlungen mit den Bergarbeiter-, Tagesarbeiter- und Angestelltenver­
bänden vom 18. u. 19. August 1920 sowie Loewenstein an Hugenberg und Stinnes, 20. August 
1920, Bergbau-Archiv, Bestand 13, Bd. 304; BAZ, 28. August 1920. 

97 Loewenstein an Hugenberg und Stinnes, 3. September 1920, Bergbau-Archiv, Bestand 13, 
Bd. 304. 
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dieser Schwarzmalerei trat das Chaos nicht ein. Vielmehr stieg die Produktion auch 
ohne Änderungen in der Überschichtenverteilung wieder an. Allerdings hielt die Ver­
ärgerung bei den Arbeitgebern an, und ihr Verhältnis zur Regierung gestaltete sich 
zusehends gespannter, denn letztere blieb bei ihrer Politik der niedrigen Kohlenpreise, 
obwohl sie gleichzeitig Lohnforderungen stattgab. Dabei hielten einige Regierungs­
mitglieder und auch die Gewerkschaftsführer eine Preiserhöhung für durchaus ge­
rechtfertigt. Als einen Affront betrachteten die Arbeitgeber insbesondere den am 
19. Oktober 1920 unter dem Vorsitz des Ministerialrats Dr. Sitzler vom RAM gefäll­
ten Schiedsspruch, der den Bergarbeitern eine Lohnerhöhung bewilligte, und zwar 
trotz des Eingeständnisses, daß „der Bergbau an der Grenze seiner finanziellen Lei­
stungsfähigkeit angelangt ist"98. Allerdings machte der Schiedsspruch deutlich, daß 
die Lohnerhöhung nur dann tragbar sei, wenn gleichzeitig die Neuregelung der Ober­
schichten gemäß den Vorstellungen der Unternehmer durchgeführt werde. Deshalb 
sprach sich der Schiedsspruch auch für eine gesetzliche Fixierung der Siebenstunden­
schicht im Bergbau aus, um den Bergarbeitern das Mißtrauen gegenüber einer tägli­
chen Schichtverlängerung zu nehmen. Falls es zu dieser kostensenkenden Maßnahme 
nicht kommen sollte, so befand der Schiedsspruch, „wird eine Kohlenpreiserhöhung 
die unvermeidliche Folge der Lohnerhöhung sein müssen"99. Die Regierung weigerte 
sich jedoch, diese „unvermeidliche Folge" zu akzeptieren, obwohl der Schiedsspruch 
für verbindlich erklärt wurde. 

In Wirklichkeit verloren die Bergwerksbesitzer jedoch lediglich einige kleine 
Schlachten, behielten aber ihre strategischen Vorteile gegenüber den Gewerkschaften. 
Nach den Verhandlungen in Spa hatten die Gewerkschaftsführer sehr stark auf Fort­
schritte in der Sozialisierungsfrage gedrängt, so daß sogar einige Industrielle gewisse 
Zugeständnisse für notwendig hielten. Bis zum Herbst hatte sich bei ihnen jedoch die 
für sie übliche Ruhe und Unverfrorenheit wieder eingestellt, und Stinnes erreichte eine 
völlige Verärgerung der Gewerkschaftsführer, indem er versuchte, über die Krücke 
der Sozialisierungsfrage sein extensives Programm der vertikalen Konzentration zu 
verwirklichen. Die Regierung selbst war durch die Opposition der DVP und das 
Zögern des Zentrums zur Passivität verurteilt. Ende 1921 wandten sich dann noch die 
christlichen Gewerkschaften gegen eine Sozialisierung des Bergbaus, da sie ein Soziali-
sierungsverbot der Siegermächte befürchteten bzw. letzteren nicht noch in die Hände 
arbeiten wollten. Zudem hatte sich die wirtschaftliche Situation völlig verändert, war 
der Sozialisierung die wirtschaftliche Rechtfertigung entzogen100. Auf dem Weltmarkt 
waren die Kohlenpreise rapide gesunken, und von einer allgemeinen Kohlenknappheit 

98 Über den Schiedsspruch ebenda. 
99 Ebenda. 

100 Vgl. Maier, Recasting Bourgeois Europe, S.218ff.; Wulf, a.a.O., S. 90ff.; Offener Brief des 
Gesamtvorstandes des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands an den Reichskanzler, Bochum, 
den 15. November 1920, in: Akten der Reichskanzlei. Weimarer Republik. Das Kabinett Fehren­
bach. 25. Juni 1920 bis 4. Mai 1921, bearb. von Peter Wulf, Boppard am Rhein 1972, 
S. 281-285. 
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in Europa konnte kaum noch die Rede sein, vielmehr war der Kohlenmangel in 
Deutschland weitgehend die Folge der Reparationslieferungen. Da diese jetzt in voller 
Höhe geleistet wurden, standen die Franzosen plötzlich vor einem Überangebot an 
Kohle101. Das bedeutete zwar nicht, daß eine Erhöhung der deutschen Kohlenproduk­
tion nicht länger nötig war, und die Regierung bestand auch weiterhin auf einer 
Beibehaltung der Überschichten, doch im Vergleich zur Zeit des Kapp-Putsches und 
des Spa-Abkommens konnten die Forderungen der Bergarbeiter jetzt als weit weniger 
dringlich angesehen werden. Selbst in der Arbeiterschaft war man sich über den 
Verlust an Verhandlungsspielraum durchaus im klaren. Seit langem hatten zum Bei­
spiel die Bergwerksbesitzer, allerdings ohne großen Erfolg, versucht, die Löhne der 
Hüttenarbeiter unterhalb der Lohnhöhe der Bergarbeiter zu halten, auch deshalb, weil 
die Bergarbeiter selbst darauf drangen und höhere Löhne der Hüttenarbeiter häufig 
zum Vorwand neuer Lohnforderungen nahmen. Allerdings ließ die Kooperation sei­
tens der Hüttenwerke, vor allem im Dortmunder Bereich, sehr zu wünschen übrig102. 
Ebenso ausschlaggebend aber war die Haltung der Arbeiterschaft. Als der Direktor 
eines Hüttenwerkes einmal eine Lohnerhöhung mit der Begründung verweigerte, daß 
dann die Lohnhöhe die im Bergbau übliche überschreite, erhielt er zur Antwort, daß 
„der Hüttenarbeiter der Ansicht sei, daß er der bestbezahlte Arbeiter sein müsse, weil 
ohne ihn auch der Bergarbeiter nicht in der Lage sein würde, Kohle zu fördern. Die 
Arbeit des Bergarbeiters würde von uns entschieden zu hoch eingeschätzt; wenn man 
bedächte, daß in Frankreich und England eine gewaltige Überproduktion an Kohle zu 
verzeichnen sei, müsse man ohne weiteres zu dem Schluß kommen, daß in 1 bis 2 
Jahren der Weltmarkt mit Kohle derart überhäuft sei, daß wir in der Kohlenindustrie 
eine Krise erhielten"103. In besonderem Maße erregten die Sonderrationen an Lebens­
mitteln für die Bergarbeiter die Gemüter der übrigen Arbeiterschaft, so daß die Regie­
rung zu fürchten begann, weitere Lebensmittelzuweisungen an die Bergarbeiter könn­
ten zu heftigen Beschwerden, vor allem der Metallarbeiter, führen104. Die Gewerk­
schaftsforderung, daß die Verteilung der Sonderrationen an die Bergarbeiter durch die 
gewerkschaftlichen Konsumgenossenschaften erfolgen solle, erregte dagegen den lau­
ten Protest der Wirtschaftspartei und anderer Interessengruppen des Einzelhandels105. 

101 Bericht des Reichswirtschaftsministeriums an den Reichspräsidenten, 26. Februar 1921, BA, R 43 
I/1147. 

102 Über die Probleme einer Kollaboration der beiden Industrien in der Lohnfrage siehe das Doku­
mentenmaterial im Bergbau-Archiv, Bestand 13, Bde. 300, 304, 306. 

103 Niederschrift von Direktor Crull der GHH, 3. Februar 1921, Historisches Archiv der Gutehoff­
nungshütte (HA/GHH), Nr. 300141/5. 

104 Reichswirtschaftsministerium an das Reichsarbeitsministerium 11. Januar 1921, BA, R 43 I/ 
2171, Bl. 190-192. 

105 Wirtschaftspartei des deutschen Mittelstandes an das Reichsarbeitsministerium, 17. Februar 
1921, ZStA I, RAM, Nr. 238, 87; Reichsverband deutscher Kolonialwaren- und Lebensmittel­
händler an das Reichsarbeitsministerium, 16. Februar 1921, ebenda, Bl. 108 f. Die Arbeitgeber 
schlugen sich eindeutig auf die Seite der mittelständischen Interessen. So beschloß der Ausschuß 
der Fachgruppe Bergbau nach einem Bericht des Bergassessors Kratz über die Gewerkschaftsbe­
mühungen, die Nahrungsmittelverteilung nicht über die Zechen, sondern die Konsumgenossen-



Arbeitskonflikte im Ruhrbergbau 1919-1922 201 

Zu Anfang 1921 hatte daher die wirtschaftliche und soziale Entwicklung die starke 
Position der Bergleute erheblich erschüttert. Zwar lag sowohl der Regierung als auch 
den Bergwerksbesitzern daran, die Bergarbeiterschaft zu beruhigen und die Produkti­
vität so hoch wie möglich zu halten, doch im Gegensatz zur bisherigen Priorität der 
hohen Produktion ohne große Rücksicht auf die Kosten rückte jetzt der Faktor der 
Profitabilität in den Vordergrund. Dennoch befanden sich die deutschen Bergarbeiter 
in einer besseren Situation als die englischen Bergleute, die unter den negativen Vor­
zeichen fallender Kohlenpreise und eines stetigen Rückzugs der Regierung aus der 
Wirtschaft im April 1921 im Kampf gegen die Unternehmer unterlagen106. Die deut­
schen Bergarbeiter verloren nämlich zunächst nur an Verhandlungsspielraum und 
sahen sich aufgrund der veränderten Wirtschaftslage zunehmendem Druck seitens der 
Regierung und der Arbeitgeber ausgesetzt. Wiederum sah sich die Führung des Alten 
Verbandes von zwei Seiten unter Beschuß genommen. Wie in England reagierte auch 
die deutsche Arbeiterschaft auf die drohenden Gefahren defensiv mit erneuter und 
verstärkter Militanz, und angesichts der schlagkräftigen kommunistischen Gruppen 
in den deutschen Gewerkschaften standen deren Führer einer sowohl militanteren wie 
besser organisierten und disziplinierten Opposition als jemals zuvor gegenüber. Die 
Führung des Alten Verbandes griff diese neue Opposition voller Energie ebenso rück­
sichtslos an, wie das schon früher gegenüber radikalen und syndikalistischen Bewe­
gungen ihr Stil gewesen war107, doch konnte sie eben deshalb nicht umhin, auch 
gegenüber der Regierung und den Arbeitgebern auf einen harten Kurs zu schalten. 
Der Zeitpunkt war denkbar ungünstig, denn letztere hielten es für nötig und möglich, 
größere Anforderungen an die Arbeiter zu stellen. 

Dieser Situation fiel das Überschichtenabkommen zum Opfer. Ende Februar teilten 
die Gewerkschaftsführer Reichskohlenkommissar Stutz privat mit, daß sie nicht län­
ger in der Lage seien, sich der Forderung aus dem linksradikalen Lager nach Kündi­
gung des Überschichtenabkommens ohne ernsthaften Mitgliederverlust zu widerset­
zen. Daß diese Befürchtungen nur allzu berechtigt waren, bewies die negative Mitglie­
derentwicklung des Alten Verbandes während des ganzen Jahres 1921108. Stutz aber 
hielt den Verlust von einer Million Tonnen pro Monat für untragbar und suchte im 

schaften vornehmen zu lassen: „In der Presse soll auf die hierdurch dem gewerblichen Mittelstand 
drohende Gefahr aufmerksam gemacht werden." Sitzung vom l l . Februar 1921, Bergbau-Ar­
chiv, Bestand 15, Bd. 454 (1). Trotz allem entschied sich das Reichsarbeitsministerium für die 
Forderungen der Gewerkschaften, was sicherlich das mittelständische Ressentiment gegenüber 
der Arbeiterschaft verstärkte. Ausschuß-Sitzung vom 27. April 1921, ebenda. 

106 Vgl. Sean Glynn an John Oxborrow, Interwar Britain. A Social and Economic History, London 
1976, S. 175. Wichtige Teile der britischen Arbeiterschaft standen der Rolle der Reparationen für 
den Kohlenüberschuß sehr kritisch gegenüber. Siehe dazu: Wolfgang Krieger, Labour Party und 
Weimarer Republik. Ein Beitrag zur Außenpolitik der britischen Arbeiterbewegung zwischen 
Programmatik und Parteitaktik (1918-1924), Bonn 1978, S. 212ff. 

107 Dörnemann, a. a. O., S. 231 ff. 
108 Vgl. Hans M o m m s e n , Die Bergarbeiterbewegung an der Ruhr 1 9 1 8 - 1 9 3 3 , in: Jürgen Reulecke 

(Hrsg.), Arbeiterbewegung an Rhein und Ruhr . Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung in 
Rheinland-Westfalen, Wupper ta l 1974, S. 2 7 5 ff. 
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Gegenteil die Gewerkschaftsführer von der Notwendigkeit einer Verteilung der Über­
schichten über 5 oder 6 Wochentage zu überzeugen. Für den halbherzigen Gegenvor­
schlag der Gewerkschaftsführer, die Überarbeit auf eine halbe Überschicht pro Woche 
zu verringern, wozu die Bergarbeiter eventuell zu gewinnen seien, zeigte er wenig 
Verständnis. Noch negativer war seine Reaktion auf die Mitteilung, daß die Berg­
arbeiter als finanzielle Kompensation für den Wegfall der Überschichten eine Lohner­
höhung fordern würden109. 

Offensichtlich hatte das Überschichtenabkommen für die Bergarbeiter nur noch 
eine geringe Attraktivität. Am 31. Januar war mit Ablauf des Spa-Abkommens der 
Beitrag von 5 Goldmark zur Bergarbeiterversorgung weggefallen. Zuvor schon war 
die Wurstmenge für die Bergarbeiter von 500 auf 350 Gramm herabgesetzt, gleichzei­
tig aber waren zur Entlastung der Staatskasse die Preise heraufgesetzt worden110. 
Durch Kohlenpreiserhöhung einen Ausgleich für die Lebensmittelzuschüsse des Spa-
Abkommens und für die höheren Lebensmittelpreise zu schaffen, erwies sich als 
äußerst schwierig, da der Reichskohlenverband, solange die Regierung eine allge­
meine Kohlenpreiserhöhung ablehnte, nicht allein für diesen Zweck um eine Preiser­
höhung einkommen wollte. Nur mit Mühe ließ sich auch Finanzminister Wirth, der 
mit Vorschüssen aus der Staatskasse die ungedeckten Kosten vorfinanzierte, vom 
Reichsarbeitsminister Brauns davon abbringen, noch vor dem Abschluß der Über­
schichtenverhandlungen die Frage der weiteren Kostenaufbringung vor das Kabinett 
zu tragen111. Reichsarbeitsminister Brauns aber hatte die Absicht, „die Lebensmittel­
zulagen abzubauen"112, und steuerte in den Überschichtenverhandlungen auf dieses 
Ziel zu. 

Für Brauns waren die Verhandlungen mit den Gewerkschaften im März 1921 über 
die Lebensmittelfrage hinaus von großer Bedeutung, da er sich zu einer Lohnpolitik 
vorzutasten suchte, die in direkter Wechselwirkung zur Arbeitsproduktivität stand. 
Dieses Ziel einer Verknüpfung der Lohn- mit der Produktivitätsfrage avancierte nun 
zu einem der wichtigsten Merkmale der ersten Jahre Brauns' im Reichsarbeitsministe­
rium, was durch den Konsensus in der Forschung über die arbeiterfreundliche Politik 
Brauns' bisher größtenteils übersehen worden ist113. Brauns entwickelte dabei seine 
lohnpolitische Konzeption auf dem Hintergrund der Regierungsbemühungen, die 
Wirtschaft zu stabilisieren, und zu einer Zeit, wo sich der durch die Inflation hektisch 
vorangetriebene Wiederaufbau kurzfristig verlangsamte. Natürlich begrüßte die Ar-

109 Hölling an Loewenstein, 28. Februar 1921, Bergbau-Archiv, Bestand 13, Bd. 305. 
110 Brauns an den Staatssekretär in der Reichskanzlei, BA, R 43 I/2171, Bl. 190-192. 
111 Reichswirtschaftsministerium an den Reichsfinanzminister, 12. Februar 1921, BA, R 43 I/2172, 

Bl. 11 f., und Schreiben Wirth, 24. Februar 1921, ebenda, Bl. 181. 
112 Scholz an Wirth, ebenda, Bl. 20 f. 
113 Für eine ausführlichere Behandlung der Politik Brauns' vgl. Feldman/Steinisch, a. a. O., wo eine 

gewisse Korrektur geübt wird gegenüber dem zu schönen Porträt Brauns' von Ernst Deuerlein, 
Heinrich Brauns - Schattenriß eines Sozialpolitikers, in: Ferdinand A. Hermens und Theodor 
Schieder, Staat, Wirtschaft und Politik in der Weimarer Republik. Festschrift für Heinrich Brü-
ning, Berlin 1967, S. 41-96, und Uwe Oltmann, Reichsarbeitsminister Heinrich Brauns in der 
Staats- und Währungskrise 1923/24. Die Bedeutung der Sozialpolitik für die Inflation, den Ruhr­
kampf und die Stabilisierung, Phil. Diss. Kiel 1969. 
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beitgeberseite die neue lohnpolitische Richtung Brauns', die sich nach den Prinzipien 
der Wirtschaft auszurichten versuchte, doch verstand der Reichsarbeitsminister selbst 
seine Lohnpolitik wohl als die Rahmenbedingung für notwendige soziale Zugeständ­
nisse an die Gewerkschaften. Das wichtigste Problem bestand deshalb für ihn darin, 
auf der einen Seite die Gewerkschaften zur Anerkennung des Abhängigkeitsverhält­
nisses von Lohn und Produktivität zu bringen und auf der anderen Seite die Arbeitge­
ber von der Notwendigkeit zur Erfüllung der sozialpolitischen Wünsche der Gewerk­
schaften zu überzeugen. Im Mittelpunkt der Überschichtenverhandlungen stand da­
her nicht länger eine einseitige Produktionsorientierung, sondern das Bemühen, die 
Lohnkosten in ein angemessenes Verhältnis zur Produktivität zu bringen, in ein Verhält­
nis, das von markt- und nicht von sozialpolitischen Gesichtspunkten definiert war. 

Unter Einhaltung der vereinbarten Kündigungsfrist hatten die Bergarbeiterver­
bände das Überschichtenabkommen zum 14. März gekündigt und versuchten nun in 
alter Manier, allein für die Bereitschaft, über eine Erneuerung des Abkommens zu 
diskutieren, der Arbeitgeberseite größere Zugeständnisse abzuringen. An erster Stelle 
war die Einführung eines Reichsmanteltarifs für den gesamten Bergbau anvisiert, um 
die Vorteile, die die Bergwerksbesitzer aus der Existenz der weniger wirtschaftlichen 
bergbaulichen Randgebiete zogen, zumindestens zu schmälern. Allerdings setzten sich 
die Zechenbesitzer in diesen Randgebieten entschieden gegen alle überbezirklichen 
Abmachungen zur Wehr, da diese die Eigenheiten des jeweiligen Bergbaugebietes nur 
ungenügend berücksichtigen könnten. Trotz aller Überredungsversuche des Reichsar­
beitsministers hielt die Arbeitgeberseite schon jede Diskussion über einen Reichsman­
teltarif für überflüssig und lehnte es entschieden ab, irgendeine Verbindung zwischen 
dem Überschichtenabkommen und dem Reichsmanteltarif zu akzeptieren114. In den 
Verhandlungen am 8. März nahmen die Arbeitgebervertreter zudem eine äußerst un­
nachgiebige Haltung in der Lohnfrage ein. Weder hielten sie eine Lohnerhöhung 
aufgrund der Entwicklung der Lebenshaltungskosten für gerechtfertigt, noch war 
ihnen einsichtig, warum sie die aus dem Wegfall der Überschichten resultierende 
Kostensenkung und höhere Produktivität der weniger erschöpften Bergarbeiter als 
finanziellen Ausgleich für den Verlust der Überschichtengelder an die Belegschaften 
weiterreichen sollten. Ohne die Möglichkeit einer entsprechenden Kohlenpreiserhö­
hung war die Arbeitgeberseite zu keinen Lohnzugeständnissen bereit. Hinzu traten die 
Warnungen des RWM, das bei weiteren Preiserhöhungen die deutsche Kohle durch 
billige Einfuhren gefährdet sah115. 

114 Siehe den Briefwechsel zwischen Hölling und Loewenstein, 2.-4. März 1921, Bergbau-Archiv, 
Bestand 13, Bd. 305. Hier muß angefügt werden, daß einige einflußreiche Ruhrindustrielle, dar­
unter Stinnes, Oberbergrat von Velsen und Bergassessor Kratz, zu einem Kompromiß bereit 
waren und gewisse Angelegenheiten zentralen Verhandlungen überantworten wollten. Sie erhoff­
ten sich davon eine Abschwächung der Radikalisierung der Arbeiter und eine Erweiterung der 
zwischen dem Alten Verband und dem Christlichen Bergarbeiterverband bestehenden Kluft. Vgl. 
dazu ihre Bemerkungen auf den Ausschuß-Sitzungen der Fachgruppe Bergbau vom 20. November 
1920, 11. und 24. Februar 1921, ebenda, Bestand 15, Bd. 12. 

115 Niederschrift über die Verhandlung mit den Bergarbeiterverbänden über Lohnforderungen und 
Überschichtenabkommen, 8. März 1921, Bergbau-Archiv, Bestand 13, Bd. 305. 
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Außerstande, seine Ziele auf dem Verhandlungswege durchzusetzen, suchte Reichs­
arbeitsminister Brauns jetzt seine Vorstellungen durch einen komplizierten Schieds­
spruch zu verwirklichen, der am 11. März unter dem Vorsitz des Ministerialrats Dr. 
Sitzler gefällt wurde und lohnpolitisch gewisse Weichen stellen sollte. Der erste Para­
graph forderte ab 14. März von den Bergarbeitern eine Überstunde an vier Wochenta­
gen, die mit dem üblichen 100prozentigen Überstundenzuschlag vergütet werden 
sollte. Als Gegenleistung wollte die Regierung bis zum 15. April das lang verspro­
chene Gesetz über die Arbeitszeit im Bergbau, das den Erhalt der Siebenstunden­
schicht garantieren sollte, erlassen und sich für technische und andere Verbesserungen 
im Zechenbetrieb einsetzen, damit die Überarbeit langsam abgebaut werden konnte. 
Die Verabschiedung eines Arbeitszeitgesetzes hatte sich aufgrund des unsicheren poli­
tischen Schicksals Oberschlesiens, wo länger gearbeitet wurde, verzögert, sollte jetzt 
aber die Bergarbeiter für eine rationellere Aufteilung der Überschichten gewinnen und 
ihnen die Furcht vor einer Rückkehr zur Vorkriegsarbeitszeit nehmen. Erst der zweite 
Paragraph machte die langfristigen Ziele des Reichsarbeitsministers offenkundig, 
denn „in Verbindung" mit der vorangegangenen Neuregelung der Überschichten 
wurde den erwachsenen Bergleuten ein Lohnzuschlag von 8 Mark pro Schicht ge­
währt, den jüngeren etwas weniger. Im Unterschied zu den vorangegangenen Verein­
barungen basierte die Lohnerhöhung jetzt auf den Überschichten, was einen Wegfall 
der Lohnerhöhung bei Beendigung des Überschichtenabkommens implizierte. Die 
anschließenden zwei Paragraphen sahen einen Aufschlag von 2 Mark pro Tonne auf 
den Kohlenpreis vor, der direkt an die Bergarbeiter abgeführt werden sollte. Davon 
sollten sich die Bergarbeiter verbilligt Sonderrationen an Fett und Brot kaufen kön­
nen. Zum Schluß legte der Schiedsspruch die Kündigung der Vereinbarung fest, die 
nach dem 15. Mai 1921 unter Einhaltung einer zweiwöchigen Kündigungsfrist erfol­
gen konnte116. 

Offensichtlich hatte Sitzler mit seinem Schiedsspruch die Warnungen der Führer des 
Alten Verbandes in den Wind geschlagen. Letztere waren davon überzeugt, daß die 
Bergarbeiter eine achtstündige Schicht selbst bei Verringerung der wöchentlichen 
Überstunden von 7 auf 4 Stunden nicht akzeptieren würden. Die am 13. März ta­
gende Revierkonferenz des Alten Verbandes lehnte auch prompt die Annahme des 
Schiedsspruches ab, und die Bergarbeiterführer gaben dem Reichsarbeitsministerium 
unumwunden zu verstehen, daß das Versprechen der Verabschiedung eines Gesetzes 
über die siebenstündige Schichtzeit im Bergbau „von unseren Kameraden nicht ernst 
genommen (wird)"117. Dieses Mißtrauen war angesichts der feierlichen Sozialisie-
rungsversprechen der Regierung und des kläglichen Endes der Sozialisierungsgesetz-
gebung durchaus berechtigt. Durch das Abhängigkeitsverhältnis zwischen Lohnerhö­
hung und Überarbeit wurde die „kritische Situation" zudem „noch verschärft", denn 

116 BAZ, 23. April 1921, und Aktennotiz Kratz, 18. März 1921, Bergbau-Archiv, Bestand 13, 
Bd. 305. 

117 Verband der Bergarbeiter Deutschlands an den Staatssekretär in der Reichskanzlei, 18. März 
1921, BA, R 43 I/2172, Bl. 31-33. 
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diese „unzulässige Pression" ohne jeden Präzedenzfall war nach Ansicht der Bergar­
beiter ein Versuch, die längere Arbeitszeit zum Dauerzustand zu erheben118. Daher 
bestand der Alte Verband auf einer scharfen Trennung zwischen der Lohnfrage und 
der Überschichtenleistung. Auch der Hirsch-Dunckersche Gewerkverein lehnte den 
Schiedsspruch ab, so daß lediglich der Christliche Bergarbeiterverband sich für seine 
Annahme einsetzte. Intendiert war damit auf seiten der Christlichen eine stärkere 
Abgrenzung gegenüber dem sozialistischen Alten Verband, zum anderen aber eine 
Unterstützung des Reichsarbeitsministeriums unter der Führung Brauns', der schließ­
lich einer der Ihren war119. Die ablehnende Haltung des Alten Verbandes, die auf den 
Starrsinn seines ersten Vorsitzenden Otto Hue zurückgeführt wurde, enttäuschte im 
Reichsarbeitsministerium sehr. Selbst der Versuch Sitzlers, durch den ADGB in Berlin 
Druck auf den Alten Verband auszuüben, blieb erfolglos, denn Hue ließ sich auch 
nicht von dem ADGB-Vertreter Grassmann, der zu diesem Zweck an die Ruhr ge­
kommen war, zu einer positiveren Einstellung gegenüber dem Schiedsspruch bewe­
gen120. Trotzdem gab Sitzler die Hoffnung nicht auf, den Alten Verband doch noch 
umstimmen zu können. Deshalb drängte er die Arbeitgeber, dem Vorschlag des Alten 
Verbandes nach Fortsetzung der Verhandlungen nicht nachzukommen, sondern den 
Schiedsspruch anzunehmen, damit er vom Reichsarbeitsminister für verbindlich er­
klärt werden konnte. 

„Der Reichsarbeitsminister werde durch Verbindlichkeitserklärung dieses Schieds­
spruches beweisen, daß er bereit sei, auch einmal gegen die Arbeitnehmerseite 
Schiedssprüche durchzusetzen, was bisher von Arbeitgeberseite immer angezweifelt 
worden sei! Für das Reichsarbeitsministerium sei die Frage von besonders grund­
sätzlicher Bedeutung, da hier zum ersten mal in einem Schiedsspruch die Verbin­
dung zwischen Lohn und Leistung ausgesprochen sei. Man wolle ein derartiges 
Verfahren auch auf andere Bergbaubezirke (in erster Linie demnächst Niederschle­
sien) und auch auf andere Industriezweige ausdehnen. Der Reichsarbeitsminister 
interessiere sich persönlich ganz besonders für das Gelingen dieses ersten Versu­
ches."121 

Nach Meinung Sitzlers stellte die Lohnerhöhung von 8 Mark aufgrund der Kostener­
sparnisse durch die neue Überschichtenregelung keine große Belastung für die Arbeit­
geber dar, und die Verweigerung der gewünschten Kooperation durch die Schwerin­
dustrie, die den offenen Schritt des Reichsarbeitsministers in die von den Arbeitgebern 
seit langem propagierte Richtung eigentlich laut hätte begrüßen müssen, zeigt daher 
deutlich, wie wenig Autorität und Einfluß die Regierung vor allem in der Schwerindu­
strie besaß. Die Bitte des Reichsarbeitsministeriums, an der Frage der Kohlenpreiser-

118 Ebenda. 
119 Diese Abgrenzungspolitik des Verbandes der Christlichen Bergarbeiter läßt auf einen Bezug zur 

programmatischen Rede Stegerwaids in Essen im November 1920 schließen, vgl. Ludwig Preller, 
Sozialpolitik in der Weimarer Republik, Stuttgart 1949, S. 188, und Rudolf Morsey, Die Deut­
sche Zentrumspartei 1917-1923, Düsseldorf 1966, S. 324 und 350f. 

120 Vertraulicher Bericht von Hölling an Sitzler und an Loewenstein, 14. März 1921, Bergbau-Ar­
chiv, Bestand 13, Bd. 305. 121 Ebenda. 
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höhung den Schiedsspruch nicht scheitern zu lassen, wurde völlig ignoriert. Stinnes 
war nämlich nicht davon überzeugt, daß die Lohnerhöhung von 8 Mark pro Schicht 
durch die angehängten vier Überstunden pro Woche wettgemacht werden könnte, 
und so plädierte er mit dem ihm eigenen Zynismus gegen die Annahme des Schieds­
spruches, solange nicht eine Preiserhöhung von 25 Mark pro Tonne plus der acht 
Mark Lohnerhöhung zugestanden würde. Darüber hinaus war er der Auffassung, daß 
man die Bergarbeiter auch ohne die Hilfe des Reichsarbeitsministeriums zur Vernunft 
bringen könnte. 

„Im übrigen wäre es ihm am liebsten, wenn einmal 4—6 Wochen keine Überschich­
ten verfahren würden und die Arbeiter während dieser Zeit Gelegenheit hätten, sich 
von den bisherigen Überschichten auszuruhen (was wohl indirekt zum Ausdruck 
bringt, wie stark die Bergarbeiter durch die Überschichten physisch überfordert 
waren — d. Vf.). Selbstverständlich ohne Lohnerhöhung! Die Folge wird zweifellos 
ein erhebliches Ansteigen der Stundenleistung und ferner die sein, daß die Bergleute 
sehr bald von selbst mit dem Wunsch hervortreten würden, wieder Überschichten 
zu verfahren. Seiner Ansicht nach werde es keine 4—6 Wochen dauern, und Herr 
Hue würde mit seinem scharfen Widerstand gegen die Überschichten desa­
vouiert."122 

Trotz aller Widerstände ließ das Reichsarbeitsministerium den Schiedsspruch und das 
Überschichtenabkommen nicht einfach fallen, sondern versuchte noch einmal, den 
Alten Verband auf seine Seite zu ziehen. Das RAM betonte, daß der Schiedsspruch 
ohne den Erlaß eines Gesetzes über die Siebenstundenschicht im Bergbau nicht gültig 
sei, und interpretierte zweitens - allerdings wenig überzeugend - die lohnpolitische 
Regelung als eine Anbindung der Lohnerhöhung an die Fördermenge und nicht an die 
Überschichten selbst. Richtiger war seine Feststellung, daß diese Verknüpfung not­
wendig sei, da andernfalls eine Preiserhöhung gewährt werden müsse, die die deutsche 
Kohle selbst auf dem deutschen Markt konkurrenzunfähig machen würde. Ausdrück­
lich verwies das Reichsarbeitsministerium auf eine ähnliche Regelung im englischen 
Bergbau. Drittens unterstrich das RAM, daß der Schiedsspruch die Überarbeit kon­
kret als eine vorübergehende Maßnahme kennzeichne und die Einbeziehung der Über­
schichtenzulage in den normalen Schichtlohn vorsah, sobald die Produktionshöhe 
auch ohne Überschichten gehalten werden könne123. Am 17. März erreichte die Berg­
arbeiterverbände und den Zechenverband ein Telegramm des Reichsarbeitsministers 
und des Reichspräsidenten mit der dringenden Bitte, den Schiedsspruch anzunehmen. 
Obwohl die ablehnende Haltung des Alten Verbandes und des Hirsch-Dunckerschen 
Gewerkvereins eigentlich eine hart abweisende Haltung der Arbeitgeber unnötig 
machte, profilierten sich letztere erneut und in bemerkenswerter Einmütigkeit in diese 
Richtung, da ihrer Meinung nach für die Bergwerke eine Lohnerhöhung ohne gleich­
zeitige Preiserhöhung selbst bei steigender Arbeitsproduktivität nicht tragbar war. 

122 Hölling an Loewenstein, 15. März 1921, ebenda. 
123 Reichsarbeitsminister an den Verband der Bergarbeiter Deutschlands, 21. März 1921, BA, R 43 I/ 

2172, Bl. 33 f. 
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Zudem mußten sie damit rechnen, daß die Gewerkschaften die Vereinbarung zum 
erstmöglichen Termin kündigen würden. Im Gegensatz zu den Bergarbeiterverbänden 
hielten sie auch die zwischen Lohn und Produktivität gemachte Verbindung für viel zu 
durchlässig, da der Schiedsspruch darauf verzichtet hatte, noch einmal ausdrücklich 
die Verpflichtung aller Bergarbeiter zum Verfahren der Überschichten zu erwähnen. 
Damit aber bestand die Gefahr, daß einige Bergarbeiter nach sieben Stunden ihre 
Arbeit beenden und ausfahren würden. Auch die Lohnerhöhungen wurden mit Hin­
weis auf den stabilen Lebenshaltungsindex als ungerechtfertigt bezeichnet, und da 
noch nicht einmal eine Leistungserhöhung mit der Lohnsteigerung einhergehen 
würde, gäben diese nur ein schlechtes Beispiel für die gesamte Wirtschaft124. Neben 
der formellen Ablehnung des Schiedsspruches durch die Arbeitgeber lief gleichzeitig 
ein Propagandafeldzug gegen die Bergarbeiterverbände. Zum Beispiel erklärte die Ar­
beitgeberpresse: „Die Sorge um die Kasse und die Mitgliederstatistik ist der Leitstern 
der Gewerkschaftsführer."125 Hue wurde eine internationalistische Gesinnung unter­
stellt, da ihm mehr an einer Stärkung der Machtposition der englischen Bergarbeiter 
durch Kohlenexporte nach Deutschland gelegen sei als an einer Erhöhung der heimi­
schen Produktion zur Deckung des eigenen Bedarfs. 

Der Druck auf den Alten Verband nahm beständig zu, und während der Verhand­
lungen Ende März und im April waren sogar einige Arbeitgeber davon überzeugt, daß 
die Gewerkschaftsführer ihr Bestes taten, um das Überschichtenabkommen in irgend­
einer Form zu retten126. Offensichtlich wollten die Gewerkschaftsführer ihre ableh­
nende Haltung gegenüber dem Schiedsspruch zumindestens modifizieren. Lediglich 
die scharfe Ablehnung des Schiedsspruches durch den Zechenverband, was nicht nur 
im RAM, sondern auch beim Reichskohlenkommissar Brecht, der von der Haltung 
des Zechenverbandes „wenig erbaut" war127, auf herbe Kritik stieß, hatte den Alten 
Verband und den Hirsch-Dunckerschen Gewerkverein bisher vor der völligen Isolie­
rung gerettet. Abgesehen von der Annahme des Schiedsspruches durch den Christli­
chen und den Polnischen Bergarbeiterverband, verlangte nämlich auch die Führungs­
spitze des ADGB in Berlin vom Alten Verband eine Revision seiner ablehnenden 
Stellungnahme. Um „dem alten Bergarbeiterverband zu einem geordneten Rückzug zu 
verhelfen"128, brachte ein Vorstandsmitglied der ZAG, Adolf Cohen, zusammen mit 
einem Vorstandskollegen von der Arbeitgeberseite, Direktor Krämer, daher eine neue 
Verhandlungsrunde zwischen dem Zechenverband und den Bergarbeiterverbänden in 
Gang. Zwar hatten Stinnes und seine Kollegen 1919/20 die Unterstützung der ZAG 
für ein Überschichtenabkommen sehr begrüßt, jetzt aber hielten weder er noch Huse-

124 Aktennotiz, 17. März 1921, und Niederschrift über die Sitzung des erweiterten Geschäftsaus­
schusses und der Unterkommission (des Zechen-Verbandes) vom 17. März 1921, Bergbau-Ar­
chiv, Bestand 13, Bd. 305. 

125 „Hinter den Kulissen der Gewerkschaftspolitik", 19. März 1921; dieser Artikel war für die 
Düsseldorfer Zeitung und die Bergische-Märkische Zeitung bestimmt. Ebenda. 

126 Bergrat Grave an Hölling, 15. April 1921, ebenda. 
127 Hölling an Loewenstein, 19. März 1921, ebenda. 
128 Hölling an Kratz, 24. März 1921, ebenda. 
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mann eine Einmischung der ZAG in die internen Angelegenheiten der einzelnen indu­
striellen Fachverbände für angebracht. Dennoch kamen aufgrund der Bereitschaft der 
sozialistischen Bergarbeiterführer, einer halben Überschicht pro Woche zuzustimmen, 
die, wie von den Arbeitgebern gewünscht und vom Christlichen Bergarbeiterverband 
schon akzeptiert, in Überstunden gleichmäßig über die Woche verteilt werden konnte, 
am 5.-7. April neue Verhandlungen zustande129. Das eindeutig wichtigste Problem 
war, wie man den Bergarbeitern eine neue Überschichtenregelung schmackhaft ma­
chen konnte. Die schließlich gefundene Lösung war nicht einfach, aber sehr erfinde­
risch. Zwischen dem 1. Mai und dem 15. Juli sollten die Bergarbeiter an zwei Tagen 
in der Woche je zwei Überstunden machen, dann einen Monat mit allen Überstunden­
leistungen aussetzen, um zwischen dem 15. August und 30. November erneut Über­
schichten zu verfahren, dieses Mal in der Form von einer Überstunde an drei Wochen­
tagen. Danach sollte bis zum 31. Januar 1922 zweimal eine Überstunde und einmal 
eine halbe Überstunde in der Woche geleistet werden, im Februar und März dagegen 
nur noch zweimal eine Überstunde pro Woche. Der hundertprozentige Überstunden­
zuschlag sollte bestehenbleiben, ebenso die Belieferung mit verbilligten Nahrungsmit­
teln. Falls in einigen Bergwerken auch ohne Überschichten die gleiche Produktions­
höhe erreicht werden konnte oder der Stand der Kohlenversorgung eine Überarbeit 
nicht mehr erforderlich machte, sollten die Überstunden wegfallen. Die Komplexität 
dieser Abmachungen war rein psychologisch bedingt, um den „Leuten zu zeigen, daß 
an einem bestimmten Termin mit den Überstunden Schluß gemacht würde. Sollte die 
wirtschaftliche Lage eine Aufgabe der Überstunden noch nicht gestatten, würde man 
weiter verhandeln können"130. Letztlich aber hing das Überschichtenabkommen auch 
von einer für die Bergarbeiter befriedigenden Lösung der Lohnfrage ab, und deshalb 
hatte man die im Schiedsspruch vorgesehene Koppelung der Lohn- und Produktivi­
tätsfrage fallenlassen. Ferner hatte die Regierung dafür gesorgt, daß das versprochene 
Arbeitszeitgesetz im Reichswirtschaftsrat verhandelt wurde, so daß die Gewerk­
schaftsführer im großen und ganzen glaubten, ihren Mitgliedern ein zufriedenstellen­
des Verhandlungsergebnis präsentieren zu können. Auch die Arbeitgeber sahen in 
dem neuen Abkommen einige Vorteile, zum Beispiel die langzeitlich festgelegte Über­
schichtenregelung, bestanden aber darauf, daß für alle Bergarbeiter die vereinbarten 
Überstunden verpflichtend seien, damit keine zusätzlichen Seilfahrten nötig wurden. 
In der Lohnfrage modifizierten sie ihre Haltung dahingehend, daß sie sich jetzt be­
mühten, durch eine Vergrößerung der Spannung zwischen Grundlohn und Gedinge-
lohn sowie zwischen den Löhnen der erwachsenen und jüngeren, der gelernten und 
ungelernten Arbeiter die Produktivität zu heben131. Aufgrund der vielen kleinen Diffe-

129 Die Haltung des Verbandes der Christlichen Bergarbeiter, die in einem Gespräch zwischen Im-
busch und Hölling bekräftigt wurde, stärkte den Widerstand der Arbeitgeber gegen einen Kom­
promiß in der Frage der Verteilung der Überstunden, siehe Hölling an Loewenstein, 2. April 
1921, ebenda. 

130 Hölling an Bergassessor Pyrkosch, 8. April 1921, ebenda. 
131 Ebenda und Niederschrift über die Sitzung des erweiterten Geschäftsausschusses vom 5. April 

1921, ebenda. 
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renzen über die Lohnfrage und der unterschiedlichen Vorstellungen über den Beginn 
des neuen Abkommens zogen sich die Verhandlungen bis in den April, so daß die 
Bergarbeiter erst am 24. April über das Verhandlungsergebnis abstimmen konnten. 
Zwei Drittel der Bergarbeiter sprachen sich gegen eine Annahme aus. Die Ursache der 
Ablehnung lag eindeutig in der Überschichtenregelung. Obwohl aber der traditionelle 
Widerstand der Bergarbeiter gegen die Überschichten und besonders gegen ein Ab­
kommen, das ohne große Schwierigkeiten zu einer Rückkehr zur Vorkriegsarbeitszeit 
ausgebaut werden konnte, ausschlaggebend gewesen sein dürfte, können noch zwei 
weitere Gründe eine Rolle gespielt haben: Vielleicht hatten sich die Bergarbeiter von 
ihrem Solidaritätsgefühl für den Widerstand der englischen Bergarbeiter leiten lassen, 
vielleicht war auch die sich abzeichnende internationale Krise von Bedeutung und die 
Furcht der Bergarbeiter, für die Siegermächte Überschichten verfahren zu müssen, 
falls diese sich zur Ruhrbesetzung entschließen sollten. Aus diesem Grund sprachen 
sich die Bergarbeiterführer für eine vorläufige Verschiebung der getroffenen Vereinba­
rung auf eine günstigere Zeit aus. Auch das RAM gab, um den Frieden nicht zu 
stören, seine Absicht auf, systematisch auf eine Hebung der Produktivität hinzuarbei­
ten, und erledigte das Lohnproblem, indem die 5 Mark vom Kohlenpreis, die bisher 
die Nahrungsmittelzulagen finanziert hatten, jetzt für die Lohnerhöhungen aufgewen­
det wurden132. 

III 

Damit war das Überschichtenabkommen vorläufig ad acta gelegt, doch blieb sozusa­
gen als Nachlaß das Gesetz über die Arbeitszeit im Bergbau. Trotz der Proteste aus 
den kleineren Bergbaugebieten, deren Konkurrenzfähigkeit mit dem Ruhrgebiet auf 
einer längeren Arbeitszeit, niedrigeren Löhnen und höheren Preisen beruhte und wo 
zum großen Teil 7 1/2 bis 8 Stunden gearbeitet wurde, sahen die Arbeitgeberführer in 
der Fachgruppe Bergbau dem kommenden Arbeitszeitgesetz fatalistisch entgegen133. 
Zumindest zielte der Entwurf des RAM mit Blick auf die 772Stundenschicht in Ober­
schlesien auf einen Schutz der tarifvertraglich festgelegten Arbeitszeit, was allerdings 
den Bergbaurandgebieten, wo die Siebenstundenschicht unter dem Druck der Arbeiter 
eingeführt worden war, keine Erleichterung brachte. Mit der Verhandlung des Ar­
beitszeitgesetzentwurfs im Reichswirtschaftsrat am 7., 14. und 15. April änderte sich 
die fatalistische Haltung der Arbeitgeberseite jedoch mit einem Schlage, obwohl das 
Scheitern des Überschichtenabkommens zu diesem Zeitpunkt noch nicht absehbar 
war. Ein von den Arbeitervertretern eingebrachter Antrag verlangte nämlich die Ver­
bindlichkeit der siebenstündigen Schichtzeit für alle Bergbaugebiete des Reiches und 
für jene Bergarbeiter, die unter Hitzebedingungen von mehr als 28 Grad Celsius 

132 Niederschrift über die Verhandlungen mit den Bergarbeiterverbänden über die Lohnfrage und 
Niederschrift über die Sitzung des erweiterten Geschäftsausschusses, 28. April 1921, ebenda. 

133 Schreiben Höllings, 31. März 1921, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 69. 
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arbeiten mußten, die Herabsetzung der Arbeitszeit von 6 auf 4 Stunden einschließlich 
Ein- und Ausfahrt. Gegen die Gefahr einer derartigen Belastung des gesamten deut­
schen Bergbaus durch ein enggefaßtes Arbeitszeitgesetz, das ihrer Meinung nach 
durch die vorgesehene Möglichkeit freiwilliger Überarbeit bei vorliegender wirtschaft­
licher Notwendigkeit und nach vorheriger Absprache zwischen den Tarifpartnern 
auch nicht wesentlich verbessert wurde, wehrte sich die Arbeitgeberseite entschie­
den134. Mit der Ablehnung des Überschichtenabkommens durch die Bergarbeiter gab 
es für sie dann überhaupt keinen Grund mehr, einem Arbeitszeitgesetz für den Berg­
bau zuzustimmen. Zu ihrem Leidwesen zog das RAM jedoch den Arbeitszeitgesetz­
entwurf nicht zurück, sondern bestand auf seiner weiteren Verhandlung und Verab­
schiedung, da das mit den Bergarbeiterverbänden am 28. April abgeschlossene Lohn­
abkommen eine Wiederaufnahme der Überschichten im Falle wirtschaftlicher Not­
wendigkeit vorsah. Deshalb blieb der Arbeitgeberseite nichts anderes übrig, als ihre 
Abwehr zu verstärken. Sie verwies auf die schwere Belastung des Bergbaus durch das 
Londoner Ultimatum und untermauerte durch Zeugenaussagen und Sachverständi­
gengutachten ihre negative Haltung. Diese Bemühungen blieben nicht ganz erfolglos, 
denn einmal verzögerte sich die Verabschiedung des Arbeitszeitgesetzes durch den 
Reichswirtschaftsrat bis zum 14. September, zum anderen wurde der erwähnte An­
trag dahingehend geändert, daß neben der Siebenstundenschicht in besonderen Fällen 
auch die 7 1/2 Stundenschicht erlaubt war; vor allem aber blieb die Arbeitszeit für die 
Arbeiter, die vor Ort unter besonders großer Hitzeeinwirkung standen, ungeregelt. In 
dieser Fassung ging der Gesetzentwurf schließlich an den Reichstag, der über das 
weitere Schicksal der Gesetzesvorlage endgültig zu entscheiden hatte135. 

Im Winter 1921/22 waren die politischen und wirtschaftlichen Bedingungen beson­
ders eng verzahnt, doch weder die Bergarbeiter noch die Arbeitgeber waren zu Opfern 
bereit, glaubten vielmehr beide, hohe Ansprüche stellen zu können. Im November 
1921 lehnte der Reichsverband der deutschen Industrie die Bürgschaft für einen Aus­
landskredit an die Regierung Wirth ab, falls letztere nicht bereit sei, eine Liste sozial-
und wirtschaftspolitischer Forderungen zu erfüllen, z.B. Privatisierung der Eisen­
bahn, Aufhebung der auf den Demobilmachungsverordnungen fußenden wirtschafts-
und sozialpolitischen Bestimmungen usw. Diese Sabotage der Kreditstützungsaktion, 
für die sich insbesondere die Bergwerksbesitzer ausgesprochen hatten, rief bei der 
Arbeiterschaft großen Protest und wachsendes Mißtrauen hervor, hatte die Industrie 
damit doch deutlich demonstriert, daß sie weder ihren Kredit noch ihre Sachwerte für 
das nationale Wohl zu riskieren gedachte136. Das machte die Bergarbeiter nicht gerade 

134 Dr. Hauschild, Der Vorläufige Reichswirtschaftsrat 1920-1926, Berlin 1926, S. 270 ff., und 
Reichskohlenrat, Ausschuß-Sitzung vom 13. Juni 1921, BA, Nachlaß Silverberg, Nr. 166, 
Bl. 26-34. 

135 Hauschild, a. a. O., S. 274; Fachgruppe Bergbau an das Reichsarbeitsministerium, 9. und 19. Mai 
1921, sowie weitere Korrespondenz über diese Problematik in Bergbau-Archiv, Bestand 15, 
Bd. 69. 

136 Zur Kreditstützungsaktion vgl. Lothar Albertin, Die Verantwortung der liberalen Parteien für das 
Scheitern der Großen Koalition im Herbst 1921. Ökonomische und ideologische Einflüsse auf die 
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opferwillig. Auf den Vorschlag des Reichskohlenkommissars Brecht im November, 
eine Pressekampagne für das Verfahren von Überschichten einzuleiten, damit dem 
durch den Winter hervorgerufenen Engpaß in der Kohlenversorgung begegnet werden 
könne, reagierte Staatskommissar Mehlich daher mit der Warnung, daß eine solche 
Maßnahme eher den gegenteiligen Erfolg bringen könnte. 

Er teilte ferner mit, daß erstens die Bergarbeiter nichts von einer Wiedereinführung 
der Überschichten hielten, daß zweitens der Zechenverband sich gegen jede Über­
schichtenregelung ausgesprochen habe, die nicht seiner Vorstellung der an die regu­
läre Schichtzeit angehängten Überstunden entspreche, was für die Bergarbeiter indis­
kutabel sei, und daß drittens der Wagenmangel in den Bergwerken zum Teil Feier­
schichten erzwinge, so daß eine Aufforderung zum Verfahren von Überschichten 
momentan weder einsichtig noch opportun sei. Deshalb lautete Mehlichs Gegenvor­
schlag, individuell mit den Betriebsräten der hohe Qualitätskohle produzierenden 
Bergwerke zu verhandeln und vielleicht auf diese Weise erste Schritte in Richtung auf 
ein neues Überschichtenabkommen zu machen. Unter dem Druck von Reichskohlen­
kommissar Brecht und gegen seine bessere Einsicht leitete Mehlich Anfang Dezember 
trotzdem eine Pressekampagne für das Verfahren von Überschichten ein. Nicht nur 
fand er offensichtlich nicht den richtigen Ton, sondern bald sah er sich auch als 
Zielscheibe von Angriffen auf Bergarbeiterversammlungen und in der linken Arbeiter-
presse137. 

Der Grund dafür, daß Mehlich diesen von ihm vorausgesagten Mißerfolg dennoch 
riskierte, dürfte nicht zuletzt in der Politik des RAM zu suchen sein, das die Bergarbei­
terverbände für ein neues Überschichtenabkommen zu gewinnen suchte. Reichsar­
beitsminister Brauns kam persönlich ins Ruhrgebiet, um mit den Bergarbeitern zu 
verhandeln, obwohl der Alte Verband ihn dazu in keiner Weise aufgefordert oder 
ermutigt hatte. Letzterer verhehlte auch nicht seine ablehnende Haltung, denn 
schließlich waren die im Juli gestellten Bedingungen immer noch nicht erfüllt und die 
Absicht der Arbeitgeber, ihre Machtposition zu konsolidieren und auszubauen, kaum 
zu übersehen, wie sie in besonders krasser Form in der Ablehnung der Kreditstüt­
zungsaktion zum Ausdruck kam138. In den vertraulichen Verhandlungen zwischen 
dem Reichsarbeitsminister und den Bergarbeiterführern am 28. November gaben sich 
letztere jedoch etwas weniger ablehnend und diskutierten zumindest die Frage, wie 
man die Bergarbeiter zum Verfahren von Überschichten bringen könnte. Offensicht­
lich standen die Bergarbeiterführer dabei unter dem Eindruck, daß Deutschland mit 
seinen Kohlenlieferungen an die Siegermächte gefährlich im Rückstand sei und daß 

Funktionsfähigkeit der parteienstaatlichen Demokratie, in: Historische Zeitschrift 205 (1967), 
S. 566-627. Über die Haltung des Bergbaus informiert die Ausschuß-Sitzung der Fachgruppe 
Bergbau und ihre Resolution vom 3. November 1921, Bergbau-Archiv, Bestand 15, Bd. 12. 

137 Mehlich an Brecht, 2. November 1921, ZStA I, RAM, Nr. 239, Bl. 57; Mehlich an Brauns, 
8. Dezember 1921, mit Zeitungsausschnitten als Anlage sowie Vermerk vom 10. Dezember 1921, 
ebenda, Bl. 55, 96-110. 

138 Bergarbeiterverband an Brauns, 22. November 1921, ebenda, Bl. 71. Siehe auch Imbusch an 
Brauns, 23. November 1921, ebenda, Bl. 69. 
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der teilweise Verlust Oberschlesiens eine höhere Kohlenproduktion dringlicher denn 
je mache. Jedenfalls erklärten sich die Bergarbeitervertreter bereit, die Arbeiterschaft 
über die prekäre Kohlenlage zu unterrichten, und Husemann ließ erkennen, daß er 
und seine Kollegen im Alten Verband „der Wiedereinführung der Oberschichten nicht 
grundsätzlich ablehnend gegenüber" standen, doch gab er zu bedenken, „ob man in 
der Vertretung des Gemeinsamkeits-Gedankens bis zur Selbstaufgabe gehen 
könne"139. Auch wollte man nur nach erbrachten Vorleistungen die Bergarbeiter zum 
Verfahren von Überschichten auffordern. Zunächst einmal sollte der seit Anfang des 
Jahres bestehende Manteltarifvertrag neu verhandelt und das Arbeitszeitgesetz für 
den Bergbau endlich verabschiedet werden, ferner forderte man Garantien gegen eine 
abermalige Parallelität zwischen der Einführung der Überschichten und einer Grund­
lohnsenkung. Darüber hinaus wurden ein höheres Krankengeld und eine bessere 
Kartoffelversorgung verlangt. Im Unterschied zu vorangegangenen Verhandlungen 
legten die Bergarbeiterführer dieses Mal besonderen Nachdruck auf die Forderung, 
daß die tarifvertraglichen Vergünstigungen (Urlaub, Kindergeld usw.) auf den Kreis 
der von den anerkannten Bergarbeiterverbänden organisierten Bergarbeiter be­
schränkt werden müßten. Diese Forderung wurde zunehmend auf den Bergarbeiter­
versammlungen erhoben, und Husemann gab deutlich zu erkennen, in welch schwie­
riger Situation sich die Gewerkschaften aufgrund der ablehnenden Haltung der Ar­
beitgeber befanden, die in dieser Forderung einen Organisationszwang sahen. 

„Von einer Belegschaft von rund 550 000 Mann im Ruhrrevier ständen außerhalb 
der Organisationen, die in der Reichsarbeitsgemeinschaft vertreten sind, 180 bis 
200 000 Mann, die sich zum Teil aus radikalen Elementen zusammensetzen. Einen 
Einfluß auf diese Elemente hätten die Organisationen nicht. Es läge im wohlver­
standenen Interesse auch der Bergbau-Unternehmer, diese Leute, die nur ernten, wo 
sie nicht gesät haben, in die Organisationen hineinzubringen."140 

Der geschickte Versuch, durch die Beschränkung der tarifvertraglichen Vergünsti­
gungen auf die gewerkschaftlich organisierte Arbeiterschaft sowohl den Einfluß der 
Radikalen zurückzudrängen als auch die Position der Gewerkschaften gegenüber den 
Unternehmern zu stärken, fand bei Reichsarbeitsminister Brauns Anklang, der mit 
den Arbeitgebern darüber zu verhandeln versprach141. Mit dem Hinweis darauf aber, 
daß bei Gründung der Zentralarbeitsgemeinschaft ein Organisationszwang ausdrück­
lich abgelehnt worden war, wichen die Arbeitgeber unter der Führung von Hugo 
Stinnes auch während der Verhandlungen am 2. Dezember in Berlin nicht von ihrem 
Standpunkt ab. Ihr äußerstes Entgegenkommen bestand in dem Angebot, den Ge­
werkschaften gewisse finanzielle Unterstützungen zur Versorgung besonders bedürfti-

139 Aufzeichnung über die Besprechung am 28. November 1921 in Essen-Ruhr über die Frage der 
Überschichten im Ruhrrevier, ebenda, Bl. 22-30, Zitat Bl. 25. 

140 Ebenda. Auf verschiedenen Gewerkschaftsversammlungen wurde großes Gewicht auf diese For­
derung gelegt. Vgl. Lagebericht vom 17. Dezember 1921, HStA Düsseldorf, Reg. Düsseldorf, 
Nr. 15554. 

141 Aufzeichnung, 28. November 1921, a. a. O., Bl. 27. 
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ger Mitglieder zukommen zu lassen142. Drei Tage später übermittelte Mehlich den 
Bergarbeiterverbänden ein weiteres Arbeitgeberangebot, das eine Gewinnbeteiligung 
der Gewerkschaften an den Überschichten vorsah. Dieses Angebot wurde von den 
Bergarbeiterverbänden sofort mit der Begründung abgelehnt, daß „eine solche Zu­
wendung von Arbeitgeberseite die Gewerkschaften aufs äußerste kompromittieren 
und noch mehr schwächen würde wie ein Überschichtenabkommen selbst"143. Trotz 
aller Versuche Mehlichs, die Arbeitgeber zu einem Entgegenkommen gegenüber den 
stärker „ideellen Forderungen" der Gewerkschaften zu überreden, blieben die Arbeit­
geber in der Frage des Organisationszwanges fest; auch hielten sie aufgrund der 
wirtschaftlichen Entwicklung eine Lohnerhöhung für nicht gerechtfertigt, und man­
gels einer Verständigungsgrundlage schlugen sie den Vorschlag des RAM aus, am 
28. Dezember erneut zu verhandeln145. Außerdem teilte Direktor Wiskott den Bergar­
beiterführern mit, daß die Arbeitgeber nicht länger an Überschichten interessiert 
seien146. Damit hatte die Überschichtenfrage eine eigenartige Wendung genommen, 
schien doch jetzt nur noch den Bergarbeiterverbänden an einem Überschichtenab­
kommen gelegen zu sein, und zwar als Hebel zur Durchsetzung ihrer Forderungen 
gegenüber einem immer weniger kompromißbereiten Unternehmertum. Es hatte sich 
also die merkwürdige Situation ergeben, daß die Gewerkschaften an dem Erhalt der 
Oberschichten interessiert sein mußten, die so erheblich zu ihrer Schwächung beige­
tragen hatten, was das Dilemma andeuten dürfte, in dem sich die Gewerkschaften 
aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung und ihrer eigenen Politik befanden147. 
Ohne eine Einigung über die Überschichten- und Lohnfrage endete daher das Jahr 
1921, wie es begonnen hatte: mit festgefahrenen Verhandlungen zwischen dem Ze­
chenverband und den Bergarbeiterverbänden. 

Das neue Jahr brachte keine rasche Veränderung bzw. Verbesserung, und es dau­
erte neun Monate, bis ein neues Überschichtenabkommen zustande kam. Der Grund 
für die Schwierigkeit der Einigung über die Überschichtenfrage, die gleichzeitig mit 

142 Niederschrift. Besprechung über die Steigerung der Kohlenförderung im Reichsarbeitsministe-
rium am 2. Dezember 1921, ZStA I, RAM, Nr. 239, Bl. 60-64. 

143 Mehlich an Brauns, 5. Dezember 1921, ebenda, Bl. 53. 
144 Mehlich an Brauns, 8. Dezember 1921, ebenda, Bl. 55. 
145 Ausschuß-Sitzung der Fachgruppe Bergbau, Bergbau-Archiv, Bestand 13, Bd. 306. 
146 Hue an das Reichsministerium für Ernährung und Landwirtschaft, 29. Dezember 1921, BA, R 43 

I/2172, Bl. 118-122. 
147 Die Situation erinnert stark an das eine ähnliche Funktion ausübende Hilfsdienstgesetz während 

des Krieges. Damals waren die Gewerkschaften ebenfalls an Gesetzen und Maßnahmen interes­
siert, die sich vorgeblich gegen das Interesse der Arbeiterschaft richteten. Die Billigung von 
Überschichten ebenso wie die Aufgabe der Freizügigkeit wurden als Mechanismen gesehen, durch 
die man größere Zugeständnisse erreichen konnte, um die Gewerkschaftsmacht zu stärken und 
die Mitgliedschaft zu erhöhen. Ironischerweise war diese Methode während des Krieges wirksa­
mer als unter den für die Gewerkschaften angeblich günstigeren Bedingungen nach 1918, deutet 
auf jeden Fall aber auf die soziale und strukturelle Kontinuität während der Kriegs- und Nach­
kriegszeit. Zum Hilfsdienstgesetz vgl. Gerald D. Feldman, Army, Industry and Labor in Germany 
1914-1918, Princeton 1966, Kap. 4. 



214 Gerald D. Feldman 

einer heftigen Debatte über die „Leistungsfrage" verwoben war, lag in den veränder­
ten Produktionsbedingungen. Die Beseitigung der Kriegsschäden und technische Ver­
besserungen hatten den Zechen wieder eine gesunde Produktivitätsgrundlage ver­
schafft, so daß die Überschichtenfrage nun unter anderen Gesichtspunkten als 1919/ 
20 oder auch noch 1920/21 ausgefochten wurde. Da eine kritische Wiedergabe der 
heftig wogenden Produktionsdebatte sich hier verbietet, folgt lediglich eine kurze 
Klärung der relevanten Standpunkte. Nach Ansicht der Arbeitgeber lag es an der 
Arbeitszeitverkürzung und dem Arbeitsunwillen der Belegschaften, daß 1921 547 000 
Bergarbeiter nötig waren, um 94 Millionen Tonnen Kohle zu fördern, während 1913 
nur 409 000 Bergarbeiter 114 Millionen Tonnen Kohle produziert hatten. Durch die 
verkürzte Schichtzeit hatte sich ihrer Meinung nach zudem das Verhältnis zwischen 
produktiven und nichtproduktiven Arbeitern ungünstig verschoben, nämlich von 5 1 : 
49 im Jahre 1913 auf 42 : 58 im Jahre 1920/21. Dem hielten die Gewerkschaften 
entgegen, daß die notwendigen Reparatur- und Verbesserungsarbeiten nach dem 
Kriege, der Mangel an gelernten Hauern und die Beschäftigung gelernter Arbeiter mit 
Reparaturarbeiten und in den Nebenbetrieben die wahren Ursachen des Produktivi­
tätsrückgangs seien148. Ein zeitgenössischer Bericht aus objektiverer Hand, nämlich 
von dem Delegierten des Reichswirtschaftsministeriums für den Steinkohlenbergbau 
West, dem kaum besondere Sympathie für die Bergarbeiter unterstellt werden kann, 
sah die' Sache wesentlich differenzierter. In seinem Bericht für das letzte Vierteljahr 
1921 unterschrieb Bergrat Köhne das Arbeitgeberargument, daß die verkürzte 
Schichtzeit die Zahl der unproduktiven Arbeiter in die Höhe getrieben habe, zweifelte 
jedoch den Gewerkschaftseinwand an, daß an der Verschiebung der Produktivkräfte 
die Beschäftigung der gelernten Arbeiter in den Nebenbetrieben schuld sei. Allerdings 
stellte er fest, daß die Produktivität der Hauer pro Stunde fast wieder den Vorkriegs­
stand erreicht habe und deshalb die niedrige Produktivität weitgehend auf die Not­
wendigkeit von Reparaturarbeiten und technischen Verbesserungen zurückgeführt 
werden müsse, wie von der Gewerkschaft behauptet wurde149. In seinem Bericht für 
das erste Vierteljahr 1922, nachdem er sich offensichtlich einen besseren Ein- und 
Überblick verschafft hatte, urteilte Bergrat Köhne noch eindeutiger und sicherer. 
Erstens konstatierte er, daß der Ende 1921 festzustellende Trend einer höheren Pro­
duktion anhielt und gegenüber Anfang 1921 deutlich höher lag, obwohl die Bergar­
beiter zu jenem Zeitpunkt noch Überschichten verfuhren. Zweitens war die Produkti­
vität pro Schicht und Bergarbeiter gestiegen, was er zum Teil auf höhere Belegschafts­
zahlen zurückführte (21%), zum größten Teil aber auf den Anstieg der individuellen 
Produktivität (79%). Letzteres schien ihm eine Folge der relativ ruhigen politischen 
Lage und der Eingewöhnung der vielen Neulinge im Bergbau zu sein, aber auch der 
verbesserten Förderbedingungen: 

148 Siehe die Berichte des Oberbergrats Köhne an das Reichswirtschaftsministerium vom 24. Januar 
und 20. April 1922, die die Standpunkte auf beiden Seiten gut wiedergeben; Staatsarchiv Mün­
ster, Oberbergamt Dortmund, Bd. 1162. 

149 Bericht vom 24. Januar 1922, ebenda. 
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„Daneben darf nicht übersehen werden, daß die vielfachen Bemühungen der 
Werksleitungen, nicht nur die Schädigungen der Kriegszeit aus dem Grubenbetriebe 
zu beseitigen, sondern diesen auch auf eine höhere technische Stufe zu heben als vor 
dem Kriege, allmählich anfangen, Erfolge zu zeitigen. Jedenfalls muß hervorgeho­
ben werden, daß auf den verschiedensten technischen Gebieten mit Hochdruck 
gearbeitet wird . . . Alle etwaigen technischen und maschinellen Verbesserungen 
spielen bei der mehr und mehr zunehmenden Mechanisierung des Bergbaues natur­
gemäß eine weit größere Rolle als früher."150 

Aus dieser Entwicklung und insbesondere der steigenden Produktivität pro Bergar­
beiter resultierte die veränderte Haltung gegenüber den Überschichten, und darauf 
wies auch Köhne hin: „Bei dieser Sachlage ist es erklärlich, daß in Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerkreisen z. Zt. wenig Neigung für Wiedereinführung der Pflichtüber­
schichten besteht."151 Daher kam das Oberbergamt Dortmund zu dem logischen 
Schluß, daß es am besten sei, die Überschichtenfrage vorläufig ruhen zu lassen: „Viel­
leicht hilft die Entwicklung der Kohlenmarktlage hier eine Brücke zu schlagen."152 

Eine ähnliche Schlußfolgerung hatten wohl auch alle Beteiligten gezogen, denn 
ernste Verhandlungen über ein Überschichtenabkommen kamen erst im Frühjahr 
1922 wieder in Gang. Trotz der Lohnerhöhungen am 1. Februar, 1. März und 
20. April, die im Übergang von einer sich beschleunigenden Inflation zur Hyperinfla-
tion den Anfang von insgesamt zehn Lohnerhöhungen in diesem Jahr darstellten, gab 
es in den grundsätzlichen Fragen keinen Fortschritt. Selbst die Vermittlung des RAM 
im April konnte den fast ein Jahr alten Kampf um den Manteltarifvertrag nicht 
vorwärts bewegen153. Ebenso stand das Arbeitszeitgesetz für den Bergbau immer noch 
aus, und die Arbeitgeberseite tat ihr Bestes, selbst den in ihren Augen schon verbesser­
ten Gesetzentwurf zu Fall zu bringen, solange es keine Garantien für den Abschluß 
eines Überschichtenabkommens gab154. Dennoch legte das RAM den Entwurf dem 
Reichsrat vor und forderte damit die Arbeitgeber zu noch stärkerem Widerstand 
heraus. Sie machten den Reichsrat darauf aufmerksam, daß das eigentliche Ziel hinter 
diesem Gesetz die Verwirklichung des Gewerkschaftswunsches nach einer einheitli­
chen Siebenstundenschicht im ganzen deutschen Bergbau sei, obwohl der Gesetzent­
wurf de facto die Arbeitszeit nur für den Steinkohlenbergbau regelte und die festge­
legte Schichtzeit dem Stand der Tarifverträge am 1. Oktober 1921 entsprach bzw. die 
Siebenstundenschicht verankerte, ohne daß auf die Arbeitszeit der Bergarbeiter an 
Arbeitsplätzen mit großer Hitzeeinwirkung eingegangen wurde. Die Arbeitgeber for­
derten daher, das Arbeitszeitgesetz zumindestens so lange ruhen zu lassen, bis seine 

150 Bericht vom 20. April 1922, ebenda. 
151 Ebenda. 
152 Preußisches Ministerium für Handel und Gewerbe an das Reichsarbeitsministerium, 29. Januar 

1922, ebenda, Bl. 171. 
153 Jahrbuch des Verbandes der Bergarbeiter Deutschlands für 1922, Bochum 1922, S. 292f. 
154 Fachgruppe Bergbau, Rundschreiben vom 16. Dezember 1921, Bergbau-Archiv, Bestand 15, 

Bd. 69. 
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Verabschiedung unbedingt notwendig oder gerechtfertigt sei155. Auf den Sitzungen 
des zuständigen Ausschusses des Reichsrats im März unterzogen die Experten aus der 
Industrie zudem den Arbeitszeitgesetzentwurf einer eingehenden und heftigen Kritik. 
Bergassessor Brandi von der Gelsenkirchener Bergwerks-AG stellte fest, daß es ein 
„Unding" sei, in einem Land mit großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten die kürzeste 
Schichtzeit der Welt zu institutionalisieren, und er wies auf den „eigenartigen Ein­
druck" hin, den ein solches Arbeitszeitgesetz auf die Siegermächte und ihre Forderun­
gen an Deutschland machen müsse. Mit Blick auf zukünftige Entwicklungen warnte 
Brandi vor jedem Gesetz, das es den Gewerkschaften erlauben würde, die Leistung 
von Überstunden als Druckmittel gegenüber den Arbeitgebern einzusetzen: 

„Es sei selbstverständlich, daß die Arbeitnehmer-Verbände bei Verhandlungen über 
eine Arbeitszeit Gegenforderungen stellten, die zunächst in höheren Löhnen bestän­
den, so lange wir dies noch leisten können infolge Abrutschens der Valuta. Sobald 
aber durch Erreichung des Weltmarktpreises oder der erhofften Stabilisierung unse­
rer Valuta der volle Wettbewerb eintrete, würden Lohnerhöhungen nicht mehr in 
Frage kommen, und alsdann würden die Gewerkschaften unsachliche Gegenforde­
rungen stellen, die politischer Natur seien oder Fragen der Machtpolitik beträfen. 
Beides sei im höchsten Grade verhängnisvoll und dürfe auch von einer Regierung, 
die regieren wolle, nicht zugelassen werden."156 

Damit berührte Brandi den zentralen Punkt der Überschichtenkontroverse. Für die 
Arbeitgeberseite ging es um die Frage, wie man verhindern konnte, daß die unter dem 
Zwang des Kohlenmangels und der Inflation gemachten Zugeständnisse dauerhaft 
verankert wurden, so daß man unter veränderten Markt- und Wirtschaftsbedingun­
gen nicht gebunden war. Demgegenüber suchten die Gewerkschaften nach Wegen, 
wie man bestehende Vorteile für die Zukunft ausnutzen konnte, um die Arbeiter­
schaft vor einer Auslieferung an die Willkür der Marktgesetze zu bewahren. 

Die Besonderheit des Jahres 1922 bestand aber gerade darin, daß die Anpassung an 
die Weltmarktbedingungen und die damit antizipierte ungenügende Wettbewerbsfä­
higkeit der deutschen Kohle angesichts einer weltweiten Überproduktion ausblieb, 
und zwar einmal aufgrund des durch den Inflationsboom geschaffenen enormen in­
ländischen Kohlenbedarfs, zum anderen aufgrund der Kohlenforderungen der Sieger­
mächte157. Außerdem ließ die Zunahme der Produktivität der Bergwerke im zweiten 
und dritten Jahresquartal nach; anschließend trat Stagnation ein. Ein Grund für 
diesen Rückschlag war sicherlich die Abwanderung gelernter polnischer Hauer nach 
Frankreich oder Polen, ein anderer das Überwechseln von gelernten Hauern in die 
Bauindustrie, die aufgrund einer Hochkonjunktur höhere Löhne für leichtere Arbeit 
zahlte. Allerdings stellte sich der Produktionsrückgang zu einer denkbar ungünstigen 
Zeit ein. Die letzten Züge des Inflationsbooms entfachten eine überhitzte Hochkon-

155 Fachgruppe Bergbau an den Reichsrat, 12. Januar 1922, ebenda. 
156 Brandi an Hölling, 27. März 1921, ebenda. 
157 Friedrich Hesse, Die deutsche Wirtschaftslage von 1914 bis 1923. Krieg, Geldblähe und Wechsel­

lagen, Jena 1938, S. 221 f., 284. 
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junktur, so daß die dadurch verstärkte inländische Kohlennachfrage zusammen mit 
den Kohlenlieferungen an das Ausland und dem Verlust von 75% der Kohlenproduk­
tion Oberschlesiens wiederum einen Engpaß in der Kohlenversorgung schufen. Hinzu 
traten im späten Frühjahr und Sommer die negativen wirtschaftlichen Folgen des 
Übergangs von einer sich beschleunigenden Inflation zur Hyperinflation, ferner nega­
tive politische Wirkungen insbesondere der Ermordung Rathenaus, die alle politi­
schen Spannungen verschärften und die Produktionsziffern senkten. Außerdem wur­
den konkrete Anzeichen für einschneidende Veränderungen in der Konjunkturlage 
immer sichtbarer. Ende Mai hatte der deutsche Kohlenpreis den englischen erreicht, 
und die Folge war ein erheblicher Wettbewerbsverlust der deutschen Eisen- und Stahl­
industrie auf dem Weltmarkt, der auch die verarbeitende Industrie bedrohte158. Im 
übrigen kosteten die notwendigen Kohlenimporte aus dem Ausland wertvolle Devi­
sen, doch waren die Arbeitgeber nicht länger gewillt, für den Vorteil einer Ankurbe­
lung der inländischen Kohlenproduktion jeden Preis zu zahlen. Zu dieser Einsicht war 
Reichsarbeitsminister Brauns schon während seiner vergeblichen Bemühungen um 
den Abschluß eines Überschichtenabkommens gelangt, und er glaubte, daß die Unter­
nehmer höchstens einen 50prozentigen, nicht aber, wie zuvor, einen 100prozentigen 
Überstundenzuschlag bezahlen könnten159. Die schon während der Überschichtenver-
handlungen Anfang 1921 sich abzeichnende Haltung der Arbeitgeber, gegen alle 
Lohnerhöhungen Front zu machen und auf einem Abhängigkeitsverhältnis zwischen 
Lohn und Leistung zu bestehen, kam unter den wenig rosigen Wirtschaftsbedingun­
gen Mitte 1922 voll zum Vorschein. Am 22. Mai lehnten die Arbeitgeber eine Lohner­
höhung für den 1. Juni ab, da sonst eine Kohlenpreiserhöhung notwendig würde, die 
aufgrund der schlechten Wettbewerbssituation jedoch nicht zur Debatte stehen 
dürfe160. Allerdings war die Regierung der Ansicht, daß durch die steigenden Lebens­
haltungskosten und die Lohnerhöhungen in anderen Industriezweigen eine Kompen­
sation für die Bergarbeiter unumgänglich sei. Am 2. Juni machten das RAM, RWM 
und RFM gemeinsam Vorschläge für eine Lohnerhöhung im Bergbau zum 15. Juni, 
falls die Bergarbeiter bereit seien, viermal oder besser noch fünfmal in der Woche eine 
achte Überstunde an die normale Siebenstundenschicht anzuhängen. Sowohl die poli­
tischen Parteien als auch die Arbeitgeber wollten unter dieser Bedingung einer soforti­
gen Verabschiedung des Gesetzes über die Arbeitszeit im Bergbau zustimmen. Die 
Kosten der Lohnerhöhung sollten einmal durch den Wegfall der Kohlensteuer auf die 
zusätzliche Kohlenproduktion finanziert werden, zum anderen durch den Produk­
tionsanstieg, den man sich von der Überstundenleistung der Bergarbeiter erhoffte. Der 

158 Siehe die Berichte des Oberbergrats Köhne an das Reichswirtschaftsministerium vom 22. Juli und 
19. Oktober 1922, Staatsarchiv Münster, Oberbergamt Dortmund, Bd. 1162, sowie die Berichte 
des Reichswirtschaftsministers an den Reichspräsidenten vom Juni bis November 1922 und 
14. Januar 1923, BA, R 43 I/1148. 

159 Reichskohlenkommissar an Vizekanzler Bauer, 6. Mai 1922, BA R 43 I/2172, Bl. 150. 
160 Fachgruppe Bergbau an den Verband der Bergarbeiter Deutschlands, 22. Mai 1922, Bergbau-

Archiv, Bestand 13, Bd. 306. 
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Überstundenzuschlag betrug bei einer 75prozentigen Mindestbeteiligung der Beleg­
schaft an den Überstunden 50 Prozent, ansonsten nur die üblichen 25 Prozent161. 

Im Gegensatz zu vereinzelten Stimmen im Arbeitgeberlager, die sich ungeachtet der 
gestiegenen Lebenshaltungskosten aufgrund der schlechten Wettbewerbslage prinzi­
piell gegen jede Lohnerhöhung aussprachen, nahm der Zechenverband im Unter­
schied zu 1921 jetzt die Gelegenheit wahr, eine möglichst enge Verbindung zwischen 
den Löhnen und den Überschichten zu etablieren, was vom RAM schon früher ver­
sucht worden war. Aus diesem Grund unterstützte der Zechenverband nun die Bemü­
hungen des RAM und erklärte sich unter der Bedingung der Wiedereinführung von 
Überschichten zur Zahlung einer kleinen Lohnerhöhung bereit162. Wie zuvor machten 
die Bergarbeiterverbände gegen eine Verbindung der Überschichten mit der Lohnfrage 
Front, doch befanden sie sich in einer schwachen Position. Weder ihre Liste von 
Prioritäten noch ihr Widerstand gegen eine gleichmäßige Verteilung der Überschich­
ten über die Woche ließen sich aufrechterhalten163. Das zentrale Problem blieben 
jedoch die Bergarbeiter selbst. Um eine bessere Stimmung herzustellen, sorgte das 
RAM für die baldige Verabschiedung des Arbeitszeitgesetzes, das am 17. Juni 1922 
den Reichstag passierte und die Siebenstundenschicht dort gesetzlich garantierte, wo 
sie tarifvertraglich seit dem 1. Oktober bestanden hatte. Eine Ausnahme bildete Ober­
schlesien mit der 7V2Stündigen Schichtzeit. Überstundenvereinbarungen waren grund­
sätzlich erlaubt. Obwohl die Arbeitgeber ihre Haltung zum Arbeitszeitgesetz keines­
wegs geändert hatten, hielten sie seine Verabschiedung in Anbetracht sonstiger Alter­
nativen zumindestens für das kleinere Übel164. 

Die Stimmung im Ruhrgebiet hatte sich drastisch verschlechtert. Sowohl die Über­
schichtenregelung als auch der Manteltarifvertrag und die vorgesehene Lohnerhö­
hung waren von den Bergarbeiterverbänden abgelehnt worden. Durch die Ermordung 
Rathenaus befand sich das Ruhrgebiet wieder einmal in großer politischer Erregung, 
und der kommunistische und syndikalistische Einfluß schien sich erneut unter den 
Bergarbeitern auszubreiten. Allgemein zirkulierten Befürchtungen, daß die Bergarbei­
terverbände am 15. Juli die bestehenden Tarifverträge zum 1. August aufkündigen 
und, falls ihre Forderungen nicht erfüllt wurden, den Streik beschließen könnten. Das 
RAM, das auf der einen Seite eine mit den Arbeitgebern koordinierte Lohnpolitik 
betreiben wollte, um in fester Kontrolle der Löhne zu sein, auf der anderen Seite aber 
die Bergleute beruhigen und einen Streik im Bergbau unter allen Umständen verhin­
dern wollte, konnte jetzt nicht einmal mehr auf die Hilfe des Christlichen Bergarbei­
terverbandes rechnen, dessen Vorsitzender Imbusch sogar noch neue Lohnforderun­
gen ins Spiel brachte165. Insbesondere Reichsarbeitsminister Brauns war entmutigt 

161 Fachgruppe Bergbau an die Bergbauvereine und Richtlinien, 2. Juni 1922, ebenda. 
162 Piatscheck an den Zechenverband, 3. Juni 1922, ebenda. 
163 Aktennotiz über die Verhandlungen vom 7. u. 8. Juni 1922 über Lohnfrage, Überschichtenab­

kommen und Manteltarif, ebenda. 
164 Hölling an Brandi, ebenda, Bestand 15, Bd. 69. 
165 Hölling an Grave, 3. Juli 1922, ebenda. 
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und pessimistisch, jedoch davon überzeugt, daß die Bergarbeiterführer keinen Streik 
wollten, die Führung des Alten Verbandes vielmehr dem kommunistischen Druck 
nicht standhalten konnte und der Christliche Bergarbeiterverband gleichzog, weil er 
mit einem Nachgeben der Arbeitgeber und der Regierung rechnete, die die absehbare 
Wirtschaftskatastrophe aufgrund eines Streiks unbedingt verhindern mußten. In 
Übereinstimmung mit den Unternehmern verurteilte Brauns die Erpressungstaktik der 
Bergarbeiterverbände, 

„wies aber auf das allgemeine Chaos hin, in dem wir uns augenblicklich befinden. 
Er meinte sogar, wenn auch nur halb scherzhaft, so doch mit einem gewissen 
ernsthaften Unterton, daß er nicht mehr lange an seiner Stelle stehen würde und 
eventuell einem Manne wie Aufhäuser von den Unabhängigen Platz machen 
müsse"166. 
Durch eine Reihe von Verhandlungen an der Ruhr und in Berlin entspannte sich 

schließlich die Situation, und Brauns verblieb nicht nur bis 1928 ohne Unterbrechung 
im Amt des Reichsarbeitsministers, sondern konnte am 24. August 1922 auch den 
Erfolg eines neuen Überschichtenabkommens verbuchen. Wie zur Zeit des Spa-Ab-
kommens wurden die Gewerkschaftsführer erneut mit der Gefahr einer möglichen 
Ruhrbesetzung durch die Siegermächte konfrontiert. Daher versuchten sie auf der 
Konferenz am 13. August in Bochum die Delegierten von der Notwendigkeit eines 
neuen Überschichtenabkommens zu überzeugen, damit der Produktionsrückstand 
aufgeholt und der drückende Kohlenmangel behoben werde. Wieder verwiesen die 
Gewerkschaftsführer nachdrücklich darauf, daß gerade die Radikalen, die der Ver­
bandsführung jetzt Verrat vorwarfen, stets am ehesten zum Verfahren wilder Über­
schichten bereit gewesen waren und bereit sein würden. Das Überschichtenabkom-
men, das schließlich am 1. September in Kraft trat und unter Einhaltung einer zwei­
wöchigen Frist gekündigt werden konnte, enthielt eine kräftige Lohnerhöhung und 
einen Überstundenzuschlag von 50 Prozent. Dafür mußten die Bergarbeiter dreimal in 
der Woche zwei Stunden länger arbeiten, eine Regelung, die eindeutig den Wünschen 
der Arbeitgeber und des RAM entgegenkam167. Allerdings konnten die Gewerk­
schaftsführer nach der Verabschiedung des Arbeitszeitgesetzes jetzt mit gutem Gewis­
sen darauf hinweisen, daß „die Angst vor der achten Stunde" unbegründet sei168. Das 
hielt die Kommunisten und Unionisten jedoch nicht von Versuchen zur gewaltsamen 
Sabotage des Überschichtenabkommens ab, so daß man eine Zeitlang erwog, den 
Bergarbeitern, die Überschichten verfuhren, Polizeischutz zu gewähren169. Trotz der 
widrigen Umstände stieg die Kohlenproduktion seit dem Überschichtenabkommen, 
freilich auch deshalb, weil die Bauindustrie wegen zunehmender Kapitalver-

166 Hölling an Grave und Loewenstein, 6. Juli 1922, ebenda, Bestand 13, Bd. 306. 
167 BAZ, 2. September 1922. 
168 BAZ, 9. September 1922. 
169 Kabinettssitzung vom 8. September 1922, in: Akten der Reichskanzlei. Weimarer Republik. Die 

Kabinette Wirth I und II, 10. Mai 1921 bis 26. Oktober 1921; 26. Oktober 1921 bis 22. Novem­
ber 1922, bearb. von Ingrid Schulze-Bidlingmaier, Boppard am Rhein 1973, Bd. II, S. 1086f. 
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knappung und steigenden Kosten harten Zeiten entgegensah und die dorthin abge­
wanderten Bergarbeiter in die Bergwerke zurückströmten. Ende September verfuhren 
52% der Bergarbeiter auf 80% der Bergwerke Oberschichten, Ende Oktober waren es 
schon 75% der Bergarbeiter und Ende November 90%. Trotzdem wurde nur sehr 
allmählich die 1920/21 erzielte Produktionshöhe wieder erreicht170. 

In Anbetracht der Umstände konnte das neue Überschichtenabkommen nur von 
kurzer Dauer sein. Aufgrund der Hyperinflation mußten die Bergarbeiter ständig neue 
Lohnforderungen stellen, doch war trotz der Bemühungen der Gewerkschaften ein 
Absinken der Reallöhne nicht zu verhindern. Sogar das RAM schaltete sich mit 
Schiedssprüchen ein, die versuchten, das Steigen der Lebenshaltungskosten zu pro­
gnostizieren und in die Lohnerhöhungen einzukalkulieren; sie stießen deshalb auf den 
entschiedenen Widerstand der Arbeitgeber, die offensichtlich der Ansicht waren, daß 
diese Methode nur für Preiserhöhungen zulässig war. In ihrer heftigen Kritik am 
Schiedsspruch vom 29. September klang gleichzeitig tiefes Bedauern über die eigene 
Lohnpolitik der vergangenen Monate mit, wo man im Austausch für das Überschich­
tenabkommen einer substantiellen Lohnerhöhung zugestimmt hatte, also wiederum 
bereit gewesen war, für eine höhere Kohlenproduktion fast jeden Preis zu zahlen. 

„Die Arbeitgeber haben dabei gegen ihre innere Überzeugung einen Weg beschrit­
ten, den zu gehen ihnen die Regierung schon des öfteren empfohlen hatte: nämlich 
zunächst durch weitgehendste Befriedigung der Wünsche der Arbeiterschaft hin­
sichtlich der Lohnfrage das Maß von Arbeitsfreudigkeit und -willen zu erzielen, 
ohne welches eine Mehrleistung nicht zu erwarten sei. Das Gegenteil ist leider 
eingetreten, denn der Erfolg des Überschichtenabkommens muß als geradezu kläg­
lich bezeichnet werden."171 

Vor dem Hintergrund eines in sich zusammengesackten Inflationsbooms und ver­
stärkten Drucks der Siegermächte zur Erzwingung von Reparationszahlungen und 
Sachlieferungen gaben die Arbeitgeber jede Zurückhaltung in ihren Angriffen auf den 
Achtstundentag auf. Neben anderen Industriellen forderte Stinnes, so in seiner be­
kannten Rede vom 9. November, offen die Abschaffung des Achtstundentages und 
eine Verlängerung der Arbeitszeit ohne finanzielle Entschädigung der Arbeiterschaft. 
Einen Monat später begannen die Unternehmer in Abstimmung mit dem RAM die 
Löhne im Bergbau abzubauen, und eine gezielte Kampagne gegen den Achtstundentag 
ließ nicht lange auf sich warten. Verständlicherweise wuchs die Erregung unter der 
Arbeiterschaft, die die letzten Errungenschaften der Revolution bedroht fühlte, und 
dem Überschichtenabkommen wurde fast allgemein ein baldiges Ende prophezeit. Für 
die Weihnachtszeit einigte man sich jedoch nur auf seine Suspendierung vom 18. De­
zember 1922 bis zum 15. Januar 1923, doch kam mit der Besetzung der Ruhr eine 
Wiederaufnahme der Überschichten nicht in Frage. Erst am 4. Mai 1923 kündigten 

170 Reichswirtschaftsminister an den Reichspräsidenten, Bericht vom Januar 1923, BA, R 43 I/1148, 
Bl. 264 f. 

171 Zechen-Verband an das Reichsarbeitsministerium, 10. Oktober 1922, Bergbau-Archiv, Bestand 
13, Bd. 307. 
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die Bergarbeiterverbände schließlich formell das Überschichtenabkommen, das am 
31. Mai außer Kraft trat172. 

Bei näherer Betrachtung hatte die Überschichtenfrage, wie sie sich zwischen 1920 
und 1922 ausbildete, schon viel früher an Bedeutung verloren. Das gilt besonders für 
das im August 1922 abgeschlossene letzte Überschichtenabkommen, das nicht zu 
einer wesentlichen Steigerung der Kohlenproduktion führte. Vielmehr ersetzten jetzt 
lediglich reguläre Überschichten die sogenannten wilden Überschichten, die zuvor 
verfahren wurden. 1922 konnten durch den Abschluß eines Überschichtenabkom­
mens auch kaum noch sozialpolitische oder rein politische Ziele durchgesetzt werden, 
so daß von den mißglückten Anstrengungen der Bergarbeiterverbände lediglich die 
Kommunisten profitierten. Noch schlimmer wirkte sich die Hyperinflation aus, die 
das Bemühen der Bergarbeiter, durch Mehrarbeit ihren Lebensstandard zu heben, 
völlig frustrierte. Darüber hinaus hatten die Marktbedingungen sozusagen Severing, 
Noske und General v. Watter überflüssig gemacht, wenn man dem Bericht eines 
Bergwerksbeamten Glauben schenkt: 

„Die Neigung zu irgend welchem aktiven Handeln, zu Arbeitseinstellungen oder 
praktischen Betätigung wie im Jahre 1919 und 1920 ist z. Zt. völlig geschwunden. 
Anscheinend begreifen jetzt weitere Kreise der Belegschaft, daß die Wirtschaftsent­
wicklung einer stärkere Macht ist als sie bisher annahmen, sodaß sie sich durch 
Organisationen und Gewerkschaften nicht meistern läßt."173 

Allerdings waren die Bergarbeiter und ihre Verbände keineswegs bereit, sich jede 
Willkür bieten zu lassen. Als die Unternehmer nach Beendigung des passiven Wider­
standes im Oktober 1923 eigenmächtig versuchten, zur Vorkriegsarbeitszeit zurück­
zukehren, wurden sie zum Rückzug gezwungen, und erst mit dem Beistand des RAM 
gelang es, die achtstündige, nicht aber die gewünschte achteinhalbstündige Schichtzeit 
durchzusetzen. Auf die Dauer hatten die Bergarbeiter und ihre Gewerkschaften also 
keine Chance gegen die Allianz des RAM mit den Arbeitgebern, die sich mit dem 
Drängen, Lohn und Leistung miteinander zu verbinden, schon während der Über­
schichtenverhandlungen abgezeichnet hatte und mit dem gemeinsamen Programm 
einer Arbeitszeitverlängerung bei gleichzeitiger Lohnsenkung Ende 1923 und 1924 
ihren Höhepunkt erreichte. Durch Verordnung des Reichsarbeitsministeriums wurde 
das 1922 erlassene Arbeitszeitgesetz für den Bergbau wieder annulliert, und die ok­
troyierte Arbeitszeitverlängerung sah nur auf den ersten Blick wie ein weiteres Über-
schichtenabkommen aus, entpuppte sich in realiter jedoch als eine permanente Ar­
beitszeitverlängerung174. 

Ob die Bergarbeiterverbände diesen Gang der Ereignisse hätten verhindern können, 
ist fraglich. Auf der Verbandskonferenz des Alten Verbandes in Dresden 1924 kriti-

172 Osthold, a. a. O., S. 353 f. Für die Angriffe auf den Achtstundentag zu dieser Zeit vgl. Feldman/ 
Homburg, a. a. O., S. 125 ff., und Feldman/Steinisch, a. a. O., S. 381 ff. 

173 Stimmungsbericht von Bergrat Köhler, Recklinghausen, an das Preußische Oberbergamt Dort­
mund, 13. Januar 1923, Staatsarchiv Münster, Oberbergamt Dortmund, Bd. 1864. Vgl. auch den 
Bericht vom 29. Dezember 1922, der ebenfalls die Stimmung im Ruhrgebiet wiedergibt. 

174 Feldman/Steinisch, a. a. O., bes. S. 381-412. 
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sierte Rosemann heftig die Überschichtenpolitik der Verbandsführung und verurteilte 
insbesondere den Abschluß des letzten Überschichtenabkommens vom August 1922, 
wo man sich von dem Arbeitszeitgesetz und den Vorteilen für die Gesundheit der 
Bergleute habe dazu verleiten lassen, der Ableistung von Überstunden statt separater 
Überschichten zuzustimmen. Rosemann hatte stets gewarnt, daß eine solche Regelung 
den Arbeitgebern in die Hände spiele, da diese die Überstunden nur für die ganze 
Woche einzuführen brauchten, um wieder in den Genuß der Vorkriegsarbeitszeit zu 
kommen. Jetzt sah er sich in seiner Prognose bestätigt und fragte, warum die Macht­
position der organisierten Arbeiterschaft in der Vergangenheit nicht zumindest dazu 
genutzt worden sei, den Arbeitgebern wichtige Zugeständnisse, wie z. B. die Bevorzu­
gung der Organisierten, zu entreißen. Seiner Meinung nach hatten die Arbeitgeber 
zwar stets den wirtschaftlichen Zusammenbruch prophezeit, falls Überschichten nicht 
verfahren würden, gleichzeitig aber lieber dieses Risiko in Kauf genommen, als den 
Arbeiterforderungen zu entsprechen. Daraus schloß Rosemann auf einen erheblichen 
Mangel an „Zähigkeit und Energie" der Gewerkschaftsführer gegenüber ihren Tarif­
gegnern175. Angesichts der Entwicklungsgeschichte der Überschichtenabkommen war 
Rosemanns Kritik zugleich unfair und voller Illusionen. Auf keinen Fall hätten die 
Bergarbeiterführer das wichtigste Ziel der Bergarbeiterschaft, die Sozialisierung, auf 
sich allein gestellt verwirklichen können. Dazu bedurfte es der Unterstützung durch 
die ganze Arbeiterbewegung wie auch durch die Regierung in Berlin. Die Ereignisse im 
Frühling 1919 und auch 1920 hatten verdeutlicht, daß ein singuläres Vorgehen der 
Bergarbeiter nur mit Mißerfolg enden konnte; auch eine Unterstützung des revolutio­
nären Vorpreschens durch die Gewerkschaftsführung hätte daran kaum etwas geän­
dert. Die Bereitschaft des Reichskanzlers Bauer, des Reichsarbeitsministers Schlicke 
und des Reichs- und Staatskommissars Severing, bei den ersten Überschichtenver­
handlungen ein Abkommen auch gegen den Willen der Bergarbeiterverbände und 
wenn nötig mit Gewalt durchzusetzen, sowie die gesellschaftspolitische Isolation der 
Bergarbeiter steckten die Grenzen des Verhandlungsspielraums der Bergarbeiter und 
ihrer Vertreter deutlich ab. Zwar erzielte die Arbeiterseite zur Zeit des Spa-Abkom-
mens etliche Zugeständnisse, als sie einen gewissen Verhandlungsvorteil besaß, doch 
letztlich war ihr Interesse an einer besseren Lebensmittelversorgung der Bergarbeiter 
und an der Verhinderung einer feindlichen Besetzung des Ruhrgebietes größer als das 
der Unternehmer. Je mehr Forderungen die Gewerkschaften an das Verfahren von 
Überschichten knüpften, desto stärker nahm der Wunsch der Arbeitgeber nach Über-
schichten ab, denn letztere wußten, daß die Zeit und veränderte Marktbedingungen 
für sie arbeiten würden. In vieler Hinsicht demonstrierte das Schicksal des Arbeitszeit­
gesetzes, daß während der Inflation gemachte Zugeständnisse oder Garantien kaum 
ausreichten, um die spätere Entwicklung abzuwenden. Deshalb ist es auch ganz un­
wahrscheinlich, daß die Beibehaltung der ursprünglich separaten Überschichten statt 
der späteren Überstunden irgendeinen Unterschied gemacht hätte. Außerdem standen 

175 Verband der Bergarbeiter Deutschlands. Protokoll der 24. Generalversammlung zu Dresden, ab­
gehalten vom 15. bis 19. Juni 1924, Bochum 1924, S. 142ff. 
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die Bergarbeiterführer einer kommunistischen und syndikalistischen Opposition ge­
genüber, die sich mit keiner vernünftigen Lösung zufriedengegeben hätte, wie es das 
Beispiel des Deutschen Metallarbeiter-Verbandes zeigt, wo die nach einem Wechsel in 
der Verbandsführung links ausgerichtete Anti-Arbeitsgemeinschaftspolitik ebenso 
harter radikaler Opposition ausgesetzt war. Aber auch auf die Bergarbeiter selbst war 
kein Verlaß, da diese sich zu wilden Überschichten hergaben, sobald sie davon mate­
riell profitieren konnten. Sicherlich war die Politik der Bergarbeiterführer weder bril­
lant noch konsequent oder sonst besonders lobenswert, doch kann ihnen kaum abge­
sprochen werden, daß sie trotz geringer öffentlicher Unterstützung und Sympathie 
versuchten, bis an die Grenzen des Möglichen zu gehen. Dabei darf nicht übersehen 
werden, daß sie in einer Industrie agierten, die sowohl durch die bestehenden politi­
schen und wirtschaftlichen Bedingungen wie durch langfristige strukturelle Probleme 
besonderen Belastungen ausgesetzt war. Aus der ungenutzten Möglichkeit zur Soziali­
sierung des Bergbaus und zu einer Modernisierung seiner Arbeitsbeziehungen entwik-
kelte sich so eine besonders schwere Bürde für die Weimarer Republik: Die Forde­
rung, dem Bergarbeiter stehe die kürzeste Arbeitszeit und der höchste Lohn zu, bildete 
nach der Inflation die Grundlage für die Verlängerung der Arbeitszeit und die Sen­
kung der Reallöhne zunächst im Bergbau, dann in der gesamten deutschen Industrie. 



ANNE ORDE 

GROSSBRITANNIEN 
UND DIE SELBSTÄNDIGKEIT ÖSTERREICHS 

1918-1938 

Daß Mitteleuropa für die britische Außenpolitik nur selten eine Region von stärkerem 
Interesse war, ist eine schon oft getroffene Feststellung des Offensichtlichen. Aber das 
Fehlen stärkeren Interesses bedeutet nicht notwendigerweise Gleichgültigkeit, und die 
britische Haltung gegenüber der Selbständigkeit Österreichs zur Zeit der Ersten Repu­
blik weist Züge auf, die eine ausführlichere Behandlung rechtfertigen, als diesem 
Thema gewöhnlich zuteil wird. 

Anfänglich gab es kaum so etwas, das als Haltung bezeichnet werden könnte. 
Tatsächlich scheinen sich in allen Staaten außerhalb Österreich-Ungarns bis tief ins 
Jahr 1918 nur wenige Menschen Gedanken über die Zukunft der von Deutschen 
bewohnten Länder des habsburgischen Imperiums gemacht zu haben. Was Großbri­
tannien anging, so hing das nicht einfach damit zusammen, daß es keine festgelegte 
Politik der Auflösung jenes Imperiums gab, wenn auch eine stillschweigende Bereit­
schaft, seine Zerstörung zu tolerieren, schon bald nach Kriegsausbruch entstand. 
Vielmehr lag es auch daran, daß diejenigen, die eine gegen die Donaumonarchie 
gerichtete Politik vertraten, diese Politik als eine Politik der Befreiung unterworfener 
Nationalitäten von deutscher und ungarischer Herrschaft formulierten und betrieben; 
niemand war für Überlegungen da, die dem gegolten hätten, was übrigbleiben mußte. 
Konnte die weitere Existenz eines ungarischen Staates als sicher angenommen werden, 
so kam das künftige Los der deutsch-österreichischen Länder in den Diskussionen der 
Kriegsjahre auf allen Ebenen nur selten zur Sprache, und wenn es geschah, wurde die 
Idee, einen Anschluß an Deutschland zuzulassen, ebenso oft vorgeschlagen wie mit 
Abneigung betrachtet1. Wenn dies als exzessive Unbestimmtheit erscheint, so verdient 
doch auch die Tatsache Erwähnung, daß andere, die von der Frage stärker betroffen 
waren, nicht viel mehr Sicherheit zeigten. Zwar schrieb Masaryk, der in früheren 
Schriften etliche Möglichkeiten aufgeführt hatte, 1918 in seinem Buch „L'Europe 
nouvelle", daß aus den deutschen Provinzen Österreichs ein selbständiger Staat zu 
bilden sei. Benes hingegen legte noch im Februar 1919 eine schwankende Haltung an 
den Tag, als er in einem Vorwort zu einem französischen Buch über die Tschechoslo­
wakei sagte, in beiden Fällen, ob Deutschösterreich selbständig oder Deutschland 
angeschlossen werde, hielten sich Vor- und Nachteile die Waage, doch müsse das 
Gebiet jedenfalls neutralisiert werden2. 

1 K. J. Calder, Britain and the Origins of the New Europe 1914-1918, Cambridge 1976, S. 99, 101; 
Z. A. B. Zeman, The Breakup of the Habsburg Empire, London 1961, S. 186. 

2 L. Weiss, L'Etat tchécoslovaque, Paris 1919; F. G. Campbell, Confrontation in Central Europe. 
Weimar Germany and Czechoslovakia, Chicago 1975, argumentiert überzeugend (bes. S. 91 ff.), 
daß es für die Tschechoslowakei imperativ war, eine Vereinigung zwischen Österreich und 
Deutschland zu verhindern. Die Äußerungen der tschechoslowakischen Führer waren jedoch im 
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Selbst nach dem Waffenstillstand fand Österreich bei den britischen Vorbereitun­
gen für die Friedenskonferenz nur wenig Beachtung. In zwei Aufzeichnungen, die vom 
Political Intelligence Department des Foreign Office stammten, hieß es, zwar liege eine 
Vergrößerung Deutschlands nicht im britischen Interesse, doch könne den Deutsch­
österreichern das Recht zum Anschluß an Deutschland nicht ohne Verletzung des 
nationalen Selbstbestimmungsrechts verweigert werden. Es gebe ohnehin keine prak­
tikable Alternative: Die Tschechen und Jugoslawen seien entschieden gegen eine neue 
Föderation; es bringe nichts ein, wenn man Deutschösterreich zu einer separaten 
Existenz zwinge; auf längere Sicht könne die Union mit Deutschland doch nicht 
verhindert werden; und schließlich sei es vielleicht von Vorteil, in der deutschen 
Bevölkerung, als Gegengewicht gegen Preußen, die Zahl der Süddeutschen und der 
Katholiken zu vergrößern3. Von der Arbeit des P. I. D. wurde nichts als Regierungs­
politik für die Friedenskonferenz übernommen, und nach wie vor gab es keinen 
offiziellen Standpunkt zur Zukunft Österreichs. Bonar Law bestritt jedoch im Unter­
haus Berichte, in denen Großbritannien die Absicht zugeschrieben wurde, die Öster­
reicher in eine Donauföderation zu pressen und ihnen den Anschluß an Deutschland 
selbst dann zu verwehren, wenn sie ihn ausdrücklich wünschten; wahrscheinlich 
stellte das die vorherrschende Tendenz in der britischen Delegation dar, die zur Frie­
denskonferenz nach Paris ging4. 

Die Initiative zu einer Erörterung der Zukunft Österreichs wurde auf der Konferenz 
von Mitgliedern der amerikanischen und der französischen Delegation ergriffen. Die 
amerikanischen Berater waren für ein selbständiges Österreich; die offizielle französi­
sche Auffassung hatte zunächst ebenfalls Unsicherheit gezeigt, doch besaßen die Argu­
mente gegen eine Stärkung Deutschlands in Frankreich naturgemäß größeres Gewicht 
als in Großbritannien5. Mitte Februar 1919 begannen sich einige der Amerikaner 
Sorgen zu machen, die von der österreichischen Provisorischen Nationalversammlung 
proklamierte und der deutschen Nationalversammlung in Weimar gerade empfohlene 
Vereinigung Österreichs mit Deutschland könne vollzogen und den Alliierten als fait 

allgemeinen zweideutig und gelegentlich irreführend. Diese Bemerkung von Benes z. B. wurde in 
einem Augenblick niedergeschrieben, da der Zusammenschluß in Österreich proklamiert worden 
war und in Deutschland gerade diskutiert wurde; vermutlich wollte er keine entschiedene Opposi­
tion gegen etwas zum Ausdruck bringen, das er vielleicht nicht zu verhindern vermochte und mit 
dem sein Land dann zu leben haben würde. 

3 P. C. 65, 28.11.1918, FO 371/4355; P. C. 68, 29.11.1918, FO 371/4354. Die letztere Auf Zeich­
nung ist zitiert bei H. Nelson, Land and Power. British and Allied Policy on Germany's Frontiers 
1916-1919, Toronto/London 1963, S. 105 f. - Wenn nicht anders bezeichnet, stammen alle er­
wähnten unveröffentlichten Dokumente aus dem Archiv der britischen Regierung im Public Re-
cord Office, London. 

4 Parliamentary Debates, House of Commons (künftig zit.: H. C. Deb.), 5th ser., Vol. 110, cols. 
3430-1 (20.11.1918). Vgl. die Notiz von A. W. A. Leeper, 3.3.1934, R 2190/37/3, FO 371/ 
18351. 

5 Nelson, a.a.O., S. 114 ff., 120ff.; P.C. 65, FO 371/4355. Am 29.Dezember hat Pichon, der 
Außenminister, gemeint, daß die Alliierten gegen eine solche Eventualität Vorsorge treffen könn­
ten; Journal officiel, Chambre, 29.12.1918. 
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accompli beschert werden, ehe die Österreicher eine Möglichkeit gehabt hatten, sich 
über ihre Wünsche wirklich klar zu werden. In Besprechungen mit Mitgliedern der 
britischen Delegation wurde Übereinstimmung darüber erzielt, daß eine Vereinigung 
vor Unterzeichnung der Friedensverträge nicht anerkannt werden sollte und daß alli­
ierte Repräsentanten in Österreich von voreiligen Schritten abraten könnten; jedoch 
lehnten die amerikanischen Vertreter eine Initiative zu einer öffentlichen Erklärung 
ab, ohne die Meinung des Präsidenten zu kennen, der damals nicht in Paris war6. Die 
Franzosen aber, die sich jetzt gegen die Vereinigung entschieden hatten, waren gewillt, 
etwas zu tun. Am 22. Februar drängte Clemenceau bei Oberst House darauf, die 
Österrreicher über die alliierte Opposition gegen den Anschluß zu informieren, und 
am 11. März sagte Tardieu zu Philip Kerr und dem amerikanischen Berater Mezes, 
Deutschland müsse sich verpflichten, Österreichs Selbständigkeit anzuerkennen und 
jede Verletzung der österreichischen Selbständigkeit zu unterlassen; er stellte sich ein 
neutrales Österreich unter einer Garantie des Völkerbundes vor. Der nach Wien 
gehende Vertreter Frankreichs wurde angewiesen, die Vereinigung mit Deutschland 
zu verhindern7. Kerr war, wie auch andere Mitglieder der britischen Delegation, nicht 
zu einer definitiven Festlegung für die Zukunft bereit, wenn auch vereinbart worden 
war, daß vor der Unterzeichnung der Friedensverträge nichts zur Herbeiführung des 
Anschlusses getan werden sollte, und Crowe behielt sich die Stellungnahme vor, als 
Tardieu die Frage am 15. März während einer Sitzung des Territorial-Ausschusses 
aufwarf8. Am 27. März, im Laufe der Diskussionen des Rats der Vier über die Grund­
sätze des Friedensvertrags mit Deutschland, postulierte Clemenceau, die sieben Mil­
lionen Einwohner Österreichs dürften nicht die Kraft Deutschlands stärken. Weder 
Wilson noch Lloyd George haben damals darauf reagiert, aber einen Monat später, 
als sich Wilson und Clemenceau über die Behandlung des Rheinlands verständigten, 
billigten sie auch einen Artikel für den deutschen Vertrag, der von Deutschland die 
Anerkennung der Unabhängigkeit Österreichs verlangte, und der Rat der Vier nahm 
diesen Artikel am 22. April an9. Mittlerweile sagte der Gedanke, den Anschluß zu 
verhindern, den Briten eher zu, obwohl Crowe auch jetzt noch vor der Übernahme 
jeder Verpflichtung zu gewaltsamem Eingreifen gegen eine Vereinigung warnte, und 
Lloyd George unterstützte Clemenceau am 2. Mai im Rat der Vier, als der erwähnte 
Artikel in revidierter Form angenommen wurde: Deutschland sollte die Selbständig­
keit Österreichs als unverletzlich anerkennen, es sei denn, ein Anschluß finde die 

6 Nelson, a. a. O., S. 306 f.; Notiz Tyrrells, 21. 2. 1919, Dresel an Tyrrell, 5.3.1919; 41/1/12882, 
4188, FO 608/8; Papers relating to the Foreign Relations of the United States. The Paris Peace 
Conference (künftig zit.: P. P. C), Washington 1942ff., Vol. XI, S. 87f. 

7 P. P. C , Vol. XI, S. 512f.; House of Lords Record Office, Lloyd George Papers, F/89/2/40; Cmd 
2169 von 1924, Papers respecting negotiations for an Anglo-French Pact, No. 12; H. Allize, Ma 
Mission à Vienne, Paris 1933, S. 32f., 86, 114ff. 

8 Pariser Friedenskonferenz, Recueil des actes de la Conference, Pt. 4, C. 8. Siehe auch die Notiz von 
Headlam-Morley, 11.3.1919, 34/2/1/3877, FO 608/6, und britische Delegation an Gosling 
(Prag), 27.3.1919, 41/1/1/4537, FO 608/9. 

9 P. Mantoux, Paris Peace Conference 1919. Proceedings of the Council of Four, Genf 1964, S. 26; 
P.P.C., Vol.V, S. 114, 118. 
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Zustimmung des Völkerbunds10. Die endgültige Fassung des Vertrags von St. Ger­
main enthielt einen ähnlichen Artikel, der Österreich die Aufgabe der Selbständigkeit 
ohne Genehmigung durch den Völkerbund verbot. 

Als der Rat der Vier seine Entscheidung traf, standen unmittelbare Aktionen der 
Deutschen und der Österreicher zur Herbeiführung des Zusammenschlusses nicht 
mehr zu erwarten; auf beiden Seiten überwog die Furcht, solche Aktionen könnten in 
anderen Bereichen härtere Friedensbedingungen zur Folge haben11. Aber die Möglich­
keit der Abspaltung einzelner Teile Österreichs und ihres Anschlusses an benachbarte 
Länder schwand erst gegen Ende des Jahres 1919. Am aktivsten war in dieser Hin­
sicht Vorarlberg, das eine Vereinigung mit der Schweiz anstrebte, doch auch die 
Landtage von Tirol und Salzburg verabschiedeten Resolutionen für einen Anschluß an 
Deutschland. Im Falle Vorarlbergs opponierten die Briten am stärksten: Anfang Mai 
warf Balfour im Rat der Außenminister die Frage auf, ob der Friedensvertrag mit 
Österreich nicht eine Klausel enthalten sollte, die jede Sezession einzelner Teile Öster­
reichs untersage, und im August war es der britische Vertreter im Territorial-Aus-
schuß, der die Bitte Vorarlbergs um die Anhörung eigener Repräsentanten durch die 
Friedenskonferenz vor den Ausschuß brachte, der zwar eine Empfehlung formulierte, 
daß nichts zur Reduzierung des österreichischen Territoriums geschehen solle, aber 
den weitergehenden britischen Vorschlag, die österreichischen Grenzen unter eine 
Völkerbundsgarantie zu stellen, nicht akzeptierte. Als Karl Renner, der österreichi­
sche Kanzler, im Dezember nach Paris kam, um seinem Land Kredite zum Kauf von 
Lebensmitteln zu verschaffen, erklärte ihm jedoch der Oberste Rat, daß die Alliierten 
sich gegen jede Gefährdung der Integrität des österreichischen Territoriums und gegen 
jede Schmälerung der politischen oder wirtschaftlichen Unabhängigkeit Österreichs 
wenden würden12. 

Was die Linderung der Nachkriegsnöte Österreichs betrifft, so war Großbritannien 
zwar nicht initiativ, aber doch recht aktiv und stellte schließlich mehr staatliche 
Unterstützungskredite zur Verfügung als irgendein anderes Land13. Im Wiederaufbau 
übernahm Großbritannien oft die Führung. Daß ein Brite, Sir William Goode, Leiter 
der österreichischen Sektion der Reparationskommission war (also des Organs, das 
1920 für Probleme der Hilfe und des Wiederaufbaus zuständig wurde), hat ohne 
Zweifel dazu beigetragen, daß die österreichischen Fragen der britischen Regierung 

10 Französisches Memorandum vom 25.4.1919, 41/1/1/8341, FO 608/9; P. P. C, Vol. V, S. 421, 
425, 476 f. - Vgl. auch Documents on British Foreign Policy 1919-1939 (künftig zit.: D. B. F. P.), 
London 1946ff., Ser. I, Vol. VI, No. 25, für eine stark ausgedrückte Ablehnung einer österrei­
chisch-deutschen Vereinigung. 

11 Vgl. vor allem O. Bauer, Die österreichische Revolution, Wien 1923, S. 143 ff., und L. Kerekes, 
Zur Außenpolitik Otto Bauers 1918/19. Die „Alternative" zwischen Anschlußpolitik und Donau­
konföderation, in: VfZ 22 (1974), S. 18-45. 

12 P. P. C, Vol. IV, S. 670ff.; D. B. F. P., Ser. I, Vol. V, Nos. 9, 72, 89, 230, 237, 256, 278, 285, 305, 
306, Vol. VI, Nos. 135, 363, 371, Vol. II, No. 40. Zur Haltung der Schweiz siehe E. Bonjour, 
Geschichte der schweizerischen Neutralität, Bd. II, Basel 19652, S. 724 ff. 

13 9 Millionen Pfund (USA: 6 Mill.; Italien: 4 Mill.; Frankreich: 3 Mill.; Niederlande und Schweiz: je 
1 Mill.); diese Zahlen schließen von Wohlfahrtsorganisationen usw. gegebene Summen nicht ein. 
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nahegebracht werden konnten, wenn auch die im November 1920 gemachten Vor­
schläge der Sektion keine Zustimmung fanden. Großbritannien war in erster Linie an 
der Wiederherstellung friedlicher und stabiler Verhältnisse in Mitteleuropa interes­
siert: ein Kollaps Österreichs mußte aber politische und wirtschaftliche Auswirkun­
gen auf einen größeren Raum haben. Wie während der ersten Nachkriegsjahre die 
meisten Beobachter in Wien, haben auch die britischen Gesandten, erst Lindley, dann 
Akers Douglas, oft Katastrophen prophezeit, und ihre Warnungen fanden das Gehör 
des Kabinetts. So schrieb Lindley im Dezember 1920, das Debakel könne schon sehr 
bald kommen, und wenn bekanntgegeben werden sollte, daß es keine Kredite mehr 
gebe, würden einige Provinzen ihre Unabhängigkeit von Wien erklären, müsse es mit 
jeder anerkannten Regierungsgewalt in der Hauptstadt wie in Niederösterreich zu 
Ende sein und dürften die Jugoslawen in Kärnten einfallen14. Anfang 1921 war jedoch 
die britische Regierung nicht länger gewillt, weitere Gelder aufzubringen, wenn die 
anderen Alliierten nicht auch einen größeren Teil der Bürde übernehmen wollten, und 
sie neigte zur Gewinnung privaten Kapitals, das vom Völkerbund verwaltet werden 
sollte. Da eines der Haupthindernisse für die Gewinnung privaten Kapitals in der 
Verpfändung österreichischen Staatsvermögens an alliierte und neutrale Regierungen 
zur Sicherung der Besatzungskosten, der Reparationen und der Unterstützungskredite 
bestand, nahmen die Briten mit den Kreditoren Verhandlungen über eine Suspendie­
rung der Verpfändung auf15. Unglücklicherweise war es ein langwieriges Geschäft, die 
Zustimmung aller betroffenen achtzehn Regierungen zu erlangen; erst im Sommer 
1922 war es soweit, und mittlerweile hatte sich die Lage Österreichs so sehr ver­
schlechtert, daß alle Pläne, die man für die Zeit nach der Lösung des Verpfändungs­
problems ins Auge gefaßt hatte, von den Ereignissen überholt waren. In der Zwi­
schenzeit hatte die österreichische Regierung mehrmals um Vorschüsse auf künftige 
Kredite gebeten und einige auch erhalten; von den im November 1921 zugesagten 
Geldern wurde allerdings nur der britische Vorschuß in Höhe von 2 Millionen Pfund 
prompt bezahlt. Als die Krise sich im Sommer 1922 zuspitzte, machte Akers Douglas 
darauf aufmerksam, daß bald die Frage der Existenz Österreichs akut werde: Wenn 
dem Land Zeit gegeben werde, sei es durchaus existenzfähig, kurzfristig müsse aber 
mehr Hilfe geleistet werden, sonst sei der Zusammenbruch und eine Gefährdung ganz 
Mitteleuropas unausweichlich16. 

Am 4. August 1922 wandte sich die österreichische Regierung erneut an die Alliier­
ten und erklärte, falls nicht eine definitive Kreditzusage gegeben werde, könne sie 
nicht weitermachen. Die alliierten Regierungschefs, die sich in London trafen, waren 
jedoch übereinstimmend der Meinung, daß in das offenbar bodenlose österreichische 

14 C 14427/785/3, 11.12.1920, FO 371/4647; C. 72 (20), CAB 23/23; D. B. F. P., Ser. I, Vol. XII, 
No. 265. 

15 C.P. 2139, CAB 24/115; C.P.2276, CAB 24/116; C.P.2318, CAB 24/117; C. 72 (20); C. 80 
(20), CAB 23/23; D.B.F.P., Ser.I, Vol. XV, Nos. 3, 12, 61, 62, 67, 68; Memorandum von 
Waterlow, 8.3.1921, C 5374/75/3, FO 371/5739; F. O. an Geddes (Washington), 4. u. 
19.7.1921, C 13 607, 14424/75/3, FO 371/5742. 

16 C 9484/394/3, 26. 6.1922, FO 371/7349. 
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Loch ohne einen garantierten größeren Wiederaufbauplan keine weiteren Gelder ge­
steckt werden könnten und daß das Problem vor den Völkerbund gehöre. Ehe er nach 
Genf fuhr, besuchte Seipel, der österreichische Bundeskanzler, Prag, Berlin und Rom, 
um die Situation Österreichs darzulegen und Hilfe zu suchen17. In Genf wurde 
schließlich nach vier Wochen intensiver Arbeit ein Plan vereinbart, der eine von 
Regierungen (zu vier Fünfteln von der britischen, französischen, italienischen und 
tschechoslowakischen Regierung) garantierte Auslandsanleihe vorsah, deren Verwen­
dung von einem Beauftragten des Völkerbunds zu kontrollieren sei, außerdem eine 
innere Finanz- und Verwaltungsreform durch die österreichische Regierung. Die be­
teiligten Regierungen versicherten, nichts unternehmen zu wollen, was die territoriale 
Integrität und die Souveränität Österreichs direkt oder indirekt bedrohen würde, und 
die österreichische Regierung übernahm die Verpflichtung, daß das Land seine Selb­
ständigkeit in keiner Weise beeinträchtigen werde18. Die führende Rolle bei der Bil­
dung des Völkerbunds-Ausschusses für Österreich hatte Balfour gespielt, der dem 
Ausschuß auch selbst angehörte, der ferner eine Vereinbarung entwarf, daß die inter­
essierten Regierungen sich in Österreich keine Vorteile verschaffen würden (was vor­
nehmlich italienische Aspirationen verhindern sollte), und der schließlich das Schatz­
amt in London dazu bewog, zwanzig Prozent der Anleihe für Österreich zu garantie­
ren. Die österreichische Verpflichtung, die eigene Selbständigkeit nicht zu gefährden, 
ging jedoch nicht auf Balfour, sondern auf französischen und tschechoslowakischen 
Druck zurück19. 

In der Periode bis zum Auftauchen des Genfer Finanzplans sah die britische Regie­
rung über die ständig wiederkehrende Anschlußpropaganda in Österreich weitgehend 
hinweg. Gelegentlich erinnerte sie daran, daß die Friedensverträge aufrechterhalten 
werden müßten, und manchmal wies sie die Österreicher darauf hin, daß die Agita­
tion die Aussicht auf Hilfe nicht gerade verbessere20. Sie hielt es indes 1920 nicht für 
nötig, über die eigene Haltung für den Fall zu spekulieren, daß die österreichische 
Regierung die Frage in Genf aufwarf, noch wollte sie zunächst versuchen, den Vor­

17 Österreichischer Gesandter an Lloyd George, 13. 8. 1922, Lloyd George an österreichischen Ge­
sandten, 15. 8. 1922, C 11517/74/3, FO 371/7339; C 46 (22), CAB 23/30; I. C. P. 253, CAB 29/ 
97; G. Ladner, Seipel als Überwinder der Staatskrise vom Sommer 1922, Wien/Graz 1964, S. 89ff. 

18 The Financial Reconstruction of Austria. General Survey and Principal Documents, Genf 1926, 
S. 137ff. 

19 Phillpotts (Genf) an Akers Douglas, 7. u. 15.9.1922, Note des italienischen Botschafters vom 
16. 9. 1922, Notiz Lampsons vom 16. 9.1922, Consul London (Genf) an F. O., 24. 9. 1922, F. O. 
an London, 25.9.1922, Graham (Rom) an F. O., 30.9.1922, Philipotts an Akers Douglas, 
30.9.1922, 4.10.1922, C 12982, 13213, 13115, 13332, 13429, 13460, 13684, 13845, 
13928/74/3, FO 371/7340-1; Ladner, a. a. O., S. 62ff., 145 f., 149 ff. 

20 Zum Beispiel Lord Curzon in einer Unterhaltung mit dem österreichischen Gesandten in London, 
7.10.1920, D. B. F. P., Ser. I, Vol. XII, No. 241; Lloyd George in einer Unterhaltung mit dem 
österreichischen Kanzler in Genua, 13.4.1922, S. G. 4, CAB 31/5; F. O. an Akers Douglas, Hoh­
ler (Budapest), Clerk (Prag), Young (Belgrad) und Millington Drake (Bukarest), 25. 8. 1922, 
C 12042/74/3, FO 371/7339. Die österreichische Regierung hat, jedenfalls 1920/21, die Agita­
tion als Hebel benutzt, um Hilfe lockerzumachen. 
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schlag zu einer Volksabstimmung zurückziehen zu lassen21. 1921 aber, als dieser 
Vorschlag erneut ins Spiel gebracht wurde und einige österreichische Länder inoffi­
zielle Plebiszite abhielten oder planten, haben die Briten, ohne so weit wie die Franzo­
sen zu gehen, die formelle Vorstellungen erhoben und mit der Einstellung der Unter­
stützung drohten, den Österreichern immerhin mitgeteilt, daß Großbritannien, falls 
ein nationales Plebiszit durchgeführt und die Vereinigung mit Deutschland erklärt 
werden sollte, auf seine Ansprüche aus dem Friedensvertrag nicht länger verzichten 
werde22. Es war ihnen klar, daß Frankreich, sekundiert von der Tschechoslowakei, 
dem Anschluß entschiedener opponierte als Italien, dem vor allem jeder Gedanke an 
eine Donauföderation mißfiel, und von Zeit zu Zeit konstatierten Angehörige des 
Foreign Office, daß irgendwann einmal der Anschluß unvermeidlich sei23. 

Für den Rest der zwanziger Jahre stand die selbständige Existenz Österreichs nie 
ernstlich in Frage. Jedoch wurde den Österreichern von der Presse aller Schattierun­
gen nahezu täglich gesagt, ihr Land sei nicht „lebensfähig", und da die Wirtschaft, 
trotz einer dramatischen finanziellen Erholung unter dem Finanzplan des Völker­
bunds, schwach blieb, kam es bei jeder Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage 
erneut zu Debatten über andere Lösungen. Indes fehlte es an Aktionen von außen zur 
Realisierung solcher Lösungen, und der Außenfaktor war ebenso wichtig wie die 
österreichischen Wünsche. Die tatsächliche Richtung dieser Wünsche ist noch immer 
schwer zu bestimmen, zumal ja kein konkreter Vorschlag das Stadium praktischer 
Diskussionen erreichte. Klar ist, daß die Idee einer Donaukonföderation wenig Unter­
stützung hatte, obwohl die Beziehungen zu einzelnen benachbarten Donaustaaten 
besser wurden, und wenn man auch gerne Vorzugszölle gehabt hätte, ergriff Öster­
reich dazu keine Initiativen. Schwierigkeiten bereitet das Urteil über die Einstellung zu 
Deutschland. Das Gefühl, „deutsch zu sein", war sehr stark, aber dieses Gefühl 
konnte in der Praxis höchst Unterschiedliches bedeuten: vom bloßen Bewußtsein, 
einer gemeinsamen Kultur anzugehören, über Stolz auf die jüngste Waffenbrüder­
schaft bis zu Aktivitäten auf unpolitischen Feldern für das erklärtermaßen ferne Ziel 
des Zusammenschlusses oder Anschlusses — der selbst in verschiedenen Formen vorge­
stellt werden konnte. Die verwandtschaftlichen Empfindungen wurden durch kultu­
relle Veranstaltungen genährt, etwa durch den Massenbesuch deutscher Chöre in 
Wien anläßlich der 1928 stattfindenden Hundertjahrfeier für Schubert, ferner von 
Akademiker- und Veteranenorganisationen wie auch von einigen Politikern. Öster­
reichische Handelskammern nahmen die Vorbereitungen für die wirtschaftliche Ver-

21 Vgl. Notizen auf Lindley an F. O., 28.2. und 18. 3. 1920, 183132, 186632/5445/3, FO 371/ 
2535-6. Lindley an F. O., 27.7., F. O. an Lindley, l l . 8.1920, C 2807/2807/3, FO 371/4650. 

22 Lindley an F. O., 15. u. 18.4.1921, Note des österreichischen Gesandten, 28.4.1921, Note des 
französischen Botschafters, 28.4.1921, F. O. an Lindley, 10.5.1921, Memorandum Crowes, 
12.5.1921, Notiz von Akers Douglas, Note an italienischen Botschafter, 24.5.1921, Lindley an 
F. O., 31.5. u. 2. 6.1921, C 7818, 7933, 8101, 8850, 8924, 10182, 10181, 11318, 11760/1383/ 
3, FO 371/5775-6. 

23 Zum Beispiel Lindley an F. O., 24. l l . 1921, und die Notizen darauf, C 22455/1383/3, FO 371/ 
5776, Notiz Lampsons, 2. 6. 1922, auf C 7999/396/3, FO 371/7349. 
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einigung in Angriff, und Regierungsstellen begannen sich mit der Angleichung des 
Rechtssystems und der Eisenbahnen zu beschäftigen, doch auf diesen Gebieten fehlte 
der rechte Enthusiasmus und blieben die Fortschritte gering. Auf parteipolitischer 
Ebene hatten nur die Deutschnationalen (d. h. die Großdeutsche Volkspartei) den 
Zusammenschluß mit Deutschland als wichtigen Punkt in ihrem Programm. Die So­
zialdemokraten glaubten noch immer an eine demokratische Union und an großräu­
mige Wirtschaftseinheiten, betrachteten aber Rechtstendenzen in Deutschland mit 
zunehmendem Mißtrauen und reagierten auf die Wahl Hindenburgs zum Reichspräsi­
denten im Jahre 1925 mit tiefer Enttäuschung. Die Haltung der Christlich-Sozialen 
war zweideutig, die Politik Seipels, der mit oder ohne Amt die österreichische Szene 
für nahezu eine Dekade beherrschte, undurchsichtig: sie lief auf die Überzeugung 
hinaus, daß Österreich Bestandteil jeder größeren europäischen Gruppierung sein 
müsse, die entstehen mochte, sich aber keiner anschließen dürfe, die Deutschland 
aussperre. Generell war es unmöglich, öffentlich zu sagen, man sei nicht für einen 
Zusammenschluß mit Deutschland, und keine Regierung konnte oder wollte eine 
Politik verfolgen, die nicht auf Freundschaft und Zusammenarbeit mit Deutschland 
aufgebaut war24. 

Für einen deutschen Politiker war es fast ebenso schwierig, zu sagen, er sei nicht für 
die Vereinigung, doch blieb die Zahl der aktiven Befürworter recht bescheiden. Strese-
mann hat ihr auf der Liste seiner außenpolitischen Ziele sichtlich keine hohe Priorität 
eingeräumt und sich nicht einmal -wie im Falle einiger anderer Ziele, die ebenfalls als 
vorerst unerreichbar erschienen - enthalten, ihre Propagierung zu bremsen. So be­
ruhte denn auch die Welle von Spekulationen über die Absichten der deutschen 
Regierung, die im Frühjahr 1925 während der frühen Stadien der zu Locarno führen­
den Verhandlungen zu verzeichnen war, auf einigen Mißverständnissen seitens briti­
scher und italienischer Diplomaten in Berlin. Die deutsche Regierung hätte die Mög­
lichkeit der Vereinigung gewiß nur höchst ungern öffentlich in Frage gestellt, 
wünschte aber keineswegs ihre aktive Verfolgung; je weniger darüber geredet wurde, 
so dachte sie, um so besser. Im Zusammenhang mit der 1925 auftretenden Agitations-
und Spekulationswelle wurden indes unterschiedliche britische Auffassungen zur An­
schlußfrage laut. Nicht wenige Briten zeigten sich gleichgültig oder hielten das in den 
Friedensverträgen fixierte Verbot für eine Verleugnung des Selbstbestimmungsprin­
zips. Der Botschafter in Berlin, D'Abernon, erweckte den Eindruck, daß er für die 
Vereinigung sei und daß sich seine Regierung ihr nicht widersetzen werde. Einige 
Angehörige des Foreign Office hielten sie, wie schon früher, für natürlich und unver­
meidlich; sie sahen keinen Grund, eine bestimmte Stellung zu beziehen. Austen Cham-
berlain jedoch, der Außenminister, äußerte entschiedene Gegnerschaft und versicherte 
den Italienern, daß er in Genf ihren Widerstand unterstützen werde25. Ein Vertreter 

24 Der Stand der Meinungen ist in nützlicher Weise behandelt bei W. Goldinger, Geschichte der 
Republik Österreich, München 1962, S. 72 f., 112ff., 118f. Die Politik Seipels erhellt-soweit wie 
vermutlich möglich - K. v. Klemperer, Ignaz Seipel. Christian Statesman in a Time of Crisis, 
Princeton 1972, Kap. VI. 

25 Siehe C 249/3, C 298/3, FO 371/10660; C 3878, 3921,4638, 8475/459/18, FO 371/10729-34; 
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des Foreign Office faßte die Situation folgendermaßen zusammen: Wenn Österreich 
bis zur vollständigen Erholung Deutschlands noch nicht von der Möglichkeit einer 
separaten Existenz überzeugt sei, könne die Agitation für den Anschluß zu einem 
ernsthaften Faktor in den deutschen Angelegenheiten werden, doch werde dann der 
Erfolg der Agitation in Österreich zu einem guten Teil davon abhängen, welches 
Regime in Deutschland am Ruder sei. Deutschland werde vermutlich früher oder 
später wirtschaftlich Fuß in Österreich fassen, und die wirtschaftliche Union werde 
zur politischen Union führen. Aber das sei für viele Jahre noch sehr unwahrscheinlich. 
Solange Deutschland zu schwach sei, selbst nach dem Anschluß zu streben, könne die 
Frage nicht akut werden; ein österreichischer Vorstoß beim Völkerbund würde zwei­
fellos abgelehnt und eine Zollunion auf den Widerstand von Österreichs Nachbarn 
und von Frankreich stoßen26. 

Weder Österreich noch einer der benachbarten Donaustaaten wünschte eine Zoll­
union. Aber die Einführung von Vorzugszöllen zwischen ihnen wurde von Zeit zu 
Zeit erwähnt, was die energische Mißbilligung des britischen Handelsministeriums 
hervorrief, für das die Ansicht, Großbritannien dürfe selbst in Regionen, wo der 
britische Handel nur schwach entwickelt war, nicht auf die Meistbegünstigungsrechte 
verzichten, einen Glaubensartikel darstellte. Das Foreign Office war weniger abwei­
send, wurde aber nicht zu einer Darlegung seines Standpunkts veranlaßt, da schon in 
den unmittelbar betroffenen Ländern die einem Vorzugssystem widerstrebenden In­
teressen zu stark waren. Selbst dringliche Empfehlungen, liberalere bilaterale Han­
delsvereinbarungen abzuschließen, fruchteten nicht viel27. So traf die Anschlußbewe­
gung nur auf geringe oder gar keine wirtschaftlichen Gegentendenzen, mochte die 
ganze Frage in deutschen Augen noch so fern liegen. Die einzige Alternative, die 
vorgeschlagen wurde, nämlich eine auf ein Veto hinauslaufende politische Erklärung, 
erschien unter den Umständen der späten zwanziger Jahre als so offensichtlich unbe­
friedigend, daß sie niemand ernstlich in Betracht ziehen wollte. Als zum Beispiel Benes 
im Mai 1927 in einer Unterredung mit dem britischen Gesandten in Prag anregte, die 
britische Regierung solle öffentlich feststellen, daß ein Anschluß zu keiner Zeit und in 
keiner Form akzeptabel sei, weil eine solche Feststellung eine allgemeine Beruhigung 
bewirken würde, hieß es in den Kommentaren des Foreign Office, es sei noch Zeit 
genug, den Anschlußgedanken zu erledigen, wenn er in Genf aufs Tapet gebracht 
werde, und eine schon im voraus abgegebene Erklärung würde nur Schaden stiften, 
weil sie Zweifel an der Macht des Völkerbunds verraten würde28. Im Winter 1928/29, 

C 6058/35/18, FO 371/10714; I Documenti diplomatici italiani, Ser. 7, Bd. III, No. 772, 777, 
778, 780, 783, 786, 846, Bd. IV, No. 13; Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes, Bonn, 4509/E 
125854-56, E 125860-61, E 125891-93, E 126171-73, 3086/D 614036-39. 

26 Memorandum von J. W. Field, 16.3.1925, C 4179/249/3, FO 371/10660. 
27 Siehe C 5213/1586/3, FO 371/10698; C289/3 (1925), FO 371/10660-2; C 246/3 (1926), 

FO 371/11123; C 2620/3 (1927), FO 371/12081; The Economic Situation of Austria. Report by 
W. T. Layton and C. Rist, Genf 1925. Zur tschechoslowakischen Position Campbell, a. a. O., 
S. 178 ff. 

28 D. B. F. P., Ser. IA, Vol. III, No. 186. 
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als erneut über deutsche Absichten spekuliert wurde, begann sich die französische 
Presse für eine Erklärung gegen den Anschluß zu erwärmen, und zwar im Zusammen­
hang mit dem nächsten Stadium der Verhandlungen über die Räumung des Rhein­
lands durch die Alliierten29. Gegen Ende 1929 schlugen dann französische Regie­
rungsvertreter vor, Österreich solle auf der bevorstehenden Haager Konferenz die 
Befreiung von seinen Reparationsverpflichtungen mit einer Erneuerung seiner Ver­
pflichtung zur Wahrung seiner Unabhängigkeit honorieren. Das Foreign Office hielt 
es nach wie vor für unklug, das offenbar schlummernde Problem zu berühren, war 
aber sehr daran interessiert, die österreichische Regierung auf die Entwaffnung der 
Heimwehr einzuschwören. In dieser Frage war die Labour Party stark engagiert, und 
man hatte bereits andere Methoden zu ihrer Lösung erwogen, auch den Gebrauch 
wirtschaftlichen Drucks, als eine neue Auslandsanleihe für Österreich aufgelegt wer­
den sollte. Am Ende wurde jedoch der französische Vorschlag fallengelassen und der 
britische zu einem dem Völkerbund gegebenen Versprechen verwässert30. 

Nach all diesem folgenlosen Gerede kam die Bekanntmachung der österreichisch­
deutschen Zollunion tatsächlich als große Überraschung. Der Vorgang ist, was die 
deutsche Seite angeht, gründlich erforscht worden31, so daß lediglich die britische 
Haltung noch etwas näher beleuchtet werden muß. Die Briten waren perplex. Ein 
wirtschaftlicher Einwand konnte, grundsätzlich gesehen, nicht erhoben werden: auch 
das Handelsministerium räumte ein, daß eine Zollunion allgemein als Ausnahme vom 
Meistbegünstigungsprinzip gelte, weshalb sich Großbritannien ihr nicht widersetzen 
könne, solange sie nicht mit einer Erhöhung der Außenzölle verbunden sei; ebenso­
wenig könnten es die Garanten der Anleihe von 1923 Österreich verwehren, seine 
Zölle zu ändern. Auf den ersten Blick war die Rechtsfrage, ob die Zollunion mit dem 
Vertrag von St. Germain und dem Protokoll von 1922 vereinbar sei, nicht klar: 

29 Tyrrell (Paris) an F. O., 5.11.1928, Phipps (Wien) an F. O., 26.12.1928, C 8254, 9856/27/3, 
FO 371/12848; Phipps an F. O., 2.1.1929, und Notizen darauf, C 147/147/3, FO 371/13563. 

30 Zur Haager Konferenz siehe D. B. F. P., Ser. IA, Vol. VII, Nos. 122, 170, 171, 177, 187, 195; 
Phipps an F. O., 12.12.1929, F. O. an Phipps, 21.12.1929, C 9545, 9947/4542/62, FO 371/ 
13 590; Memorandum von Sargent, 19.12.1929, C 76/76/62 (1930), FO 371/14333; Phipps an 
F. O., 6.1.1930, F. O. an Phipps, 16.1.1930, C 191, 358/121/3, F 371/14304. Zur früheren 
Erörterung der Entwaffnungsfrage vgl. Phipps an F. O., 8. u. 10.10.1928, Sargent an Leith Ross 
(Schatzamt), 15.10.1928, C 7590, 7733/4630/3, FO 371/12851; D.B.F.P., Ser.IA, Vol. VII, 
Nos. 10, 29, 39, 53, 96, 97, 100, 108; Sargent an Niemeyer (Schatzamt), 6.12.1929, Niemeyer an 
Sargent, 9.12.1929, C 9336, 9474/149/3, FO 371/16 565. 

31 Vor allem von E. W. Bennett, Germany and the Diplomacy of the Financial Crisis 1931, Cam­
bridge, Mass., 1962, und Jürgen Gehl, Austria, Germany and the Anschluss, London 1963. 
Wertvolles zusätzliches Material bei W. Goldinger, Das Projekt einer deutsch-österreichischen 
Zollunion von 1931, in: Österreich in Europa. Festgabe für Hugo Hantsch, Graz/Wien/Köln 
1965, S. 527 ff. Eine gründliche Untersuchung der Vorgeschichte auf deutscher Seite leistet 
F. G. Stambrook, The German-Austrian customs union project of 1931, in: Journal of Central 
European Affairs XXI (1961), S. 15-44. Unzuverlässig sind die Darstellungen bei H. Brüning, 
Memoiren 1918-1934, Stuttgart 1970, und J. Curtius, Bemühung um Österreich. Das Scheitern 
des Zollunions-Planes, Heidelberg 1947, bzw. ders., Sechs Jahre Minister der deutschen Republik, 
Heidelberg 1948. 
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Schließlich sagte das Protokoll offenbar nicht, daß jede Sonderregelung, die Öster­
reich eingehen mochte, notwendigerweise seine politische Selbständigkeit gefährdete, 
und beide Staaten, Deutschland wie Österreich, bestritten jegliche Absicht, gegen ihre 
vertraglichen Verpflichtungen zu handeln32. Auf der anderen Seite mußte die Zoll­
union, auch wenn ein unmittelbarer wirtschaftlicher Vorteil für beide Länder eher 
zweifelhaft zu sein schien, Deutschlands Position in Mitteleuropa wesentlich stärken 
und die deutsche Durchdringung Südosteuropas fördern. Außerdem mußte Öster­
reich, ob nun eine formale politische Union folgte oder nicht, noch mehr unter deut­
schen Einfluß geraten, der dann auch bis nach Ungarn und noch weiter reichen 
würde. Weit davon entfernt, ein Beitrag zu Briands Idee einer Europa-Union zu sein, 
wie das die Deutschen behaupteten, mußte die Zollunion vielmehr auf den Weg zu 
einem System rivalisierender Blöcke in Europa führen33. Doch würde, so glaubte man, 
Widerstand fremder Mächte nur feindselige Stimmungen schüren, und das zu einer 
Zeit, da die britische Politik bemüht war, günstige Bedingungen für die Abrüstungs­
konferenz und für die französisch-deutsche Verständigung zu schaffen; außerdem 
reagierte die öffentliche Meinung auf die Zollunion mit wohlwollender Neutralität. 
Wenn auch der Leiter der Zentralabteilung im Foreign Office, Sargent, bereit war, das 
Opfer der britischen Meistbegünstigungsrechte zu empfehlen und damit einem fran­
zösischen Vorschlag zur Unterstützung der Getreideländer Mittel- und Südosteuropas 
Hilfestellung zu geben, so lehnten andere Ressorts einen so positiven Schritt doch ab, 
und das Kabinett, das am 6. Mai Außenminister Arthur Henderson freie Hand für den 
Versuch gab, die Angelegenheit als eine in erster Linie wirtschaftliche Frage behandeln 
zu lassen und zur Entschärfung der politischen Gefahren beizutragen, machte einen 
Vorbehalt gegen die Aufgabe der Meistbegünstigungsrechte und wies Henderson an, 
beim Auftauchen prinzipieller Probleme eine rein rezeptive Haltung einzunehmen34. 
Diese Haltung spiegelte sich auch darin wider, daß es der Regierung keine Schwierig­
keiten machte, einen Vertreter in technische Ausschüsse zu entsenden, die in Genf 
zum Studium der mitteleuropäischen Frage gebildet wurden, daß sie aber beschloß, 
sich an dem Verfahren vor dem Internationalen Gerichtshof nicht zu beteiligen. Als 
Argumente gegen eine Beteiligung wurden aufgeführt: die Verfassung der öffentlichen 
Meinung, der jede Gegnerschaft zur Zollunion fehlte und die eine tiefe Abneigung 
gegen alles gefaßt hatte, was nach weiteren Verpflichtungen auf dem europäischen 
Kontinent schmeckte, folglich selbst gegen den Anschein einer Parteinahme zwischen 
Frankreich und Deutschland; ferner die Großbritannien zugefallene Aufgabe, zu ver­
mitteln und eine gute Atmosphäre für die Abrüstungskonferenz wiederherzustel­
len. Vansittart blieb allein mit seiner Meinung, die Regierung solle, da sie die Zoll-

32 Memorandum, 25. 3. 1931, C 1943/673/3, FO 371/15158. 
33 Memorandum von Sargent, 21.4.1931, C 2642/673/3, FO 371/15160. 
34 Tyrrell an F. O., 9.4.1931, Memorandum von Noel Baker, 18.4.1931, Memorandum von Sar­

gent, 21.4.1931, Memorandum von Busk, 22.4.1931, Besprechung, 23.4.1931, C 2349, 2642, 
2701, 2702/673/3, FO 371/15159-60; C. P. 86 (31), CAB 24/220; C. P. 115 (31), CAB 24/221; 
C. 22 (31), CAB 23/66; C. 27 (31), CAB 23/67. 
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union für falsch und unerwünscht halte, sich nicht scheuen, dies auch zu sagen und 
die öffentliche Meinung zu führen35. 

Mittlerweile gewann die europäische Finanzkrise an Wucht. Im Mai brach die 
österreichische Creditanstalt zusammen; auf der Sitzung des Völkerbundsrats er­
suchte Österreich um eine neue Anleihe in Höhe von 150 Millionen Schilling; Brüning 
steuerte die Einstellung der Reparationen an, und der amerikanische Präsident Hoo-
ver erwog ein allgemeines Moratorium für zwischenstaatliche Zahlungen. Die Fran­
zosen waren zwar nicht für die Nöte der Creditanstalt verantwortlich, benützten aber 
die Anleihefrage, um die Österreicher zur Preisgabe der Zollunion zu zwingen. Die 
Briten mißbilligten einen solchen Gebrauch der finanziellen Waffe, und die Bank von 
England kam den Österreichern mit einem kurzfristigen Kredit zu Hilfe (ihre letzte 
derartige Aktion). Mitte Juni 1931 gab jedoch der österreichische Außenminister 
Schober zu, daß der Zollunionsplan aufgegeben werden müsse36. Als Hoover seinen 
Moratoriumsvorschlag öffentlich bekannt machte, waren die Briten, wie auch die 
französische und sogar die italienische Regierung, der Ansicht, daß der Verzicht auf 
die Zollunion zu den Beiträgen zur Wiederherstellung des internationalen Vertrauens 
gehöre, die für Deutschland angemessen seien. Mitte Juli gelangten die Deutschen zu 
der Auffassung, daß nun das Unvermeidliche zugestanden werden müsse, und die 
Österreicher waren bereit, die französische Bedingung für die Finanzhilfe zu akzeptie­
ren37. Bis der Haager Gerichtshof am 5. September seinen Spruch veröffentlichte, 
hatten die Regierungen Deutschlands und Österreichs bereits den Rücktritt von ihrem 
Plan erklärt. 

Für Österreich bestand das Ergebnis in einer erneuten Verpflichtung, seine Selb­
ständigkeit als unveräußerlich zu behandeln; diese Verpflichtung wurde im Juli 1932 
auf der Lausanner Konferenz ausgesprochen, und zwar in Verbindung mit einer 
weiteren garantierten Anleihe. Die Briten billigten die Verknüpfung der Anleihe mit 
einer solchen Bedingung nicht, hatten sich ihr aber auch nicht widersetzt38. Zu Beginn 
des Jahres hatten sie eine Zollunion der Donaustaaten als Lösung der wirtschaftlichen 
Nöte Mitteleuropas, vor allem Österreichs und Ungarns, anzuregen versucht. Die 
Gründe für dieses überraschende Unternehmen waren einmal die Überzeugung, daß 
irgend etwas getan werden müsse, zum anderen die noch immer bestehende Abnei­
gung gegen Vorzugszölle und die Meinung der Finanz- und Wirtschaftssektion des 
Völkerbunds, eine britische Initiative werde ernsthafter geprüft werden als jeder Vor-

35 Notizen vom 24./25.5. u. 374. 6.1931, C 3545/3945/673/3, FO 371/15 162-3; C. P. 140, 147, 
(31), CAB 24/221; C 30, 32 (31), CAB 23/67. 

36 Bennett, a. a. O., S. 149 ff.; Phipps an F. O., 16. 6. 1931, F. O. an Tyrrell, 17. 6. 1931, Tyrrell an 
F.O., 19.6.1931, F.O. an Tyrrell, 23.6.1931, C 4156, 4162, 4257/61/3, FO 371/15 150; 
D. B. F. P., Ser. II, Vol. II, No. 59. 

37 Bennett, a. a. O., S. 169ff., 244 ff.; D. B. F. P., Ser. II, Vol. II, Nos. 82-215; Tyrrell an Vansittart, 
9.7.1931, Hadow an F. O., 18. 7., 27. 7. und 5. 8. 1931, C 5120, C 5407, 5776, 5996/61/3, 
FO 371/15 151-2. 

38 Gespräch Simon-Herriot, 12. 6. 1932, F. O. Memorandum, 13. 6. 1932, Patteson (Genf) an F. O., 
15.6.1932, Anleiheprotokolle, 15. 7. 1932, C 5031, 4775, 5013, 6356/69/3, FO 371/15 889. 
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schlag von unmittelbar interessierter Seite. Mit einem Erfolg wurde kaum gerechnet, 
doch sollte die Initiative zumindest zeigen, daß es Großbritannien mit der Behauptung 
ernst war, die nach dem Verzicht auf die österreichisch-deutsche Zollunion entstan­
dene Lücke müsse ausgefüllt werden39. Ursprünglich war beabsichtigt, den Vorschlag 
auf der Januarsitzung der Untersuchungskommission für eine Europäische Union zu 
machen, indes wurde die Sitzung vertagt, und inzwischen ergaben Erkundigungen, 
daß die Idee praktisch nirgends Gegenliebe finden würde: Die Italiener fürchteten eine 
Begünstigung französischer Interessen; die Deutschen und Österreicher waren dage­
gen, wenn Deutschland ausgeschlossen blieb, andere wiederum, wenn Deutschland 
dazugehörte40. Noch ehe der Vorschlag öffentlich vorgebracht werden konnte, prä­
sentierte der neue französische Ministerpräsident, Tardieu, einen eigenen Plan, dem­
zufolge die fünf Donaustaaten sich gegenseitig Vorzugszölle einräumen sollten, und 
daraufhin beschlossen die Briten, auf ihren Gedanken zu verzichten und die Idee 
Tardieus zu unterstützen, wobei sie so weit gingen, endlich und noch immer zögernd 
ihre Bereitschaft erkennen zu lassen, die Aufgabe der Meistbegünstigungsrechte in 
Erwägung zu ziehen, sofern kein Nicht-Donaustaat spezielle Vergünstigungen er­
hielt41. 

Auf britischen Vorschlag hin fand Anfang April 1932 in London eine Konferenz 
der vier Großmächte statt, auf der ein gemeinsamer Plan ausgearbeitet und dann den 
Donaustaaten unterbreitet werden sollte. Die Konferenz hat das natürlich nicht zu­
wege gebracht. Die Deutschen lehnten jeden Plan ab, bei dem ihr Land ausgeschlossen 
blieb. Die Italiener waren gleichermaßen gegen jeden Schritt zu einer Konsolidierung 
der Donauregion, erst recht dann, wenn er unter der Ägide Frankreichs geschehen 
sollte. Ihr ausgesprochener Einwand lautete freilich, daß ein System von Vorzugszöl­
len den Getreideexport der Donaustaaten nicht erleichtern würde, und darin steckte 
ein Korn Wahrheit. Die Deutschen erklärten, sie seien bereit, einzelnen Staaten zu 
helfen; die Italiener schlugen eine finanzielle Unterstützung vor, zu der sie selbst nicht 
imstande waren; die Briten konnten sich finanzielle Stützungsaktionen kaum noch 
leisten und glaubten auch nicht an den Nutzen solcher Aktionen, wenn sie auch im 
Falle der Lausanner Anleihe für Österreich eine Ausnahme gemacht hatten. Offen­
sichtlich hatte es im Augenblick keinen Zweck, die Angelegenheit weiterzuverfolgen, 
zumal britische Vertreter an Ort und Stelle daran zweifelten, daß die Donaustaaten 

39 Memorandum von Sargent, 23.11.1931, Chapman (Handelsministerium) an Sargent, 
17.12.1931, Sargent an Harding (Amt für Dominien), 21.12.1931, Amt für Dominien an F. O., 
8.1.1932, C 8992, 9462/8992/62, FO 371/15208; Notiz von Cowan, 8.1.1932, C 369/58/62, 
FO 371/15 918. - F. G. Stambrook, A British proposal for the Danubian states, in: Slavonic and 
East European Review XLII (1963), S. 64-88, behandelt, da nur auf deutsches Material gestützt, 
die Ursprünge des Vorschlags nicht. 

40 F. O. an Rumbold (Berlin) und Graham (Rom), 14.1.1932, Phipps an F. O., 18.1.1932, Graham 
an F. O., 20. u. 21.1.1932, Sargent an Phipps, 22.1.1932, Graham an F.O., 28.1.1932, Rum­
bold an F. O., 2.2.1932, F. O. an Patteson, 11. 2. 1932, C 369, 659, 639, 677, 815, 1002, 1012, 
1282/58/62, FO 371/15918. 

41 C 58/62, Febr.-März 1932, FO 371/15918-19; C. P. 101 (32), CAB 24/229; C 18 (32), CAB23/ 
70. 
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selbst ein Vorzugssystem haben wollten oder davon sehr profitieren würden42. Das 
Foreign Office hielt jedoch daran fest, daß alles, was die Unabhängigkeit der Donau­
staaten zu stärken geeignet sei, begrüßt werden müsse und daß nichts zur Förderung 
deutscher Absichten in jener Region getan werden sollte; das Amt teilte die Auffas­
sung der Berliner Botschaft nicht, die deutschen wirtschaftlichen Ambitionen in Mit­
tel- und Südosteuropa seien ebenso wünschenswert wie natürlich43. 

Hitlers Machtübernahme in Deutschland änderte sowohl die Lage Österreichs wie 
die britische Haltung in der österreichischen Frage. Für die beiden folgenden Jahre 
haben die Leiter der britischen Politik und die Öffentlichkeit ein stärkeres Interesse an 
der österreichischen Selbständigkeit an den Tag gelegt als zu irgendeiner Zeit seit 
1919 und auch - allerdings ohne Verpflichtungen einzugehen - größere Aktivität zu 
ihrer Stützung gezeigt. Im Frühjahr und Sommer 1933 stellten der NS-Terror in 
Österreich und der deutsche Druck die drängendsten Sorgen dar, die überdies auch 
Zweifel an Mussolinis Politik und an der Festigkeit des Dollfuß-Regimes weckten. 

Mussolini versicherte zwar, nach wie vor gegen einen Anschluß zu sein, vermied 
aber Zusammenarbeit mit den Regierungen Großbritanniens und Frankreichs; er zog 
es vor, sein „besonderes Verhältnis" zu Hitler zu benutzen. Der Vorschlag, in Berlin 
Vorstellungen zu erheben, kam zuerst von Dollfuß, der jedoch bereits von Mussolini 
abhängig war und außerdem, obwohl er von Zeit zu Zeit davon sprach, das Problem 
vor den Völkerbund zu bringen, einen solchen Schritt scheute, der ihm in Österreich 
bei jenen Sympathien kosten mußte, die eine österreichisch-deutsche Auseinanderset­
zung als Familienstreit ansahen44. In einer langen Aufzeichnung, die Vansittart Ende 
August 1933, nachdem Vorstellungen bei der deutschen Regierung erfolglos geblieben 
waren, für das Kabinett verfaßte, sagte er, obwohl Dollfuß' Sache verloren sein möge, 
hänge die Zukunft Europas doch zu einem guten Teil davon ab, wie der deutschen 
Herausforderung in der Österreichfrage begegnet werde. Es handle sich nicht um 
einen isolierten Fall, an dem Großbritannien nicht direkt interessiert sei, sondern um 
die erste in einer ganzen Serie von Herausforderungen; von Mal zu Mal werde die 
Bedrohung näher rücken. Es sei von ausschlaggebender Bedeutung, Hitlers ersten 
Streifzug abzublocken, was allerdings teuer werden könne. Österreich werde wirt­
schaftliche Hilfe brauchen, ein Ansuchen beim Völkerbund würde wahrscheinlich 
von Mussolini durchkreuzt werden, und die Folgen eines erneuten Versagens des 
Völkerbunds (nach dem Versagen in der Mandschurei-Krise) müßten noch teurer zu 

42 Four-power-conference, 6-8 Apr. 1932, F. O. an Tyrrell et al., 9.4.1932, Memorandum von 
Leith Ross, 11.4.1932, F. O. an Tyrrell, 21.4.1932, Waterlow (Sofia) an F. O., 30.4.1932, 
Phipps an F. O., 2.5.1932, Chilston (Budapest) an F. O., 2.5.1932, Graham an F. O., 6.5.1932, 
Palairet (Bukarest) an F. O., 11.5.1932, C 2778, 2849, 2850, 2872, 3023, 3025, 3710, 3693, 
3709, 3789, 4151/58/62, FO 371/15 921-23. 

43 F. O. an Tyrrell et al , 21.4.1932, Rumbold an F. O., 28.4. und Notizen darauf, C 3025, 3518/ 
58/62, FO 371/15922. 

44 Siehe D.B.F.P., Ser. II, Vol.V; Documents diplomatiques francais 1932-1939 (künftig zit.: 
D. D. F.), Ser. I, Bde. III u. IV; J. Petersen, Hitler - Mussolini. Die Entstehung der Achse Berlin -
Rom 1933-1936, Tübingen 1973, Kap. V. 
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stehen kommen. In der unmittelbaren Zukunft solle, so schlug Vansittart vor, ver­
sucht werden, Mussolini als Kontrolleur Hitlers bei der Stange zu halten und die 
französisch-italienische Zusammenarbeit zu verbessern. Das Kabinett schloß sich der 
Auffassung an, daß die Erhaltung eines selbständigen Österreich im britischen Inter­
esse liege, daß Italien in der gegebenen Lage eine Schlüsselstellung einnehme und daß 
es ein Fehler wäre, das Problem vor den Völkerbund zu bringen45. 

Im Herbst 1933 wurde die Gefahr eines Putsches der österreichischen Nationalso­
zialisten geringer, dafür trat das Problem der Wirtschaftshilfe in den Vordergrund. 
Einmal mehr türmten sich Hindernisse auf. Nicht nur daß der britische Handel mit 
Österreich bescheiden war, mittlerweile standen seiner Erweiterung auch die Begün­
stigungstarife zwischen Großbritannien und den Dominien, etwa für kanadisches 
Holz, im Wege. Ferner war eine Tendenz spürbar, die Unterstützung Österreichs für 
die Sache Frankreichs und Italiens zu erklären. Vansittarts Kommentar dazu lautete: 
„Wir können das Argument, nur indirekt interessiert zu sein, gegenüber anderen 
verwenden, sollten uns damit aber nicht selbst blind machen. Was bedeutet es denn 
tatsächlich? Es ist nur eine Bemäntelung der Impotenz."46 In den ersten Wochen des 
Jahres 1934 stand die Frage erneut zur Diskussion. Dem Kabinett wurde gesagt, daß 
die Holzmenge, die Großbritannien aus Österreich aufnehmen könne, wenn Kanada 
in diesem Punkt zu Konzessionen bereit sei, kaum ins Gewicht falle. Ein österreichi­
scher Vorschlag, Großbritannien könnte Zölle irgendwie rückvergüten, stieß auf Ab­
lehnung, doch wurde den Österreichern mitgeteilt, wenn sie in der Lage seien, vorteil­
hafte Handelsabkommen mit Nachbarstaaten zu schließen, werde Großbritannien 
nicht auf dem Meistbegünstigungsrecht bestehen und nach einer Möglichkeit suchen, 
die Anleihe von 1923 auf einen niedrigeren Zinssatz umzustellen47. 

Gleichzeitig trat der politische Aspekt des Problems in ein kritisches Stadium. Am 
17. Januar 1934 brachten die Österreicher in Berlin eine offizielle Beschwerde über 
deutsche Einmischungen in Österreich vor und erklärten, daß sie, falls sie keine befrie­
digenden Zusicherungen erhielten, an den Völkerbund appellieren müßten. Das briti­
sche Kabinett sah dieser Möglichkeit mit düsteren Erwartungen entgegen: Es konnte 
sich nicht weigern, Österreich zu unterstützen, befürchtete aber, daß der Völkerbund 
einem solchen Test nicht gewachsen sein und wirtschaftlicher Druck auf Deutschland 
- ohne eine kriegerische Aktion, die in der Öffentlichkeit nicht durchsetzbar sei -
praktisch wirkungslos bleiben würde. Die Franzosen faßten die Konsequenzen eines 
österreichischen Appells an den Völkerbund, auch wenn sie ihn nicht aktiv ermutig­
ten, weniger sorgenvoll ins Auge. Die Italiener wandten sich gegen einen derartigen 
Appell und schlugen statt dessen vor, die drei Mächte sollten in öffentlichen Erklärun­
gen ihre Unterstützung der Unabhängigkeit Österreichs und eines jeden Schritts des 

45 C. P. 166 (33), CAB 24/242; D. B. F. P., Ser. II, Vol. V, Nos. 371, 387; C. 50 (33), CAB 23/77. 
46 D. B. F. P., Ser. II, Vol. VI, No. 100, und Notizen auf C 10818/2092/3, FO 371/16645. 
47 Selby (Wien) an F. O., 14.1.1934, R 287, 299/37/3, FO 371/18344; Memorandum des öster­

reichischen Gesandten, 17.1.1934, Besprechung vom 23.1.1934, F.O. an Selby, 9.2.1934, 
R 339, 574, 871/399/3, FO 371/18 360; C. P. 35, 39 (34), CAB 24/247; C. 2,3 (34), CAB 23/78. 



Großbritannien und die Selbständigkeit Österreichs 239 

Bundeskanzlers Dollfuß zur Bewahrung der Unabhängigkeit bekunden48. In diese 
Diskussionen platzte Dollfuß' Aktion gegen die österreichischen Sozialdemokraten, 
die ihm in der westlichen Öffentlichkeit viel Sympathien kostete. Der Appell an den 
Völkerbund rückte nun in den Hintergrund, doch wünschten jetzt auch die Franzosen 
eine gemeinsame öffentliche Erklärung, um den Anschein der Uneinigkeit zu vermei­
den, der entstehen mußte, wenn allein die Italiener sich öffentlich für die österreichi­
sche Unabhängigkeit engagierten. Sie legten einen Entwurf vor, in dem es hieß, die 
drei Regierungen hätten die gleiche Auffassung hinsichtlich „la nécessité et la volonte 
d'assurer le maintiens de l'indépendance et de l'integrité de l'Autriche". Die Briten 
verspürten wenig Lust, irgend etwas zu sagen, das eine Billigung der Innenpolitik des 
österreichischen Kanzlers implizieren mochte, und sie fürchteten außerdem, daß 
„volonte" die Bereitschaft andeuten könnte, etwas zu tun; andererseits wollten sie 
gerne eine Festlegung Frankreichs. Die am 17. Februar 1934 schließlich veröffent­
lichte Erklärung hatte folgenden Wortlaut: „Die österreichische Regierung hatte sich 
an die Regierungen Frankreichs, Großbritanniens und Italiens gewandt, um ihre Auf­
fassung über die Akten einzuholen, die sie vorbereitet hat, um die deutsche Einmi­
schung in die inneren Angelegenheiten Österreichs festzustellen und die sie ihnen 
übermittelte. Die Besprechungen, die zwischen den drei Regierungen hierüber statt­
fanden, haben zu einer übereinstimmenden Auffassung über die Notwendigkeit ge­
führt, die Unabhängigkeit und Integrität Österreichs gemäß den geltenden Verträgen 
aufrechtzuerhalten."49 

Das antisozialistische Vorgehen in Österreich und die aktive Politik Italiens konn­
ten nach Meinung des Foreign Office und der britischen Vertreter an Ort und Stelle zu 
einer weiteren Verschlechterung der an sich schon labilen Verhältnisse in der Donau­
region führen. Im Foreign Office schrieb E. H. Carr, der Coup bedeute das Ende der 
österreichischen Unabhängigkeit, und zwar gebe es jetzt nur noch drei Möglichkeiten: 
Österreich praktisch als italienisches Protektorat, eine deutsch-italienische Verständi­
gung oder Gleichschaltung mit Deutschland. Für Frankreich und die Tschechoslowa­
kei wäre die italienische Lösung noch das kleinere Übel, für Jugoslawien hingegen 
eine Katastrophe; in Belgrad und Bukarest ziehe man eine deutsche Lösung vor. Die 
Kleine Entente werde mithin unweigerlich geschwächt, Ungarn werde in jedem Falle 
gewinnen, neige aber zur italienischen Lösung. Im Hinblick auf Großbritannien wich 
Carr von der Ansicht ab, jede Ausdehnung der deutschen Vorherrschaft sei uner­
wünscht und zu bekämpfen: Mit der Unterzeichnung des Vertrags von Locarno habe 
Großbritannien zu verstehen gegeben, daß Deutschlands derzeitige Grenzen im Süden 
und Osten keine vitalen britischen Interessen darstellten, jedenfalls nicht unter allen 
Umständen und um jeden Preis aufrechterhalten werden müßten. Großbritannien 
könne nicht einfach deshalb bereit sein, der Assimilierung Österreichs durch Deutsch-

48 D. B. F. P., Ser. II, Vol. VI, Ch. IV; D. D. F., Ser. I, Bd. IV; C. P. 19 (34), CAB 24/247; C. 2 (34), 
CAB 23/78. 

49 D. C. (M) (32), 30th and 31st meetings, CAB 27/506; D. C. (M) (32), 89, CAB 27/510; D. B. F. P., 
Ser. II, Vol VI, Ch.V; D. D. F., Ser. I, Bd. IV; Petersen, a. a. O., Kap. VIII. 
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land entgegenzutreten, weil dies ein deutscher Gewinn sei. Die zur Sache gehörenden 
Überlegungen müßten geprüft werden: Politisch wäre die deutsche Lösung die stabil­
ste; zwar sei es unmöglich, die tatsächliche Stärke der österreichischen Anschlußnei­
gung mit Sicherheit zu bestimmen, doch sei zumindest der Wille zum Widerstand 
gegen einen Anschluß nur schwach ausgeprägt, während kein Österreicher eine Union 
mit Italien wolle. In wirtschaftlicher Hinsicht würden die britischen Interessen in 
keinem Falle stärker berührt, aber ein deutsches Vordringen nach Südosteuropa 
würde in die Wirtschaft der Region eine gewisse Ordnung bringen und damit viel­
leicht auch dem britischen Handel zugute kommen. Sei die deutsche Lösung unver­
meidlich, könne es besser sein, wenn sie früher statt später käme; werde sie dann rasch 
akzeptiert, sei Deutschland vielleicht zu Gegenleistungen (Abrüstung, wirtschaftlichen 
Garantien usw.) bereit. 

Die britischen Vertreter in Ungarn, der Tschechoslowakei und Jugoslawien stimm­
ten im wesentlichen mit Carrs Analyse der Position dieser Länder überein. Daraus 
ergab sich die Folgerung, daß es bei einem deutschen Durchbruch zu keinem Wider­
stand kommen werde. Doch entstanden über Carrs Urteile auch Kontroversen. 
O'Malley, Leiter der Südabteilung im Foreign Office, und Allen Leeper, der als Ange­
höriger der britischen Delegation an der Friedenskonferenz teilgenommen hatte, 
glaubten beide, daß das Verbot des österreichisch-deutschen Zusammenschlusses stets 
moralisch unvertretbar gewesen sei und daß fast alle Österreicher sich als Deutsche 
fühlten. Wigram, der Leiter der Zentralabteilung, und Sargent, jetzt stellvertretender 
Unterstaatssekretär, hielten hingegen die deutsche Lösung nicht für unvermeidlich 
und meinten überdies, daß es im britischen Interesse liege, der Ausdehnung des deut­
schen Einflusses entgegenzuwirken; die Konsequenzen der Ausdehnung seien allzu 
weitreichend, auch in Westeuropa, und außerdem würden sich die Deutschen nicht zu 
einer Gegenleistung verstehen. Vansittart stimmte der These zu, daß die italienische 
Lösung, falls sie kommen sollte, nicht von Dauer sein würde, war aber der Auffas­
sung, daß Deutschlands bereits vorhandener Appetit durch jeden Erfolg nur größer 
werden könne. Außenminister Simon kam zu keinem Schluß50. 

Carr sagte voraus, daß die Ereignisse des Februar die Franzosen bewegen würden, 
eine Annäherung an Italien anzustreben. Verhandlungen mit diesem Ziel waren ja 
schon viele Monate im Gange. Als Haupthindernis für eine Zusammenarbeit in Mit­
teleuropa hatten Mussolinis anti-jugoslawische Politik und seine Begünstigung des 
ungarischen Revisionismus gewirkt51. Wenngleich aber die Februar-Ereignisse die 
Franzosen veranlaßt haben mochten, vornehmlich bei den Tschechen erneut auf mehr 
Flexibilität gegenüber Italien und auf die Unterstützung Österreichs zu dringen, so 
zeigten sich auf der anderen Seite die Italiener erst nach der Ermordung Dollfuß' 
geneigt, mit etwas mehr Eifer eine Verständigung mit Frankreich zu suchen. Indes 
lehnte Mussolini noch immer jede gemeinsame Aktion mit Großbritannien und 

50 Memorandum von Carr, 26.2.1934, R 2190/37/3, FO 371/18371; Notizen auf R 1545/1287/3, 
FO 371/18363; D. B. F. P. Ser. II, Vol. VI, Nos. 327, 328, 331. 

51 Vgl. D. D. F., Ser. I, Bde. II-V. 



Großbritannien und die Selbständigkeit Österreichs 241 

Frankreich, sei es in Berlin, sei es in Wien, ab, die seinem eigenen Einfluß auf die 
österreichische Regierung abträglich sein mochte oder ihn daran hindern konnte, 
allein zu handeln52. Im September 1934 blieben französisch-italienische Verhandlun­
gen in Genf über eine Vereinbarung in der Österreichfrage ohne Erfolg, da die Franzo­
sen eine das Eintreten für die Selbständigkeit Österreichs bekräftigende Resolution 
des Völkerbundsrats wünschten, der sich die Staaten der Kleinen Entente anschließen 
sollten, während die Italiener weder eine Beteiligung Jugoslawiens noch eine Aktion 
im Rahmen des Völkerbunds wollten, dafür aber eine Resolution, deren Text ihnen 
eine Intervention in Österreich erlauben würde. Die Italiener hätten auch gerne eine 
britische Beteiligung gehabt, doch wurde das von Simon und Eden abgelehnt, die 
sagten, daß die britische Regierung zwar sehr an der Erhaltung der österreichischen 
Unabhängigkeit und Integrität interessiert sei und vielleicht eine öffentliche Zustim­
mung zu einer Vereinbarung zwischen Österreichs Nachbarn aussprechen würde, sich 
aber nicht zur Übernahme einer Garantie verstehen könne, wahrscheinlich nicht ein­
mal zur Beteiligung an einem Konsultationsabkommen, weil das von der Öffentlich­
keit als Verpflichtung aufgefaßt würde, gegebenenfalls etwas zu tun. Da eine franzö­
sisch-italienische Verständigung über einen Pakt fehlte, wurde am 27. September 
1934 ein Kommunique veröffentlicht, in dem es hieß, die Vertreter der drei Mächte 
stimmten darin überein, daß die Erklärung vom 17. Februar ihre volle Gültigkeit 
behalte und weiterhin die Politik ihrer Regierungen leiten werde53. 

Während dieser Diskussionen informierte Simon das Kabinett, daß eines seiner 
Ziele darin bestehe, den britischen Einfluß auf Mussolini zu wahren und ihn sowohl 
von selbständigen Aktionen in Österreich wie von der Suche nach neuen Freunden 
abzuhalten; daher werde er, Simon, den Franzosen und Italienern sagen, Großbritan­
nien erwarte, bei weiteren Verhandlungen über einen Pakt konsultiert zu werden54. 
Jedoch scheint eher Besorgnis über die deutsche Aufrüstung als britischer Rat Musso­
lini zu einer italienisch-französischen Vereinbarung über Österreich veranlaßt zu ha­
ben, die weitgehend den französischen Vorstellungen folgte55. Simon ist aber immer­
hin konsultiert worden und hat den Italienern zugeraten, teils deshalb, weil er die 
Franzosen zu neuen Gesprächen über die deutsche Rüstung gewinnen wollte56. Unter 
den Abkommen, die am 7. Januar 1935 in Rom unterzeichnet wurden, befand sich 
eines, in dem die beiden Regierungen erklärten, Frankreich und Italien würden den 
am meisten betroffenen Staaten empfehlen, im Rahmen des Völkerbunds eine Kon­
vention abzuschließen, die jeden dazu verpflichte, sich nicht in die inneren Angelegen­
heiten der anderen beteiligten Länder einzumischen und keine Agitation zu schüren, 
die gegen die Integrität eines Staates gerichtet sei oder auf einen Regimewechsel ziele; 
zur Realisierung des Prinzips könnten dann noch besondere Abmachungen getroffen 

52 Siehe D. B. F. P., Ser. II, Vol. VI, Ch. VIII, Vol. XII, Ch. I. 
53 D. B. F. P., Ser. II, Vol. XII, Nos. 70-117. 
54 C 32 (34), 25. 9. 1934, CAB 23/79. 
55 Petersen, a. a. O., S. 376 ff. 
56 D. B. F. P., Ser. II, Vol. XII, Nos. 155, 160, 288, 311; Drummond (Rom) an F. O., 14.12.1934; 
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werden. Bis zum Abschluß einer solchen Konvention und der speziellen Vereinbarun­
gen würden Frankreich und Italien, wenn Österreichs Selbständigkeit und Integrität 
bedroht sei, in Beratungen eintreten und sowohl Österreich wie auch die übrigen 
Staaten, die ihre Bereitschaft zum Beitritt zur Konvention erklärten, konsultieren. 
Ursprünglich stand Großbritannien ebenfalls auf der Liste potentieller Unterzeichner 
der Konvention, doch Simon sorgte dafür, daß das rückgängig gemacht wurde, wobei 
er allerdings feststellte, Großbritannien rechne sich zum Kreis der zu konsultierenden 
Mächte und er hoffe, daß seine Regierung in der Lage sei, der Vereinbarung zuzu­
stimmen57. 

Das ist in der Tat geschehen, und zwar in einem Kommunique, das am 2. Februar 
1935 französisch-britische Besprechungen in London abschloß. Doch stellte die Ja­
nuar-Vereinbarung den Höhepunkt der internationalen Kooperation in der Öster­
reichfrage dar. Der Rat der Kleinen Entente sagte uneingeschränkte Zusammenarbeit 
zu, aber die Ungarn nannten Bedingungen hinsichtlich des Status ihres Landes, die erst 
erfüllt werden müßten, ehe sie an einer Konferenz teilnehmen könnten, und den 
Deutschen, die zunächst mit ihrem Beitritt zur Konvention gewinkt hatten, gelang es, 
genügend Fragen zur Definition des Begriffs Nichteinmischung zur Debatte zu stellen, 
um eine förmliche Ablehnung bis zu Simons Besuch in Berlin Ende März hinauszuzö­
gern. Vor der Konferenz von Stresa wies Carr darauf hin, daß es für Großbritannien 
ein Fehler sei, sich an weiteren Deklarationen zu beteiligen, da die öffentliche Mei­
nung keiner Regierung erlauben werde, wegen der österreichischen Selbständigkeit 
Krieg zu führen, sofern Deutschland sich im Westen defensiv verhalte und versichere, 
kein französisches Territorium zu beanspruchen. Der Rat, den das Foreign Office dem 
Kabinett gab und den das Kabinett auch akzeptierte, lautete aber, daß die früheren 
Erklärungen (Großbritannien könne zwar keine bindenden Verpflichtungen überneh­
men, betrachte jedoch die Unabhängigkeit und Integrität Österreichs als ein Interesse 
seiner Politik) bekräftigt werden sollten; Großbritannien müsse für die in Rom formu­
lierten Ziele eintreten, sich aber nicht gegen ein Arrangement ohne Deutschland 
wenden und einen angemessen abgefaßten Österreich-Pakt unter den Auspizien des 
Völkerbunds billigen. Die gemeinsame Resolution der Konferenz von Stresa besagte 
dann, daß die drei Regierungen die Erklärungen vom Februar und September 1934 
bestätigen und eine baldige Konferenz zur Ausarbeitung der in der französisch-italie­
nischen Vereinbarung vom Januar 1935 genannten Mitteleuropa-Konvention emp­
fehlen59. 

Nach Stresa kam es sogar zu einem Militärabkommen zwischen Frankreich und 
Italien, das u. a. die Beteiligung französischer Truppen an der Verteidigung Öster-

57 Hierzu R 5311/67, 1934, FO 371/18390; R 1/67, 1935, FO 371/19496. Der Text der franzö­
sisch-italienischen procès-verbal in British and Foreign State Papers, Vol. 139, S. 947f. 

58 Siehe R 1/67, FO 371/19496-7; Documents on German Foreign Policy 1918-1945 (künftig zit.: 
D. G. F. P.), Ser. C, Vol. III, Nos. 441-555. 

59 Memorandum von Carr, 30.3.1935, R 2201/1/67, FO 371/19498; D. B. F. P., Ser. II, Vol. XII, 
No. 696; C. 20, 21 (35), CAB 23/81. Die Stresa-Resolution in Survey of International Affairs, 
1935, Vol. I, S. 159f. 
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reichs durch die Italiener vorsah, aber die Organisierung der in Stresa empfohlenen 
Konferenz begegnete bald noch mehr Schwierigkeiten als zuvor. Gerüchte über italie­
nisch-deutsche und österreichisch-deutsche Verhandlungen tauchten auf, und als sich 
schließlich die Abessinienkrise zuspitzte, verschwand der ganze Plan, und niemand 
hat mehr etwas davon gehört60. 

Der Abessinienkrieg und Italiens Entfremdung von Großbritannien und Frankreich 
vergrößerten noch die Unordnung auf der mitteleuropäischen Bühne. Zunächst heg­
ten einige der Donaustaaten allerdings die Hoffnung, daß Großbritannien sich nun 
veranlaßt sehen könnte, in ihrer Region aktiver zu werden. Aber in London wurde 
Anfang 1936 die Möglichkeit diskutiert, alle Interessen in Mitteleuropa zu liquidie­
ren, und zwar im Rahmen einer Überprüfung der Beziehungen zu Deutschland und 
eines neuen Versuchs zur Verständigung mit Berlin. Eines der Motive für einen sol­
chen Versuch war die Überzeugung etlicher Kabinettsmitglieder, die öffentliche Mei­
nung werde eine Aufrüstung nicht unterstützen, wenn die Regierung nicht deutlich 
mache, daß sie die Konsequenzen eines Wettrüstens zu vermeiden trachte. Mitte 
Februar trug Eden diese Überlegung und andere Gesichtspunkte dem Kabinett vor, 
zusammen mit dem Gegenargument, daß ein Fehlschlag die Situation verschlechtern 
werde. Alles in allem war er für den Versuch, doch wies er darauf hin, daß die 
Konzessionen, die man offerieren könne (als Teil einer allgemeinen Regelung, die eine 
gewisse Rüstungsbegrenzung und Deutschlands Rückkehr in den Völkerbund ein­
schließen müsse), von einigem Wert für Deutschland zu sein hätten und daher nicht 
billig sein würden. In einem anderen Memorandum argumentierte Vansittart, daß die 
Konzessionen von Großbritannien selbst gemacht werden, d. h. in kolonialen Territo­
rien bestehen müßten. Wenn Großbritannien auf Kosten anderer in Europa Konzes­
sionen mache, „werden wir unser ganzes Ansehen und unsere Freundschaften verlie­
ren, unsere Völkerbundsprinzipien verraten und uns am Ende allein einem nicht 
saturierten und stärkeren Feind gegenübersehen"61. Das Pro und Kontra wurde ferner 
von O'Malley erwogen, der sagte, falls Großbritannien auf der Unverletzlichkeit der 
überseeischen Regelungen beharre, sei Mittel- und Südosteuropa das Gebiet mit den 
schwächsten britischen Interessen, weshalb vom britischen Standpunkt aus dort am 
ehesten nach Konzessionen für Deutschland gesucht werden könne. Er glaubte frei­
lich, daß die Konzessionen nicht über eine stillschweigende Preisgabe der 1934 abge­
gebenen Österreich-Erklärungen und die Hinnahme der Expansion des deutschen 
Handels hinausgehen müßten. Als Gegenleistung habe sich Deutschland darauf fest­
zulegen, bei der Erweiterung seiner Einflußsphäre keine Mittel anzuwenden, die mit 
den Prinzipien des Völkerbunds in Konflikt geraten und so Großbritannien vor die 

60 Siehe R 1/67, FO 371/19498-9; R 5175/72/3, FO 371/19479; M.Sz-Ormos, Sur les causes de 
l'échec du parte danubien 1934—5, in: Acta historica Academiae Scientiarum Hungaricae XIV 
(1968) Nr. 1-2, S. 21-81; Petersen, a. a. O., S. 401 ff. Das einzige Überraschende ist vielleicht, daß 
noch im September über die Konferenz gesprochen wurde. 

61 C.P.42 (36), CAB 24/260; C.4 (36), C. 6 (36), CAB 23/83; G. (36), 3, G. (36) 1st meeting, 
CAB 27/599. 
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Wahl zwischen Widerstand und der Verleugnung eingegangener Verpflichtungen stel­
len würden. Ein Einwand dagegen laute, daß dies die Opferung der Interessen anderer 
bedeute: Man lasse nicht nur jene Österreicher im Stich, die nicht in ein Nazi-
Deutschland einverleibt werden wollten, sondern auch die Tschechoslowakei, die 
dann unter die politische und wirtschaftliche Kontrolle Deutschlands fallen werde. 
„Gegen diesen Einwand kann aber gesagt werden, daß unsere Haltung, wenn wir 
nicht zur aktiven Verteidigung jener Interessen entweder durch militärische Unterstüt­
zung (über unsere Völkerbundsverpflichtungen hinaus) oder durch die Abfindung 
Deutschlands mit kolonialen Konzessionen bereit sind, schon sehr bald lediglich eine 
Falle und eine Täuschung für diejenigen sein wird, die von ihr profitieren sollen." Und 
wenigstens die wirtschaftliche Regeneration Mittel- und Südosteuropas durch 
Deutschland verspreche nicht allein für Deutschland selbst, sondern auch für die 
betroffenen Länder materielle Vorteile62. 

Das Kabinett setzte einen Ausschuß ein, der sich über die britische Deutschlandpo­
litik Gedanken machen sollte, doch ehe der Ausschuß mehr als ein paar Überlegungen 
zusammentragen konnte, führte der deutsche Einmarsch in die entmilitarisierte Zone 
des Rheinlands (von dem man gehofft hatte, er werde Teil eines wechselseitigen 
politischen Geschäfts sein, und zu dem Eden daher nicht im voraus hatte Stellung 
beziehen wollen) zu einer Verschiebung der militärischen Gewichte in Westeuropa 
und zu einer weiteren Schwächung des französischen Einflusses in Mittel- und Osteu­
ropa. Das britische Dilemma war in der Tat, wie Eden schrieb, akut geworden, doch 
ging es nicht, wie er dachte, um das Problem, ob eine Verständigung mit Deutschland 
versucht werden solle. Das Dilemma bestand vielmehr darin, daß Großbritannien, 
wenn es nicht bereit war, die Interessen Mitteleuropas aktiv zu verteidigen - und 
1936 in der Tat nicht einmal fähig war, seine eigenen Interessen in Westeuropa aktiv 
zu verteidigen —, zu keinem Geschäft mit Hitler imstande war, das eine längere Dauer 
als bestenfalls einige Monate haben konnte. Unter diesen Umständen hatte die im 
Sommer 1936 gepflogene Erörterung der Frage, ob die früheren Erklärungen über das 
britische Interesse an der österreichischen Unabhängigkeit zu wiederholen oder zu 
modifizieren seien, nur insofern eine Bedeutung, als die offene Bekundung eines briti­
schen Kurswechsels die Besorgnisse in der ganzen Region wesentlich verstärkt hätte63. 
Eine Politik, die darauf ausging, „Deutschland weiterhin raten zu lassen", mochte 
noch von einem gewissen Wert sein, freilich nicht für lange. 

Bis zum März 1938 hat sich das Kabinett nie förmlich dafür entschieden, Öster­
reich aufzugeben; die Preisgabe geschah stillschweigend. Das österreichisch-deutsche 
Abkommen vom Juli 1936 wurde insoweit begrüßt, als es die Lage zu stabilisieren 
schien, doch konnte man sich den Unterschied nicht verhehlen, der zwischen der 
multilateralen Behandlung des Problems, wie sie 1934/35 vertreten worden war, und 
einem bilateralen Vertrag bestand, der es praktisch Hitler überließ, den Sinn der 

62 G. (36), 6, 24.2.1936, CAB 27/599. 
63 Memorandum von O'Malley, 7.5.1936; Notiz Sargents, 19.5.1936, R 2799, 2954/73/3, 

FO 371/20363; Selby an F. O., 28. 6.1936, R 3803/13/3, FO 371/20359. 
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Vereinbarung und die Grenzen ihrer Erfüllung zu bestimmen64. Als es Ende April 
1937 mit den Franzosen zu einem Meinungsaustausch über die Möglichkeit von 
Gesprächen mit Deutschland kam, fand Österreich keine Erwähnung. Zu den politi­
schen Fragen, in denen die Briten gegen koloniale und wirtschaftliche Konzessionen 
deutsche Zusicherungen zu erreichen vorschlugen, gehörten ein neuer wechselseitiger 
Garantievertrag über Westeuropa, deutsche Maßnahmen zur Beruhigung der mittel-
und osteuropäischen Länder, vor allem die deutsche Bereitschaft zu Verhandlungen 
über einen Nichtangriffspakt mit der Tschechoslowakei und zu einem Arrangement 
mit der Sowjetunion, Deutschlands Rückkehr in den Völkerbund und eine gewisse 
Begrenzung der Rüstung65. Während des Sommers, als Hitler gegenüber britischen 
Besuchern mehr und mehr zu erkennen gab, daß er hinsichtlich Österreichs, der 
Tschechoslowakei und Danzigs etwas zu tun gedenke und dabei mit dem Stillhalten 
Großbritanniens rechne, begannen im Foreign Office sowie zwischen F. O. und der 
britischen Botschaft in Paris erneut Diskussionen darüber, ob an den Erklärungen, 
Großbritannien sei an Mitteleuropa interessiert, festgehalten und parallel dazu ein 
Versuch zur Sicherung des friedlichen Zustandekommens jeder Veränderung unter­
nommen werden solle. Ein Problem bestand darin, daß nicht klar war, wie weit die 
Bereitschaft der Österreicher zur Verteidigung der Unabhängigkeit ihres Landes tat­
sächlich ging. Auch schien sich herauszustellen, daß Frankreich für Österreich nicht 
fechten wollte und für die Tschechoslowakei vielleicht nicht fechten konnte. Strang, 
der Leiter der Zentralabteilung, hielt einen Versuch mit der Parallelpolitik für loh­
nend, da er glaubte, daß Großbritannien moralisch zur Intervention verpflichtet wäre, 
wenn Deutschland den Status quo in Mitteleuropa umstürzen sollte. Sargent hinge­
gen, der eine moralische Verpflichtung zum Eingreifen bestritt, war gegen die Parallel­
politik: „Wenn wir nicht intervenieren, bestünde das unmittelbare Ergebnis einfach 
darin, daß wir abermals ex post facto eine mit Gewalt herbeigeführte Veränderung 
anerkennen müßten. Das endgültige Resultat wäre natürlich viel schlimmer, und nach 
der Konsolidierung seiner Position wäre Deutschland bereit zum nächsten Vorstoß. 
Ich bin davon überzeugt, daß die Befriedigung der deutschen Ansprüche in Mitteleu­
ropa keine Stabilisierung oder Sicherheit für ganz Europa bringen würde. Sie würde 
im Gegenteil den unvermeidlichen Konflikt näher bringen. . . . Ob Deutschland das, 
was es in Mitteleuropa haben will, sich mit Gewalt nimmt oder ob wir dazu helfen, 
daß es anständig geschieht, in jedem Fall hätten wir die gleiche Stärkung der Stellung 
Deutschlands und die gleiche Verschlechterung unserer Stellung. Nur wären wir in 
dem einen Fall Komplicen bei der Unterwerfung einer großen Anzahl von Menschen, 
die ihrer Unabhängigkeit beraubt würden, und in dem anderen Fall wären unsere 
Hände wenigstens sauber, wenn auch machtlos."66 

64 Selby an F. O., 13.7.1936; Memorandum von O'Malley, 14.7.1936, R 4204, 4956/73/3, 
FO 371/20363. 

65 F.P. (36) 18, 23, CAB 27/626; F.P. (36), 8th meeting, CAB 27/622; F. O. an Phipps (Paris), 
27.4.1937; Phipps an F. O., 4.5.1937, C 3127, 3362/270/18, FO 371/20735. 

66 Henderson (Berlin) an Vansittart, 10.5.1937, C 3621/270/18, FO 371/20735; F. O. an Selby, 
13.5.1937, R 3302/1979/3, FO 371/21119; Auszüge aus Protokoll Empire-Konferenz, 19.5. u. 
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Obwohl Eden kommentierte: „Was wir vermeiden müssen, ist jedes Wort der 
Ermunterung Deutschlands zu einem österreichischen Abenteuer", und am 25. Juni 
1937 in einer Unterhausrede wiederholte, Großbritannien könne und werde sich am 
Gang der Ereignisse in Mitteleuropa nicht desinteressieren und sein Beistand für jedes 
Opfer einer Aggression sei keineswegs auszuschließen67, setzte sich in der Praxis doch 
die Parallelpolitik durch. Am 15. Juli wurde Henderson, der britische Botschafter in 
Berlin, angewiesen, ausweichend zu antworten, wenn ihn Göring nach der britischen 
Haltung im Falle eines Stimmungswandels in Österreich fragen sollte68. Obgleich alle 
Anzeichen dafür sprachen, daß sich die italienische Politik geändert hatte, fand Öster­
reich in den Instruktionen, die am 1. Oktober Lord Perth, dem britischen Botschafter 
im Rom, zur Aufnahme von Gesprächen mit Italien übersandt wurden, keine Erwäh­
nung69. Trotz weiterer Warnungen aus dem Foreign Office erklärte Lord Halifax am 
19. November Hitler, in solchen Fragen wie Danzig, Österreich und Tschechoslowa­
kei seien „wir nicht notwendigerweise daran interessiert, für den heutigen Status quo 
einzustehen, sondern daran, eine Behandlung dieser Fragen zu vermeiden, die wahr­
scheinlich Unheil verursachen würde"70. In London ging im Herbst 1937 der allge­
meine Eindruck dahin, daß Hitler in Mitteleuropa keine sofortigen Abenteuer beab­
sichtige, sondern seine Ziele dort weiterhin in einer Weise verfolgen werde, die ande­
ren keinen Grund oder Anlaß zur Einmischung biete. Premierminister Chamberlain 
hielt das „für weniger schädlich als (etwa) einen militärischen Einfall in Österreich"71. 
Irgendeine Zusicherung hinsichtlich der Anwendung von Gewalt in Österreich ist 
noch immer als ein erwünschter Bestandteil der Generalverständigung mit Deutsch­
land angesehen worden, die London im Winter anstrebte. Instruktionen, die Hender­
son für einen Schritt bei Hitler erhielt, wobei er auch Österreich und die Tschechoslo­
wakei „als illustrativ für das allgemeine Prinzip der Kollaboration" erwähnen sollte, 
gingen aus London an dem Tag ab, an dem Schuschnigg nach Berchtesgaden fuhr72. 
Nach diesem Besuch aber nahm das Foreign Office, wie es Sargent 

11. 6. 1937; Notiz Cadogans, l l . 6. 1937, R 3903, 4048, 4102/770/67, FO 371/21139; Notiz 
Leepers, 30. 6. 1937; Phipps an F. O., 13.7.1937, C 4757, 5126/3/18, FO 371/20711. 

67 H. C. Deb., 5th ser., Vol. 325, cols. 1602-04. 
68 F. O. an Henderson, 15.7.1937, C 4185/270/18, FO 371/20735. 
69 Selby an F. O., 13. 9. 1937, R 6139, 6212/361/3, FO 371/21117; Selby an F. O., 5.10.1937, 

R 6722/438/3, FO 371/21117; Memorandum von Nichols, 1. l l . 1937, R 7329/1/22, FO 371/ 
2162. 

70 Memorandum von Strang, 13. l l . 1937; Notizen von Lord Halifax, 17.-21. l l . 1937, C 7932, 
8161/270/18, FO 371/20736; D. G. F. P., Ser. D, Vol. I, No 31. Henderson hatte, nach deutschen 
und österreichischen Quellen, in Berlin gesagt, er glaube, daß man in Großbritannien für die 
Notwendigkeit eines evolutionären Anschlusses Verständnis habe; vgl. Der Hochverratsprozeß 
gegen Dr. Guido Schmidt vor dem Wiener Volksgericht, Wien 1947, S. 415, 495 f. 

71 Ogilvie Forbes (Berlin) an F. O., 13. u. 20.10.1937; Mack (Wien) an F. O., 26.10.1937, C 7083, 
7323, 7424/3/18, FO 371/20711-12; C.43 (37), CAB 23/90. 

72 Anglo-französische Gespräche, 29./30. l l . 1937, C 8234/270/18, FO 371/20736; D.D.F., 
Ser. II, Bd. VII, Nr. 287; F. O. an Henderson, 17.12.1937, C 8466/270/18, FO 371/20737; F. O. 
an Henderson, 12.2.1938, C 995/42/18, FO 371/21655. 
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formulierte, an, daß „Österreich verloren ist, trotz der tapferen Worte Schuschniggs 
. . . Die seit dem Halifax-Besuch wachsende Überzeugung, man könne sich darauf 
verlassen, daß wir uns in die friedliche Penetration Österreichs nicht einmischen 
würden, ist, daran habe ich wenig Zweifel, einer der Faktoren gewesen, die Hitler zu 
seinem Vorgehen ermuntert haben"73. Die Bekundungen der Besorgnis, die in der 
zweiten Februarhälfte in Berlin vorgebracht wurden, waren, wie die Proteste vom 10. 
und 11. März, mehr für die Akten als zur Beeinflussung Hitlers bestimmt. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die britische Österreichpolitik zwi­
schen Entstehung und Ende der Ersten Republik mehrere Phasen durchlief. Nach 
anfänglicher Ignoranz und Indifferenz begann zunächst ein Stadium, in dem eine 
kräftige Tendenz zu Unterstützung und Wiederaufbau dominierte, motiviert freilich 
nicht durch ein besonderes Interesse oder ein Gefühl der Verantwortung für ein Land, 
dem die Selbständigkeit aufgenötigt worden war, sondern mehr durch das generelle 
Interesse an Stabilität in Mitteleuropa, einem der Schlüsselgebiete des Kontinents. In 
den zwanziger Jahren scheint die britische Regierung durch das Argument, Österreich 
sei wirtschaftlich nicht lebensfähig, nie sonderlich beeindruckt worden zu sein; aber 
neben der Neigung zur Aufrechterhaltung der Friedensregelung zeigten sich immer 
wieder Zweifel an der politischen Haltbarkeit und der moralischen Vertretbarkeit des 
Verbots einer österreichisch-deutschen Vereinigung. Zwischen 1930 und 1932 erhielt 
dann die erneut akute Sorge um die wirtschaftliche Lage der Donauregion auch durch 
die Furcht vor einer Österreich als Sprungbrett benutzenden deutschen Expansion 
eine bedrängendere Note, doch blieb die Sorge trotzdem folgenlos, da alle Bemühun­
gen um eine Linderung der Wirtschaftsnöte an innerbritischen Widerständen selbst 
gegen das kleinste wirtschaftliche Opfer scheiterten. Die Furcht vor der deutschen 
Expansion wuchs nach 1933: Jetzt wurde Österreich, trotz der ambivalenten Politik 
Dollfuß' und seiner Unterdrückung der Demokratie, auch noch als ein kleines Land 
gesehen, das den Nationalsozialisten Widerpart zu bieten suchte. Daraus resultierten 
zwei Jahre, die von - für Großbritannien - lebhaftem Interesse und aktiver Unterstüt­
zung geprägt waren. Aber nach dem Bruch mit Italien und angesichts zunehmender 
deutscher Stärke folgte eine stillschweigende Abwendung. Sosehr indes einige Mini­
ster und Beamte sich mit dem Gedanken zu trösten suchten, daß die britischen Interes­
sen davon nicht stärker berührt würden, hat doch die Mehrheit, wenn sie auch 
machtlos war, die Konsequenzen durchaus gesehen und sich auch nicht von der 
nationalsozialistischen Propaganda mit dem Selbstbestimmungsrecht verwirren las­
sen. Zu der Zeit, da die Unabhängigkeit Österreichs verlorenging, haben die Briten 
paradoxerweise fester an ihre Richtigkeit und Notwendigkeit geglaubt als 1918/19. 
Während des Zweiten Weltkriegs, als etliche österreichische Sozialdemokraten im 
Exil noch zur Beibehaltung des Anschlusses neigten, schlossen daher die britischen 
Vorstellungen über die Nachkriegsregelung stets die Wiederherstellung der öster­
reichischen Selbständigkeit ein. 

73 Notiz vom 19.2.1938 auf R 1657/137/3, FO 371/22312. 
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MANFRED OVERESCH 

DIE GESAMTDEUTSCHE KONFERENZ 
DER ERZIEHUNGSMINISTER 

IN STUTTGART AM 19./20. FEBRUAR 1948 

Ein Jahr nach dem Ende des Dritten Reiches erfuhr der Weg aus dem einen deutschen 
Reich in die zwei deutschen Nachfolgestaaten seine deutlichen Markierungen. Die 
Alliierten fanden nicht den Übergang von der Kriegskoalition zu einer Friedenskoope­
ration. Den westlichen Siegermächten war die Gründung der SED am 21./22. April 
1946 ein Zeichen für die eigen-willige Sowjetunion, diese verstand umgekehrt den 
von Clay knapp zwei Wochen später angeordneten Stop der Reparationslieferungen 
aus dem Westen in den Osten ebenso als einen bewußt Distanz schaffenden Akt. Im 
Frühjahr 1946 war die Teilung Deutschlands für die Alliierten entschieden. Es folgten 
das allmähliche Ausfüllen der Einsicht mit den notwendigen Handlungskonsequenzen 
und die Vorbereitung der Öffentlichkeit. 

Die Deutschen selbst haben im Mai 1946 die Krisis ihrer eigenen Geschichte ge­
spürt und die ihnen verbliebenen - konträren - politischen Verhaltensmöglichkeiten 
angesprochen. Zwei zeitgleiche west-deutsche Dokumente seien als Beleg herangezo­
gen. Mitte Mai unternahmen zwei Politiker aus den Westzonen, der Beauftragte für 
Ernährung und Landwirtschaft in der britischen Zone, Hans Schlange-Schöningen, 
und der hessische Minister für Wirtschaft und Verkehr, Rudolf Mueller, unabhängig 
voneinander Informationsreisen in die Ostzone (Schwerpunkt: Thüringen). Ihre Ein­
drücke faßten beide am 17. Mai zu sehr unterschiedlichen Resümees zusammen1. An 
die britische Militärregierung schrieb Schlange-Schöningen: „Bisher war mein Stand­
punkt, daß es für Deutschland notwendig sei, dem Gedanken einer Zentralregierung 
erst dann näherzutreten, wenn die russische Zone mit einbegriffen werden könnte." 
Nach der Reise fand er zu den „klaren Schlußfolgerungen": „Es scheint mir keinen 
Zweck zu haben, sich von den Russen in endlosen Verhandlungen hinhalten zu lassen. 
Vielmehr habe ich die Überzeugung gewonnen, daß es vielleicht nach einem letzten 
kurzfristig begrenzten Verhandlungsversuch mit der Sowjetunion, um die Schuldfrage 
zu klären, unbedingt notwendig ist, die drei Westzonen im Sinne einer zielklaren 
Westpolitik zu organisieren: Deutsche Zentralregierung mit Exekutivgewalt unter der 
Kontrolle der Westmächte, Aufhebung der Zonengrenzen, Lösung des Ruhrproblems 

1 W. Abelshauser, Zur Entstehung der „Magnet-Theorie" in der Deutschlandpolitik. Ein Bericht 
von Hans Schlange-Schöningen über einen Staatsbesuch in Thüringen im Mai 1946, in: VfZ 27 
(1979), S. 661 ff., das folg. Zitat auf S. 679. - Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, Nachlaß Geiler 
Nr. 15: Reisebericht Rudolf Muellers an Karl Geiler, 17. 5. 1946. 
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und, wenn möglich - und gemeinsam mit Amerika dürfte das wohl möglich sein - , ein 
zweijähriges Moratorium für Deutschland, damit endlich ein wirtschaftlicher Aufbau 
möglich ist und auf diese Weise ein wirtschaftlich und politisch gesunder und fester 
Block gegen die russischen Bestrebungen geschaffen werden kann, der einen festen 
Anschluß an die westeuropäische Politik und Kultur findet." 

Ganz andere, geradezu entgegengesetzte Schlußfolgerungen zog am selben 17. Mai 
1946 Mueller aus seinen Reiseeindrücken: „Ich kann nur wiederholen, daß jede Reise 
dorthin einer Missionsreise gleich zu stellen ist. Was dort entschieden wird, entschei­
det auch unsere Verhältnisse hier und darüber hinaus im weiteren bis zum ferneren 
Westen. Wenn wir uns nicht jetzt darauf besinnen, daß wir in der Ostzone uns gegen 
den Einparteienstaat wenden müssen und auch wenden können, dann ist uns politisch 
überhaupt nicht mehr zu helfen . . . Die nackte Lebensfrage und Rettung des organi­
schen deutschen Körpers müßte die letzte Energie eines jeden deutschen Politikers 
beanspruchen. So sehr es wichtig ist, zuerst im eigenen Hause Ordnung zu schaffen, so 
vital und prädominierend ist unsere Existenzfrage . . . Wir müssen das letzte preisge­
ben, um das ganze zu retten." 

Beide, Schlange-Schöningen und Mueller, optierten für eine je andere Prädominanz. 
Damit artikulierten sie aber nicht nur eigene Meinungen, sondern Stimmungen und 
politische Positionen ihrer Zeit. Das Schwanken zwischen den Verlockungen eines im 
Westen Deutschlands in relativer politischer Freiheit und mit größeren Ressourcen 
leichter zu leistenden wirtschaftlichen Aufschwungs und den aus nationalem Be­
wußtsein erwachsenen Verpflichtungen gegenüber einem einheitlichen Deutschland 
bestimmte das politische Denken der Zeit: diese gehemmt durch einen sich ständig 
durch die aus dem Osten heranströmenden Lebenszeugen erneuernden und vertiefen­
den Antikommunismus, jene gerade dadurch gefördert. 

Die von den Deutschen selbst versuchten und durchgeführten Ost-West-Konferen­
zen 1946/47 bezeugen diesen Zwiespalt. Es begann mit den Treffen der beiden Mini­
sterpräsidenten von Hessen und Thüringen, Karl Geiler und Rudolf Paul, in Weimar 
(26./27. Januar 1946), Wiesbaden (26.-28. April 1946) und noch einmal Weimar 
(11.-13. August 1946), wurde fortgesetzt mit dem Versuch der Bremer Interzonen-
konferenz (4./5. Oktober 1946), fand seinen mißglückten Höhepunkt auf der Mün­
chener Ministerpräsidentenkonferenz (5.-7. Juni 1947) und sein unrühmliches Ende 
auf der Berliner Wannsee-Konferenz (9. November 1947)2. Tatsächlich gesamt­
deutsch konferierte man, abgesehen von den wenigen Abendstunden des 5. Juni 1947, 
auf keinem der Treffen. Erst am Ende dieser Konferenzreihe, als die Politiker keinen 
weiteren Schritt mehr zueinander fanden, kam es zu einer wirklich gesamtdeutschen 

2 Zu den Treffen Geiler-Paul vgl. M. Overesch, Gesamtdeutsche Initiativen. Hessisch-thüringische 
Beziehungen 1945/46, in: Nassauische Annalen 91 (1980). - Zur Bremer Interzonenkonferenz 
siehe Akten zur Vorgeschichte der Bundesrepublik Deutschland 1945-1949, Bd. 1, bearb. von 
W. Vogel und Ch. Weisz, München/Wien 1976, S. 878 ff. - Zum Münchner Treffen R. Steininger, 
Zur Geschichte der Münchener Ministerpräsidentenkonferenz 1947, in: VfZ 23 (1975), S. 375 ff. 
- Zur Berliner Konferenz M. Overesch, Gesamtdeutsche Illusion und westdeutsche Realität, Düs­
seldorf 1978, S. 130ff. 
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Konferenz, der einzigen in den Jahren von 1945 bis 1949. Gemeint ist die Konferenz 
der deutschen Erziehungsminister am 19./20. Februar 1948 in Stuttgart. 

Der damalige niedersächsische und frühere preußische Kultusminister Adolf 
Grimme hatte anläßlich einer Vertretertagung der deutschen Studentenschaft am 
1. Oktober 1947 in Hannover den anwesenden Kollegen aus anderen deutschen Län­
dern - auch aus der Ostzone - vorgeschlagen, in einer persönlichen Aussprache aller 
Kultusminister bildungspolitische Fragen zu erörtern. Das Treffen wurde für den 
Dezember 1947 vorgesehen, mußte aber wegen der Londoner Außenministerkonfe­
renz verlegt werden und fand dann am 19./20. Februar in Stuttgart-Hohenheim statt. 
Die Organisation hatte der Kultusminister von Württemberg-Baden, Theodor Bäu-
erle, übernommen. 

Die Konferenz wurde zu einem Zeitpunkt abgehalten, als die in Deutschland ge­
führte Diskussion über eine auf Inhalt und Organisation ausgerichtete Schulreform 
ihren Höhepunkt erreicht hatte. Die Konferenz war damit, wollte man dem Gedanken 
an eine bildungspolitische Einheitlichkeit überhaupt noch Raum geben, überfällig. 
Angesichts der sehr unterschiedlichen Ansätze in den vier Besatzungszonen hatte der 
Hamburger Wirtschaftsjournalist Platow in einem seiner ständigen Informations­
briefe bereits am 10. März 1947 erkannt, „daß wir in wenigen Jahren vor der Tatsa­
che stehen werden, daß die Schulbildung kein einigendes Moment im geistigen Be­
reich der Deutschen mehr bildet"3. Die Realität gab ihm recht. 

Die alliierten Siegermächte verstanden die Reform der Bildungspolitik in Deutsch­
land als einen wesentlichen Teil ihrer allgemeinen Besatzungspolitik4. Das hatte zur 
Folge, daß die inhaltliche und organisatorische Neugestaltung des deutschen Schulwe­
sens ebenso in zonaler Trennung eingeleitet wurde wie jede andere politische Maß­
nahme. 

In der sowjetischen Zone wurde auch auf dem Gebiet des Bildungswesens schnell 
gehandelt. Im Oktober 1945 veröffentlichten das ZK der KPD und der ZA der SPD 
einen „Gemeinsamen Aufruf zur Demokratischen Schulreform". Auf ihm beruhte das 
in den einzelnen Ländern der sowjetischen Zone im Mai/Juni 1946 - Sachsen am 
31. Mai 19465 - erlassene „Gesetz zur Demokratisierung der deutschen Schule". In 
der Präambel stellte dieses Gesetz die wesensmäßige Beziehung zwischen Staat/Gesell­
schaft und Schule/Bildung heraus: „Der Aufbau eines neuen friedlichen demokrati-

3 Staatsarchiv (StA) Bremen, 4.36 IX. 3. II. 2: Platow-Brief v. 10. 3. 1947. 
4 Zur Reform der deutschen Bildungspolitik nach dem Zweiten Weltkrieg vgl. K. E. Bungenstab, 

Umerziehung zur Demokratie? Re-education-Politik im Bildungswesen der US-Zone 1945 - 1949, 
Düsseldorf 1970; C. Kuhlmann, Schulreform und Gesellschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
1946-1966, in: S. B. Robinsohn (Hrsg.), Schulreform und gesellschaftlicher Prozeß, Bd. 1, Stutt­
gart 21972; A. Hearnden, Bildungspolitik in der BRD und DDR, Düsseldorf 21977; J. Lange-
Quassowski, Neuordnung oder Restauration. Das Demokratiekonzept der amerikanischen Besat­
zungsmacht und die politische Sozialisation der Westdeutschen, Opladen 1979; G. Pakschies, 
Umerziehung in der Britischen Zone 1945-1949, Weinheim 1979. 

5 StA Br. 4.36 IX. 3. II. 7: Gesetz zur Demokratisierung der deutschen Schule, Land Sachsen 
31.5.1946. 
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schen Deutschlands . . . erfordert eine grundlegende Demokratisierung der deutschen 
Schule." Negativ sollte das bedeuten: „Die neue demokratische Schule muß frei sein 
von allen Elementen des Militarismus, des Imperialismus, der Völkerverhetzung und 
des Rassenhasses." Positiv wußte man zu sagen: „Als Mittlerin der Kultur hat sie (sc. 
die Schule) die Aufgabe, die Jugend frei von nazistischen und militaristischen Auffas­
sungen im Geiste des friedlichen und freundschaftlichen Zusammenlebens der Völker 
und einer echten Demokratie zu wahrer Humanität zu erziehen." Eine genauere 
Ausfüllung dieser Begriffe unterblieb; ihre Formelhaftigkeit ist ebensowenig zu über­
sehen wie ihr enger Bezug zur Ideologie der SED. Die organisatorische Konsequenz 
des neuen Bildungsziels lautete: „Die Form des öffentlichen Erziehungszieles ist . . . die 
demokratische Einheitsschule." Gegliedert in die Vor-, Grund- und Oberstufe war ihr 
Kern die für alle Schüler obligatorische achtklassige, in den ersten sechs Jahrgängen 
undifferenzierte Grundstufe oder Grundschule. 

In den Westzonen liefen die Vorstellungen der Alliierten in eine ähnliche Richtung. 
Die Franzosen betrachteten in ihrer Zone die Aufgabe der Umerziehung der Deut­
schen als „mission civilisatrice", forderten auch Reformmaßnahmen - z. B. eine obli­
gatorische Französischstunde pro Tag - , konkretisierten die Pläne aber nicht bis zu 
einer einheitlichen Gesetzgebung. Die Briten besaßen zwar Vorstellungen über eine 
„German Educational Reconstruction", überließen die Schulreform jedoch weitge­
hend den Deutschen selbst. Die Amerikaner nahmen sich der Bildungspolitik direkter 
an. Ausgehend von der Devise „Education for democracy could not be erected on the 
poisoned foundation of nazi educational philosophy"6 schlossen sie zunächst alle 
deutschen Schulen, unterzogen die Lehrer einem strengen Entnazifizierungsverfahren 
und überließen es dann den deutschen Erziehern, Schulreformen selbst durchzufüh­
ren. Erst nach der Stuttgarter Byrnes-Rede (6. September 1946) setzten sie eine eigene 
Erziehungskommission ein, die Anfang Januar 1947 von allen Ländern der amerika­
nischen Zone bis zum 1. April 1947 die Vorlage klarer Pläne über Erziehungsziele und 
Schulreformen einforderte. Maßstab der Reform sollte sein, daß „die Schulen . . . ein 
umfassendes Schulsystem für alle Kinder bilden. Parallele Bildungswege und Über­
schneidungen verschiedener Schularten sind zu beseitigen. Volksschule und Höhere 
Schule sollen zwei aufeinanderfolgende Stufen sein und nicht zwei verschiedene Arten 
oder Gütegrade der Erziehung"7. 

Die eingereichten Vorlagen waren den Amerikanern „in many instances fully un-
satisfactory"8, weil zu stark an der deutschen Bildungstradition orientiert. Zum 
1. Oktober 1947 forderten sie neue, überarbeitete Vorlagen. Zwischenzeitlich hatte 
der Alliierte Kontrollrat am 25. Juni 1947 die Direktive Nr. 54 über die „Haupt­
grundsätze für die Demokratisierung der Erziehung in Deutschland" herausgegeben9. 

6 Berlin, Schools for Democracy, MGIB, No. 20, 8.10.1945, S. 9. 
7 Hier zit. nach der Anweisung der amer. Mil.-Reg. an OMG for Bremen Enclave, 8.1.1947, in: StA 

Br. 4.36 IX. 5. 
8 OMGUS Report, Education, No. 31 (Nov. 47-Jan. 48), S. 6. 
9 StA Br. 4.36 IX. 5. 
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wert der Berufsschule, Einrichtung eines Studium Generale als Vorstufe zum Fachstu­
dium an einer Universität und schließlich die Erfordernisse eines zweiten Bildungswe­
ges mit einem Durchgang bis zur Universität). 

Die Stuttgarter Konferenz hat alle damals in Deutschland diskutierten und teilweise 
praktizierten bildungspolitischen Formen und Inhalte in einer verdichtenden Form 
zur Sprache gebracht. Darin liegt ihr dokumentarischer Wert. Auch wenn die Gegen­
sätze quer durch alle Länder liefen, waren sie doch besonders markant zwischen den 
Ländern der Ostzone einerseits und andererseits denen der drei Westzonen. Der Präsi­
dent der Zentralverwaltung für Erziehung und Volksbildung der sowjetischen Zone, 
Wandel, gab gleich in seiner Einleitungsrede zu erkennen, daß man in seiner Zone 
durch die Neuorganisation der Schule die Grundlage für eine geschichtlich neue Be-

die erste Aufgabe der beruflichen Schulung des modernen Menschen ist, ihn zu lehren, die prakti­
schen Aufgaben des Lebens zu bewältigen, dessen Sinn als gegeben hingenommen wird, so muß 
außerdem eine humanistische Erziehung hinzukommen, die ihn den Sinn eines wahrhaft menschli­
chen Lebens und einer freien Kultur verstehen läßt, indem sie ihn zu den unvergänglichen Werken 
führt, in denen sie ihr Ideal verkörpert hat. 

Dies war und wird immer die Hauptaufgabe der klassischen Schulen sein, die den unübertroffenen 
Prototyp des Ideals einer Allgemeinen Erziehung darstellen. Diese Art von Schule, die durch das 
Naziregime unterdrückt und zu einem bloßen Schatten ihrer früheren Bedeutung herabgesetzt 
wurde, sollte in ihrer wahren Bedeutung wiederhergestellt und ihr soviel Unabhängigkeit gegeben 
werden als notwendig ist, ihre spezifische Natur zu entfalten. Keine Erwägungen rein technischer 
Art, wie die Gleichordnung und Vereinheitlichung aller Schularten sollten so ernst genommen 
werden, um ihnen die Struktur des alten humanistischen Gymnasiums zu opfern. Es wäre ein 
verhängnisvoller Selbstwiderspruch, die klassischen Schulen in Deutschland abzuschaffen, wäh­
rend wir zu Hause, in unserem eigenen Land verzweifelt kämpfen, den nicht wiedergutzumachen­
den Verlust ihrer Abschaffung auszugleichen. Besonders die Deutschen brauchen eine starke und 
gründliche klassische Erziehung, weil das klassische Kulturerbe niemals wirklich zu ihrer zweiten 
Natur geworden ist, und ihre Erziehung zur Tradition immer einen Prozeß bewußt erlernter 
Aneignung gefordert hat. Laßt niemand in den Fehler verfallen, zu glauben, daß die Deutschen 
ohne sie auskämen. Ihre Kulturgeschichte zeigt immer wieder die heftigste Auflehnung des intellek­
tuellen Provinzialismus gegenüber der Durchdringung mit einer Zivilisation, die letzten Endes vom 
Ausland kommt. Und was die deutschen klassischen Schulen getan haben, um diese Assimilation 
herbeizuführen und dem ungestümen deutschen Geist klassisches Gleichgewicht zu geben, wurde 
nicht nur durch die Nazis, sondern bereits durch den letzten Kaiser rasch zunichte gemacht, als er 
mit der Tradition der humanistischen Erziehung, der Schöpfung von Deutschlands klassischer 
Periode, brach. Stattdessen vermischte er den realistischen und technischen Geist der modernen 
Schule mit der Tradition des preußischen Militarismus zu einer mechanischen Stromlinienzivilisa­
tion, deren einzig mögliches Ziel es war, diese Ausrüstung für eine Expansion nach außen zu 
benützen. Aus dieser Umwandlung des deutschen Geistes und nicht aus den Absurditäten von 
Hitlers Rassentheorien entstand und wuchs der Geist des Nazismus, so wie er überall aus derselben 
entmenschlichten Form der Zivilisation und Erziehung erwachsen wird. Die einzige Schule, die 
durch ihre Natur ein höheres und universaleres Ideal der Humanität gegenüber dem Kult des 
Nationalismus aufrechterhalten muß, ist das humanistische Gymnasium, wenn es in seiner ur­
sprünglichen und unverfälschten Form wiederhergestellt wird. Mit ihm steht und fällt die große 
Tradition der Geisteswissenschaften (der „humanities" wie wir sie nennen) an den deutschen 
Universitäten, die auf die Dauer nicht am Leben bleiben können ohne die spezifisch intellektuelle 
Haltung und Schulung, die ihr durch die klassische Erziehung des humanistischen Gymnasiums 
gegeben wird." 
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trachtung der deutschen Nation schaffen wolle. Die Vertreter des Westens wollten 
trotz aller Unterschiedlichkeit in Details eine solche Radikalität des politischen und 
kulturellen Bruchs nicht mittragen. So demonstrierte man in der Tat in Stuttgart im 
Februar 1948, was der Hamburger Journalist Platow im März 1947 vorausgesehen 
hatte, nämlich, „daß die Schulbildung kein einigendes Moment im geistigen Bereich 
der Deutschen mehr bildet". Der Initiator der Konferenz, der niedersächsische Kultus­
minister Grimme, stellte am Schluß der Konferenzdebatte resignierend fest, „daß jeder 
sozusagen seinen Spruch ausgemacht hat, daß er sich die anderen Argumente zwar 
anhört, aber dann nach Hause geht und seine Politik im alten Sinne fortsetzt, wie 
wenn er sich gar nicht erst hier an den runden Tisch gesetzt hätte". Der magere Inhalt 
der dreigeteilten Entschließung bestätigt dieses Urteil. Trotzdem: die Konferenz de­
monstrierte die deutschen Realitäten nach dem Zweiten Weltkrieg auf dem Felde der 
Bildungspolitik. Der Diskussion dieses Themas in der Bundesrepublik Deutschland 
heute mag sie eine orientierende Erinnerung sein. 

Die nachstehend abgedruckten Dokumente, das Protokoll und die Entschließung 
der Konferenz, fanden sich beim Bremer Senator für Bildung. Mit freundlicher Unter­
stützung des Bremer Staatsarchivs ist das Protokoll dem Herausgeber zugänglich 
gemacht worden. Er hat es gekürzt um den Diskussionsteil, der sich mit Randfragen 
(Schuljahresbeginn, Schulgeldfreiheit) beschäftigte. Weitere Streichungen sind mini­
mal und beziehen sich im wesentlichen auf unnötige Wiederholungen oder persönli­
che Mitteilungen der Sprechenden. 

Die Anregung zu dieser Publikation gab ein Teilnehmer der damaligen Konferenz, 
Herr Ernst Thape. Ihm ist der Herausgeber in Dank und Verehrung verbunden. 

Dokument 1 

Teilnehmer: 
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Protokoll der Konferenz 

Bäuerle (Württemberg-Baden): Meine Damen und Herrn, verehrte Kolleginnen und Kol­
legen! 

Es ist mir der ehrenvolle Auftrag geworden, Sie namens der Württ.-Bad. Staatsregierung 
zu begrüßen. Zum erstenmal seit dem Zusammenbruch sind die Erziehungsminister aller 
deutschen Länder zusammengekommen. Das ist ein historisches Ereignis. Es ist die Bekun­
dung der Zusammengehörigkeit inmitten unserer Zerrissenheit, unserer gemeinsamen Ver-
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pflichtung gegenüber unserem Volk und vor allem unserer Jugend und unseres gemeinsa­
men Willens zur Bewältigung der schweren Aufgaben, die uns gestellt sind. 

Der Entschluß zu dieser Konferenz wurde am 1. Oktober 1947 in Hannover gefaßt. Die 
anläßlich des Vertretertages der deutschen Studentenschaft dort anwesenden Erziehungs­
minister bzw. deren Vertreter aus der russischen, britischen und amerikanischen Zone 
stimmten dem Vorschlag des Herrn Kollegen Grimme einmütig zu, eine persönliche Aus­
sprache der Erziehungsminister in Stuttgart abzuhalten. Sie sollte im engsten Kreise ohne 
Zuziehung von Referenten stattfinden, um den intimen Charakter dieser ersten Verhand­
lungen zu wahren. Als Termin war der Monat Dezember 1947 vorgesehen. Doch mußte er 
auf besonderen Wunsch der Kollegen aus der russischen Zone mit Rücksicht auf die 
Londoner Konferenz verschoben werden. 

Leider ist in London die von uns allen erwartete und ersehnte Lösung nicht gefunden 
worden. Die Gegensätzlichkeit in den Auffassungen der Besatzungsmächte konnte nicht 
überwunden, eine Basis für den Frieden und die Einheit nicht geschaffen werden. 

Es ist nicht unsere Aufgabe, große Politik zu machen und an dieser tragischen Situation 
Kritik zu üben. Wenn wir das tun wollten, würden wir den Zweck dieser Konferenz 
verkennen, ihren Rahmen sprengen und die uns gestellten konkreten Aufgaben nicht 
erfüllen können. Ich glaube, wir leisten den besten Beitrag zur deutschen Einheit, wenn wir 
als Erziehungsminister der deutschen Länder mit Ernst und Verantwortungsbewußtsein 
prüfen, wieweit wir gemeinsame Grundlagen für den Neuaufbau unseres Schul- und Bil­
dungswesens schaffen oder wenigstens unsere Maßnahmen aufeinander abstimmen 
können. 

Bleiben wir also bei den nüchternen Tatsachen: Es ist erstaunlich, wie rasch man sich 
auseinanderentwickeln kann. Nicht nur ist die politische und wirtschaftliche Entwicklung 
in den 4 Zonen verschieden, sondern auch auf kulturellem Gebiet ist die Lage nicht 
einheitlich. Dies zeigt sich vor allem auf dem Gebiet der Schule, einschließlich der Hoch­
schulen. Es wird eine der wichtigsten Aufgaben unserer Beratungen sein zu prüfen, ob und 
inwieweit wir uns wenigstens in einigen wesentlichen Punkten einigen können. 

Gemeinsam sind Not und Armut, gemeinsam sind Schuld und Verantwortung, gemein­
sam ist, wie ich glaube, der Wille zur radikalen Abkehr von den Gewaltmethoden des 
Nazismus und jeder Diktatur, gemeinsam unser Wille zur Demokratie, d. h. zur selbstver­
antwortlichen Mitarbeit freier Menschen am Wohl des Ganzen, gemeinsam unser Be­
kenntnis zur Menschenwürde und zu sozialer Gerechtigkeit, gemeinsam unser Ziel der 
Erziehung der Jugend zu sauberem und selbständigem Denken, zu Urteilsfähigkeit und 
Lebensbrauchbarkeit. Aber auch wenn wir uns in diesen Zielen einig sind, so bedürfen 
doch alle diese Begriffe einer genauen inhaltlichen Definierung. Das gemeinsame Wort 
tut's noch nicht; wir müssen feststellen, was wir damit meinen. Das gilt für alle Begriffe, 
nicht nur im Bereich der Politik, sondern vor allem auch auf dem Gebiet der Erziehung. 
Indem wir nicht nur von Schule und Unterricht, sondern von Erziehung sprechen, ordnen 
wir diese Gebiete einem bestimmten sozialethischen und politischen Zweck unter, d. h.: 
Die Politik ist unser aller Schicksal, sie ist auch das Schicksal der Schule. 

Auf der andern Seite aber steht das Kind und steht die Jugend mit ihrem Anspruch auf 
Eigenleben und auf freie Entfaltung ihres Wesens und ihrer Kräfte, und mit ihrem Recht 
auf eigene Entscheidung über ihre Zukunft. So sind Ordnung und Freiheit die Grundpfei­
ler unserer erzieherischen Bemühungen. Daraus ergibt sich für uns die Frage: was müssen 
und was dürfen wir tun, um unserer erzieherischen Verantwortung gegenüber der Persön-
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lichkeit wie der Gemeinschaft, gegenüber unserem Volk wie der Gemeinschaft der Völker 
gerecht zu werden? 

Es ist uns aufgetragen, diese Aufgabe mitten unter den Trümmern eines totalen Zusam­
menbruchs auf allen Gebieten und aus den Trümmern zu lösen. Wir müssen der akuten 
Not steuern, die täglich an uns anbrandet, und wir müssen gleichzeitig die Fundamente für 
einen neuen, besseren Aufbau unseres Schul- und Erziehungswesens legen, ohne die gerade 
für die Jugend so nötige Kontinuität ganz abzubrechen, und die noch lebendige Vergan­
genheit über eine dunkle Gegenwart in eine bessere Zukunft hinüberzuretten versuchen. 

Unser Ziel ist Freiheit und Friede. Nur freie Menschen können zur Freiheit erziehen und 
der Weg zur äußeren Freiheit geht über die innere Freiheit; nur befriedete Menschen 
können Frieden stiften. Für beides aber müssen die Voraussetzungen in den äußeren 
Verhältnissen gegeben sein. 

Ich sehe die Aufgabe unserer Konferenz darin, daß wir prüfen, was wir unter den 
gegebenen Verhältnissen heute zur Erreichung dieser Ziele beitragen können. 

Wandel (sowj. Zone): Ich habe das Bedürfnis, Ihnen wirklich unsere außerordentlich 
große Dankbarkeit und Freude auszusprechen für Ihre Einladung, denn ich glaube, es 
bedarf keiner Worte der Begründung, daß diese Tagung allein durch ihr Zustandekommen 
spricht. Wir alle sind tief enttäuscht von den Ereignissen, die sich in London vollzogen 
haben. Ich bin auch damit einverstanden, daß wir uns nicht damit beschäftigen wollen. 
Doch glaube ich, daß wir auch hier im Kreise der Minister sagen können, wie tief wir es 
bedauern, daß das uns gemachte Zugeständnis auf Schaffung deutscher Zentralverwaltun­
gen nicht zustande kam; und ich glaube, daß wir es in diesem Kreise aussprechen dürfen, 
daß wir der festen Überzeugung sind, daß niemand in der Welt ist, der dem deutschen 
Volke diese elementaren Lebensrechte auf die Dauer bestreitet, die alle andern Völker 
haben. Ich hoffe, daß unsere heutige Beratung das eine zum Ausdruck bringt, daß wir als 
Deutsche den festen Willen zur Einheit haben und, was ich aus den Ausführungen des 
Kollegen Bäuerle entnehmen konnte, auch den Willen zu einer gründlichen Abkehr von 
einer verhängnisvollen deutschen Vergangenheit. Insofern glaube ich, daß unsere Beratun­
gen sehr bedeutungsvoll sein können, weil sie die Grundlage schaffen sollen für eine 
deutsche Nation, die nicht nur andere Völker, sondern auch unser eigenes Volk geschicht­
lich neu betrachtet. Ich danke daher noch einmal für diese Gelegenheit unserer Zusam­
menkunft. - Ich möchte folgendes vorschlagen: . . . daß wir nicht in eine allgemeine 
Berichterstattung eintreten, sondern uns auf die Besprechung einzelner Punkte beschrän­
ken. Es würde zu weit führen, wenn die Frage unserer Schule aufgerollt würde. Das ist eine 
Frage, die wir heute nicht zum Abschluß bringen. Ich glaube, daß unsere heutige Tagung 
doch ein Beginn sein soll, daß unsere weitere Zusammenkunft noch zu manchen andern 
Problemen Stellung nehmen wird. Doch es wird vielleicht gut sein, auch etwas über die 
Frage der Gestaltung der Lehrpläne und des allgemeinen Bildungsniveaus zu sagen, wenig­
stens wenn wir soweit zu einer Vereinbarung kommen würden, daß wir danach streben, 
unsere Lehrpläne weitgehend anzugleichen und die Prüfungsbestimmungen so zu gestal­
ten, daß wir, ganz gleich, welche Methoden wir anwenden werden, doch zu einem einheit­
lichen Ziel kommen. - Eine zweite Frage, die uns sehr beunruhigt hat und wozu wir sehr 
radikale Maßnahmen durchgeführt haben, ist die Frage unserer Landschulen, d. h. daß im 
Rahmen der Demokratisierung unserer Landschule die große Ungerechtigkeit, die der 
Landbevölkerung zugefügt wurde, in weitgehendem Maß aufgehoben wird. Das gleiche 
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trifft auf die Frage der Berufsschule zu. Als letzte Frage habe ich noch das ganze Problem 
der Begabtenförderung und der Zulassung zum Studium. Es gibt breite Schichten unserer 
werktätigen Arbeiter und Bauern, die durch Krieg und andere Dinge nicht die Möglichkeit 
hatten, sich eine wirklich hohe Allgemeinbildung anzueignen. Wir haben eine Reihe von 
Vorschlägen ausgearbeitet, die darauf gerichtet sind, einem größeren Teil dieser Menschen 
durch eine Reihe von Maßnahmen dies zu ermöglichen . . . 

[Die nachfolgende Debatte führt zur Festlegung folgender Tagesordnung:] 
1. Besserung der äußeren Verhält- 6. Klassenschülerzahl. 

nisse der Schüler. 7. Schulbeginn (Frühjahr 
2. Lernmittel- und Schulgeldfreiheit. oder Herbst). 
3. Erziehungsbeihilfen. 8. Dauer der Schulpflicht. 
4. Grundschule. 9. 12- oder 13jährige Gesamtschule. 
5. Landschule. 10. Einheitsschule und Lehrpläne. 

Bäuerle (Württemberg-Baden): Wir kommen jetzt nach unserer Aufstellung an die Frage 
der Grundschule. 

Wir haben nach der Reichsverfassung die vierjährige Grundschule. In allen Ländern ist 
die Frage der Erweiterung der Volksschule teils mehr, teils weniger freiwillig nicht nur 
gestellt, sondern zum Teil schon verwirklicht worden. Ich möchte Sie bitten, sich dazu zu 
äußern, ob wir in der Frage der Grundschule zu einer gemeinsamen Auffassung kommen 
könnten. In der amerikanischen Zone haben wir wohl ganz allgemein und grundsätzlich 
bis jetzt die sechsjährige Grundschule bejaht. Ich möchte hier nur anfügen, daß bei uns in 
Württemberg-Baden zur Zeit eine andere Lösung erörtert wird, die allerdings noch keinen 
amtlichen Charakter hat. Es ist, wenn ich so sagen darf, die Frage der geteilten achtjähri­
gen Hauptschule. Der Vorschlag geht dahin, eine achtjährige Hauptschule einzuführen 
und diese Hauptschule zu teilen in 

1.—4. Schuljahr die ungeteilte Hauptschule und 
5.-8. Schuljahr die differenzierte Hauptschule, 

wobei aber die Schüler in einem Verband beisammen sind, ebenso die Lehrer aller Schulka­
tegorien. Auch die Leitung dieser zweiten Gruppe soll eine gemeinsame sein, gemeinsame 
Feiern usw., während bei Fremdsprachen, teilweise auch bei Deutsch und Rechnen, schon 
eine gewisse Differenzierung einsetzen soll. Dabei ist vorgesehen, daß das 5. Schuljahr 
eigentlich das Auswahlschuljahr sein soll zur Feststellung der verschiedenen Begabungen, 
die in besonderen Zügen geschult werden sollen. Es ist bei uns noch die Frage erörtert 
worden, ob nicht eine Kombination dieser zweigeteilten achtjährigen Hauptschule mit der 
sechsjährigen Grundstufe möglich wäre, so daß vor allen Dingen in den Landschulen die 
bisherige Grundschule bleibt. In diesen Zusammenhang gehört auch die Frage der Schaf­
fung von Übergangsmöglichkeiten von einer Schulart zur anderen. Ich glaube, daß diese 
Übergangsmöglichkeiten auf allen Stufen gegeben sein müßten, wobei der Unterschied bei 
den Landschulen mit ihren kleinen Schulkomplexen zu beachten ist. Wir haben viele ein-, 
zwei- und dreiklassige Schulen. Alle diese Reformpläne lassen sich viel leichter durchfüh­
ren in größeren Komplexen, weil man da die Schüler viel eher zusammennehmen kann, 
während diese Fragen auf dem Land schwieriger sind. Im Kulturpolitischen Ausschuß 
unseres Landtags wurde diese Frage sehr eingehend besprochen. Bis jetzt liegt dem Land­
tag allerdings noch kein endgültiger Beschluß vor. Aber es ist — gegen eine einzige Stimme 
- die sechsjährige Grundstufe angenommen worden mit der Bedingung oder in der An-



„Die gesamtdeutsche Konferenz der Erziehungsminister" 259 

nahme, daß auch in der sechsjährigen Grundstufe nach dem 4. Schuljahr eine gewisse 
Differenzierung hinsichtlich der Fremdsprachen eintreten soll, daß aber der Unterricht in 
allen Fächern, soweit das irgend möglich ist, gemeinsam sein soll. Es spielt hier auch noch 
eine andere Frage herein: die Frage der gemeinsamen Schulbücher. Wir haben eine Anzahl 
von Schulausschüssen eingesetzt, darunter auch einen Ausschuß für die verschiedenen 
Arten von Schulbüchern, mit dem Auftrag, hier zu prüfen, wieweit für die einzelnen Fächer 
gemeinsame Lehrbücher geschaffen werden können. 

Ein weiteres Problem, das sich unmittelbar an die Grundschule anschließt, ist die Frage: 
sollen die Schulen in Klassenverbände eingeteilt oder sollen sie in einer Einheit weiterge­
führt werden, so daß nur die besonderen Fächer und Gebiete, die der einzelne wählt, in 
einer freien Kombination gegeben werden sollen? Auch diese Frage ist bei uns schon 
diskutiert worden. Man neigt bei uns zu der Auffassung, daß es wohl kaum möglich ist, bei 
unseren Verhältnissen die Klassenverbände auseinanderzureißen und zwar vor allen Din­
gen im Hinblick auf die Berufs- und Fachschulen. Bei den Berufs- und Fachschulen spielt ja 
die Struktur eines Landes eine erhebliche Rolle. Wir haben in Württemberg-Baden ein 
ausgesprochenes Handwerkerland. Es besteht eine lebendige Tradition. Wir können die 
Einrichtung der Meisterlehre nicht antasten oder gar auf sie verzichten, wie in Nordame­
rika, wo sich grundsätzlich ein erheblicher Teil der Berufsausbildung innerhalb der Schule 
vollzieht und man eine eigentliche Lehrlingszeit nicht kennt. Wir haben keine Schwerindu­
strie, wir haben fast nur Veredelungsindustrie. Die gewordenen und gewachsenen Verhält­
nisse schreiben uns von vornherein eine ganz bestimmte Richtung vor. So werden wir hier 
auf alle Fälle die Schüler zwischen dem 15. und 18. Lebensjahr in einer neben der Lehre 
herlaufenden Berufsschule, wie es bisher war, beisammen halten müssen. 

Dieser Hinweis sollte nur zeigen, daß bei der Ausgestaltung der Schulen im einzelnen die 
besondere Struktur eines Landes nicht außer Acht gelassen werden darf. 

Hundhammer (Bayern): Der Herr Vorredner hat darauf hingewiesen, daß das Problem 
einer vier- oder sechsjährigen Grundschule eine Rolle spielt. Die amerikanischen Besat­
zungsbehörden haben an sich den Befehl herausgegeben, man möchte die sechsjährige 
Grundschule durchführen. Ich habe, wie Sie wissen, von Bayern aus sehr hart dagegen 
Widerstand geleistet, weil ich in der Verlängerung der Grundschule von 4 auf 6 Jahre 
entsprechend den Zwang sehe, die höhere Schule zu verkürzen von 8 auf 6 Jahre. Denn das 
gesamte Studium um 2 Jahre zu verlängern erscheint uns unter den heutigen Verhältnissen 
unmöglich. Es taucht sofort die Frage auf: Bedeutet der Übergang vom vier- zum sechsjäh­
rigen Grundschulprinzip eine Verbesserung und Hebung unseres durchschnittlichen Schul­
niveaus oder nicht? Wir sehen mit Sorge einer solchen Entwicklung entgegen und glauben, 
daß das Übergehen vom vierjährigen Grundschulprinzip zum sechsjährigen die Gefahr 
einer Senkung des Leistungsniveaus der Grundschule mit sich bringt, denn der Unterricht 
in der 5. und 6. gemeinsamen Klasse wurde naturgemäß leider abgestellt auf den Durch­
schnitt der Schüler. Der Unterricht in einer höheren Schule kann sich ein höheres Ziel 
setzen und damit einen wesentlichen Ausbau und eine höhere Leistung ermöglichen. Der 
jetzige Stand der Dinge in der amerikanischen Zone ist der, daß in diesem Jahr die Kinder 
bei uns wie im Vorjahr von der 4. Volksschulklasse in die höhere Schule übertreten kön­
nen. Ich hatte seinerzeit, in der letzten Stellungnahme der Militärregierung gegenüber, den 
Vorschlag gemacht, man solle gestatten, daß der Übertritt nach der 5. Volksschulklasse 
erfolgt. Ich hatte dafür keinen triftigeren Bescheid in Händen. Ich 
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hatte nur die mündliche Mitteilung, daß dies voraussichtlich nicht gestattet würde, aber 
noch nicht endgültig klargestellt sei. Ich möchte für heute nicht eine Bindung eingehen, in 
der ich etwa dem Übergang zur höheren Schule erst nach der 6. Volksschulklasse meiner­
seits freiwillig zustimmen würde. 

Wir kommen dann zu der Frage der höheren Schule generell. Der Herr Kollege von 
Württemberg hat darauf hingewiesen, daß die Pläne, wie sie die Militärregierung vorsieht, 
ein Zusammenwerfen und Zusammenhalten aller Schüler vorsehen. Für diesen Zweck 
sollen Zentralschulen in größerem Umfang geschaffen werden, als wir sie bisher hatten. 
Man glaubt, dieses Ziel deswegen anstreben zu müssen, weil die Gemeinschaftserziehung 
der Kinder und damit die Erziehung auf die Volksgesamtheit hin nur durch ein solches 
längeres Zusammenleben gefördert würde. Aber mir scheint andererseits die Forderung 
nach einem Zusammenhalten aller Kinder in einem Schulhaus bis zur Vollendung mög­
lichst des 8. oder des 9. Schuljahrs doch einseitig auszugehen von der Umgebung, die 
vielleicht in Norddeutschland, in Berlin und im preußischen Gebiet weitgehend gegeben 
war. Die Unterschiede zwischen Stadt und Land, die Unterschiede zwischen den einzelnen 
Klassen, die Unterschiede auch zwischen den Schularten, zwischen exquisiten Schülern 
und dem breiten, niederen Volk, waren bei uns doch sehr gering, waren bei uns in Süd­
deutschland, wie etwa in Bayern, nie ähnlich groß. Es ist bei uns nicht das Bedürfnis 
gegeben, etwaige Mißstände abzustellen. Bei uns war der Sohn des Ministers mit dem Sohn 
des Fabrikarbeiters und dem Prinzen aus dem königlichen Hause auf dieselbe Schule 
gegangen und auf derselben Schulbank gesessen. Wir haben nicht diese Gegensätze gehabt 
und diese Trennung, wie sie anderswo war. Daher haben wir jetzt auch nicht das Bedürf­
nis, den bisherigen Zustand so nachdrücklich zu ändern, wie man anderwärts, vielleicht in 
Norddeutschland, mit einem gewissen Recht eine Abstellung früherer Zustände wünscht. 
Wir glauben, daß die Erziehung zu wirklichen Demokraten durch die Erziehung zur Volks­
gemeinschaft hin nicht so sehr abhängig ist davon, daß man die Kinder in einem Schulhaus 
zusammenhält, sondern daß die Erziehung, das Produkt, das dann später einmal aus 
diesen Schulen heraus sich ins Leben entwickelt, viel mehr abhängig ist vom Lehrstoff, von 
dem Geist der Schule, von dem Geist der Lehrer. 

Ich kann mich der Überzeugung nicht anschließen, daß die jetzt mit viel Nachdruck in 
der amerikanischen Zone betriebenen Reformen wirklich unbedingt eine Verbesserung der 
Leistung unserer Schulen bedeuten. Wir dürfen die Schule nicht nur einseitig sehen unter 
dem Gesichtspunkt der geistigen Vorwärtsführung der Kinder, unter dem Gesichtspunkt 
des Aneignens von Wissen. Dieser Gesichtspunkt scheint mir etwas stark in den Hinter­
grund gedrängt zu werden von bloßen staatspolitischen Momenten, die aus der Entwick­
lung der letzten 12 und 14 Jahre verständlich sind, die aber nicht nun etwa heute aus­
schlaggebend sein dürfen. Ich möchte darum hier sagen: ich habe noch nicht ganz die 
Hoffnung aufgegeben, daß es möglich sein könnte, das Gymnasium und den realistischen 
Zug als eine gesonderte Anstalt mit einem eigenen Lehrplan fortführen zu können. Mir 
scheint die große Bedeutung des humanistischen Bildungsguts durchaus eines sehr ernsten 
Bemühens um seine Erhaltung wert zu sein. Daneben soll durchaus nicht verkannt werden, 
daß die realistischen Anstalten, wie wir sie bisher hatten, auch ihre besondere Bedeutung 
und ihren Wert hatten, daß sie erhalten und gefördert werden müssen, auch im Sinn der 
Hinführung der jungen Leute zu einem ganz bestimmten Beruf und einer bestimmten 
Lebenseinstellung, zum Teil auch aus der Auswahl der Kinder nach ihrer natürlichen 
Veranlagung heraus. Und insofern kann ich den Plänen, die dahin laufen, alles in eine 
Schule zusammenzuwerfen und nur den einen nun Latein wählen zu lassen und den andern 



,Die gesamtdeutsche Konferenz der Erziehungsminister" 261 

meinetwegen irgendeine neuere Sprache als Anfang und Ausgangspunkt nehmen zu lassen, 
mich jetzt nicht mit voller Begeisterung anschließen. 

Ich komme mit einem Wort auch noch zu sprechen auf das, was der Herr Kollege 
Bäuerle gesagt hat bezüglich der Berufsschule. Die Amerikaner gehen bei ihren Überlegun­
gen stark aus von der Vorstellung von dem Schulwesen, die sie aus ihrer Heimat mitge­
bracht haben. Die Vorstellung dort beruht darauf, daß in einigen Staaten - man hat ja 
auch in den Vereinigten Staaten durchaus kein einheitliches Grundsystem — drüben die 
jungen Leute bis zum vollendeten 18. Lebensjahr in einer Berufsschule als Volksschule 
gehalten werden und man sie nicht eine Berufsausbildung mit einer Lehre durchgehen läßt, 
wie's bei uns üblich ist. Und deshalb ist auch in dem Plan, den man mir zur Auflage 
gemacht hat - in dem Schreiben der Militärregierung vom 23. Dezember, das mir allein 
zugegangen ist - , die volle Berufsschule bis zum 18. Lebensjahr verlangt. Das bedeutet 
also, daß die jungen Leute bis zum 18. Lebensjahr die ganze Woche zur Schule gehen und 
keine Lehre daneben durchgehen können. Das ist etwas, was uns nicht durchführbar 
erscheint. Denn wir können und wollen die Lehre nicht aufgeben, wollen wohl die Berufs­
schule daneben herlaufen haben, und an diesem System möchte ich unter allen Umständen 
auch festhalten. Die hervorragende Leistung des deutschen Facharbeiters in der Industrie 
ist, glaube ich, erzielt worden gerade durch die hervorragende Lehre, die die jungen Leute 
haben, die in manchen Fabriken und Großbetrieben - bei Ihnen in Stuttgart bei Bosch, in 
vielen andern deutschen Betrieben, etwa Krupp in Essen, bei uns in den Bayer. Motoren­
werken - in einer derart hervorragenden Art ausgebildet wurden, daß für sie eine Ausbil­
dung von staatlicher Seite her wahrscheinlich schwer diesen allgemeinen Umfang erreichen 
kann. Ich möchte darum die Meinung vertreten, daß in diesem Punkt vielleicht unser 
bisheriges deutsches System besser war als das amerikanische System, daß wir aber trach­
ten sollten, die Spitzenleistungen in unserem Berufsschulwesen und in unserer Berufs- und 
Fachausbildung, die wir vor allem in unseren Großbetrieben hatten, in eine breitere Masse 
hineinzutragen und auszuweiten. Ich möchte deswegen hier bezüglich der Berufsschulen 
an unserem System festhalten, die Lehre neben der Schule laufen zu lassen, beides mitein­
ander zu verbinden. 

Bäuerle (Württemberg-Baden):... zu dem, was Kollege Hundhammer gesagt hat, noch ein 
Wort: Ich halte die These von dem Verlust von 2 Jahren, die immer und immer wieder 
aufgestellt wird, erstens für falsch und zweitens für beleidigend für die Volksschule. Es ist 
nicht so, daß hier zwei Jahre verlorengehen. Es ist vielleicht so, daß hier eine gewisse 
Umschichtung in den Lehrplänen vollzogen werden muß. Wir können die Reform unseres 
Schulwesens niemals bei einer Schülerzahl von 70-80 durchführen. Solange wir bei den 
Unterstufen nicht einigermaßen normale Schul- und Lehrverhältnisse haben, trifft es aller­
dings zu, daß dann eine Leistungsminderung eintreten würde, wenn wir die Kinder länger 
in der Schule lassen. 

Für das politische Leben eines Volkes spielen nicht nur die 10%, die in die höhere Schule 
gehen und die 5%, die die Hochschule besuchen, eine Rolle. Entscheidend ist der soziale 
Gesichtspunkt, daß die 90 oder 95% zu der Entfaltungsmöglichkeit kommen, auf die sie 
ein Recht haben. Die Hebung des Gesamtniveaus scheint mir einfach der Menschenwürde 
wegen notwendig zu sein. Ich brauche wohl nicht besonders zu sagen, daß ich hier in gar 
keiner Weise irgendeinen Parteistandpunkt vertrete, sondern davon überzeugt bin, daß wir 
es uns nicht mehr leisten können, eine Masse von Ignoranten - in der politischen Ebene -
zu haben, und damit ein williges Werkzeug möglicher Katastrophenpolitik. 
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Die Schwierigkeiten sehe ich sehr wohl. Ein wichtiger Grund für die Fehlentwicklung bei 
uns sind die falschen gesellschaftlichen Anschauungen, die mit allen Mitteln zu bekämpfen 
sind. Ein tüchtiger Schreinermeister ist fürs Ganze mehr wert als ein schlechter Professor. 
Das gefährliche mittlere Berechtigungswesen hat der Volksschule und der höheren Schule 
in gleichem Maße geschadet. Dadurch ist unsere höhere Schule mit Schülern überfüllt 
worden, die gar nicht hineingehörten, und unsere Volksschule wurde in der öffentlichen 
Meinung herabgesetzt. 

Grünberg (Mecklenburg): Der Herr Kollege Bäuerle hat eingangs darauf hingewiesen, daß 
die Verhältnisse in den einzelnen Ländern sehr verschieden sind. Der Herr Kollege Hund­
hammer geht noch weiter und macht den Unterschied zwischen Norden und Süden. Das 
mag beides richtig sein. Auch die Bedürfnisse der einzelnen Länder mögen verschieden 
sein. Wenn wir so auch von verschiedenen Ausgangspunkten auszugehen haben, so wollen 
wir uns doch über die deutsche Schule unterhalten und einige Grundprinzipien herausar­
beiten: Wie soll unsere deutsche Schule aussehen, und was soll unsere deutsche Schule nun 
als Ziel anstreben? Da gibt es eine ganze Reihe gemeinsamer Gesichtspunkte. Wenn ich an 
diese Frage herangehe, kann ich nur von den Verhältnissen aus urteilen, unter denen ich 
selbst stehe. Mecklenburg ist für alle ein Begriff. Von Mecklenburg stammt das Wort, daß 
zum Glück zwei Ochsen gehören, einer, der vorne dran ist, und einer, der hinterherläuft. 
Es ist tatsächlich so. Trotz der reichlich guten Erfolge in der Weimarer Zeit sind in 
Mecklenburg 70% aller Schulen einklassige Dorfschulen gewesen, d. h. also, daß die 
Jugend dort tatsächlich zu jenen Ochsen erzogen wurde. Es waren bis zu 90 Schüler in 
diesen Klassen. Wenn wir schon allein die Tatsache nehmen, daß durch die Kriegsereig­
nisse dort eine vollkommen neue Bevölkerung hingekommen ist! 50% der Bevölkerung 
sind heute dort Umsiedler aus verschiedenen Gegenden anderer Länder. Außerdem hat 
sich die Struktur des Lebens auch dadurch geändert, daß das Junkertum beseitigt wurde. 
Wir haben heute ein Kleinbauernland, nicht mehr ein Großgrundbesitzerland wie früher. 
Die Rüstungsindustrie, die während des Krieges dorthin verlagert wurde, ist verschwun­
den. Wir mußten eine neue Industrie aufbauen. Von allen diesen Gesichtspunkten ausge­
hend müssen wir uns heute ein Schulziel stellen, das grundsätzlich anders ist als früher. 
Wir brauchen heute für die Wirtschaft, die großenteils aus volkseigenen Betrieben besteht, 
für die Bauernwirtschaft, die sich aus Kleinbetrieben zusammensetzt, für die Verwaltung -
wir haben ganz neue demokratische Verwaltungssysteme geschaffen - und letzten Endes 
auch für unsere eigene Schule Menschen, die ein ganz anderes Bewußtsein haben, als es 
früher einmal der Landarbeiter entwickelte. Von hier aus stellt sich bei uns die Frage: 
Welche Schulstruktur wählen wir, um diese neuen Ziele zu erreichen? In unserem Gesetz 
haben wir verankert: Die Schule soll die jungen Menschen zu selbständig denkenden und 
berufskundigen Menschen erziehen. Welche Struktur wählen wir dafür? Das Parallelsy­
stem, die Differenzierung der verschiedensten Schulsysteme, mußte verschwinden. Unter 
allen Umständen! Wir konnten nur eine einheitliche Schule gebrauchen. Wie soll diese 
einheitliche Schule aussehen? Grundsätzlich bedeutet das nicht, daß wir damit die höhere 
Schule auf das Niveau der Volksschule herabdrücken. Nein, umgekehrt: Wir wollen das 
Niveau der Volksschule heben auf das Niveau der früheren höheren Schule. Das war die 
Aufgabe, die vor uns stand. Wie sollten wir nun wählen? Wir haben in der letzten Zeit 
viele Diskussionen darüber geführt. 4 Jahre, 6 Jahre - die Frage stand für uns so, daß wir 
so viel wie möglich wollen, also eine einheitliche Grundstufe von 8 Jahren für alle Kinder 
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mit einem Lehrplan, der nicht das allgemeine hohe Niveau der mittleren und höheren 
Schulen senkt, sondern dieses Niveau erreicht. Wir haben heute eine achtjährige Grund­
stufe. Wir haben es erreicht, daß alle Kinder gemeinsam eine Schule besuchen und vom 
5. Schuljahr ab eine moderne Fremdsprache lernen; Französisch, Englisch, Russisch sind 
bei uns eingeführt, trotz des Lehrermangels. Man kann unser System nicht Differenzierung 
nennen, sondern Begabtenförderung. Wir haben einen naturwissenschaftlichen Zweig, 
einen humanistischen Zweig und einen neusprachlichen Zweig. Mit Ablauf der 8 Schul­
jahre beginnt eigentlich erst die Differenzierung in dem Sinn, daß ein Teil der Schüler die 
rein theoretischen Fächer weitergeht, d. h. die Oberschule besucht, während der größere 
Teil dann in die Berufsschule abgezweigt wird, wobei über Berufs- und Fachschule der 
Weg zur Universität ebenfalls geöffnet ist. Dieses Grundprinzip haben wir gewählt. Selbst­
verständlich haben wir bei der Durchführung außerordentlich große Schwierigkeiten ge­
habt und haben sie auch heute noch. Mecklenburg ist Bauernland. Das Verhältnis Land­
schule und Stadtschule konnte nicht mehr so bleiben, wie es früher war. Wir mußten 
Mittel und Wege finden, um der Landschule zum mindesten einen gleichwertigen Charak­
ter zu geben wie der Stadtschule. Wir haben das nicht theoretisch ausgedacht, sondern aus 
der Praxis unserer Schularbeit ein Mittel gefunden, die sog. Zentralschule. Durch die 
Bodenreform sind die Gutshäuser sowieso frei geworden. Wir haben sie gründlich ausge­
nutzt für schulische Zwecke und vereinigen hier 3-5 Dörfer zu einer vollwertigen achtklas-
sigen Grundschule, einer sog. Zentralschule. Wir machen es so, daß die Kinder in den 
einzelnen Gemeinden draußen im ersten und zweiten Schuljahr die Schule gemeinsam 
besuchen, aber dann in die Zentralschulen gehen. Auf diese Art und Weise haben wir das 
Problem an und für sich gelöst, obwohl es doch noch eine ganze Reihe von Mängeln und 
Schwierigkeiten gibt, die zu überwinden sind. Dieselben Schwierigkeiten finden wir auf 
dem Gebiet der Berufsschule. Die Berufsschule muß eine vollwertige Schule sein; nicht in 
dem Sinn wie in Bayern; aber die allgemein bildenden Fächer und der Fachunterricht 
müssen ein solches Niveau haben, daß die Kinder, wenn sie die Berufsschule beendet 
haben, nicht nur vollwertige Arbeiter für die Landwirtschaft sind, sondern auch jederzeit 
die Möglichkeit haben, eine Universität besuchen zu können. - Im Grundsatz bin ich der 
Meinung, daß man die Grundschule, gemeinsame Grundschulpflicht, so lange wie möglich 
ausdehnen muß. Wenn man sagt, daß damit evtl. ein Jahr für die höhere Schule verloren­
gehen könnte, so bin ich umgekehrt der Meinung, das bedeutet für uns eine Pflicht, das 
Grundschulstudium, das Niveau der Grundschule auf das Niveau der höheren Schule zu 
heben, daß man also das Problem umgekehrt anpacken soll. Und das zweite, was wir 
meiner Ansicht nach ebenfalls für ganz Deutschland verwerten können, ist der Ausbau der 
Landschule. Gewiß, bei Ihnen hier in Württemberg-Baden ist das Land dichter besiedelt, 
da ist ein solches System von Zentralschulen vielleicht nicht so notwendig wie bei uns. 
Aber es ist ein Weg, um den Landschulen auch ein gewisses Niveau zu sichern, und das, 
meine ich, sollten wir für unsere deutsche Schule verwerten . . . 

Stein (Hessen): Ich glaube, daß man bei der Aufstellung des Schulreformplans und der 
Erneuerung der Schule insbesondere berücksichtigen sollte, welche Ergebnisse die jugend­
psychologische Forschung gezeitigt hat. Das scheint mir bei einem großen Teil des Schulre­
formwesens bisher nicht berücksichtigt worden zu sein, und man scheint das formale 
Prinzip der Einheitsschule zu sehr in den Vordergrund gestellt zu haben. Ich bekenne mich 
an und für sich zu der einheitlich gegliederten Schule. Aber ich verkenne auf der anderen 
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Seite nicht die Gefahr, die dieser in sich einheitlich gegliederten Schule droht: die Gefahr 
der Nivellierung und Einförmigkeit. Und dieser Gefahr muß auf der andern Seite durch 
eine verschärfte Auslese und Mannigfaltigkeit begegnet werden. Auch müssen die verschie­
denartigen Begabungen in der Schule zu ihrem Recht kommen. Das fordert eine Differen­
zierung. Es fragt sich nun: Wie soll die Differenzierung im einzelnen erfolgen, ohne daß die 
Fehler der Vergangenheit wiederholt werden? Diese Frage setzt meiner Ansicht nach Klar­
heit über das Wesen der höheren Schule voraus. Und hier will mir scheinen, als ob bei 
unseren Schulreformplänen die Aufgaben der höheren Schule zu sehr im Vordergrund 
stünden, und als ob man die Schulreform viel zu sehr von der höheren Schule her sehen 
würde. Man muß meiner Überzeugung nach die neue Schule viel mehr von unten her 
sehen, und es muß die Aufgabe des neuen Erziehungssystems sein, das Niveau der Volks­
schule zu heben. Es gilt insbesondere, die Verantwortung zu stärken gegenüber den Kin­
dern, die in der Volksschule bleiben und die auch gleichgeachtete Bürger im neuen demo­
kratischen Staat werden sollen und werden müssen. Da gilt es nun weiter zu überlegen: 
Was will eigentlich die höhere Schule? Es gibt zwei Auffassungen über das Wesen der 
höheren Schule. Nach der einen Auffassung stellt die Arbeit der höheren Schule sich auf 
eine Breitenwirkung ein mit dem Ziel, das Bildungsniveau einer möglichst großen Zahl zu 
heben und durch Vermittlung der Allgemeinbildung die Voraussetzungen zu schaffen für 
die Erlernung und für die Ausübung künftiger praktischer Berufe und auch höherer Berufe 
in der Wirtschaft und Verwaltung. Nach der zweiten Auffassung aber liegt das Wesen der 
höheren Schule nicht in dieser Breitenwirkung, sondern in einer innerlichen Vertiefung; 
danach hat es also die höhere Schule in erster Linie auf eine Qualitätsauslese abgesehen mit 
dem Ziel der Ermöglichung einer Höchstleistung einzelner. Wenn man nun die Aufgabe 
der höheren Schule in diesem Bezug sieht, muß man dazu kommen, die höhere Schule als 
eine Eliteschule zu schaffen mit dem einzigen Ziel, die Jugend für die gelehrten Studien an 
den Hochschulen vorzubereiten. Das kann aber heute nach dieser grundlegenden Ände­
rung, die wir erlebt haben, und bei der vollkommen neuen soziologischen Struktur, in der 
wir leben, nicht mehr die Aufgabe der höheren Schule sein, sondern meiner Ansicht nach 
muß die höhere Schule eine möglichst große Zahl bildungsmäßig erfassen und die Allge­
meinbildung heben. Wenn in einer Nation viel Geist und tüchtige Bildung im allgemeinen 
vorhanden sind, dann können sich auch die Talente schneller und freudiger entwickeln. 

Wenn wir das Wesen der höheren Schule und ihr Ziel belassen, wie ich es dargestellt 
habe, kommen wir zu einer ganz anderen Reform und zu einem ganz anderen Aufbau der 
neuen Schule. Man darf aber auf der anderen Seite auch nicht so weit gehen, daß man jetzt 
aus sozialen Ressentiments heraus in einen Gemeinschaftswahn hineinkommt und glaubt, 
daß nur die Gemeinschaft als solche im Vordergrund stehen müsse und daß die Gemein­
schaft an sich schon ein Wert sei. Es scheint mir darauf anzukommen, die Gewichte richtig 
zu verteilen zwischen der Gemeinschaft auf der einen Seite und der sozial gebundenen 
Persönlichkeit auf der anderen Seite. Das hat mich bewogen, für Hessen einen Plan aufzu­
stellen, der die elastische Grundstufe vorsieht, und zwar eine Grundstufe, die 6 Jahre 
dauert, die aber in sich differenziert ist, und zwar beginnt die Differenzierung nach der 
Vollendung des 4. Schuljahrs mit dem 5. Schuljahr. Von da an soll denjenigen Schülern, 
die dafür geeignet sind und Lust haben, eine Sprache angeboten werden, entweder Latein 
oder Englisch. Die Gemeinsamkeit bleibt während der ersten 6 Jahre durch gemeinsame 
Fächer und die gemeinsamen Schuleinrichtungen gewahrt. Darüber hinaus gehe ich aber 
noch weiter, indem ich die Gemeinsamkeit der Mittelstufe, die nach meinem Plan vom 7. 
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bis 9. Jahr dauern soll, dadurch einführe, daß ich den gesamten Unterricht und den Lehr­
plan vom gemeinsamen Lehrziel her gestalten will. Das führt weiter dazu, daß die Schulbü­
cher nicht mehr in der alten Form geschaffen werden sollen für Volksschulen, mittlere 
Schulen und höhere Schulen, sondern daß sie einheitlich sein sollen, obwohl innerhalb der 
Schulbücher die verschiedenartigen Leistungsziele anerkannt und äußerlich etwa durch 
einen besonderen Druck hervorgehoben werden. So können diejenigen Schüler, die beson­
ders begabt sind, sich aber in einer anderen Stufe befinden, sich selbsttätig weiterbilden. 
Die Differenzierung tritt in der Mittelstufe vom 7. Jahr an ein. Ich habe drei Zweige 
vorgesehen: Hauptschule, Mittelschule und gymnasialer Zweig. In diesen drei Zweigen 
bleiben gewisse Fächer Kernfächer gemeinsam bis zur Vollendung der Mittelstufe. Dar­
über hinaus sollen nach diesem Plan Kinder, die die Ziele einer Klasse in einem Zweig 
nicht erreichen, nicht etwa sitzen bleiben und diese Klasse nochmals absolvieren. Sie sollen 
nachher in einen anderen Zweig überwiesen werden, so daß also die Kinder, die in dem 
gymnasialen Zweig sind und den Anforderungen nicht genügen, an die Mittelschule und 
dann zum Hauptzweig überwiesen werden können. Die Gemeinsamkeit geht sehr weit. 
Vom 7. Jahr an sind besondere Übergangskurse vorgesehen. Es wird im einzelnen geprüft, 
wie die Übergangskurse ausgestaltet werden müssen. Schwierig ist die Frage der Auslese. 

Das sind die Grundsätze, die wir in Hessen zunächst einmal aufgestellt haben. Ich habe 
den Plan der Amerikanischen Militärregierung vorgelegt. Sie hat sich mit dem Plan einver­
standen erklärt, allerdings Einwendungen gegen die Differenzierung vom 5. Schuljahr an 
erhoben. Ich weiß nicht, inwieweit in Württemberg-Baden seitens der Militärregierung 
Einwendungen erhoben worden sind. Es finden zur Zeit Verhandlungen mit der Militärre­
gierung statt. Sie verlangt, daß die sechsjährige Grundstufe undifferenziert erfolge. Ich 
glaube, daß wir uns zur achtjährigen Grundstufe nicht bekennen können, weil ich der 
Auffassung bin, daß durch diese achtjährige Grundstufe den verschiedenartigen Begabun­
gen nicht Rechnung getragen werden kann, und daß wir auf der anderen Seite verpflichtet 
sind, mit Rücksicht auf die große Not die verschiedenen Begabungen und Begabungsent­
wicklungen in jeder Weise zu fördern. 

Rücker (Brandenburg): Die Hebung des Allgemeinniveaus der Grundstufe ist für uns der 
entscheidende Punkt. Wir sehen das gesamte Schulwesen als eine organische Einheit mit 
dem wichtigsten Teil der Grundstufe. Man sieht zu sehr auf die einzelne Spitzenleistung. 
Als Lehrer einer Oberschule habe ich erlebt, daß ein großer Prozentsatz von Schülern nur 
deshalb die höhere Schule besuchte, weil der Vater in der Lage war, das Schulgeld zu 
zahlen. Ich beobachte jetzt in den zwei Jahren der Entwicklung unserer Schulreform, daß 
in den Massen des Volkes eine Unzahl von Begabungen steckt. 

Der entscheidende Punkt, der mich von dem Kollegen Stein trennt, ist seine Auffassung, 
man könne Begabungen auslesen. Wir haben uns im Berliner Bezirk bemüht, nach allen 
möglichen Seiten ein Ausleseverfahren zu entwickeln. Das hat meistens versagt. Der ent­
scheidende Punkt scheint mir dabei zu sein, daß wir zu sehr immer die Spitzenleistung 
sehen. Das dürfen wir unter keinen Umständen. Wir brauchen jetzt in unseren Betrieben 
geeignete Leiter, wir brauchen in der bäuerlichen Wirtschaft gute Ökonomen, wir brau­
chen Menschen, die fähig sind, als Ingenieure tätig zu sein. Gerade die Mittelschicht fehlt 
uns, die tragende Schicht, aus der nachher Spitzenleistungen kommen... 

Hartsch (Sachsen): Was uns zusammengeführt hat, ist der Wunsch, daß wir uns einmal 
gründlich und freimütig aussprechen und uns nicht darüber unterhalten, was unsere beste-
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henden oder noch nicht bestehenden Verfassungen sagen oder was in den einzelnen Geset­
zen, die dazu erlassen worden sind, steht, sondern daß wir unsere persönlichen Meinungen 
als die verantwortlichen Männer für das Kulturleben unserer Länder darlegen. Ich betei­
lige mich deswegen vor allen Dingen gern gerade an dieser Aussprache, weil ich entgegen 
vielleicht dem Weg, den manche von Ihnen gegangen sind, die von der rein wissenschaftli­
chen Seite, von der akademischen Seite her an diesen Platz gekommen sind, ganz eindeutig 
und klar den Weg des Schulpraktikers gegangen bin, und von dieser nahezu vierzigjährigen 
praktischen Schulerfahrung möchte ich einiges zu dem Gedanken der politischen Schulre­
form äußern. Wenn ich mich bei meinen Ausführungen dabei in erster Linie mit dem 
geschätzten Kollegen Hundhammer beschäftige, so geschieht das deswegen, weil ich so 
ziemlich den entgegengesetzten Standpunkt einnehme, vor allem was die Frage der vier 
oder achtjährigen Grundschule betrifft. Ich vertrete den Gedanken der achtjährigen 
Grundschule mit aller Leidenschaftlichkeit, und nicht etwa deshalb, weil dies ein neuer 
Gedanke ist, der etwa seit 1945 entstanden sein müßte, auch nicht deshalb - wie man hie 
und da mal vernehmen kann - , weil die achtjährige Grundschule auf die Besatzungsmacht 
zurückzuführen wäre, sondern deswegen — das müssen wir uns genau vergegenwärtigen —, 
weil diese Forderung doch eine alte schulpraktische Forderung ist, eine wenigstens mir aus 
meiner Erfahrung und Kenntnis der Geschichte der Pädagogik durchaus bekannte Tatsa­
che. Was mir als ein, sagen wir Hauptirrtum - ich spreche ganz freimütig - in den 
Ansichten der Kollegen Hundhammer und auch Stein erscheint, ist die Tatsache, daß das 
Schulproblem zu stark von oben her gesehen wird. Es geht nach meinem Empfinden nicht, 
daß man den Gedanken der Einheitsschule inhaltlich und organisatorisch von der Hoch­
schule her bestimmen läßt und nun nach unten geht. Der Weg muß umgekehrt eingeschla­
gen werden, und deshalb behaupte ich, daß wir daraus noch eine etwas zu starke Betonung 
des gymnasialen Charakters unserer Oberschule erhalten. 

Nun befürchtet man, daß die achtjährige Grundschule eine Verminderung des Lei­
stungsniveaus nach sich zöge. Ich will an drei Beispielen nachweisen, daß das nicht richtig 
sein kann. Es ist vorhin bereits gesagt worden, es würden nicht nur Jahre der Oberschule 
weggenommen, sondern es würde ja auch in diesen Jahren in der Grundschule etwas 
gearbeitet, und ich weise da auf einige Gebiete hin, die bisher in der Grundschularbeit 
vollständig fehlten: das ist der obligatorische Unterricht in einer Fremdsprache, der Unter­
richt in Mathematik, Physik, Chemie, der jetzt dort sehr stark gepflegt wird; dies sind also 
Dinge, die durchaus das Leistungsniveau der Grundschule nicht vermindern, sondern es 
nach meinem Empfinden steigern. Ferner bringt der Gedanke der Einheitsschule eine 
Steigerung des Niveaus unserer Landschulen. Das Landschulproblem ist ein sehr brennen­
des. Ich befinde mich in einem sehr glücklichen Land: Sachsen. Sachsen ist - ich darf das 
ohne Überheblichkeit sagen - auf schulpolitischem Gebiet von jeher einer der deutschen 
Staaten gewesen, die den Anspruch erheben können, sehr fortschrittlich zu sein. Ich bin 
glücklich, in meinem Land keine einklassigen Schulen mehr zu haben. Wenn die Zahlen 
interessieren: 77 zweistufige Schulen, 122 dreistufige, 409 vierstufige, 166 fünfstufige, 195 
sechsstufige, 153 siebenstufige, zusammen 1122, die ich als weniger gegliederte Schulen 
bezeichnen möchte, mit 5229 Klassen; dem stehen gegenüber noch 947 achtstufige Schu­
len mit 16921 Klassen, also reichlich dreimal so viel wie in den anderen Schularten 
zusammen, und über 582 000 Schüler. Das ist nicht ein Ergebnis dessen, was wir vorgefun­
den haben, sondern ein Ergebnis, das auf Grund unserer demokratischen Schulreform 
entstanden ist - unstreitig ein Fortschritt, eine Hebung des Leistungsniveaus... 
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Dann ist zum Ausdruck gebracht worden - und ich sage dazu: Sehr richtig! - , daß die 
Erziehung zum demokratischen Geist, zu demokratischem Denken und Handeln nicht 
abhängig ist allein etwa von der Tatsache, daß die Kinder in einem gemeinsamen Raum, in 
einer gemeinsamen Schule unterrichtet werden. Es ist richtig, das ist nur ein kleiner Neben­
umstand; der ist nicht entscheidend. Aber mir scheint gerade die Tatsache des Festhaltens 
an der vierstufigen Grundschule ein Ausfluß der geistigen Haltung in bezug auf demokrati­
sche Gedankengänge zu sein, die der Vergangenheit angehört. Ich bin gerne bereit, wenn 
ich mich täuschen sollte, meine Anschauung einer Prüfung zu unterziehen. 

Damit komme ich noch mit einem Wort auf die Schulreform als Ganzes zu sprechen. 
Worum geht's denn überhaupt bei der Schulreform? Soll die Schulreform lediglich eine 
Wiederherstellung der sog. alten Leistungsfähigkeit darstellen, die natürlich gelitten hat 
unter den Notständen, für die wir alle nicht verantwortlich sind, sondern die aus ganz 
anderen, genugsam bekannten Ereignissen und Zuständen hervorgegangen sind? Aber das 
scheint mir nicht der Zweck einer Schulreform zu sein, sondern es handelt sich hier 
wirklich um etwas ganz anderes: um die Schaffung eines wirklich neuen Geistes. Es liegt 
doch so, daß wir in einen krisenhaften Zustand hineingekommen sind, den wir - ich 
möchte mich ganz deutlich und konzentriert ausdrücken - nicht meistern können, indem 
wir den Begriff der Bewahrung dessen, was in der Vergangenheit ganz gut oder auch 
weniger gut war, als den maßgeblichen herausstellen. Worum es heute geht, das ist der 
Begriff einer vollkommenen inneren Umwandlung, oder ich möchte sagen: einer inneren 
Umbesinnung unseres Volkes. Wenn ich ein Beispiel gebrauchen darf: Es ist doch derselbe 
Prozeß, den der bußfertige Mensch, der es wirklich ernst meint mit seiner inneren Umkehr, 
durchmachen muß, indem er seine Gesinnung umändert. Und das ist beim deutschen Volk 
tatsächlich notwendig. Deswegen ist doch der Sinn unserer Schulreform nicht nur allein 
danach zu beurteilen: Können wir unter allen Umständen die Leistung halten? Ich betone 
das auch im Hinblick auf die Frage unserer Hochschule, unserer Universität und auf die 
Frage der Berufung der Hochschullehrer. Selbstverständlich wird ein verantwortungsbe­
wußter Mensch das Leistungsniveau aller dieser Institutionen nicht senken wollen. Aber 
einzig und allein ausschlaggebend kann es unmöglich sein. Entscheidend ist die Aufge­
schlossenheit gegenüber den großen demokratischen Grundgedanken der gegenwärtigen 
Zeit. Das ist doch im Grunde genommen der Sinn unserer Schulreform... 

Ich glaube, unsere ganzen früheren Schulsysteme und Erziehungsziele haben in einem 
Kinde allzu stark immer einen Zukünftigen gesehen: den zukünftigen Angehörigen irgend­
einer parteilichen oder weltanschaulichen, religiösen oder beruflichen Gemeinschaft. Wo­
von wir jetzt ausgehen müssen, ist die Tatsache, daß das Kind ein Mensch zu werden hat. 
Infolgedessen unterscheide ich mich etwas von Ihren Ausführungen, Herr Kollege Stein. 
Ihnen scheint, daß die Frage der Jugendpsychologie zu wenig beachtet wird. Ich glaube 
nicht, daß von den Verfechtern der achtjährigen Grundschule dieser Gedanke außer acht 
gelassen wird. Es ist nicht so, daß diese Frage zu stark von der Einheitsschule aus gesehen 
wird, sondern das müssen Sie tatsächlich von einer höheren soziologischen Ebene aus 
sehen, nämlich von der tatsächlichen Umgestaltung und Umbesinnung unseres Volkes 
aus. . . 

Fleig (Baden): Das Problem hat sich jetzt etwa folgendermaßen konzentriert: Auf der einen 
Seite ist uns allen selbstverständlich: die Volksschule muß gehoben werden. Für mich ist 
ebenso selbstverständlich, daß dies unter keinen Umständen auf Kosten der Leistungsfä-
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higkeit der höheren Schule geschehen darf. Daraus müssen wir die Konsequenz ziehen: 
Wir selber halten nach wie vor mindestens für die augenblickliche Lage an der vierjährigen 
Grundschule fest. Wir haben dazu eine Reihe von gewichtigen Gründen. Wenn man sagt, 
aus Gründen der Demokratisierung sollen die Kinder möglichst lange beisammen bleiben, 
damit arm und reich in einer Klassengemeinschaft ist, so ist dies bei uns zu Hause schon 
seit langem der Fall. Es kommt nur darauf an, daß wir das Ausleseprinzip gründlich und 
gediegen durchführen. Wenn ich anknüpfen darf an das, was Herr Kollege Bäuerle wegen 
des mittleren Berechtigungswesens sagte, so denken wir daran, am Ende der Volksschule 
eine Abgangsprüfung zu machen und sie freiwillig zu gestalten, damit dort schon feststeht, 
wer irgendwie die Volksschule in besonderer Weise durchlaufen hat. Das könnte verhüten, 
daß die Eltern meinen, die Kinder müßten in die sog. höhere Schule gehen. Aber in den 
Vordergrund müssen wir doch den Gedanken stellen, weil er meiner Ansicht nach jetzt zu 
kurz kommt. Die höhere Schule ist zahlenmäßig klein, aber es werden dort eben doch die 
geistigen Führer unseres Volkes geschaffen, und das ist und bleibt eine Verantwortung. 

(Zuruf: Das haben wir gesehen.) 
Man sagt weiter: Wir müssen die Volksschule so heben, daß sie sogar die höhere Schule 

ersetzt. Ich habe jedoch unsere Volksschullehrer gefragt, wie es mit der Begabung steht. Sie 
jammern, wenn sie an die vielen Schüler denken, die trotz aller Bemühungen sitzenbleiben. 
Wir haben auch eine Verpflichtung gegenüber den Begabten, und wenn wir dieser Ver­
pflichtung nicht nachkommen, schaden wir unserem Volk. Die Erfahrung der Schule zeigt 
uns immer wieder, daß Kinder im Alter von 10,11,12 Jahren am leichtesten, spielend eine 
Fremdsprache erlernen. Das zeigt ja die Tradition durch die Jahrzehnte hindurch. In der 
Volksschule hat man nicht die Möglichkeit, Fremdsprachen so zu treiben, wie das bei der 
Sexta oder Quinta möglich ist. Es ist uns immer mitgeteilt worden, daß die Demokratisie­
rung der Schule vor allen Dingen den Zweck verfolge, daß das begabte Kind gerade vom 
Land seinen Weg auch zu einer höheren Schule findet. Das ist auf diese Art dann nicht 
mehr möglich. Die Zentralschulen lassen sich bei uns nicht einführen. Ich las einmal von 
Brandenburg, daß man dort gewisse Bedenken hat wegen des weiten Wegs der Kinder. Ich 
las da die Zahlen von 3-5 Kilometern. Das ist mindestens eine Stunde Wegs. Wie soll man 
hier von einer Zentralschule reden? Ich muß die Möglichkeit haben, hochbegabte Kinder 
zeitig herauszunehmen. Wenn ich aber das Kind bis zum 6. Schuljahr behalte, wird der 
Abstand zu groß und es kommt nicht mehr mit. Das ist die Verantwortung gegenüber den 
begabten Schülern auf dem Land... 

Hundkammer (Bayern):... Zu dem Problem, das von fundamentaler Bedeutung ist: Ist die 
Katastrophe von 1933 eine Folge unserer Schule und müssen wir daraus Konsequenzen 
ziehen für die Neuordnung? Diese Frage möchte ich verneinen. Die Katastrophe von 1933 
und der folgenden Jahre geht auf ganz andere „Wunder" zurück, die zu untersuchen hier 
eigentlich nicht der Raum ist. Ich möchte aber darauf hinweisen, daß gerade der Kreis der 
humanistisch Gebildeten - das hat vorhin auch einmal angeklungen - dem Nationalsozia­
lismus gegenüber die stärkste Widerstandskraft bewies. Wir haben uns einmal die Mühe 
gemacht, uns die führenden Kräfte des Nationalsozialismus, seine wesentlichsten und 
fanatischsten Vorkämpfer, anzusehen und sind zu dem Ergebnis gekommen, daß die hu­
manistische Bildung den Menschen mit einer sehr beachtlichen Widerstandskraft gegen­
über den oberflächlichen nationalsozialistischen Theorien ausstattete, und daß die frei 
Gebildeten am stärksten anfällig gewesen sind. Das ist der Kreis, der am leichtesten einer 
falschen Beeinflussung erliegt. 
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(Zuruf: Auch die Richter in der Rechtsprechung. - Auch die Ärzte.) 
Auch die Richter, die in der Rechtsprechung erlegen sind, sind nicht geistig erlegen, 

sondern zum größten Teil aus einer gewissen mangelnden menschlichen Charakterfestig­
keit heraus. Hier wäre der Hebel anzusetzen, daß wir Charaktere erziehen, die gewillt sind, 
ihren Weg zu gehen, unbekümmert um äußeren Druck. Den Menschen innerlich gegen 
eine solche politische Propaganda, die von falschen Voraussetzungen herkommt, zu festi­
gen, ist - glaube ich - eine pädagogische Aufgabe. Ich bin aber doch der Meinung, daß 
auch ein Volk, das von einem ganz anderen Schulwesen herkommt, unter denselben wirt­
schaftlichen und politischen Voraussetzungen und in derselben unglücklichen Situation 
gegenüber einem Hitler mit seiner diabolischen Besessenheit und Wirkungskraft nicht 
minder anfällig gewesen wäre wie das deutsche Volk. Ich kann darum die Auffassung, daß 
unser Schulwesen etwa am Nationalsozialismus in besonderem Maße Schuld trage, nicht 
teilen... 

Es wurde vorhin von dem Weg zur Hochschule gesprochen, und wir haben gehört, daß 
der Kollege aus Mecklenburg gesagt hat, es werde in seinem Gebiet mehr und mehr dahin 
kommen, daß der Weg zur Hochschule weniger durch die sog. Höheren Schulen als über 
die Fach- und Berufsschulen gehen werde. Das ist ein Vorschlag und ein Weg, auf dem ich 
vorläufig noch nicht folgen möchte. Ich sehe den richtigen Weg zur Hochschule doch in 
der Bahn des geistigen Trainings, der geistigen Schulung, und nicht so sehr in einem 
Schulwesen, das doch seiner Natur nach stark aufs praktische Leben hin geordnet sein 
muß. Die Fach- und Berufsschulen werden immer stärker auf die praktischen Fragen des 
Lebens, der Betätigung ausgerichtet sein müssen. Dieser Weg kann vielleicht zur Techni­
schen Hochschule richtig sein, aber er wird nicht der Weg sein können für die Allgemein­
heit und für den Normalzugang zur Universität. Hierfür halte ich fest an der Bahn der 
höheren Schule und möchte diesen Weg eher verbessern und vertiefen. Ich gehe im Gegen­
teil davon aus, in meinem neuen Reformplan an das Ende der höheren Schule für solche 
Abiturienten, die wirklich auf die Universität gehen wollen, ein Philosophikum zu setzen, 
d. h. ein Jahr, das die geistige Schulung, Vertiefung, Erziehung noch für diejenigen in 
besonderem Maß darstellen soll, die nach dem Matur wirklich auf die Universität wollen, 
während die anderen, die nach der Reifeprüfung in irgendeinen praktischen Beruf über­
wechseln wollen, dieses Philosophikum ja nicht zu übernehmen brauchen. Hier scheiden 
sich also grundsätzlich unsere Auffassungen von dem, was zweckmäßig ist, und ich glaube, 
da wird es schwer für uns, einen einheitlichen Weg zu finden... 

Ich möchte die Verbesserung der Ausbildungsmöglichkeiten für gut begabte Kinder aus 
allen Volksschichten heraus auf einem andern Weg erreichen, als es hier zum Teil vorge­
schlagen wurde: nicht dadurch, daß ich in den Volksschulen Fremdsprachen als Wahlfä­
cher einführe, als vielmehr dadurch, daß ich ein engmaschiges Netz von höheren Schulen 
über das ganze Land verteile. Ich habe im vergangenen Jahr schon eine ziemliche Anzahl 
von neuen höheren Schulen im Lande schaffen können. Wenn ich die höhere Schule 
möglichst nahe an die Schüler heranbringe, wenn ich an kleineren Orten höhere Schulen 
neu einrichte und den begabten Kindern damit die Möglichkeit gebe, eine solche Schule 
vom Elternhaus aus zu erreichen, dann glaube ich damit der Weiterführung und Förderung 
dieser Kinder besser gedient zu haben, als wenn ich sie zwinge, in einer anderen Schule 
einen Teil ihrer Zeit zusammen mit Schülern zu verbringen, die ihrer ganzen geistigen 
Leistungsfähigkeit und ihrem willensmäßigen Lerneifer nach auf ein viel niedrigeres Ni­
veau abgestellt sind, also die besser begabten Kinder zwinge, mit diesem Durchschnitt die 
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Zeit zum Teil zu vertrödeln. Ich sehe pädagogisch eine Gefahr darin, daß man Kinder, die 
gut lernen, zwingt, die Zeit in einem Unterricht zu verbringen, der ihnen nicht viel zu 
bieten hat. 

Bäuerle (Württemberg-Baden): Die Frage der Vermehrung der höheren Schulen ist gewiß 
nach einer Seite hin durchaus bestechend. Als Gefahr wird jedoch heraufbeschworen eine 
noch stärkere Aushöhlung der Volksschule, die schließlich zu einer Hilfsschule für Unbe­
gabte absinkt. Deshalb ist für die Volksschulen volle Leistungsfähigkeit anzustreben. Dann 
sind die Unbegabten aus den Volksschulen herauszunehmen und in Sonderschulen zusam­
menzufassen. Wir haben in einem Stadtteil von Stuttgart eine Untersuchung durchgeführt 
über die Begabung der Schüler von höherer Schule und Volksschule. Dabei hat sich ge­
zeigt, daß in der Volksschule doch immerhin noch 45% der Schüler das Begabungsniveau 
der höheren Schüler hatten. Daraus möchte ich nun aber nicht folgern: Also schafft man 
für 45% mehr höhere Schulen, sondern ich möchte daraus den Schluß ziehen, daß mit 
Rücksicht auf diese verhältnismäßig große Zahl von relativ begabten Schülern die Anfor­
derungen an unsere bisherigen Volksschulen noch gesteigert werden können, unter der 
Voraussetzung, daß wir die Schulen von den effektiv Nicht-Begabten befreien. 

(Hundhammer: Das ist doch noch gefährlicher!) 
Nein, die 45% sind nur die effektiv Begabten. Denn es hat sich herausgestellt, daß auch 

in den höheren Schulen etwa 10% weniger begabt sind. Wir gebrauchen einen völlig 
falschen Begabten-Begriff. 

(Sehr wahr!) 
Die verbreitetere und oft wichtigere ist die manuelle und praktische Begabung. Das 

müßte Berücksichtigung finden beim Aufbau unseres Schulwesens. Ich weiß nicht, ob die 
Damen und Herren die reizende kleine Geschichte kennen, die unlängst irgendwo veröf­
fentlicht wurde: Der Schulrat fährt in seinem neuen Auto zum erstenmal zur Inspektion in 
ein Dorf. Kurz vor dem Ziel versagt der Wagen plötzlich. Da steht der hohe Herr mit 
seiner Weisheit und dem Führerschein in der Tasche. In letzter Verzweiflung kriecht er 
schließlich unter das Fahrzeug, ohne den Fehler zu entdecken. Da kommt ein Junge mit 
dem Schulranzen vorbei und fragt keck: Wo fehlt's? - Mein Wagen geht nicht mehr! -
Darf ich nachsehen? - Er macht die Haube auf, sieht nach und sagt: Das werden wir bald 
haben! Er schraubt die Zündkerzen heraus, putzt sie, setzt sie wieder ein und meint: Jetzt 
können Sie wieder weiterfahren! Der Schulrat fragt den Jungen: Wo kommst du denn her? 
- Von der Schule! - Ja, hast du denn keine Schule? - Doch, aber der Lehrer hat gesagt: 
Heute kommt der Schulrat, und du bist ein so dummer Bursche, daß ich dich nicht in der 
Schule haben will! 

(Große Heiterkeit.) 
Ist es nicht denkbar, daß es dieser dumme Bub im Leben weiter bringt, als es der Herr 

Schulrat gebracht hat? Vor allen Dingen auf den Gymnasien ist die manuelle Fertigkeit 
eine wichtige Ergänzung der theoretischen Ausbildung. 

Die Schule ist immer der Ausdruck der geistigen Situation einer Zeit. Sie ist der Krise der 
gesamtgeistigen Situation unterworfen, und ich glaube, daß die geistige Situation im Jahre 
1933 der Fehlentwicklung günstig war. Wenn man sich der Anfälligkeit bei den Hoch­
schullehrern, ja auch sonst bei den akademischen Berufen erinnert, so ist diese Erfahrung 
sehr deprimierend. Wir wollen in der Schule keine Politik treiben, sondern ein pädagogi­
sches Klima schaffen, in dem der heranwachsende Mensch zur politischen Reife gebracht 
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wird. Dazu sind zwei Dinge notwendig: einwandfreie moralische Grundsätze und klare 
Denk- und Urteilsfähigkeit. 

Wandel (sowj. Zone):... Zunächst sind einige Mißverständnisse über unsere Schulreform 
auszuräumen, die ich nur auf Unkenntnis zurückführen kann. Wir streben nicht danach, 
das Niveau unserer Grundschule auf Kosten der höheren Schule zu heben. Wir streben eine 
Reform an, die durch die verschiedensten Methoden des Unterrichts alle Talente und 
Anlagen im Kinde entwickelt, und dann möglichst nicht zu früh die Entscheidung darüber 
trifft, wer nun eigentlich für das eine oder andere begabt ist. Wir sind nicht Gegner einer 
Differenzierung, sondern umgekehrt Anhänger der größten Differenzierung, die es gibt, 
nämlich der Differenzierung auf das einzelne Kind. Wir wollen einen Lehrerstand entwik-
keln, der an den Universitäten ausgebildet ist, der eine so allseitige und so gründliche 
Ausbildung hat, daß er über die Fähigkeit verfügt, in kleinen Schülergemeinschaften jedes 
einzelne Kind zu fördern. Wir bieten während der ganzen Zeit der Grundschule die Mög­
lichkeit, auch den Befähigten vorwärts zu stoßen. Das sind Überlegungen, die erst einmal 
in Jahren klare Formen annehmen werden, wenn wir nicht nur von theoretischen Erwä­
gungen ausgehen, sondern eine Fülle von Erfahrungsmaterial gesammelt haben, daß diese 
Form wirklich den Nachweis erbringt, daß sie mehr Begabungen hervorbringt als die 
anderen. 

Unsere gegenwärtig in den Ländern der sowjetischen Besatzungszone durchgeführte 
Schulreform sieht vor, daß von der 7. Klasse an eine Differenzierung in drei Gruppen vor 
sich geht. Die Kinder sind noch zusammengefaßt, haben aber bereits eine sehr weitgehende 
Auflockerung nach speziellen Wünschen und Begabungsrichtungen, entweder eine zweite 
Sprache, Physik, Naturwissenschaften usw. oder aber das Studium einer alten Sprache. 
Wenn Sie unsere Lehrpläne ansehen, werden Sie finden, daß beispielsweise Schüler unserer 
Einheitsschule mit einer sechsjährigen Volksschule auf die jetzige Oberschule können, und 
umgekehrt können Schüler der Oberschule, die zu uns kommen, einen ihrem Niveau 
entsprechenden Unterricht vorfinden. Sie finden eine zweite Fremdsprache, einen mathe­
matischen Unterricht, wie es ihren Leistungen entspricht... 

Sie (sc. Fleig und Hundhammer) sagen, die höhere Schule brauchen wir als die Schule 
der geistigen Führer unseres Volkes. Das ist die entscheidende Frage, wo sich zweifellos 
unüberbrückbare Meinungsverschiedenheiten zeigen. Wir sind der Meinung, daß geistige 
Führer unseres Volkes in Zukunft nicht mehr so ausgewählt werden, daß wir sagen: So, im 
4. Schuljahr entscheidet sich, wer geistiger Führer unseres Volkes sein wird und wer der 
manuelle Arbeiter unseres Volkes sein wird. Nein! Die geistigen Führer unseres Volkes 
zeigen, daß sie manches vollbracht haben, aber auch manches, worauf wir nicht stolz sind. 
Es ist mit Recht die Frage der Schuld gestellt worden. Wir erheben den Anspruch, daß auch 
eine neue geistige Führerschicht das geistige Leben in unserem Volke gestaltet. 80% der 
Führer des Staatslebens, der Wirtschaft und der Schule sind einfache Menschen aus dem 
Volk, die nach 1945 den Zusammenbruch gemeistert haben. Wir haben einfache Bergar­
beiter, die heute in verantwortlicher Leitung stehen, die in zwei Jahren zunächst in Sonder­
kursen den Beweis erbracht haben, daß sie zur geistigen Führungsschicht unseres Volkes 
gehören. Und gerade das ist der Grund, warum wir eine andere Schule wollen, eine Schule, 
die nicht in der 4. Klasse die künftigen führenden Köpfe auswählt. 

Demokratie, wie wir sie verstehen, besagt, daß der Staatsbürger nicht nur das Recht hat, 
alle vier Jahre abzustimmen, sondern daß er seiner ganzen Schulausbildung nach befähigt 
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sein muß, entscheidend das staatliche Leben mitzubestimmen. Das ist die Kernfrage, wo 
wir uns scheiden. Wir wollen die Entwicklung der Talente unseres ganzen Volkes in einer 
Form, daß niemals Schranken gesetzt werden für die Masse unseres Volkes. Man komme 
nicht mit dem Wort, daß die Talente von selbst den Weg nach oben finden. Es werden sich 
in jeder höheren Schule einige Vertreter des einfachsten Volkes finden. Gestatten Sie ein 
Beispiel aus Berlin. Dort war es noch 1938 so, daß in Zehlendorf, einem Bezirk begüterter 
Eltern, 49% der Kinder in die Volksschule gingen und 48% in die höhere Schule; dagegen 
in einem Arbeiterbezirk 95% in die Volksschule und 4% in die höhere Schule. Glauben 
Sie, daß das der Prozentsatz der Talente ist? Das ist im Grund das Beispiel Deutschlands. 
Das ist der grundlegende Tatbestand in Deutschland. Ich bin selbst Badenser, bin aus 
Mannheim und weiß, daß es da unten grundsätzlich nicht anders ist - es mag in einigen 
Bezirken besser stehen. Das Verhältnis Arm und Reich werden wir immer finden, aber der 
Dualismus des Schulwesens bildet eine Scheidung. 

Wenn gesagt wurde, daß der Weg zur Hochschule in sehr weitem Maß ein anderer sein 
wird, so sind wir der Meinung, daß dies allerdings so ist. Durch große Lebenserfahrung, 
durch ausgebaute Berufs- und Fachschulen werden ganz andere, reife Persönlichkeiten an 
die Hochschule kommen, als es früher der Fall war. Wir wissen noch nicht, wie es prozen­
tual aussehen wird, ob es in besonders hohem Maß das übersteigen wird, was in der 
Vergangenheit war. 

Zur Schuldfrage: Ich glaube, niemand von uns wird sagen, daß die deutsche Schule 
schuld war; aber genau so fehlerhaft wäre es zu sagen, wir brauchen an unserer Schule 
nichts zu ändern. Nicht nur die Katastrophe von 1933-1945, sondern auch die Katastro­
phe von 1914 gehört in diesen Zusammenhang. Der deutsche Untertan wurde nicht nur 
geformt im allgemeinen Leben, sondern auch in der deutschen Schule. Unsere Antwort 
darauf ist, daß in die gesamte Umformung unseres nationalen Lebens aus allgemeiner 
nationaler Selbstkritik auch die Schulen einbezogen werden, daß die Schule, die unseren 
neuen demokratischen Forderungen entsprechen muß, geformt werden muß, weil auch die 
Schule ein Bestandteil der Ordnung war, die wir überwinden müssen, wenn wir zu neuen 
Verhältnissen kommen wollen... 

Thape (Sachsen-Anhalt): Nur einige Worte. Die Debatte war außerordentlich interessant. 
Vor allen Dingen war es mir sehr wesentlich, den Kollegen Hundhammer zu hören und 
festzustellen, daß auch er die wirtschaftlichen Voraussetzungen als einen der maßgeblichen 
Punkte ansieht. Ich möchte darauf aufmerksam machen, daß wir doch unsere Debatte an 
der Tatsache orientieren müssen, daß Deutschland total zerschlagen ist. Das ist doch ein 
Faktum, ebenso, daß wir von dieser totalen Vernichtung aus etwas völlig Neues machen 
müssen. Aus diesen Erörterungen habe ich gemerkt, daß man mit Maßstäben an die Dinge 
herangeht, die aus der Zeit vor der Zerstörung da sind. Ich bitte außerordentlich zu 
beachten, daß wir diese Maßstäbe einfach nicht mehr brauchen können, und daß die 
Qualitäten, die uns aus unseren Hochschulen geliefert worden sind, nicht ausgereicht 
haben, um den nötigen Widerstand zu leisten. Unsere Generalstäbler sind meiner Meinung 
nach hochgebildete Leute gewesen, die aber nicht die Fähigkeit und den intellektuellen 
Mut hatten, irgendeinem Idioten zu widerstehen, und die Deutschland befehlsgemäß in 
eine Katastrophe hineingeführt haben. Wir haben Hochschulprofessoren aller Art gehabt, 
und niemand hat die innere Kraft gezeigt, sich dem, was in diese Katastrophe hineinführte, 
zu widersetzen. Von da aus haben wir keine Berechtigung, die Hochschulbildung zu 
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verteidigen. Es ist unter allen Umständen von uns zu beachten, daß wir nach dieser 
Katastrophe auf völlig neuer Grundlage anfangen müssen, wenn das deutsche Volk wieder 
hochkommen soll. Wir können auch nicht auf eine einzige Fähigkeit innerhalb des deut­
schen Volkes verzichten, weil wir sonst nicht wieder hochkommen. Das muß der Gesichts­
punkt beim Bau unserer neuen Schule sein. Ob wir das Schulreform nennen oder sonstwie, 
das ist gleichgültig. Wir müssen ein neues Deutschland bauen und brauchen dazu neue 
Menschen, aber auch eine neue Ausbildung, nicht nur aus Gerechtigkeitsgründen, sondern 
aus reinen Zweckmäßigkeitsgründen. 

Schröder (Hamburg): Unser Hauptziel muß sein, jedem Kind den Weg zu öffnen, der ihm 
nach semer Begabung und Veranlagung der gemäße ist. Präsident Wandel hat recht, wenn 
er sagte, daß der Hauptfehler des bisherigen Schulsystems in der viel zu frühen Festlegung 
des Bildungswegs liege. Dies geht u. a. daraus hervor, daß trotz der sorgfältigen Auslese 
beim Übergang in die höhere Schule im 10. Lebensjahr (Gutachten der Grundschule, 
14tägige sorgfältige Prüfung in Form eines beobachtenden Unterrichts durch Lehrer beider 
Schulgattungen) die Zahl derjenigen Schüler, die in den ersten Jahren versagen, immer 
noch ungewöhnlich groß ist. So beträgt in Hamburg im letzten Jahr die Zahl der Sitzen­
bleiber im 1. Jahr der höheren Schule (Sexta) 10,1%, im 2. Jahr weitere 15,6%, im 3. Jahr 
21,3%, d. h. mit anderen Worten: von 100 bei der Aufnahme ausgelesenen Schülern 
versagen nach dem 3. Jahr schon wieder mehr als 40. Das ist eine Zahl, die deutlich 
beweist, daß der Auswahlzeitpunkt nach dem 10. Lebensjahr zu früh liegt. Wir haben 
einen Gegenbeweis durch die Aufbauschulen. Ich habe auch da eine Statistik, die zeigt, daß 
von ihren Schülern, die erst nach 6 oder 7 Jahren Grundschule eintraten, im 1. Jahr nur 
1 1 % , im 2. Jahr nur 9% versagen, woraus hervorgeht, daß nach 6 Jahren sehr viel sicherer 
die Begabungsrichtung des Schülers festgelegt werden kann als nach 4 Jahren. 

Was nun den Lateinunterricht anbelangt, so haben die Reformgymnasien, die Reformre­
algymnasien oder Aufbauschulen bewiesen, daß das Ziel des Lateinunterrichts auch in 6 
Jahren durchaus erreicht werden kann. Seitdem nicht mehr die Übersetzung in das Lateini­
sche, sondern das Lesen- und Verstehenkönnen des lateinischen Textes die Zielforderung 
in der Reifeprüfung ist, spielt der grammatische Unterricht nicht mehr dieselbe Rolle wie 
früher. Auch der Unterricht an den Oberschulen, in denen das Lateinische als 2. Pflicht­
sprache im 7. Schuljahr begann, hat gezeigt, daß der vorbereitende Unterricht in sehr viel 
konzentrierterer Form und sehr viel kürzer an die Lektüre heranführen kann, als das der 
bisherige Unterricht an den humanistischen Gymnasien vermochte, wo zuerst zwei Jahre 
nur Formenlehre und dann erst die Satzlehre behandelt wurde. Ich bin selbst Lehrer der 
alten Sprachen und habe es als junger Lehrer erlebt, als ich von einem humanistischen 
neunjährigen Gymnasium zu einem Reformrealgymnasium mit sechsjährigem Lateinun­
terricht kam, daß überraschenderweise die Abiturienten dort genau so gut nach 6 Jahren 
Horaz und Tacitus lesen konnten, wie die Gymnasialabiturienten nach 9 Jahren. Auch in 
den Aufbauschulen habe ich später dasselbe erfahren. 

Bei der Argumentation um die sechsjährige Grundschule begehen diejenigen, die von 
einer untragbaren Verkürzung des Unterrichts der höheren Schule sprechen, einen Trug­
schluß, wenn sie meinen, daß man qualitativ höhere Substanzen durch quantitative Maß­
nahmen - mehr Unterricht, mehr Jahre - erzielen könnte. Wir müssen vom exklusiven 
vielmehr zum intensiven Unterricht übergehen. Viel wichtiger als die äußere Schulreform 
ist die innere, die ihr Ziel darin sieht, aus der Unterrichtsanstalt und Lernschule, in der nur 
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immer gelernt wird, in der eine Fülle von Stoff und sog. positive Kenntnisse in allen 
möglichen Fächern vermittelt werden, eine demokratische Arbeitsschule zu machen, wo 
die Schüler lernen müssen, wissenschaftlich zu arbeiten und nicht mit Stoff voll gefüttert zu 
werden. Diese innere Reform ist ebenso notwendig wie die äußere. Ich bin der festen 
Überzeugung und möchte dem Kollegen Hundhammer noch sagen, daß die humanistische 
Bildung, die ich selbst vertrete, nicht die Voraussetzung dafür ist, schon in der 6. Klasse 
mit Latein zu beginnen. Wir dürfen nicht vergessen, daß die Übersetzung aus dem Deut­
schen ins Lateinische eine ganz andere Überlieferung verlangt. Die bisherige höhere Schule 
muß befreit werden nicht nur von dem Ballast der vielen ungeeigneten Schüler - das ist nur 
möglich durch eine später als nach dem 4. Schuljahr erfolgende strenge Auslese - , sondern 
auch von dem Ballast des ungeheuren Wissensstoffes . . . 

Auch die Jugendpsychologie sieht in der Zeit bis zum 12./13. Lebensjahr die kindstümli-
che Phase, die geschlossen zu Ende geleitet werden muß und aus der der Schüler nicht 
frühzeitig herausgerissen werden darf, um nicht zu früh in die rein intellektualistische 
Bildung hineingebracht zu werden. Auch früher begann im 7. Schuljahr der Unterricht in 
denjenigen Fächern, in denen es auf verstandesmäßiges Denken ankommt (2. Fremdspra­
che, Mathematik, Naturwissenschaft, im Lateinischen die Syntax usw.). Die Zeit der 
vorrationalen Erziehung muß auch in der Erziehungsgemeinschaft der Grundschulklassen 
zusammengefaßt bleiben. Hamburg hat bereits seit 1870 den Englischunterricht in sämtli­
chen Volksschulen vom 5. Schuljahr an und hat die besten Erfahrungen damit gemacht. 

Bäuerle (Württemberg-Baden): Wenn wir auch die humanistische Bildung gewiß nicht 
verneinen, so erscheint mir wichtiger die Humanisierung der Bildung. 

Paulmann (Bremen): Mir fiel in der Diskussion besonders auf, daß der Begriff der Leistung 
nicht richtig charakterisiert wurde. Wenn hier von Leistung gesprochen wurde, sowohl 
von dem Kollegen Fleig wie dem Kollegen Hundhammer, so herrschte der Begriff des 
reinen Lernens vor. Die innere Dynamik des Leistungsbegriffs liegt aber nicht nur im 
Lernen, sondern auch im Erarbeiten. Wir müssen unsere Kinder daran gewöhnen, neue 
Methoden anzuwenden, daß sie viel stärker als bisher nicht nur die Aufnehmenden, son­
dern auch die Erarbeitenden sind, damit sie in der Lage sind, Probleme selbständig zu 
lösen. Damit müssen wir auch zu einer Beschränkung der Stoffülle kommen. Wir müssen 
auch hier den Mut haben, uns daraufhin einmal zu kontrollieren und zu korrigieren, ob 
nicht von der in die Schulen eingedrungenen Stoffülle ein erheblicher Teil reduziert werden 
kann zugunsten einer Verlebendigung des Unterrichts. 

Was das Problem der Volksschule betrifft, so sind wir uns alle einig. Wir haben nach 
1918 - und ich glaube, es ist nicht nur in Bremen so gewesen - eine Entwicklung gehabt, 
die man mit „Flucht aus der Volksschule" bezeichnen kann. Wir haben in immer stärke­
rem Maße die Übergänge zu den höheren Schulen gehabt. Das brachte Schülerzahlen in 
den höheren Schulen mit sich, die nicht gesund waren und entsprechende Auswirkungen 
hatten. Das ist ein sehr ernstes Problem auch nach der finanziellen Seite hin. Wenn wir uns 
darüber klar sind, daß der höhere Schüler den Staat das Vierfache dessen kostet, was für 
den Volksschüler aufzuwenden ist, so liegt darin auch eine gefährliche Fehlleitung des 
Kapitals. Diese Gelder könnten wir zum Ausbau unserer allgemeinen Volksschule viel 
besser benützen. Erfahrungsgemäß erreichen nur knapp 33% der höheren Schüler das 
Lehrziel der Oberschule. Ein erheblicher Grund für die Aufschwemmung der höheren 
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Schule liegt darin, daß die Volksschule gesellschaftlich unterbewertet wird und daß sehr 
viele Eltern ihre Kinder deswegen in die höhere Schule schicken, weil sie es ihnen schuldig 
zu sein glauben. Ich unterschätze die Bereitwilligkeit der Eltern nicht, unterstütze durch­
aus, daß sie für ihre Kinder das Beste wollen. Es erhebt sich aber die Frage, ob die Eltern 
den Bildungsweg im 4. Schuljahr erkennen können, und ob es nicht andere Möglichkeiten 
gibt für Kinder, die später nicht den Willen haben, den Bildungsgang der höheren Schulen 
zu durchlaufen. Hinzu kommt nach meiner Überzeugung und Erfahrung, daß beim Ab­
schluß des 4. Schuljahrs der Zeitpunkt noch gar nicht gekommen ist, wo man bei einem 
Kind mit einiger Sicherheit sagen kann, es eignet sich für das oder jenes. Ich bezweifle, ob 
man das mit dem 6. Jahr kann. Aber die Sicherheit ist doch größer. Dieser Grund spricht 
für die Verlängerung der Grundschulpflicht. Wenn man im 4. oder 5. Schuljahr den Kin­
dern eine Fremdsprache anbietet, so würden die Begabten auch gefördert. Ich glaube, auch 
in diesem Punkt müssen wir unsere Auffassung revidieren. Wenn wir zu einer inneren 
Reform des Schulwesens kommen wollen, zu einem wirklichen Erarbeiten des Lehrstoffs, 
zu einem wirklichen Arbeitsunterricht, so müssen wir die einzelnen Klassen in Gruppen 
aufteilen, die arbeiten können, und die Vielfalt der den einzelnen Kindern gestellten Aufga­
ben ist dann durchaus geeignet, auch den besser Begabten Arbeitsmöglichkeiten zu geben, 
die ihrer Entwicklung sehr förderlich sein können. Wir haben solche Versuche gemacht. 
Die Erfahrungen sind durchaus positiv. Ich glaube, wir müssen bei der Frage der inneren 
Gestaltung unserer Grundschule dieses Problem klar sehen und nicht immer mit veralteten 
Begriffen arbeiten. Dazu gehört die Überbetonung des Wissens, der theoretischen Bildung. 
Wir müssen zu einer Wertung der fachlichen Bildung kommen. 

Sauer (Württemberg-Hohenzollern): Ich möchte wieder zum Ausgangspunkt unserer De­
batte zurückkommen. Es war die Frage, ob wir uns über eine vier- oder sechsjährige 
Grundschule einigen können. Der Verlauf der Debatte hat gezeigt, daß wir zu keiner 
Einigung gelangen. Das Problem ist die Demokratisierung unserer Erziehung. Wie errei­
chen wir es, daß alle Schichten des Volkes gleichberechtigt zu den Bildungsgütern gelan­
gen? Der eine Weg ist der der Organisation. Wir Deutschen sind ja Meister auf dem Gebiet 
der Organisation gewesen. Man kann feststellen, daß sich alle Schulreformpläne in erster 
Linie bei uns als Organisationspläne darstellen. In unserem Land Süd-Württemberg-Ho­
henzollern gingen wir davon aus, daß wir zunächst eine achtklassige Volksschule und eine 
neunklassige höhere Schule haben. Wir glaubten nun, das Alte, das sich bewährt hat, 
erhalten, und uns aber auch allen modernen Methoden aufgeschlossen zeigen zu sollen. 

Wir lösen die achtjährige Volksschule auf in zwei Gruppen, in eine vierjährige Grund­
schule und eine vierjährige Mittelschule. Die Grundschule ist allgemein. Die Mittelschule 
gabelt sich in zwei Züge: in einen normalen Zug, der eine Fremdsprache - bei uns natür­
lich französisch - hat als freiwilliges Fach, und in einen Zug für Begabtere, der ebenfalls 
mit der französischen Sprache im 5. oder 6. Schuljahr beginnt, sich dann aber in drei 
Richtungen gabelt. 

Wir haben eine Umfrage im Lande gehalten, um festzustellen, ob es möglich ist, nach 
dem 4. Schuljahr die Entscheidung zu treffen, ob einer in den zweiten Zug für die Begabten 
kommt oder in einen anderen Zug. 8 1 % unserer Schulfachleute haben sich dahin ausge­
sprochen, daß das nach dem 4. Schuljahr möglich ist. Wir kommen also dadurch, daß wir 
die Volksschule in Mittelschule und Grundschule auflösen, dazu, daß wir einerseits den 
Zug II früher mit einer Fremdsprache beginnen lassen können, als es sonst möglich wäre, 
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und weiter, daß dieses 5. Schuljahr dann mehr oder weniger ein Probejahr ist, wo man 
entscheidet, ob der Betreffende begabungsmäßig in dem Zug II verbleiben kann. Darüber 
hinaus haben wir vorgesehen, daß man dauernd von dem Zug I und II herüber- und 
hinüberwechseln kann. Für die besonderen Bedürfnisse der Landbevölkerung haben wir 
vorgesehen, nach der achtjährigen Landschule noch ein fünfjähriges Internat, das ebenfalls 
zur Hochschule weiterführt, zu schaffen. Die eigentliche höhere Schule gliedert sich gleich­
falls wieder in drei verschiedene Züge (jeweils fünfjährig): in einen Zug A (Französisch, 
Latein und Griechisch), einen Zug B (Latein, Französisch, Englisch) und einen Zug C 
(Französisch, Englisch, Mathematik). Diese Züge will man zur Hochschulreife bringen. 
Latein fängt nach dem 6. Schuljahr an. Es kommt noch hinzu: Wir haben in unserem Land 
vier humanistische Gymnasien in der bisherigen Form, die im wesentlichen so erhalten 
bleiben sollen. 

Ich kann mich nicht damit einverstanden erklären, daß man einfach, wenn man von der 
höheren Schule spricht, sagt: Sie sei schuld, daß wir in diese politischen Irrtümer hineinge­
raten sind. Man hat die Revolution von 1933 die „Revolution der Obersekretäre" ge­
nannt. Die Halbgebildeten sind am meisten auf dieses System hereingefallen. Ich mache 
einen Unterschied zwischen den höheren Schulen und der Hochschule. Ich glaube, wenn 
wir in diese Misere hineingekommen sind, so war einmal die politische Instinktlosigkeit 
weiter Kreise unseres Volkes, ferner eine gewisse Oberflächlichkeit des Denkens, Kritiklo­
sigkeit und zum Schluß auch Charakterlosigkeit daran schuld, sodann vor allem auch der 
mangelnde Realismus in unserem Volk. Viel wichtiger als alle diese Organisationsformen, 
über die man dieser oder jener Ansicht sein kann, scheint mir doch der Geist zu sein, den 
wir in die Schule hineinbringen. Vor allem müssen wir ein richtiges Erziehungsziel heraus­
stellen, einen Idealtypus des deutschen Menschen, nach dem wir die jungen Menschen 
bilden und erziehen. Ich meine es wenigstens andeuten zu können, wenn ich die Begriffe 
Humanismus, Christentum, soziale Verantwortung herausstelle. In dieser Richtung muß 
nach meinem Dafürhalten unser Erziehungsziel liegen. 

Was die Hochschule anbelangt, so sehe ich einen ganz besonderen Mangel darin, daß 
zwischen der höheren Schule und der Hochschule einfach ein Zwischenglied fehlt. Der 
Übergang von der höheren Schule zur Hochschule ist nach dem bisherigen System so 
plötzlich und unvermittelt, daß viele Leute lange Semester brauchen, bis sie sich auf der 
Hochschule zurechtfinden. Wir haben vor einer Woche eine Neuerung an der Universität 
Tübingen eingeführt: wir haben ein Leibniz-Kolleg eröffnet, das die Funktionen eines 
propädeutischen Jahres zu erfüllen hat. Die Abiturienten kommen in ein Internat, werden 
zwei Semester unter Leitung eines Dozenten beschäftigt, nicht etwa nach Fakultäten abge­
grenzt oder im Hinblick auf ihre fachliche oder berufliche Weiterbildung an der Universi­
tät, sondern ganz allgemein mit den Fragen des Geistes. Wir sind im Ministerium der 
Ansicht, daß man diese Vorsemester auch auf die Studienzeit in Anrechnung bringen soll. 
Ich glaube, es wäre vielleicht möglich, auch anderorts auf diese Weise ein Zwischenglied 
zwischen höhere Schule und Hochschule einzuschalten. 

[20.2.1948] 

Frau Teusch (Nordrhein-Westfalen): Meine Damen und Herren! Gestern habe ich mich 
gefreut, daß aus allen Äußerungen die Auffassung hervortrat, daß wir eine demokratische 
Atmosphäre schaffen müssen für unseren gesamten Schulaufbau. Ich bin der Meinung, 
daß wir nicht nur die demokratische Atmosphäre schaffen müssen, sondern das, was wir 
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als demokratische Atmosphäre haben, beim Schulaufbau weitgehend mit abstimmen müs­
sen. Wir erziehen unsere Jugend zu aufrechten, anständigen wahrhaften Demokraten nicht 
dadurch, daß wir die Methoden der letzten 12 Jahre des totalitären Staates, die Zwangs­
schule des Hitlerreichs, nachmachen, sondern indem wir alles das, was von unten gut 
demokratisch geworden und gewachsen ist, weitgehend berücksichtigen. Ich bin Kultusmi­
nister eines Landes, das - ich will das nicht als Lob für mein Land sagen - tatsächlich dem 
Hitlergeist am längsten und besten widerstanden hat. Es ist nachgewiesen, daß z. B. im 
Wahlkreis Köln-Aachen noch bei den Wahlen im Dritten Reich trotz höchster Wahlbeteili­
gung die kleinste Zahl an Stimmen für die NSDAP abgegeben worden ist. Das haben die 
Partei und Hitler immer dadurch bekundet, daß sie geflissentlich das Land an Rhein und 
Ruhr gemieden haben, daß sie Teile der nationalen Bildungseinrichtungen aus unserem 
Raume wegverlegt haben, immer mit der Begründung, daß wir ihnen nicht sicher genug 
seien für die Ausrichtung im nationalsozialistischen Geist. Und auf der anderen Seite darf 
ich Ihnen sagen, daß gerade in dem weitverzweigten Netz des Privatschulwesens der 
demokratische Gedanke eine Heimstatt hatte, und daß der Widerstand gegen den Hitler­
geist aus der Tradition unseres Landes gekommen ist. Ich sprach in diesen Tagen noch 
darüber, daß führende Persönlichkeiten jahrelang in Haft und Verbannung waren, Ge­
stapo-Verfolgungen über sich ergehen lassen mußten, weil sie immer wieder in ihrer Erzie­
hungsarbeit die Kinder gegen den Geist der Lüge und des Unrechts beeinflußten. Wenn ich 
dabei berücksichtige, daß über 50% unserer Gesamtbevölkerung dem werkschaffenden 
Volk angehören - wenn wir die Handwerker und die Kreise der Landwirtschaft noch 
hinzunehmen, fast 75% - , dann sage ich mir, da müssen wir in der Schulreform, die wir 
grundsätzlich selbstverständlich bejahen, zu allererst einmal für die 90% aller Kinder, die 
bei uns durch die Volksschule gehen, ein ganz anderes Bildungsniveau herstellen. Und 
dieses Niveau muß sogar einen Bildungsdurchstoß auch auf andern Wegen ermöglichen, 
bis zum Universitätsbesuch. Auf der anderen Seite kann ich natürlich gerade bei dieser 
Widerstandshaltung und bei dieser Zerstörungslage unseres Landes - wir sind ja mit 12 
Millionen das am dichtesten bevölkerte, aber auch das am meisten zerstörte Land - ohne 
die Kräfte, die aus der Tradition heraus kulturtragend und kulturfördernd waren, keine 
Schulreform machen. Wir haben unter den 12 Millionen Einwohnern 1,5 Millionen Kin­
der, die in die Volksschule gehen, und 150000 Kinder, die die sog. höhere Schule besu­
chen. Aber auch diese Bezeichnung wollen wir abstellen und wir wollen dadurch doku­
mentieren, wie wir uns diese Ausgestaltung im Sinn einer Höherführung und Niveau­
hebung für die Schule der breiten, tragenden Schichten des Volkes denken... 

In der beruflich-wirtschaftlichen Linie stimme ich sehr weitgehend mit dem überein, was 
gestern hier ausgeführt wurde. Wir müssen uns darüber klar werden, daß nicht allein der 
Weg über die allgemein bildende Schule, besonders der Weg über die höhere Schule mit 
dem Matur, zur Hochschulreife zu führen hat. Wir haben geplant, drei Züge zur Hoch­
schulreife führen zu lassen. Der erste Zug allgemeinbildend mit dem Abitur, der zweite 
Zug aus der höheren Fachschule heraus mit einer zusätzlichen wissenschaftlichen Schu­
lung, und der dritte Zug, der mir am sympathischsten ist, der Zug der Volksschule, 
Berufsschule, Meisterprüfung und zusätzliche wissenschaftliche Allgemeinbildung. Aber 
dann nicht eine Hochschulreife zweckgebunden zu irgendeinem Beruf, sondern eine Hoch­
schulreife, die ganz allgemein zur Hochschule führt. Ich lehne jede zweckgebundene Hoch­
schulreife ab. Damit degradieren wir unsere Hochschulen zu Fachschulen und ziehen 
Forschung und Lehre noch mehr auseinander. Mit Rücksicht darauf, daß uns nach diesem 



278 Manfred Overesch 

Krieg die in wirtschaftlichen Betrieben durchgeführte Forschung weitgehend genommen 
ist, haben wir ein Interesse daran, die wissenschaftliche Forschung nicht verkümmern und 
erlahmen zu lassen. Aber nicht eine Forschung im leeren, ich möchte fast sagen lebens­
fremden und luftdünnen Raum, sondern eine Forschung für Arbeit und Leben, für all das, 
was wir unbedingt für ein gesundes und leistungsstarkes Volk notwendig haben. Deshalb 
unser Interesse daran, daß wir Forschung und Lehre zusammenhalten. Das besagt aber 
nicht, daß wir die Menschen nur über den Weg der höheren Schule zu dieser Hochschule 
führen, sondern auch auf dem Weg der Grundbegabung und der Auslese, auf dem Weg des 
Grundständigen, über Volksschule, Berufsschule, Meisterlehre und Meisterprüfung mit 
wissenschaftlichen Zusatzkursen. Nicht in Form von Volkshochschulen. Das ist für die 
Erwachsenenbildung... 

Wir dürfen der Hauptschule keine zu weit gesteckten Ziele setzen, sonst bekommen wir 
allzu leicht bei denen, die nicht mitkommen, Minderwertigkeitskomplexe bzw. eine Aus­
lese nach der negativen Seite. Das totalitäre Hitlerreich hat uns bewiesen, daß die ver­
krachten Existenzen - die Leute mit den Minderwertigkeitskomplexen, körperlich oder 
geistig, ich denke an Goebbels oder den Hauptschultyp Hitler selber - uns tatsächlich die 
dämonischen Verhetzungen gebracht und gemacht haben. Mein Ziel ist, daß wir auf der 
Hauptschule, auf der Schule des breiten Volkes, eine gute Durchschnittsbegabung fördern 
müssen. Wenn wir das Gesamtniveau heben wollen, dann so, daß wir einer guten Durch­
schnittsbegabung den Bildungsdurchstoß vermitteln, ohne dem Kind Scheu und Angst 
beizubringen. Das ist auch der Wunsch bei uns im Lande der Gewerkschaften, vor allen 
Dingen der Bildungszentrale der Gewerkschaften für die amerikanische und britische 
Zone, der Wunsch des gesunden, bodenständigen Handwerkers und auch der Wunsch 
aller Kräfte, die aus der Tradition unseres Landes am sozialen und kulturellen Leben 
beteiligt sind. 

Wenn wir die Volksschule so in Wertung und Selbstbesinnung gehoben haben, fällt ja 
von selbst das fort, was wir der Volksschule immer als negativ anhängen: es ist eben nur 
die Volksschule, und das Kind aus einer „besseren" gesellschaftlichen Schicht muß auf eine 
höhere Schule gehen. Wir wollen uns darüber klar sein. Bei dem allgemeinen Elend -
einschließlich dem Flüchtlingselend — gibt es ja diese sog. kapitalistische Gesellschaft gar 
nicht mehr. Das ist ja gerade unser Anliegen, daß wir die Kinder aus allen Kreisen unter 
Außerachtlassung der wirtschaftlichen Lage weiterführen. 

Nun denken wir uns den Schultyp so, daß wir den Referentenentwurf - die Hauptschule 
wird abgezweigt in eine Mittel- und Oberstufe mit A- und B-Zügen - abwandeln können 
in der Form einer guten Parallellösung, die aber nicht - um mit dem Wort der „mittleren 
Reife" zu sprechen - mit einer Halbbildung abschließt, sondern mit einer ganzheitlichen 
Vollbildung, daß nicht derjenige, der auf dem Gymnasium hängen bleibt, mit der sog. 
mittleren Reife abgeht, sondern in einem ganzheitlichen Zug eben in eine Berufslaufbahn 
gebracht wird, die diesen ganzheitlichen Zug als Vollbildung wertet. Jeder Schulzweig 
muß in der Hebung der Gesamtschule die ganzheitliche Vorbildung für eine Berufslauf­
bahn geben. Deshalb auch mein Anliegen für den Zug „Volksschule, Berufsschule, Mei­
sterprüfung und wissenschaftliche Zusatzertüchtigung". 

Ich habe diesen Plan bereits mit den Leitern der Ingenieur- und höheren Fachschulen 
durchgesprochen. Das wird uns noch sehr beschäftigen. Ich komme selbst aus dem Lehrer­
beruf. Es ist für mich eine Selbstverständlichkeit, daß wir vorsichtig zu Wege gehen müs­
sen. Gerade weil wir wahre Demokraten sein wollen, müssen wir die Grundlagen für die 



„Die gesamtdeutsche Konferenz der Erziehungsminister" 279 

gesamte Schulreform sich langsam entwickeln lassen. Alles, was überstürzt gemacht wird, 
hat keine Wurzel im Volk und ist dem Volk nicht lieb und wert, und die langsame 
Entwicklung bringt vielleicht auch noch Formen, die erst erprobt werden müssen. Wir 
wollen in dieser Zeit der Bewährung, wo so manches noch aus zeitbedingten Fehlern 
gemacht wird, nicht Dinge fix und fertig hinsetzen, die sich nachher nicht bewähren... 

Wir sind der Meinung, daß das Gymnasium nicht nur den altsprachlich-humanistischen 
Typ darstellen soll; wir haben für das Gymnasium auch den naturwissenschaftlich-mathe­
matischen Typ vorgesehen. Wir möchten eigentlich das Wort „humanistische Bildung" gar 
nicht allein auf das Gymnasium anwenden, sondern die Humanisierung der Bildung möch­
ten wir, von der Grund- und Hauptschule angefangen, überhaupt in unser Schulreform­
programm hineinnehmen. Woran haben wir gelitten in der allerjüngsten Zeit? An der 
Ehrfurchtslosigkeit des Menschen! Die ganze Hybris des Dritten Reiches kommt aus dem 
Mangel an Ehrfurcht, Ehrfurcht gegenüber der Tradition, aber noch mehr Ehrfurcht vor 
der Menschenwürde. Alles, was wir selbst erlitten haben in unseren Bedrängnis- und 
Verhaftungszeiten, war nichts anderes als das Hinwegsetzen über Menschengeist und 
Menschenwürde. Daß wir diese Ehrfurcht mit der Hebung und dem Aufbau des guten 
Durchschnittswissens unserer Jugend in der Hauptschule verknüpfen können, das ist unser 
fester Wille. Damit hätten wir viel mehr zur Schulreform getan, nicht nur gesinnungsmä­
ßig, sondern auch schulreformatorisch, als wenn wir uns jetzt hier auf Zahlen und Maß­
nahmen einrichten wollen... Meine Bitte an Sie alle ist: Legen wir uns nicht auf eine 
Verlautbarung fest für die vier- oder sechsjährige Grundschule, für grundständiges Gym­
nasium mit oder ohne Latein als erster Fremdsprache! Legen wir uns fest auf eine neue 
demokratische Formel staatsbürgerlicher aufrechter und wahrhaftiger Gesinnung, zum 
guten und anständigen Menschen, und vor allem auf die Hebung des Bildungsniveaus für 
die breiten, tragenden Schichten unseres Volkes... 

Bäuerle (Württemberg-Baden): Ich glaube, die Aufführungen der Frau Teusch sind in 
weiten Stücken eine breite Grundlage, auf die wir uns alle stellen können, und ich be­
trachte das als einen wirklichen Fortschritt unserer bisherigen Aussprache. 

Grimme (Niedersachsen):... Erfeulich ist die Einmütigkeit darüber, daß Reformen nötig 
sind, obwohl gestern das Wort gefallen ist, daß man das Jahr 1933 schließlich nicht auf ein 
Versagen des Schulwesens zurückführen kann. Doch ich darf noch einmal daran erinnern, 
daß in Preußen in den sechziger Jahren lange das Wort herumgelaufen ist, daß der preußi­
sche Schulmeister, oder der deutsche Schulmeister, die Schlacht von Königgrätz gewonnen 
hat. Es steckt dahinter der ernste Gedanke, daß es nicht gleichgültig ist, wie eine Genera­
tion erzogen worden ist. Wenn ich daran denke, daß Wilhelm II. auf der Reichsschulkonfe­
renz erklärte: Wenn der zuständige Geheimrat seine Schuldigkeit getan hätte, hätte es 
niemals eine deutsche Sozialdemokratie gegeben, so ist das ein Zeichen dafür, daß man in 
diesen Kreisen die Bedeutung der Schule zu würdigen geneigt gewesen ist. Schließlich ist es 
ja auch so, daß Politik und Wirtschaft nicht einfach mythologische Gebilde sind, die im 
luftleeren Raum stehen, sondern Politik und Wirtschaft werden von Menschen gemacht 
und getragen. Entscheidend dafür, wie die Wirtschaftsformen aussehen, ist die Erziehung 
der Menschen, die Politik und Wirtschaft zu gestalten berufen sind. 

Wenn ich an das Jahr 1933 zurückdenke, kann ich mich des Eindrucks nicht erwehren, 
daß unsere Erzieher auch ein gewisses Maß von Schuld an den Zuständen tragen. Ich kann 
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mich auch nicht damit abfinden, daß man nun einzelne Schultypen herausnimmt und sagt: 
die Menschen, die da durchgegangen sind, sind krisenfester und weniger anfällig als sol­
che, die durch andere Schultypen hindurchgegangen sind. Wir sollten das nicht auf be­
stimmte Kategorien und bestimmte Stände, auch nicht auf eine bestimmte Lehrerschaft 
usw. abstellen, sondern, wenn wir uns einmal nicht als Personen nehmen, sondern als 
Vertreter bestimmter Stände, müssen wir uns an unsere Brust schlagen und sagen: Wir sind 
allzumal Sünder gewesen. Ich kann mich vor allen Dingen nicht mit dem Gedanken 
einverstanden erklären, daß sich nun etwa unsere gymnasialen Schichten besonders krisen­
fest erwiesen hätten. Es ist ein sehr deprimierendes Schauspiel, daß wir schon in der 
Wilhelminischen Zeit und in der Weimarer Zeit, in der Hitlerzeit und auch jetzt wieder, 
wenn wir an unsere Universitätslehrer denken, eine ganz beschämende Diskrepanz feststel­
len können zwischen einem hochgezüchteten Gelehrtentum und einem politischen Infanti­
lismus, die sich beide in einem und demselben Punkt zusammenfinden. Wie sollte es auch 
anders sein bei der Tradition unseres Gelehrtentums. Ich entsinne mich, wie wir als in der 
liberalen Tradition groß gewordene Studenten einen Historiker als Kuriosität empfanden, 
weil er Sozialdemokrat war. Man kann heute noch dem begegnen in akademischen Krei­
sen. Ich will gar nicht von Kommunisten sprechen, da gilt dasselbe. Mir wurde seinerzeit, 
wie ich zur Sozialdemokratie übergetreten bin, erklärt: Man versteht dich eigentlich gar 
nicht, du bist doch sonst ein anständiger Kerl! Das als Beleg dafür, daß man nicht die 
Akademiker herausstellen kann als solche, die sich dem Hitlerbazillus gegenüber als be­
sonders wenig anfällig und krisenfester erwiesen hätten. 

Warum nicht? Ich glaube, daß man drei Gründe neben einer ganzen Reihe von anderen 
noch einmal herausstellen müßte, wobei ich vorausschicke, daß ich nicht glaube, daß das 
Versagen des ganzen Volkes und bestimmter Schichten in unserem Volk auf diese oder jene 
Form der Organisation unserer Schulen zurückzuführen ist. Wir Deutsche sind viel zu sehr 
geneigt, die Apparatur ständig zu überschätzen, das Organisatorische, das Gesetzestechni­
sche - und darüber zu übersehen, daß das eigentlich Prägende nicht diese apriorischen 
Formen sind, sondern der Geist, der in ihnen lebendig ist, der diese Formen selber einmal 
geprägt hat. Wenn ich diese Gründe untersuche, so heben sich, wie gesagt, drei ab: Einmal, 
daß es uns seit dem ausgehenden Mittelalter mehr und mehr an einem eigentlichen Präge­
typus Mensch gefehlt hat. Wir haben im Mittelalter den Geistlichen gehabt, nach dem sich 
die kommende Generation ausrichtete. Das war Vorbild: so muß ich sein, um Mensch zu 
sein! Ebenso hatten wir in der neueren Zeit ein Vorbild durch den Gelehrtentypus mit 
diesem ganzen Nimbus, der vorher den Geistlichen umgeben hatte, und den man spüren 
kann, wenn man an die Wissenschaftsgläubigkeit der weitesten Schichten unseres Volkes 
denkt. Besonders seit der Vorherrschaft des Hohenzollernstaates ist es dann zu dem Offi­
zierstypus gekommen. Jeder wollte gerne Reserveoffizier werden. Das alles aber verfängt 
heute nicht mehr in diesem prägenden Sinn des Wortes. Wir stehen vor einem Vakuum. Es 
ist kein Prägetypus Mensch mehr vorhanden, nach dem sich eine Generation ausrichten 
kann. Das ist das, was unser Erziehungswerk beinahe pessimistisch in seinem Erfolg 
erscheinen läßt. Über dieses Vakuum müssen wir aber selbstverständlich hinwegkommen. 

Das zweite ist, daß man eine wirkliche Bildungsidee in unserem Schulwesen eigentlich 
das letztemal gesehen hat zur Zeit Wilhelm von Humboldts, und auch die Humboldtsche 
Idee ist im Lauf des 19. Jahrhunderts mehr und mehr verwässert worden. Damals richtete 
man die Schulerziehung wirklich noch aus an der Idee der Bildung. Je weiter wir ins 
19. Jahrhundert gekommen sind, um so mehr haben außerschulische Zwecke ihre Anfor-
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derungen an die Schule gestellt. Es kamen immer mehr Anforderungen für das sog. prakti­
sche Leben in die Lehrpläne hinein, die schließlich ihren Niederschlag darin fanden, daß 
man feststellte, diesem oder jenem Berufszweig ist nicht Genüge getan durch die heutigen 
Lehrpläne und die heutige Schulideologie, also schaffen wir weitere Schultypen, um auch 
diesem Bedürfnis des öffentlichen Lebens gerecht zu werden, unter völligem Verrat der 
eigentlichen Idee der Bildung. Die Schule ist in keiner Weise dazu da, irgendeinem schul­
fremden Zweck zu dienen, auch nicht dem schulfremden Zweck der Universität. Ich 
glaube, diese Auffassung ist auch in diesem Kreis allgemein zur Geltung gekommen, so 
wenn ich den Vertreter Tübingens, Kollegen Sauer, und Kollegen Hundhammer daran 
erinnere, daß auch sie der Meinung sind, daß man nach dem Abitur, das noch nicht die 
Eingangspforte zur Universität darstellen darf, sondern nur Abschlußzeugnis einer vollzo­
genen Bildungsperiode, ein Jahr einfügen und erst im Anschluß daran die Pforten der 
Universität öffnen sollte. Ich denke da an das Philosophikum nach Tübinger Muster. 
Dieses Herantragen von außen hat schließlich dazu geführt, daß die Schule zu einem 
Faktotum für alles mögliche geworden ist. Wenn die Schule überhaupt einen Sinn hat, 
dann ist es nur der, daß sie Dienerin des werdenden Menschen zu sein hat, und demgegen­
über ist die Frage, in welcher Organisationsform wir das erreichen, stets sekundär... 

Damit komme ich auf einen andern Punkt, möchte aber vorher noch den dritten Grund 
nachtragen: ich meine, daß wir in Deutschland in einer viel zu starken VerSpezialisierung 
begriffen sind und viel zu frühzeitig durch das Hineintragen der schulfremden Zwecke in 
die Schulerziehung dahin gekommen sind, daß man die Humaniora immer mehr hat 
zurücktreten lassen, als Mittelpunkt gar nicht mehr den werdenden Menschen, sondern 
den werdenden Berufsmenschen dieser oder jener Kategorie gesehen hat, daß wir also das 
Krebsübel der Spezialisierung hier haftbar machen müssen für die ungesunden Zustände, 
in die wir hineingeraten sind. Auch im politischen Leben war man der Überzeugung, daß 
das politische Sichbetätigen Sache von bestimmten Spezialisten sei, und daß - in der 
Konsequenz gesehen — nicht eigentlich wir der Staat sind, sondern bestimmte Leute, die als 
Spezialisten die Verantwortung für die Führung des Staatsgeschäfts zu tragen haben. 

Wir könnten, glaube ich, ganz wesentlich folgende Gedanken in den Mittelpunkt stel­
len: Es ist davon gesprochen worden, daß das Schulwesen unter dem Gesichtspunkt der 
Gerechtigkeit aufgebaut werden müsse. Kein Mensch wird dem widersprechen. Gerade 
den Begabungen sollte man gerecht werden. Doch es ist heute - das ist auch in der Debatte 
angeklungen - keineswegs mehr primär und dominierend der Gerechtigkeitsstandpunkt, 
unter dem wir dieses Problem sehen müssen, sondern wir müssen es vor allem unter dem 
nationalen Aspekt sehen. Darunter verstehe ich folgendes: Wir sind heute nicht nur ausge­
laugt am Materiellen, sondern jeder, der an verantwortlicher Stelle steht und Menschen 
zur Mitarbeit an eine bestimmte Aufgabe hinsetzen will, macht die Beobachtung, daß wir 
auch ausgelaugt sind an Begabungen. Gerade diese Mangelerscheinung der Begabungen 
zwingt uns zu überlegen, wie wir aus allen Schichten unseres Volkes heraus den schlum­
mernden Begabungen den Weg nach oben eröffnen können. Wenn eingewandt wird: 
Wenn wir etwa zur sechsjährigen Grundschule kommen würden, ist die Gefahr dann nicht 
sehr groß, daß gerade die eigentlichen Begabungen, die theoretisch Begabten, im 5. und 
6. Schuljahr ihre Zeit weitgehend vertrödeln?, so ist das sicher ein sehr beachtlicher Ein­
wand. . . 

Ganz entscheidend ist doch, daß wir hingehen und einen Lehrertypus züchten, der im 5. 
und 6. Schuljahr die Kinder ganz anders durchknetet als der bisherige seminaristisch vor-
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gebildete Lehrer - bei aller Anerkennung dessen, was das Seminar geleistet hat - , weil er 
nicht als eigentlicher Wissenschaftler durchgebildet gewesen ist, sondern entsprechend der 
Tradition des 19. Jahrhunderts eine Fülle von Wissen herumgeschleppt und geglaubt hat, 
dieses an die junge Generation weitergeben zu müssen. Eines sollte man nicht vergessen: Es 
wird immer gesagt, wir dürfen unsere Volksschule von den Begabungen nicht auspowern. 
Ich glaube, man sollte gerade unter pädagogischem Aspekt sehr überlegen, ob es, auf die 
Volksgesamtheit gesehen, nicht sehr wertvoll ist, Überflieger in der Klasse zu haben. - Ich 
glaube, soweit könnten wir uns einigen. Der Differierungspunkt ist - wir müssen das Kind 
beim Namen nennen - einfach die Frage: Wollen wir in der 5. und 6. Klasse der sechsjähri­
gen Grundstufe schon mit dem Lateinunterricht beginnen oder nicht? Das ist - so merk­
würdig es für einen Außenstehenden oder Ausländer klingt, jetzt, nachdem eine ganze 
Welt zusammengebrochen ist - allmählich die Kernfrage unserer ganzen Schulreformde­
batte geworden. Mit anderen Worten: Sollen wir in diesem 5. und 6. Schuljahr bereits 
differenzieren oder nicht? . . . 
Wir sollten schon durch die Form unseres Schultyps dem Spezialistentum nicht zu frühzei­
tig Vorschub leisten; wir legen uns außerdem sonst hinsichtlich der Schulgestaltung schon 
wieder fest in dem Sinne, daß wir wieder ganz bestimmten Typen Rechnung tragen. Wir 
sollten unser Schulwesen so aufbauen, daß der Begriff Typus überhaupt verschwindet. Wir 
sollten das Ganze als einheitliche in sich gegliederte Volksschule sehen. Nicht bestimmten 
Typen, sondern verschiedenen Begabungsrichtungen sollte man gerecht werden. Statt Ty­
pen also lieber Zweige. 

Heißt das, daß der Wert des Lateinunterrichts nun unterschätzt werden soll? Wer frü­
here Ausführungen von mir kennt, wird mir das nicht unterstellen. Wir müssen uns davor 
hüten, daß wir die Diskussion zu der Frage führen, ob dem lateinischen oder griechischen 
Unterricht überhaupt Wert zukomme oder nicht. Es geht nicht darum: Latein oder nicht, 
sondern lediglich darum: wann fange ich mit dem Lateinunterricht an? . . . 

Über das Griechische zu sprechen, dürfte überflüssig sein in diesem Kreis. Es hat nicht 
zur Debatte gestanden. Aber ich möchte aus meinem persönlichen Bekenntnis keinen Hehl 
machen, daß wir auch Griechisch nicht völlig unter den Tisch fallen lassen sollten. Ich darf 
nur auf ein paar Beispiele hinweisen: das große Bekenntnis der Antigone - wahrscheinlich 
das christlichste vorchristliche Wort, das uns überliefert ist —, Ismene, diese Gegenspielerin 
Antigones, die wir aus der Nazizeit genau kennen, die nichts grundsätzlich, alles nur 
opportunitär nimmt, eine Figur, die heute als Mitläufer, Gruppe 4, eingestuft würde. Oder 
Kreon, dieser typische sture Vertreter der Staatsräson, die wir zwölf Jahre lang zur Genüge 
kennen gelernt haben. Oder der Chor, der im Sportpalast erscheinen könnte mit seinem 
Heil-Gebrüll. 

Ich gehöre nicht zu denen, die sagen, aus jugendpsychologischen Gründen dürfe man 
Latein nicht mit zehn Jahren beginnen lassen. Man komme uns nicht damit und sage, es sei 
der Jugend zu schwer und nicht gemäß. Davon ist keine Rede. Das ist Sache des Lehrers. 
Bei einem tüchtigen Lehrer wird das Kind auch mit zehn Jahren die ganze Formenlehre 
usw. wie im Spiel lernen. Es gibt neben der Anschauung auch noch etwas anderes, womit 
wir die jugendlichen Kräfte mobilisieren können. Denken Sie daran, daß ein Kind schließ­
lich ein Elefant, den es in Wirklichkeit noch nie gesehen hat, oder irgend sonst ein exoti­
sches Tier mehr interessiert. Es gibt auch das pädagogische Moment des Abenteuers und 
des Exotischen und des Fernen, und weil uns eben das Lateinische etwas ganz fremd 
Klingendes ist, kann es ungeheuer erzieherisch und bildend wirken, genau wie z. B. das 
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Russische. Ich würde sogar dafür sein, daß man den Blick auch einmal nach dem Osten 
wendet, weil dort ein Sprachentyp ist, an dem man sich die Zähne ausbeißen kann. Es ist 
mir während meiner Amtszeit in Preußen nicht bekannt geworden, daß ein Antrag auf 
Einführung des russischen oder polnischen Sprachunterrichts gekommen wäre. Man 
konnte Dänisch, Holländisch, Italienisch und Spanisch lernen. Die Schlußfolgerung über­
lasse ich Ihnen, ob das gerade zu einer gesunden Entwicklung unserer Nation geführt hat 
oder nicht... 

Nun bin ich weitgehend mit Frau Teusch der Meinung, daß man die Entwicklung 
organisch wachsen lassen muß. Wir überstürzen es nicht. Wir überstürzen es deshalb 
nicht, weil wir für das 5. und 6. Schuljahr jetzt einfach noch nicht das Lehrermaterial 
haben, das diesen neuen Aufgaben gerecht sein würde. Aber wir machen folgendes: Wir 
parallelisieren vom 5. Schuljahr an in dem, was man bisher Volksschule genannt hatte, 
und in allen übrigen Schularten die Lehrpläne völlig miteinander, was mich dazu veranlaßt 
hat, auch in der Volksschule das Englische - es kann auch eine andere moderne Fremd­
sprache sein - einzuführen und mit dem Latein und mit dem, was man bislang „höhere 
Schule" genannt hat, aufzuhören. Dann haben wir die Möglichkeit, daß wir die berühmten 
Übergänge in späterem Alter ermöglichen, was im allgemeinen als notwendig empfunden 
wird. Wir haben durch die höhere Schule diesen wahnsinnigen Ballast von Schülern haupt­
sächlich deshalb zu schleppen, weil der Abschluß von der höheren Schule sozusagen in den 
luftleeren Raum hineinführt. Es muß nicht nur der Übergang von links nach rechts, son­
dern auch von rechts nach links übrigbleiben. Dies ist am besten zu erreichen durch die 
Parallelisierung der Lehrpläne. Die Finanznot, die vor der Tür steht, von der sich Laien 
und weithin auch die Kommunen keine Vorstellung machen, wird uns eines Tages einfach 
dazu zwingen, hier einzusparen. Warum will man dann das 5. und 6. Schuljahr mit den 
vier ersten Jahren nicht einfach unter einem Dach zusammenlegen und unter einheitlicher 
Schulleitung mit einheitlichem Lehrkörper die sechsjährige Grundschule als Prinzip in 
dieser Weise weiterwachsen lassen? . . . 

Meine Damen und Herren, ich könnte noch sehr viel sagen; aber lassen Sie mich mit ein 
paar kleinen Anmerkungen schließen. Wenn wir hier zusammenkommen und miteinander 
über diese sehr schwerwiegenden nationalen Probleme diskutieren, dann werde ich ein 
gemischtes Gefühl nicht los: Einerseits freue ich mich und stelle mit Genugtuung fest, wie 
lebhaft diese Probleme hier behandelt werden, und wie man versucht, auf eine gemeinsame 
Basis zu kommen; auf der anderen Seite werde ich - und das ist wahrscheinlich ja das 
Stigma jeder Konferenz - den Verdacht nicht los, daß jeder sozusagen seinen Spruch 
ausgemacht hat, daß er sich die anderen Argumente zwar anhört, aber dann nach Hause 
geht und seine Politik im alten Sinne fortsetzt, wie wenn er sich gar nicht erst hier an den 
runden Tisch gesetzt hätte. Ich glaube, wenn wir in Deutschland weiterkommen wollen, 
müssen wir das Prinzip des Mit-dem-Kopf-durch-die-Wand-gehen-wollens aufgeben und 
sehen, daß in einem demokratischen Staat, der nicht einfach diktieren kann, das Grund­
prinzip jedes gesunden Lebens - die Jugend freilich hört das nicht gern! - der gesunde, 
positive Kompromiß ist. Wir müssen, wenn wir überhaupt koordinieren wollen, versu­
chen, jeder dem anderen etwas zu geben... 

Noch zum Abschluß: Ich empfinde es als ein etwas beschämendes Schauspiel, daß wir 
uns vom Ausland jetzt schulerzieherisch notwendige Maßnahmen und Organisationsfor­
men vorschreiben, möglicherweise sogar diktieren lassen sollen, die das Gesicht des Aus­
lands tragen, aber in Wirklichkeit aus deutschem Blut gezeugt sind. Meine Damen und 



284 Manfred Overesch 

Herren, wenn man sieht, was hier gemacht wird: es ist im Grunde nichts anderes als die 
Fortsetzung der großen Tradition unserer pädagogischen Reformatoren, vor allen Dingen 
Kerschensteiners. Der ganze Gedanke der Elastizierung der Oberschule ist eine typisch 
deutsche Erfindung. Es ist, um eine allgemeine politische Bemerkung zu machen, etwas 
Ähnliches mit den Gedanken, die 1917 und 1918 in die Weltdebatte hineingeworfen 
worden sind, die auch vom politisch völlig unerzogenen deutschen Volk als ein angeblich 
ausländisches Gewächs weit weggeschoben worden sind, anstatt daß wir uns sofort zum 
Wortführer der Ideen gemacht hätten, die hier zwar von Amerika an uns herangetragen 
wurden, die jedoch im Kopf eines großen deutschen Denkers entstanden sind, nämlich 
Kants, dessen Schrift „Vom ewigen Frieden" schon vor über hundert Jahren veröffentlicht 
worden ist. Das Beschämende besteht darin, daß die andern sagen: Macht das und das, das 
hat sich wunderbar bei uns bewährt - und dabei ist es bei uns gewachsen! Nehmen wir 
ihnen doch diese Genugtuung aus der Hand und stellen wir uns wirklich auf den Stand­
punkt, daß wir eine Schulreform brauchen, die aus eigener Schau heraus gestaltet wird. 
Dazu müssen wir die große Tradition der zwanziger Jahre der Weimarer Zeit prüfen. Auf 
dieser Ebene und gemeinsamen Linie bewegt sich die Forderung der sechsjährigen Grund­
schule. Wenn ich an 1848, an die Entstehung des Deutschen Lehrervereins denke, so ist 
das eine Grundforderung der deutschen Lehrerschaft... 

Bäuerle (Württemberg-Baden): Damit ist die Aussprache geschlossen. 

Dokument 2 

Entschließung 

I. 
Die in Stuttgart versammelten Erziehungsminister aller deutschen Länder haben zur Frage 
der Schulreform einstimmig folgende Entschließung gefaßt: 

Das gesamte Schulwesen bildet eine organische Einheit. 
Der äußere und innere Auf- und Ausbau der Schule muß im Geiste der Demokratie, der 

sozialen Gerechtigkeit, des Friedens und der Völkerverständigung erfolgen. 
Jedem Kind muß die Möglichkeit zur allseitigen Entfaltung seiner körperlichen, geisti­

gen und sittlichen Kräfte gegeben werden. Der Bildungsgang der Jugend darf nicht abhän­
gig sein von der sozialen und wirtschaftlichen Lage des Elternhauses. 

Bei aller Verschiedenheit des äußeren Bildungsweges müssen die Unterrichtsziele in den 
deutschen Ländern einander angeglichen werden. 

Die Leistungshöhe aller Schulen muß gesteigert werden; dabei ist besonderer Wert auf 
die Entwicklung der gemeinsamen Grundstufe und die Förderung des ländlichen und 
beruflichen Schulwesens zu legen. 

In bewußter Abkehr von der zurückliegenden Zeit muß das Ziel der Erziehung die 
Heranbildung des selbständig urteilenden, verantwortungsbewußt handelnden und guten 
Menschen für Beruf und Leben sein. 
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IL 
Ferner wurde auf die inneren und äußeren Notstände der deutschen Jugend eindringlich 
hingewiesen und dazu folgende Entschließung einstimmig gefaßt: 

Die Erziehungsminister stellen als Hemmnis für den Aufbau eines demokratischen 
Schulwesens folgende Mängel fest: Unzureichende Bekleidung und Ernährung, Mangel an 
Lehr- und Lernmitteln, Schulraumnot und fehlender Brennstoff und die katastrophalen 
Wohnverhältnisse mindern die Schulleistungen und steigern die sittliche Gefährdung der 
Jugendlichen. Um der Erziehungsnot zu steuern, muß auch die Zusammenführung der 
noch getrennten Familien und die Freilassung der noch in Kriegsgefangenschaft befindli­
chen Väter gefordert werden. 

In keiner Schulgattung soll die Schülerzahl einer Klasse mehr als 40 betragen. Die 
Erziehungsbeihilfen für alle Schularten sind in ausreichendem Maße zur Verfügung zu 
stellen. 

Zur genügenden Versorgung der Schulen mit Lehr- und Lernmitteln ist vermehrte Pa­
pierzuteilung erforderlich. Neue Schulbücher sind die Voraussetzung für die Erreichung 
neuer Erziehungs- und Leistungsziele und für einen geordneten Unterrichtsbetrieb. 

III. 
Ferner wurde noch zu der Frage des Schuljahrbeginns Stellung genommen: 

Die Mehrzahl der Länder hat den Schuljahrbeginn auf Herbst festgesetzt; es wird den 
andern Ländern empfohlen, zu prüfen, ob sie sich dieser Regelung anschließen können. 
Der Schulbesuch soll nicht vor Vollendung des 6. Lebensjahres beginnen. Es wird deshalb 
empfohlen, bei Herbstbeginn den Stichtag für die Vollendung des 6. Lebensjahres auf 
30. Juni festzusetzen und in Ländern mit Frühjahrsbeginn entsprechend zu verfahren. 
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DER WEG N A C H PANKOW 

Kolloquium des Instituts für Zeitgeschichte 

Am 23. November 1979 fand im Institut 
für Zeitgeschichte ein öffentliches Kollo­
quium über das Thema „Der Weg nach 
Pankow: Zur Gründungsgeschichte der 
DDR" statt. Unter der Leitung von Horst 
Möller (Institut für Zeitgeschichte) disku­
tierten Peter Bender (Westdeutscher Rund­
funk), Alexander Fischer (Universität 
Frankfurt), Wolfgang Leonhard (Yale Uni-
versity) Hermann Rudolph (Frankfurter 
Allgemeine Zeitung) und Hermann Weber 
(Universität Mannheim). Absicht des Kol­
loquiums war es, Gründe und Ziele der 
Proklamierung eines zweiten deutschen 
Teilstaates im Herbst 1949 herauszuarbei­
ten. Dabei sollten sowohl die innere Ent­
wicklung in der SBZ als auch die welt­
politischen Voraussetzungen der Teilung 
Deutschlands erörtert werden. 

Der Diskussionsleiter umriß die allge­
meinen historischen Voraussetzungen der 
Spaltung Deutschlands sowie die spezifi­
schen Bedingungsfaktoren der Entwicklung 
von der SBZ zur DDR und konzentrierte 
sich auf Konsequenzen, Mittel und Reso­
nanz der sowjetischen Deutschlandpolitik 
in der SBZ nach 1945. Dabei wurden 
grundlegende Differenzen zur uneinheitli­
chen Besatzungspolitik der Alliierten in den 
Westzonen deutlich. Es wurde erkennbar, 
daß die Sowjetunion sehr viel zielstrebiger 
auf eine separate Staatsgründung in ihrem 
Sektor hingearbeitet hatte als die West­
mächte und daß sie sich zu diesem Zweck 
schon sehr früh einer von ihr abhängigen 
politischen Kaderschicht bedienen konnte. 

Eine Reihe von Fragen wurden in den 
folgenden Beiträgen von den Referenten 
und in der sich daran anschließenden allge­
meinen Diskussion wieder aufgenommen. 
Alexander Fischer und Wolf gang Leonhard 
konzentrierten sich dabei auf die deutsch­

landpolitische Strategie und Zielsetzung 
der Sowjetunion. Die Wurzeln der sowjeti­
schen Politik verfolgten sie bis zum Beginn 
der 40er Jahre zurück. Leonhard bezeich­
nete die Gründung der DDR als „Ergebnis 
eines Ringens zweier sowjetischer Konzep­
tionen". Die absolute Priorität hatte seiner 
Interpretation zufolge die langfristige Zu­
sammenarbeit mit den Westmächten und 
das Eintreten für ein demokratisches Ge­
samtdeutschland. Zu dieser Konzeption 
existierte im Kreml bereits 1943 ein Alter­
nativplan, der auf die „Festigung der so­
wjetischen Vorherrschaft über die osteuro­
päischen Länder einschließlich der sowjeti­
schen Besatzungszone Deutschlands" ziel­
te. Unter Konzentrierung auf die außenpo­
litischen Überlegungen der Kreml-Führung 
arbeitete Leonhard drei Perioden der so­
wjetischen Deutschlandpolitik heraus (Mai 
1945 - Frühsommer 1947, Frühjahr 1947 
- Herbst 1948, Herbst 1948 - Oktober 
1949). In diesen Phasen vollzog sich aus 
innen- und außenpolitischen Gründen eine 
Akzentverschiebung der sowjetischen Poli­
tik zur zweiten Konzeption, nämlich der 
Erringung sowjetischer Vorherrschaft in 
Ost-Mitteleuropa. Leonhard kam zu dem 
Ergebnis: Die Gründung der DDR war we­
der Konsequenz eines langfristigen unver­
ändert festgehaltenen sowjetischen Plans 
seit 1943 noch eine bloße Gegenmaßnahme 
zur Konstituierung der Bundesrepublik 
Deutschland. Vielmehr sei die DDR-Grün­
dung Folge der schrittweisen Wandlung der 
Prioritäten der sowjetischen Weltpolitik, 
die sich aus inneren und äußeren Gründen 
ergeben habe. 

Alexander Fischer zufolge richtete sich 
die Politik der Sowjetunion anfänglich 
nicht auf Unterwerfung und Sowjetisie-
rung, sie war auch nicht Ausdruck eines 
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sowjetischen Separationswillens. Der So­
wjetunion sei es in Deutschland zunächst 
um die Besetzung gewisser Schlüsselposi­
tionen und um wirtschaftliche Ausbeutung 
im Rahmen alliierter Reparationspolitik 
gegangen. Fischer bescheinigte der sowjeti­
schen Deutschlandpolitik „ein ungewöhn­
lich hohes Maß an Flexibilität". So konnte 
die Kreml-Führung in der Deutschlandpoli­
tik situationsgemäß reagieren und sich 
auch eine Maximallösung im osteuropäi­
schen Sinn offenhalten. Nach Fischers An­
sicht betrachtete die Sowjetunion die DDR, 
deren Gründung Stalin als „Wendepunkt in 
der Geschichte Europas" bezeichnete, als 
Kern eines künftigen deutschen Einheits­
staates. Die Etablierung der DDR im Okto­
ber 1949 beurteilt Fischer in Übereinstim­
mung mit Dietrich Geyer als „eine Art Zwi­
schenbilanz auf dem Wege zur Wiederver­
einigung im kommunistischen Sinne". Her­
mann Weber verband die Frage nach der 
sowjetischen Außenpolitik mit der Frage 
nach der inneren Entwicklung der sowjeti­
schen Besatzungszone: Konnten die deut­
schen Kommunisten Einfluß auf die Besat­
zungspolitik nehmen? Von welchem Zeit­
punkt an war eine solche Einflußnahme 
möglich? Nach Auffassung Webers war 
dieser Zeitpunkt gekommen, als sich die 
Realisierung des Minimalkonzepts der so­
wjetischen Deutschlandpolitik abzuzeich­
nen begann. Dieses Konzept bestand in der 
Verankerung der sowjetischen Besatzungs­
zone im Machtbereich der Sowjetunion un­
ter vorläufigem Verzicht auf die Gründung 
Gesamtdeutschlands nach sowjetischen 
Vorstellungen: Bis 1955 hielt sich die So­
wjetunion, wie Weber feststellte, zwei We­
ge offen: einerseits den Ausbau der DDR 
im Ostblock, andererseits das „Ausspielen 
der Trumpfkarte DDR für eine gesamt­
deutsche Entwicklung". 

Die Diskutanten waren sich darüber ei­
nig, daß die Gründung der DDR 1949 kei­
neswegs bloße Reaktion auf die zuvor er­
folgte Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland gewesen ist, sondern langfri­
stig vorbereitet worden war und es sich da­
bei um einen komplexen Vorgang handelte. 
Auch wurde der These Ernst Noltes zuge­

stimmt, die DDR habe von Beginn an in 
weit geringerem Maße Provisoriumscha­
rakter besessen als die Bundesrepublik. 

Von dieser Einschätzung ging Hermann 
Rudolph aus, als er die Stufen der „Um­
gründungen" in der SBZ/DDR mit dem 
Prozeß der Staatsgründung im Westen ver­
glich und den definitiveren Charakter der 
DDR-Verfassung konstatierte. Die Verän­
derungen in der Staatlichkeit der DDR wa­
ren Rudolph zufolge nicht wie in der Bun­
desrepublik Konsequenz ökonomischer, 
gesellschaftlicher und politischer Wandlun­
gen, sondern „politisch gemeinte Akte ihrer 
Führung". 

Die mit gesamtdeutschem Anspruch auf­
tretende Volkskongreßbewegung und der 
für die politische Zielsetzung eingesetzte 
Antifaschismus breiter Kreise waren, wie 
Rudolph und Weber feststellten, Stationen 
auf dem Weg nach Pankow. Bereits vor der 
formellen Staatsgründung übernahm die 
SED schrittweise von der SMAD Machtpo­
sitionen und bereitete ein neues politisches 
System vor, in dem die SED Schlüsselposi­
tionen in Verwaltung, Justiz und Partei be­
setzte. 

Hermann Rudolph und Peter Bender 
fragten nach der Reaktion der Bevölkerung 
auf diese Vorgänge und versuchten die 
Voraussetzungen zu ergründen, die dazu 
führten, daß die Staatsgründung von Teilen 
der Bevölkerung akzeptiert wurde. Auch 
Peter Bender ging von der anfangs sogar 
politisch gegensätzliche Gruppierungen in­
tegrierenden Wirkung des „Antifaschis­
mus" aus und nannte als Ursachen die 
„Hoffnung auf ein besseres Deutschland", 
das in zahlreichen Remigranten repräsen­
tierte kulturelle Erbe und die anfangs er­
kennbare „Mischung von Kommunismus 
und Humanismus", die sich bei zahlreichen 
kommunistischen Intellektuellen in der 
Hoffnung auf einen eigenständigen deut­
schen Weg zum Kommunismus geäußert 
habe. 

In der außerordentlich anregenden Dis­
kussion wurden weitere Probleme der inne­
ren Entwicklung der SBZ von 1945-1949 
diskutiert und nachdrücklich die Einbezie­
hung der ökonomischen Faktoren in künf-
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tige Forschungen über die Geschichte der 
deutschen Spaltung gefordert (Knut Bor-
chardt), beispielsweise wurde die Frage ge­
stellt, welche Wirkung die Währungsre­
form in diesem Zusammenhang gespielt 
habe. In den meisten Diskussionsbeiträgen 
dominierten Themen wie die außenpoliti-

Im Frühjahr 1980 erscheint im Verlag 
K. G. Saur, München - New York - Lon­
don - Paris, der erste Band des Biographi­
schen Handbuchs der deutschsprachigen 
Emigration nach 1933, das seit 1972/1973 
gemeinsam vom Institut für Zeitgeschichte 
München und der Research Foundation for 
Jewish Immigration, Inc. in New York er­
arbeitet worden ist. Das Projekt wurde 
durch großzügige finanzielle Förderung des 
Bundesministers für Forschung und Tech­
nologie, der Deutschen Forschungsgemein­
schaft und seit 1979 auch des National En-
dowment for the Humanities ermöglicht. 
Die Leitung obliegt Dr. Werner Röder (IfZ) 
und Prof. Dr. Herbert A. Strauss (RFJI), die 
hervorragenden Anteil am Gelingen dieses 
Projekts haben. 

Der erste, zum größten Teil im Institut 
für Zeitgeschichte vorbereitete Band ent­
hält annähernd 4000 biographische Eintra­
gungen über Emigranten, die in Politik, 
Wirtschaft und öffentlichem Leben tätig 
waren. Der zweite Band, der ungefähr zur 
Hälfte von der Research Foundation for Je­
wish Immigration erstellt wird, umfaßt mit 
einer ungefähr gleichen Zahl von Emigran­
ten die Bereiche Wissenschaft, Literatur 
und Publizistik, er wird 1981/82 zunächst 
in englischer Sprache publiziert werden. 
Die im IfZ verfaßten ca. 2000 Eintragun­
gen des Bandes II liegen bereits im Manu­
skript vor. 

Diese etwa 8000 biographischen Artikel 
beider Bände wurden aus einer Daten­
sammlung von über 25000 Personen aus­
gewählt, die von der Münchener und der 

schen Konstellationen und die Interpreta­
tion der sowjetischen Deutschlandpolitik. 
Die Beiträge des Colloquiums wird das In­
stitut für Zeitgeschichte voraussichtlich im 
Sommer 1980 veröffentlichen. 

Horst Möller 

New Yorker Arbeitsstelle als Materialbasis 
in der ersten Phase des Projekts zusammen­
gestellt worden ist. Die Handbuchartikel 
sind je nach Quellenlage mehr oder minder 
umfangreich, sie umfassen zwischen zehn 
Zeilen und zehn Druckseiten. Der voraus­
sichtlich 1982 erscheinende zweisprachige 
Indexband, mit dessen Vorbereitung das 
IfZ bereits begonnen hat, enthält ein Ge­
samtverzeichnis der in beide Bände aufge­
nommenen Personen sowie mehrere Spe-
zialregister über die Berufe der Emigranten, 
ihre Aufenthalts- und Niederlassungslän­
der, Verzeichnisse der Parlaments- und Re­
gierungsmitglieder sowie der Nobelpreis­
träger. 

Zwar erfüllt das Biographische Hand­
buch auch die Zwecke eines WHO IS 
WHO? der deutschsprachigen Emigration, 
doch ist dies nur ein Nebenertrag des Wer­
kes, in dem in erster Linie neue Forschungs­
ergebnisse präsentiert werden. Dieser Neu­
igkeitswert konnte nur durch jahrelange in­
tensive Recherchen in Archiven, Bibliothe­
ken und bei Behörden erreicht werden. 
Umfangreiche Befragungsaktionen bei ehe­
maligen Emigranten, ihren Verwandten, 
Bekannten und Kollegen waren notwendig, 
um diese Datensammlung systematisch 
auszubauen. 

Schon jetzt ist abzusehen, daß das Bio­
graphische Handbuch und die Datensamm­
lung, die nach endgültigem Abschluß des 
Projekts in München und New York wis­
senschaftlichen Benutzern zugänglich sein 
wird, unentbehrliche Grundlage künftiger 
Emigrationsforschung historischer, sozial-

BIOGRAPHISCHES HANDBUCH 
DER DEUTSCHSPRACHIGEN EMIGRATION N A C H 1933 
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wissenschaftlicher, literatur- und wissen­
schaftsgeschichtlicher Disziplinen werden. 

Ziel des Biographischen Handbuchs ist 
es, einen repräsentativen Teil der wegen ih­
rer jüdischen Herkunft oder aus politischen 
Gründen zur Emigration aus Deutschland, 
Österreich und den deutschsprachigen Re­
gionen der Tschechoslowakei gezwunge­
nen mehr als fünfhunderttausend Men­
schen zu dokumentieren. Die spezifischen 
Aspekte der Geschichte des Exils und der 
Akkulturation in den jeweiligen Immigra­
tionsländern waren für die Datenauswer­
tung gleichermaßen richtungsweisend. 

Das Handbuch macht deutlich: Alle 
Schichten der damaligen Gesellschaft wa­
ren vom Zwang zur Auswanderung betrof­
fen, doch waren die Eliten aus Wissen­
schaft, Literatur, Kunst, Publizistik und 
den Freien Berufen unter den Emigranten 
überdurchschnittlich stark vertreten. Der 
außerordentlich große kulturelle Verlust 
Deutschlands durch diese Emigration ist 
oft betont worden, er wird hier systema­
tisch und spezifisch belegt. In kaum ge­
ringerem Maße wird der Gewinn für die 
Aufnahmeländer erkennbar, wenngleich 

Dank der Finanzierungshilfe der Stiftung 
Volkswagenwerk im Rahmen ihres neuen 
Förderungsschwerpunktes „Deutschland 
nach 1945" (vgl. die Ausführungen von 
Wolfgang W. Wittwer in dieser Zeitschrift 
27 [1979], S. 151 ff.) konnte das IfZ am 
1. Oktober 1979 mit den Arbeiten seines 
neuen Forschungsprojekts „Politik und Ge­
sellschaft in der US-Zone 1945-1949" be­
ginnen. Das auf fünf Jahre kalkulierte For­
schungsvorhaben soll in zwei Abschnitten 
mit jeweils unterschiedlicher Akzentset­
zung bewältigt werden. Im ersten Abschnitt 
ist eine dokumentennahe exemplarische 
Beschreibung der Wirklichkeit des deut­
schen politischen, gesellschaftlichen, öf­
fentlichen und kulturellen Lebens unter den 

vielerlei - oft berufsspezifische - Probleme 
die Eingliederung in andere Länder er­
schwerten und die Akkulturation zu den 
komplexen Problembereichen künftiger 
Forschung gehören dürfte. Die hier veröf­
fentlichten biographischen Angaben über 
politische Emigranten, ihre publizistische 
und organisatorische Tätigkeit im Exil, die 
politische Arbeit nach der Rückkehr nach 
Deutschland seit 1945 bieten eine Fülle von 
Material zum politischen Widerstand ge­
gen die nationalsozialistische Herrschaft, 
zur erzwungenen Wanderungsbewegung 
selbst sowie zum Neuaufbau der Bundesre­
publik Deutschland, Österreichs und der 
DDR. 

Sozial- und Kulturgeschichte der Emigra­
tion auf biographischer Grundlage: Das ist 
die Intention dieses Fundamentalwerkes, 
mit dem Kärrnerarbeit geleistet wurde, zu­
gleich aber Probleme, Möglichkeiten und 
Ziele interdisziplinärer Emigrationsfor­
schung aufgezeigt und Wege gewiesen 
werden. 

Horst Möller 

Bedingungen der amerikanischen Besat­
zung und der massiven Kriegsfolgenproble­
me beabsichtigt. Deutsch-amerikanische 
Beziehungsgeschichte, die Wirkungsge­
schichte der Besatzung, deutsche Bewußt­
seinsgeschichte und die autochthonen deut­
schen politischen oder kulturellen Neu­
gründungs- und Neuordnungsinitiativen 
sollen in ihrer lokalen und sozialspezifi­
schen Konkretheit beispielhaft dokumen­
tiert werden; ebenso die Verhaltensformen 
und Interessenkonflikte, hervorgerufen 
durch Evakuierte und Flüchtlinge, dis-
placed persons und die Entnazifizierung 
auf kommunaler Ebene. Im zweiten Ab­
schnitt des Projekts ist die Untersuchung 
und Darstellung verfassungs- und ord-
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nungspolitischer Diskussionen und Ent­
scheidungen in einigen wichtigen Teilberei­
chen von Staat und Gesellschaft geplant 
(Länderverfassungsgebung, Kommunalver­
fassung, Neuordnung des Schulwesens, der 
Justiz u. a.). Das Projekt ist regional be­
grenzt auf die drei süddeutschen Länder 
der ehemaligen US-Zone (Bayern, Würt­
temberg-Baden, Hessen) und zeitlich auf 
die Jahre der Besatzung bis zur Gründung 
der Bundesrepublik. Demgemäß wird sich 
die thematische und methodische Akzentu­
ierung des Projekts an Gegenständen orien­
tieren, deren Erforschung in solchem zona­
len und zeitlichen Rahmen sinnvoll ist. 

Unter Leitung des Direktors des IfZ ar­
beiten drei Wissenschaftler, Dr. Christoph 
Weisz (Geschäftsführung), Dr. Klaus-Diet­
mar Henke und Dr. Hans Woller, an dem 
Projekt, dessen Ergebnisse in mehreren Pu­
blikationen vorgelegt werden sollen. Das 
IfZ wird daneben bemüht sein, außerhalb 
des Instituts im Gange befindliche oder in 
Gang kommende einschlägige wissen­
schaftliche Arbeiten mittelbar oder unmit­
telbar an dieses Vorhaben zu binden. In be-
zug auf den ersten Projektabschnitt ist es 
besonders an allen Informationen über lo­
kalgeschichtliche Arbeiten innerhalb der 
ehemaligen amerikanischen Besatzungszo­
ne interessiert. 

Eine wesentliche Voraussetzung für das 
Projekt ist die inzwischen weit gediehene 
Verzeichnung und Verfilmung der Akten 
der amerikanischen Militärregierung in 
Deutschland, die im Einvernehmen mit den 
National Archives (Washington) vom Bun­
desarchiv, den Staatsarchiven im ehemali­
gen amerikanischen Besatzungsgebiet, dem 
Institut für Zeitgeschichte, dem Zentralin­
stitut für Sozialgeschichtliche Forschung 
(FU Berlin) und dem „Arbeitskreis Ruhr" 
(Bochum/Dortmund) in einem erfolgrei­
chen „Joint venture" mit Unterstützung der 
Stiftung Volkswagenwerk auf den Weg ge­
bracht wurde. Ein besonderer methodi­
scher Reiz des auf dieser Quellengrundlage 
aufbauenden neuen Forschungsprojekts 
liegt in der gleichzeitigen Auswertung und 
Gegenseitigkeitsbeleuchtung der amerika­
nischen und deutschen Quellen. Bei der er­

sten Stufe des Projekts geht es dabei vor 
allem um die zahlreichen Situations- und 
Stimmungsberichte, Memoranden und La­
gebeurteilungen deutscher und amerikani­
scher Behörden verschiedenster Ressort­
provenienz. Der Erfolg des Projekts hängt 
wesentlich davon ab, daß es gelingt, neben 
der amerikanischen die deutsche Überliefe­
rung der drei Länder der ehemaligen ameri­
kanischen Zone in ebenso breiter Form zu­
gänglich zu machen und auszuwerten. Das 
IfZ ist hierbei auf die Zusammenarbeit mit 
den Staatsarchiven dieser Länder in beson­
derem Maße angewiesen. Um einen ersten 
Überblick über die deutsche Quellenlage zu 
gewinnen, wurden zwischen Juli 1979 und 
Januar 1980 in Darmstadt, Stuttgart und 
München ausführliche Besprechungen mit 
den Leitern und Vertretern der Staatsarchi­
ve Hessens, Baden-Württembergs und Bay­
erns abgehalten. Die Gesprächseinladung 
des IfZ traf bei den Vertretern der Archive 
auf reges Interesse und große Koopera­
tionsbereitschaft. Da die deutsche Akten­
überlieferung der unmittelbaren Nach­
kriegszeit, wie sich schon bei den ersten In­
formationsgesprächen zeigte, vor allem in 
Hessen und in Bayern z. T. sehr gestört und 
fragmentarisch ist und sich hier auch längst 
nicht alle einschlägigen Bestände schon in 
den Archiven befinden, werden die Quel-
lenrecherchen im Rahmen des Projekts da­
zu beitragen können, die Information über 
den Überlieferungsstand und dessen archi­
vische Sicherung zu verbessern. Ein beson­
deres Problem für die Erforschung der 
Nachkriegszeit ergibt sich in Bayern, im 
Gegensatz zu Hessen und Baden-Württem­
berg, dadurch, daß die staatlichen Akten 
der Jahre 1945-1949 noch nicht grund­
sätzlich für die Forschung freigegeben sind 
und jeweils noch Einzelgenehmigungen für 
die Benutzung eingeholt werden müssen; 
gleichwohl steht zu hoffen, daß auch in 
Bayern in der nächsten Zeit eine for­
schungsgünstigere allgemeine Regelung er­
reicht wird. 

Mit dem Projekt über die US-Zone will 
das IfZ Untersuchungen auf diesem Gebiet 
nicht monopolisieren, sondern im Gegen­
teil zu Forschungsanstrengungen in ähnli-
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cher Richtung auch außerhalb des Instituts 
anregen. Schon die bisherigen Projekterfah-
rungen haben aber gezeigt, wie wichtig der 
gründliche Informationsaustausch zwi­
schen allen parallel arbeitenden zeitge­
schichtlichen Forschern ist, aus dem sich im 
Einzelfall auch Kooperationsverhältnisse 

ergeben können. Zu solcher gegenseitiger 
Information und gegebenenfalls Zusam­
menarbeit lädt das Institut alle infrage 
kommenden Historiker, Politik- und So­
zialwissenschaftler herzlich ein. 

Martin Broszat 


	vfz_1980_2.JPG
	1980_2_0_inhalt.pdf
	1980_2_1_di nolfo.pdf
	1980_2_2_feldman.pdf
	1980_2_3_orde.pdf
	1980_2_4_overesch.pdf
	1980_2_5_notizen.pdf

